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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / TICKER





WALD/409: Hambacher Forst - Spiel mit falschen Karten ... (Antje Grothus)

Statement von Antje Grothus zur Bund-/Länder-Einigung über den Hambacher
Wald

Skandal: Hambacher Wald erneut in Gefahr



Buir-Berlin, 19.02.2020. "Die vorliegende Bund-/Länder-Einigung zum
Kohleausstieg ist nicht nur nicht die eins zu eins Umsetzung des
Minimalkompromisses der Kohlekommission. Sie weicht in essentiellen Punkten
sogar massiv davon ab. Die Empfehlung "Der Erhalt des Hambacher Waldes ist
wünschenswert" wurde aufgeweicht und umformuliert in "Durch diesen
Stilllegungspfad wird erreicht, dass der Hambacher Forst gemäß Empfehlung
der WSB-Kommission entgegen der bisherigen Genehmigungen nicht für den
Tagebau in Anspruch genommen wird." Trotz der Zahlung von 2.4 Mrd. Euro an
Entschädigungen an den Kohlekonzern ermöglichen die Bundesregierung und
Armin Laschet mit dieser Formulierung in Zukunft RWE sowohl weitere
Rodungen des alten Stieleichen-Hainbuchen-Maiglöckchen Waldes als auch das
Abtragen von Waldboden für Rekultivierungen. Am Wochenende veröffentlichten
die Aachener Nachrichten eine Grafik, die zeigt, dass RWE darüber hinaus
beabsichtigt den noch 500 ha großen Rest des ehemals 4.500 ha großen Waldes
zu umfahren und ihn zu einer Insel im Tagebau Hambach zu reduzieren. Ein
Sprecher von Armin Laschet sagte dazu, der Wald werde "nicht für den
Tagebau in Anspruch genommen", der Rest sei Sache von RWE.

Dass "Hambi bleibt" ist somit längst nicht mehr sicher. Wir haben keinerlei
Vertrauen mehr in die Landes- und Bundesregierung, die diesen schmutzigen
Deal mit dem Kohlekonzern RWE ausgehandelt hat. RWE stellt seine
Unglaubwürdigkeit immer wieder erneut unter Beweis. Uns gegenüber und auch
öffentlich hat der Konzern immer wieder behauptet es sei "technisch
unmöglich, um den Wald herumzubaggern".

Diese Einigung auf höchster politischer Ebene ist unverantwortlich,
demokratieschädigend und befeuert die gesellschaftlichen Konflikte um
Kohle, Wald und Dörfer. Wir werden den 10. Mai 2020, den sechsten
Geburtstag der Waldspaziergänge von Michael Zobel und Eva Töller nutzen, um
deutlich zu machen, dass wir diese skandalöse Entwicklung nicht hinnehmen
werden."


Hintergrund:

Seit acht Jahren kämpfen Waldbesetzer*innen, Bürger*inneninitiativen mit
Menschen aus der Region, der BUND NRW und die Klimabewegung für den Erhalt
des schützenswerten Hambacher Waldes. Während der Arbeit der
Kohlekommission gab es im Herbst 2018 Massenproteste von Bürger*innen, der
Klimabewegung und Klimaschutz- und Umweltorganisationen für den Erhalt des
Hambacher Waldes. Zwischen September und November 2018 protestierten dort
über 100.000 Menschen; 50.000 waren es allein am 6. Oktober 2018, dem Tag
der Demo "Wald retten, Kohle stoppen". In Umfragen sprachen sich 80 % aller
Nordrhein-Westfalen gegen die Zerstörung des Waldes aus. Bundesweit
erwarten über 80 %, dass die Bundesregierung den Hambacher Wald dauerhaft
rettet und knapp drei Viertel (72 Prozent) der Befragten wollen die von RWE
geplante Umsiedlung und damit einhergehende Zerstörung weiterer Dörfer
stoppen.

Vertreter*innen von Umweltverbänden, der betroffenen Anwohner*innen,
Wissenschaftler und Klimaschützer*innen in der Kommission nutzten diesen
gesamtgesellschaftlichen Rückenwind um den Erhalt des Hambacher Waldes in
den Empfehlungen der Kommission festzuschreiben. Alle berufenen
Kommissionsmitglieder stimmten dem zu, obwohl es noch fünf Monate vorher
geheißen hatte der Hambacher Wald falle nicht in das Mandat der Kommission.


Weitere Infos:

https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/B/bund-laender-einigung-zum-kohleausstieg.pdf?__blob=publicationFile&v=8

www.hambachfrau.de

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 19.01.2020

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. Januar 2020 
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KOHLEALARM/689: Klimakampf und Kohlefront - es reicht einfach nicht ... (BUND)

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Kommentar vom 21. Januar 2020

Bundesregierung gefährdet mit Kohle-Politik gesellschaftlichen
Frieden



Anlässlich der heutigen Stellungnahme der ehemaligen Mitglieder der
Kommission Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung (KWSB), erklärt Olaf
Bandt, Vorsitzender des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND):

"Aus unserer gesellschaftlichen Verantwortung heraus haben wir in der
Kohle-Kommission mitverhandelt und den Minimalkonsens schweren Herzens
mitgetragen: mit dem Ziel einer klimapolitischen Verbesserung und eines
sozialverträglichen Strukturwandels. Die Bundesregierung hat diesen
Kompromiss einseitig aufgekündigt und setzt damit den gesellschaftlichen
Frieden aufs Spiel. Sie verschiebt die drängenden Abschaltungen auf den
spätestmöglichen Zeitpunkt, Datteln 4 soll ans Netz gehen, an 
Kraftwerks-Betreiber sollen unnötige hohe Entschädigungen fließen und im Bundesgesetz
soll zementiert werden, dass auch heute noch Dörfer der Kohle geopfert
werden.

Das ist eine schallende Ohrfeige für alle Menschen, die bereit waren
gesellschaftliche Kompromisse einzugehen. So verschärft die Bundesregierung
erneut den gesellschaftlichen Streit und handelt gegen nationale und
internationale selbst gesetzte Klimaziele. Wir werden dieses
klimapolitische Versagen nicht akzeptieren. Wir werden den
gesellschaftlichen Protest zum Kraftwerk Datteln fortsetzen und in die
Dörfer tragen. Wir werden für einen klimaverträglichen Kohleausstieg bis
spätestens 2030 kämpfen."


Hintergrund:

Bis 2025 setzt die Bundesregierung laut aktuell bekanntem Entwurf des
Kohleausstiegsgesetzes nur auf Freiwilligkeit der Kraftwerksbetreiber.
Melden sich nicht genug für Abschaltungen, gehen weniger Gigawatt vom Netz
als geplant. Ein ordnungsrechtlicher Pfad, der dies regeln würde, ist erst
ab 2025 vorgesehen. Der Steinkohleausstieg 2038 kann lediglich um zwei
Jahre vorgezogen werden, Braunkohle gar nicht. Um die Klimaziele zu
erreichen, bleibt aber nur ein frühestmöglicher Ausstieg: bis 2030.

Das Kohleausstiegsgesetz geht zurück auf den Abschlussbericht der
Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung" (Kohlekommission)
vom Januar 2019. Die Kommission bestand aus Vertreterinnen und Vertretern
aus Wirtschaft, Gewerkschaften und Umweltverbänden sowie aus Anwohnenden
der Kohlereviere.


Die Stellungnahme der Kommission Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung ist zu finden unter: 

www.bund.net/kohlekommission-stellungnahme

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) -

Friends of the Earth Germany

Kaiserin-Augusta-Allee 5, 10553 Berlin

Telefon: (030) 275 86-40, Fax (030) 275 86-440

E-Mail: bund(at)bund.net

Internet: https://www.bund.net



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Januar 2020 
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KOHLEALARM/688: Klimakampf und Kohlefront - Verschleierungstaktik ... (Hambacher Forst)

Hambacher Forst - Presseerklärung vom 17. Januar 2020



Gestern hat uns die Nachricht erreicht, dass die deutsche
Bundesregierung entschieden hat, dass der Hambacher Forst nicht gerodet
werden soll. Dies ist eine Erklärung des Hambacher Forst Presseteams:

Wir interpretieren das als Teil einer politischen Strategie mit dem
Ziel, die Waldbesetzung zu delegitimieren. In den folgenden Punkten
wollen wir klarstellen, dass das ein Angriff auf die
Klimagerechtigkeitsbewegung ist. Mike aus dem Hambacher Forst sagt: "Ich
kann nicht akzeptieren, dass der Hambacher Forst als Vorwand benutzt
wird, die andauernde ökozidale und imperialistische Politik des
deutschen Staates zu verschleiern".

Der Hambacher Forst ist nicht, wie die Regierung sagt, gerettet. Der
neue vorgeschlagene Plan von RWE würde aus dem Wald eine Insel
machen in der Grube, gegen die wir seit langem kämpfen. Das Ökosystem
des 12.000 Jahre alten Waldes stirbt, weil immer noch Grundwasser
abgepumpt wird. Wenn RWE den Plan umsetzt und um den Wald herum baggert,
wird sich die Situation drastisch verschlimmern. Wenn die Abbruchkante,
welche jetzt noch etwa 50 Meter vom Wald entfernt ist, nicht vorher
einstürzt, wird der Wald verdursten. Ausserdem muss das Ökosystem Wald
mit der Aussenwelt verbunden sein. Das gilt besonders für den Hambacher
Forst, welcher nur ein Zehntel seiner ursprünglichen Größe hat. Wir
brauchen nicht auszuführen, wie wahnwitzig es ist, dass RWE 2,6
Milliarden Euro gezahlt bekommt für die Zerstörung von Dörfern und
Lebensräumen.

Unser Protest richtet sich nicht nur gegen die Zerstörung des Waldes, es
geht auch darum, jetzt mit der Kohle aufzuhören, und es gibt viele
weitere Gründe, warum die Besetzung im Hambacher Forst ein
Kristallisationspunkt in der Klimagerechtigkeitsbewegung und der
radikalen Linken ist. Der Kampf im Hambacher Forst ist ein Symbol im
Kampf gegen den Klimawandel, deswegen fordern wir den sofortigen
Kohleausstieg.

Der neue Vorschlag ist sogar noch fataler als der der Kohlekommission.
Er torpediert das Klimaabkommen von Paris. Das endgültige Ausstiegsdatum
2045 ist völlig inakzeptabel. Es ist auch viel zu spät, wenn RWE die
Kraftwerke in NRW erst 2038 abstellt, während die Energiefirma Uniper
die Genehmigung bekommen hat, Blutkohle aus Kolumbien und Russland zu
verbrennen in dem neuen Kraftwerk Datteln4.

Aktivistin Nika sagt: "Wir brauchen nicht den Wechsel von Braunkohle zu
Blutkohle. Wir brauchen einen radikalen Systemwechsel jetzt".

Der Kampf um eine bessere Zukunft für uns alle war schon immer
solidarisch mit denen, die direkt betroffen sind. Wir werden die
Entscheidung nicht akzeptieren, dass die Dörfer bei Garzweiler 2
abgerissen werden. Wie wir für den Hambacher Forst kämpfen, so
solidarisch sind wir mit denen, die um ihren eigenen Lebensraum kämpfen.
Sei es im Rheinland, Russland, Kolumbien oder sonstwo. Kapitalismus löst
keine Probleme, er erschafft nur neue. Der Druck auf den Hambacher Forst
mag reduziert sein, aber er steigt woanders. Das ist ganz klar ein
Versuch, ein Symbol zu befrieden und auszuhöhlen. Wir schlagen deshalb
vor, die subversive Energie über den Hambacher Forst hinauszutragen.

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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KOHLEALARM/687: Klimakampf und Kohlefront - zu langsam, der Start ... (BEE)

Bundesverband Erneuerbare Energie e.V. - Statement vom 16.01.2020

Beschlossener Kohleausstiegspfad ist zu zögerlich für ein
Energiewende-Land; Ausbaupfade für Erneuerbare Energien bis 2030 lassen
weiter auf sich warten



Berlin - Statement von Dr. Simone Peter, Präsidentin des Bundesverbands
Erneuerbare Energie (BEE), zum heute bekannt gewordenen Kohleausstiegsplan
der Bundesregierung:

"Nach langem Warten liegen die Eckpunkte für den Kohleausstieg nun endlich
vor. Ein verlässlicher Rechtsrahmen für den Ausstieg aus der
klimaschädlichen Stein- und Braunkohle war überfällig. Leider bleibt dieser
hinter den Empfehlungen der Kommission Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung (Kohlekommission) zurück. Dennoch sendet er ein deutliches
Signal an Betreiber und Investoren: Das Zeitalter der Kohleverstromung in
Deutschland ist vorbei.

Mit Blick auf die Klimaschutzziele, die Modernisierung der
Energiewirtschaft und des Industriestandortes Deutschland sind die jetzt
festgelegten Schritte jedoch zu zaghaft. Das ist ein zögerliches Signal für
ein Energiewende-Land, das dem Klimaschutz gemäß dem Paris-Abkommen ebenso
verpflichtet ist.

Mit diesem Ausstiegsplan werden die notwendigen Treibhausgasreduktionen zur
Erreichung der deutschen Klimaschutzziele verfehlt. Das ist bereits heute
absehbar. Auch aufgrund des Klimaschutzgesetzes und der darin enthaltenen
Treibhausgasminderungsziele, deren Erreichung jährlich zu überprüfen ist,
ist erkennbar, dass der heutige Kompromiss nachverhandelt werden muss.
Braunkohleverstromung wird im Jahr 2035 und darüber hinaus nicht mehr
rentabel sein. Der Strommarkt wird durch die Effekte aus dem Europäischen
Emissionshandel marktseitig dafür sorgen, dass der Ausstieg schneller
erfolgen wird. Die Politik gaukelt den Arbeitnehmern in den betroffenen
Regionen falsche Tatsachen vor.

Wichtig ist es jetzt, dass das von der Kohlekommission nochmals bekräftige
Ziel der Bundesregierung, Erneuerbare Energien in der Stromversorgung bis
2030 auf 65 Prozent zu steigern, jetzt rasch mit einem verlässlichen
Ausbaupfad unterlegt wird. Ohne ambitioniertere Ausbaupfade für Wind-,
Solar- und Bioenergie, Wasserkraft und Geothermie, die kurzfristige
Beseitigung der Deckel bei Photovoltaik, Offshore-Wind und flexibilisierter
Biomasse sowie die Vermeidung neuer Hürden, wie pauschale
Abstandsregelungen bei der Windkraft, droht eine Ökostromlücke in der
Stromversorgung.

Gerade auch für die vom Strukturwandel betroffenen Regionen bietet die
Investition in saubere Technologien - von Erneuerbare-Energien-Anlagen über
Speicher bis zu PtX-Anlagen - eine nachhaltige Perspektive, denn die
notwendige Infrastruktur ist vorhanden. Mittel aus dem
Strukturstärkungsgesetz sollten hierfür gezielt eingesetzt werden. Hier
bietet sich die Chance, mit bestmöglicher Beteiligung und Teilhabe der
Bürgerinnen und Bürger, Modellregionen der Energiewende zu schaffen."

Als Dachverband der Erneuerbare-Energien-Branche in Deutschland bündelt der
BEE die Interessen von 55 Verbänden, Organisationen und Unternehmen mit 30
000 Einzelmitgliedern, darunter mehr als 5 000 Unternehmen. Zu unseren
Mitgliedern zählen u. a. der Bundesverband WindEnergie, der Bundesverband
Solarwirtschaft, der Fachverband Biogas und der Bundesverband Deutscher
Wasserkraftwerke. Wir vertreten auf diese Weise 316 000 Arbeitsplätze und
mehr als 3 Millionen Kraftwerksbetreiber. Unser Ziel: 100 Prozent
Erneuerbare Energie in den Bereichen Strom, Wärme und Verkehr.

 * 

Quelle:

Bundesverband Erneuerbare Energie e.V.

Invalidenstraße 91, 10115 Berlin

E-Mail: presse@bee-ev.de

Telefon: 030 2758170 - 16, Fax: 030 2758170 - 20

Internet: www.bee-ev.de
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KOHLEALARM/686: Klimakampf und Kohlefront - Profiteure der Not ... (Umweltgruppe Cottbus)

Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 16. Januar 2020

Zu wenig Klimaschutz, zu viel Entschädigung an Konzerne

Neue Kohleabbaugebiete in der Lausitz aber nicht mehr begründbar



Cottbus/Berlin - Das Umweltnetzwerk GRÜNE LIGA bewertet den heute
veröffentlichten Abschaltplan der Braunkohlenkraftwerke als
klimapolitisches Einknicken der Bundesregierung vor den
Kraftwerksbetreibern. Der Plan beendet jedoch die Diskussion um neue
Abbaugebiete in der Lausitz. Für die Tagebauen Welzow-Süd II und
Nochten-Sonderfeld gibt es keinen Bedarf an Kohle mehr.

"Der zwischen Regierung und Konzernen ausgehandelte Abschaltplan tritt das
Ergebnis der Kohlekommission mit Füßen. Während der Kommissionsbericht Wert
auf einen stetigen Abbau der Kraftwerkskapazitäten legt, sollen jetzt fast
alle Braunkohlekraftwerke kurz vor 2030 oder kurz vor 2039 abgeschaltet
werden. Das bedeutet einen massiven Mehrausstoß von Treibhausgasen."
kritisiert René Schuster von der GRÜNEN LIGA.

Schuster kritisiert auch die Zahlung von Entschädigungen an die
Kraftwerksbetreiber: "Es ist völlig unklar, wofür der EPH-Konzern
Milliardenentschädigungen bekommen soll. Schon vor jeder Diskussion um den
Kohleausstieg war klar, dass die älteren Lausitzer Kraftwerksblöcke im Jahr
2030 vom Netz sein werden. Dafür Entschädigungen an die Milliardäre Kellner
und K?etinsk� zu zahlen ist reine Verschwendung von Steuergeldern."

Da der Abschaltplan jedoch einen maximalen Kohlebedarf der Lausitzer
Kraftwerke bis 2038 festschreibt, sollte die Diskussion um neue
Abbaugebiete nun endlich beendet sein. René Schuster dazu:

"Mit dem vorgelegten Abschaltplan lässt sich weder der Tagebau Welzow-Süd
II noch der Aufschluss des Sonderfeldes Mühlrose begründen. Das Auslaufen
der Tagebaue Welzow und Nochten ohne diese neuen Abbaugebiete muss jetzt
endlich konkret geregelt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16.01.2020

GRÜNE LIGA Bundeskontaktstelle Braunkohle

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/685: Klimakampf und Kohlefront - faule Kompromisse ... (ClientEarth)

ClientEarth - Pressestatment vom 16. Januar 2020

Kohleausstieg: 

Jurist*innen von ClientEarth reagieren auf Pläne der Bundesregierung



Berlin - Rechtlich fragwürdig, kurzsichtig und ein klimapolitischer Flop:
Die Jurist*innen von ClientEarth reagieren auf die Pläne der
Bundesregierung zum Kohleausstieg.

Die Bundesregierung hat heute Details zum geplanten Kohleausstieg
veröffentlicht. Die Jurist*innen von ClientEarth - Anwälte der Erde sind
von den Inhalten schockiert und verurteilen die Pläne aufs Schärfste.

Prof. Dr. Hermann Ott, Leiter von ClientEarth Deutschland, sagte hierzu:
"Die Bundesregierung ignoriert sämtliche Warnungen. Diese Pläne für einen
Kohleausstieg kommen wie aus einem Paralleluniversum, während Australien
brennt und die Ozeane sich aufheizen."

"Im Jahr 2038 könnte Deutschland immer noch eine Leistung von beinahe 6 GW
aus Kohle erzeugen - dabei ist ein kompletter Kohleausstieg bis 2030 der
einzige Weg, um die schlimmsten Auswirkungen des Klimawandels zu vermeiden
und um das Pariser Abkommen einzuhalten."

"Die Regierung hat außerdem anscheinend kein Interesse, das Zuhause der
Menschen rund um den gigantischen Tagebau Garzweiler zu retten. Dessen
Betreiber RWE beharrt weiterhin auf einer Erweiterung. Dagegen werden sich
die Anwohner*innen nun vor Gericht wehren müssen - und die Chancen auf
Erfolg stehen hierbei angesichts des fortschreitenden Klimawandels gut."

"Und als ob das noch nicht genug wäre, wurden den Energiekonzernen, die für
die nächsten 18 Jahre weiter freudig Deutschland und den ganzen Planeten
mit ihrer klimaschädlichen Kohle verdrecken wollen, auch noch staatliche
Entschädigungssummen in Milliardenhöhe versprochen."

"Das ist nicht nur unmoralisch sondern womöglich unrechtmäßig: Die
Entschädigungszahlungen sind noch keine beschlossene Sache, denn die
Europäischen Kommission wird sie anhand strenger Kriterien auf verbotene
Beihilfe prüfen."

"Diese Pläne der Bundesregierung sind ein absoluter Fehlschlag, ein aus
juristischer Perspektive erschreckend kurzsichtiger Schachzug und eine
Beleidigung für all diejenigen, die die verheerenden Auswirkungen des
Klimawandels bereits zu spüren bekommen. Dies darf nicht der politische
Fahrplan sein, der in den nächsten Monaten umgesetzt wird."

ClientEarth hat ein juristisches Gutachten und ein Statement über die
Rechtmäßigkeit von Entschädigungszahlungen für Energiekonzerne im Rahmen
des Kohleausstiegs veröffentlicht.

Die gemeinnützige Umweltrechtsorganisation unterstützt auch die betroffenen
Anwohner*innen rund um den Tagebau Garzweiler dabei, ihre Dörfer vor der
Zerstörung zu retten.

 * 

Quelle:

ClientEarth

Albrechtstr. 22, 10117 Berlin

E-Mail: presse@clientearth.org

Internet: www.clientearth.de
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KOHLEALARM/684: Klimakampf und Kohlefront - zögerlich ... (Klima-Allianz)

Klima-Allianz Deutschland - Pressemitteilung vom 16. Januar 2020

Kohleausstieg kein stetiger Pfad, sondern Irrweg



Zur Bekanntgabe der Einigung zur Stilllegung von Braunkohlekraftwerken
erklärt Stefanie Langkamp, Expertin für Kohlepolitik der Klima-Allianz
Deutschland:

"Für den Klimaschutz ist der heute bekannt gewordene Abschaltpfad für die
klimaschädliche Braunkohle eine Katastrophe. Statt Braunkohlekraftwerke
stetig vom Netz zu nehmen, fährt die Bundesregierung den Kohlekompromiss
vor die Wand. In vielen Jahren werden Kraftwerke erst zum spätest möglichen
Zeitpunkt vom Netz genommen. Fast die Hälfte der Kraftwerkskapazitäten
sollen erst 2035 oder später stillgelegt werden. Nach 2022 und Anfang der
30er-Jahre passiert erst mal lange nichts, viele der dreckigsten Kraftwerke
gehen besonders spät vom Netz. Das ist kein stetiger Abschaltpfad, sondern
ein Irrweg. Viel zu lange verursachen die Braunkohlekraftwerke weiteren
Klimaschaden.

Katastrophal ist der Kohleausstieg auch mit Blick auf die
Tagebaubetroffenen. Zwar erkennt die Bundesregierung endlich an, dass der
Hambacher Wald erhalten werden soll, trotzdem will sie weiter Dörfer für
den Kohleausstieg zerstören. Ein solcher Kohleausstieg wird die Situation
nicht befrieden die Bundesregierung kann sich auf weitere Proteste
einstellen."



Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche Bündnis für
den Klimaschutz. Mit ihren 130 Mitgliedsorganisationen aus den Bereichen
Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur, Gesundheit,
Verbraucherschutz, Jugend und Gewerkschaften setzt sie sich für eine
ambitionierte Klimapolitik und eine erfolgreiche Energiewende auf lokaler,
nationaler, europäischer und internationaler Ebene ein. Ihre
Mitgliedsorganisationen repräsentieren zusammen rund 25 Millionen Menschen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 16.01.2020

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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KOHLEALARM/683: Klimakampf und Kohlefront - ganz oder gar nicht ... (Antje Grothus)

Statement von Antje Grothus zur Bund-/Länder-Einigung zum Kohleausstieg:

Gesellschafts- und klimapolitische Bankrotterklärung



Buir-Berlin, 16.01.2020. "Die Bundesregierung hat es nicht geschafft den
Minimalkompromiss der Kohlekommission umzusetzen. Das ist sowohl
gesellschafts- wie auch klimapolitisch eine Bankrotterklärung. Die
gesellschaftlichen Konflikte um die Kohle in den Regionen und die
Klimakrise werden dadurch seitens der politisch Verantwortlichen weiter
angeheizt.

Ministerpräsident Armin Laschet hat in den nächtlichen Verhandlungen die
Heimat von Menschen am Tagebau Garzweiler ohne Not auf dem Altar der
Braunkohleverstromung geopfert. Mit der Behauptung, der Tagebau Garzweiler
sei notwendig für die Versorgungssicherheit, zieht Laschet sich aus der
Verantwortung, die er als Landesvater für die Dörfer in NRW hat. Damit hat
er die Chance vertan, den Konflikt um Wald und Dörfer zu befrieden,
eskaliert die Situation und geht auf Konfrontationskurs mit den vom
Kohleabbau betroffenen Bürger*innen und der Klimabewegung.

Wir werden jetzt mit aller Kraft weiter für den Erhalt der Dörfer und gegen
die Inbetriebnahme von Datteln 4 kämpfen. Wenn der Hambacher Wald wie von
RWE geplant zu einer Halbinsel gebaggert wird, ist er nicht dauerhaft
überlebensfähig. Der Wald darf nicht in Besitz von RWE bleiben, sondern
sollte an die Kommunen oder eine Stiftung übergehen. Solange Wald und
Dörfer nicht sicher sind, werden die Proteste weitergehen."

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 16.01.2020

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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KOHLEALARM/682: Klimakampf und Kohlefront - keine Zeit zum Durchatmen ... (Kampagne "Ende Gelände")

Kampagne "Ende Gelände" - Pressestatement vom 16.01.2020

Erhalt des Hambacher Forsts ist ein Erfolg der Klimabewegung +++ Ende
Gelände betrachtet Kohlepolitik als unzureichend +++
Entschädigungszahlungen vergolden Kohleausstieg



"Den Erhalt des Hambacher Forstes sehen wir als einen Erfolg der
Klimagerechtigkeitsbewegung. Hier sehen wir, was wir bewirken können,
wenn wir uns organisieren, protestieren und zivilen Ungehorsam leisten.

Insgesamt sind die heute bekanntgegebenen Maßnahmen allerdings völlig
unzureichend. Dass Garzweiler wie geplant weiter betrieben werden soll
und weitere Dörfer abgebaggert werden, steht im krassen Gegensatz zur
Realität der Klimakrise. Es darf nicht bei Symbolpolitik bleiben!
Wir brauchen eine sofortige Abkehr vom Kohlestrom.

Hinzu kommen Entschädigungszahlungen, die den Konzernen den
Kohleausstieg vergolden. Dieses Geld sollte in einen sozial gerechten
Strukturwandel und erneuerbare Infrastruktur fließen.

Es gibt noch viel zu tun und deshalb wird unser Widerstand weitergehen,
solidarisch an der Seite der Dörfer und mit den Menschen im Hambacher
Forst."

Johnny Parks, Pressesprecher von Ende Gelände

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/681: Klimakampf und Kohlefront - keine halben Sachen ... ("Alle Dörfer bleiben!")

Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 16. Januar 2020

Kohleausstieg: Sechs weitere Dörfer sollen in NRW zerstört werden,
Pariser Klimaziele unerreichbar



Heute hat das Bundeswirtschaftsministerium eine Einigung zum Kohleausstieg
verkündet. Diese sieht vor, dass der Tagebau Garzweiler in NRW komplett
ausgekohlt wird. Damit sollen sechs weitere Dörfer vernichtet werden, in
denen noch hunderte Menschen leben. Die Einhaltung der Pariser Klimaziele
ist mit dem Beschluss unmöglich. Die Einigung zwischen Regierung und
Konzernen wird damit zur Schreckensnachricht für die Betroffenen in den
Kohlerevieren.

"Ich bin wütend und fassunglos, dieses Ergebnis ist eine Katastrophe für
uns Menschen in den Dörfern. Die Bundesregierung zerstört das Klima und
Ministerpräsident Laschet will unsere Dörfer vernichten. Aber wir leben
hier und wollen hier bleiben!" so Britta Kox, aus dem bedrohten Dorf
Berverath. "Uns wurde vor einem Jahr von Ministerpräsident Laschet
persönlich ein Dialog versprochen, wir haben nie wieder ein Wort gehört.
Das Gesetz wurde auf Bundesebene mit den Konzernen ausgehandelt, die
Betroffenen wurden wieder komplett ignoriert."

"Wir haben keine Wahl, als weiter für den Erhalt unserer Dörfer zu kämpfen.
Wir haben mit der Klimabewegung starke Verbündete, die schon den Erhalt des
Hambacher Forsts erkämpft haben - und wir werden noch weitere Unterstützung
bekommen. Wir bitten alle Menschen: Helft uns, unsere Dörfer zu retten und
steht an unserer Seite, damit alle Dörfer bleiben!", so David Dresen aus
dem ebenfalls bedrohten Dorf Kuckum.

Für den 8. März lädt Alle Dörfer Bleiben! zu einem Protest-Spaziergang in
den akut von der Abbaggerung bedrohten Dörfern am Tagebau Garzweiler ein.
Alle Dörfer Bleiben!" ist ein bundesweites Bündnis, in dem sich Betroffene
aller Braunkohle-Regionen und Aktive aus der Klimagerechtigkeitsbewegung
gemeinsam gegen Zwangsumsiedlung und Klimazerstörung einsetzen.

https://twitter.com/AlleDoerfer

www.alle-doerfer-bleiben.de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 16.01.2020

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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KOHLEALARM/680: Klimakampf und Kohlefront - nicht später, sondern sofort ... (BUND NRW)

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V.

Pressemitteilung vom 16. Januar 2020

Bundesregierung und Ministerpräsidenten torpedieren Kohle-Kompromiss



Düsseldorf | Die in der vergangenen Nacht ausgearbeitete Planung von Bund
und Ländern zum Kohleausstieg stößt beim nordrhein-westfälischen
Landesverband des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) auf
heftige Kritik. Der heute verkündete Umsetzungplan zum im Januar 2019
vorgeschlagenen Kompromiss der Kohle-Kommission sieht die Abschaltung von
2,8 Gigawatt Braunkohlekraftwerken anstelle von empfohlenen 3,1 Gigawatt
vor. Zudem sollen entgegen der Abstimmungen der Kohlekommission die
Abschaltungen teilweise nicht dort stattfinden, wo Wald und Dörfer bei
Hambach und Garzweiler bedroht sind. Stattdessen sollen bis zu 0,6 der 2,8
Gigawatt beim Tagebau Inden abgeschaltet werden. Bei der Steinkohle soll
nach den vorliegenden Erklärungen der Bundesregierung die Leistung im Netz
nicht reduziert, sondern entgegen der Empfehlungen des Kohlekompromisses
sogar durch die Inbetriebnahme des Kraftwerks Datteln 4 erhöht werden.

"Bei der Braunkohle weniger zu machen als empfohlen und dazu noch an der
falschen Stelle und bei der Steinkohle sogar Zubau der Kraftwerksleistung
anstelle Rückbau beerdigt den mühsam ausgehandelten Kohlekompromiss", sagte
der stellvertretende BUND-Landesvorsitzende Thomas Krämerkämper. "Offenbar
hatten die beteiligten Politiker nie die Absicht, den Kompromiss 1:1
umzusetzen."

Mit der beabsichtigten Inbetriebnahme des Steinkohlenkraftwerks Datteln 4
ginge bis 2022 zusätzlich 1 Gigawatt an Kraftwerksleistung neu ans Netz.
"Dass die Bundesregierung jetzt zugunsten des Kraftwerksschwarzbaus Datteln
4 vom Kohlekompromiss abweichen will, ist ein klimaschutzpolitisches
Desaster und ein schlimmes Signal gegen die Energiewende", so Krämerkämper.
Gleichzeitig kündigte Krämerkämper weiteren heftigen Widerstand gegen
diesen Kohlemeiler an.

Auch wenn der BUND begrüßt, dass Bund und Länder den juristisch erkämpften
Rodungsstopp im Hambacher Wald nunmehr auch politisch bestätigen und den
Braunkohlentagebau Hambach entsprechend verkleinern wollen, sorgt die
geplante Zerstörung der Garzweiler-Dörfer für Empörung bei den
Umweltschützern.

"Was die Sozialdemokraten 1995 beschlossen haben, will
CDU-Ministerpräsident Armin Laschet nun vollenden", sagte 
BUND-Geschäftsleiter Dirk Jansen. "Das Abbaggern von fünf weiteren Dörfern ist
in keiner Weise begründbar. Es bleibt vollkommen unverständlich, warum
Laschet mit Unterstützung der Bundesregierung die Abschaltungen von
Kraftwerken vom Tagebau Garzweiler zum Tagebau Inden verlagert, die Dörfer
opfern und hunderte Menschen in die Verzweiflung treiben will." Eine
Umsetzung der Empfehlungen der Kohle-Kommission würde dagegen den Hambacher
Wald und alle Dörfer retten. "Die heutige Kohle-Einigung wird die Region
leider nicht befrieden", so Jansen. "Laschet und Co. haben eine große
Chance verpasst und werden mit weiteren Protesten rechnen müssen."

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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KOHLEALARM/679: Klimakampf und Kohlefront - daneben gegriffen ... (BUND)

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Kommentar vom 16. Januar 2020

Einigung zum Kohle-Ausstieg ist ein klimapolitischer Skandal 



"Anlässlich der heutigen Pressekonferenz von Bundeswirtschaftsminister
Peter Altmaier, Bundesumweltministerin Svenja Schulze und
Bundesfinanzminister Olaf Scholz zum Kohleausstieg erklärt Olaf Bandt,
Vorsitzender des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND):

"Die sogenannte Einigung ist ein energie- und klimapolitischer Skandal. Die
Bundesregierung hat in substanziellen Punkten den Kohle-Kompromiss
missachtet. An Stelle von 3 Gigawatt sollen bis 2022 nur 2,8 Gigawatt
Braunkohle stillgelegt werden. Es fehlt ein stetiger Abschaltpfad. Zwischen
2022 und 2025 sind keine Stilllegungen geplant, das Gros wird auf die Zeit
nach 2030 verschoben. Einmal mehr zeigt sich, dass die Bundesregierung die
Tragweite der Klimakrise nicht verstanden hat - oder eiskalt ignoriert.

Die Inbetriebnahme des Steinkohlekraftwerks Datteln 4 hat der 
nordrhein-westfälische Ministerpräsident Armin Laschet heute noch einmal bestätigt -
eine klimapolitische Blamage für die Bundesregierung und ein klarer Bruch
mit dem Kohle-Kompromiss. Der gesellschaftliche Großkonflikt wird so nicht
entspannt, sondern angefacht. Geeint hat die Klimabewegung den Hambacher
Wald gerettet. Diesen Protest werden wir jetzt zum Kraftwerk Datteln 4 und
in die Dörfer tragen."


Hintergrund:

Bis 2025 setzt die Regierung laut Entwurf nur auf Freiwilligkeit der
Kraftwerksbetreiber. Melden sich nicht genug für Abschaltungen, gehen
weniger Gigawatt vom Netz als geplant. Ein ordnungsrechtlicher Pfad, der
dies regeln würde, ist erst ab 2025 vorgesehen. Der Steinkohleausstieg 2038
kann lediglich um zwei Jahre vorgezogen werden, Braunkohle gar nicht. Um
die Klimaziele zu erreichen, bleibt aber nur ein frühestmöglicher Ausstieg:
bis 2030.

Im Entwurf des Strukturstärkungsgesetzes gibt es keine Verknüpfung mit der
Einhaltung eines Abschaltpfades für Kohlekraftwerke. Dies ist aber zentral,
um größtmöglichen Nutzen für den Klimaschutz zu erzielen. Auch ist die
Vereinbarkeit mit den Nachhaltigkeitszielen kein übergeordnetes, sondern
ein alternatives Prüfkriterium für alle Projekte der 
Strukturwandel-Förderung.

Das Kohleausstiegsgesetz geht zurück auf den Abschlussbericht der
Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung" (Kohlekommission)
vom Januar 2019. Die Kommission bestand aus Vertreterinnen und Vertretern
aus Wirtschaft, Gewerkschaften und Umweltverbänden sowie aus Anwohnenden
der Kohlereviere.

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) -

Friends of the Earth Germany

Kaiserin-Augusta-Allee 5, 10553 Berlin

Telefon: (030) 275 86-40, Fax (030) 275 86-440

E-Mail: bund(at)bund.net

Internet: https://www.bund.net
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UNIVERSITÄT/253: Neues Friedensinstitut Freiburg wird mit Festakt eröffnet (idw)

Evangelische Hochschule Freiburg - 20.01.2020

Neues Friedensinstitut Freiburg wird mit Festakt eröffnet



Das Friedensinstitut Freiburg der Evangelischen Hochschule (EH) Freiburg
wird am 24. Januar 2020 mit einem Festakt in der Hochschule eröffnet.
Gegründet wurde es am 1. Januar 2020. Das Institut will zur
Friedensfähigkeit der Gesellschaft beitragen. Es steht für
interdisziplinäre Forschung, Lehre und Transfer in den Bereichen
Friedenspädagogik, Friedensarbeit und Friedenstheologie.

Das Friedensinstitut entwickelt aus der interdisziplinären Forschung
praxisrelevante Angebote. Besondere Schwerpunkte liegen in den Bereichen
Konflikttransformation, Friedensethik und Friedenstheologie.

Rektorin Prof.in Dr.in Renate Kirchhoff: "Wir danken der Evangelischen
Landeskirche in Baden für ihre Entscheidung, das Friedensinstitut an der
Evangelischen Hochschule Freiburg anzusiedeln. Mit dem Friedensinstitut
haben wir die Möglichkeit, einen Schwerpunkt im Bereich der
Friedensforschung zu setzen."

Studierende erhalten durch das Friedensinstitut Wissen über Entwicklungen
im Bereich der peace studies und der peace education. Neu ist damit auch,
dass sie sich zukünftig interdisziplinäre Veranstaltungen zu einem
thematischen Studiengangsprofil zusammenstellen können. Durch
Forschungspraktika im In- und Ausland können forschungsmethodische
Kompetenzen im Feld der Friedensforschung vertieft werden. Mittelfristig
wird eine Zusatzqualifikation "Friedenspädagogik / Friedensarbeit"
entwickelt.

Vor allem in Lehre und Forschung wird das Friedensinstitut an nationale
Netzwerke im Bereich der Friedensforschung und -arbeit anknüpfen: Transfer
und Weiterbildung richten sich an Fachkräfte und zivilgesellschaftliche
Akteure in Kirche und Gesellschaft. Während Lehrangebote für Studierende
und auch die Fachtage in Freiburg stattfinden sollen, werden
Weiterbildungsangebote mobil sein.

Karen Hinrichs leitet als Geschäftsführende Direktorin das neue Institut
gemeinsam mit Professor Dr. Bernd Harbeck-Pingel (EH Freiburg) als
Wissenschaftlicher Direktor. Hinrichs ist für die Programmentwicklung,
Koordination und Geschäftsführung verantwortlich, der Dekan des
Fachbereich Theologische Bildungs- und Diakoniewissenschaft für die
wissenschaftliche Leitung.

Landesbischof Prof. Dr. Jochen Cornelius-Bundschuh: "Als Kirche erhoffen
wir uns vom Friedensinstitut neue Erkenntnisse über Bedingungen und
Möglichkeiten einer "Kultur der Gewaltfreiheit und des Friedens",
Initiativen wie Demokratie und Nachhaltigkeit in sozialer, religiöser und
pädagogischer Arbeit gezielt zu fördern sind und wie
"Konflikttransformationen" gelingen können."

Das Friedensinstitut wird unterstützt durch einen 15-köpfigen Beirat, zu
dem auch die Leitung des Instituts gehört. Den Vorsitz hat der frühere
Oberkirchenrat (2007 - 2019) Prof. Dr. Christoph Schneider-Harpprecht. Er
war von 2002 - 2007 Rektor der Evangelischen Hochschule Freiburg.

Die Beiratsmitglieder repräsentieren mit ihrer Expertise in
Friedensforschung und Friedensarbeit Wissenschaft, Kirche und Politik. Der
Beirat kommt jährlich zusammen und berät die Leitung des Instituts zur
weiteren fachlichen und programmatischen Ausrichtung.

Kurzinfo zur Leitung des Friedensinstituts

Karen Hinrichs

- Geschäftsführende Direktorin

- Theologin und Pädagogin

- Pfarrerin der Evangelischen Landeskirche in Baden

- Oberkirchenrätin / Mitglied der Kirchenleitung von 2004-2019

- Langjähriges Engagement in Friedens-und Bildungsarbeit

- Mediatorin

Prof. Dr. Bernd Harbeck-Pingel

- Wissenschaftlicher Direktor 

- Professor für Systematische Theologie an der EH Freiburg, Dekan des
Fachbereichs II Theologische Bildungs- und Diakoniewissenschaft

- Forschungsschwerpunkte: Theorie der Gesellschaft, Epistemologie,
Schleiermacher und Hegel, Hermeneutik der Wissenschaften,
Religionsphilosophie


Weitere Informationen unter:

http://www.friedensinstitut.de

https://www.eh-freiburg.de/wp-content/uploads/2020/01/Friedensinstitut-Freiburg_Kurzprofil_13Jan20.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1558

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Evangelische Hochschule Freiburg, 20.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/4413: Berlin - Tristan Garcia, »Das Siebte« (französisch, gedolmetscht), 10.02.2020

Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Februar 2020

Mo 10.2., 19:30 Uhr

Buchvorstellung

Tristan Garcia »Das Siebte«

7 EUR / erm. 4 EUR



Tristan Garcia im Gespräch mit Odile Kennel

Es geschieht sieben Mal: Der Ich-Erzähler stirbt und wird im selben
Moment wieder geboren. Immer neu. Aber mit all den Erfahrungen und
Erinnerungen seiner früheren Leben, all den Irrtümern, allen
Erfolgen. Jedes Mal muss er wieder neu laufen und sprechen lernen,
und warten, dass das Nasenbluten einsetzt. Nämlich immer dann wird er
nach Paris gebracht zu Fran, der ein Mittel zur Blutstillung besitzt
und ihn stets aufs Neue erwartet, erkennt und begleitet. Sieben Mal
ist diese Freundschaft gleich und doch grundverschieden. Sieben Mal
liebt der Erzähler außerdem hingebungsvoll die gleiche, nein dieselbe
Frau, immer wieder anders, immer wieder neu: Hardy. Wie wäre es, noch
einmal ganz von vorn anfangen zu können? Und was geschieht mit dem
Ich, wenn man mehrere Leben Zeit hat für die Liebe, die Freundschaft,
die Politik und die Kunst? Darüber unterhält sich Tristan Garcia mit
mit der Autorin Odile Kennel.

In französischer Sprache, simultan gedolmetscht von Kerstin Elsner

Tristan Garcia »Das Siebte« Wagenbach, 2019

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Februar 2020

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/1511: Frankfurt - Jochen Schimmang, Adorno wohnt hier nicht mehr, 04.02.2020

Literaturhaus Frankfurt - Programm im Februar 2020

Di 04.02., 19.30 h

Jochen Schimmang: Adorno wohnt hier nicht mehr

Moderation: Jürgen Roth



Spaziergänge durch Frankfurt und andere Verwirrungen

Vor 50 Jahren starb Adorno - und Jochen Schimmang übt sich in
Abwesenheitspflege. In melancholischen, auch heiteren, teils
autobiografisch gefärbten Geschichten erzählt er in "Adorno wohnt
hier nicht mehr" (Edition Nautilus) von Formen und Figuren des
Verschwindens. Von Menschen, Gebäuden, ganzen Vierteln; von
Techniken, Gesten, Sprechweisen. Ein Jubilar versteckt sich mit
seiner Frau auf dem Dachboden vor seinen Freunden. Rothermund macht
sich auf die Suche nach dem verschwundenen Maler Gutermuth. Ein
Spaziergang durch dieses Frankfurt zeigt, wer, außer Adorno, noch
alles nicht mehr dort wohnt. Aber Spaziergänge sind ohnehin sterbende
Institutionen, Milieus, die sich nicht mehr erreichen, Nomaden in
Monaden - meint der Autor. Nur Gott ist nicht verschwunden, er taucht
pünktlich um halb sieben in der Kirche auf - im Fischgrätmantel.

Das Gespräch mit dem Romancier, Essayisten, Hörspielautor und
Übersetzer führt der Frankfurter Schriftsteller Jürgen Roth.

Eintritt 9 / 6 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Februar 2020

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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TREFF/1510: Mainz - Literarisches Quartett, 27.1.2020

Staatstheater Mainz

Literarisches Quartett

am 27. Januar um 19.30 Uhr im Glashaus



Nach einer ersten Ausgabe am Theaterfest geht das Literarische
Quartett in die zweite Runde: Am 27. Januar werden im Glashaus des
Staatstheater Mainz vier jüngst erschienene Bücher besprochen. Wie im
Fernsehen geht es hierbei schlicht um Worte, Worte, Worte -
Streitgespräch inklusive.

Zu Gast sind diesmal Sylvia Fritzinger (Leitung Kommunikation) und
Gesa Geue (Schauspielerin) neben dem Initiator Klaus Köhler
(Schauspieler) und Moderator Boris C. Motzki (Dramaturg).

Die Auswahl umfasst sehr unterschiedliche Themen - Surrealismus,
Western, Feminismus und das Leben in Kentucky, bestimmt ist für jeden
etwas dabei... Im Anschluss können die Bücher am Büchertisch der
Buchhandlung Cardabela gekauft werden. Seien Sie dabei, wenn es am
Ende wieder heißt: Wir sehen betroffen / den Vorhang zu / und alle
Fragen offen.

Restkarten sind an der Theaterkasse, über die Tickethotline 06131 /
2851 222 oder online unter www.staatstheater-mainz.com erhältlich.


Die nächsten Premieren

Manon Lescaut

von Giacomo Puccini

25. Januar, 19:30 Uhr

Großes Haus

Werther

nach Johann Wolfgang von Goethe

9. Februar, 18 Uhr

Großes Haus

Popcorn (UA)

von Andreas Denk

11. Februar, 10:30 Uhr

U17

 * 

Quelle:

Staatstheater Mainz GmbH

Gutenbergplatz 7, 55116 Mainz

Tel: 06131 2851-240

kommunikation@staatstheater-mainz.de

Theaterkasse: Mo bis Fr 10 bis 19 Uhr, Sa 10 bis 15 Uhr

Tel. 06131 2851 222, Fax 06131 2851 229

kasse@staatstheater-mainz.de

Internet: www.staatstheater-mainz.com
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TREFF/1509: Berlin - 20 Jahre Die Junge Akademie - Einladung zum Perspektivwechsel, 23.1.-31.3.20

Die Junge Akademie an der Berlin-Brandenburgischen Akademie der
Wissenschaften und der Nationalen Akademie der Wissenschaften Leopoldina

20 Jahre Die Junge Akademie - Einladung zum Perspektivwechsel



Die Junge Akademie wird im Jahr 2020 zwanzig Jahre alt und feiert dieses
Jubiläum mit unterschiedlichen Formaten. Zum Thema "Perspektiven wechseln"
laden die Mitglieder zu Veranstaltungen in Kneipen, Museen, Bussen und
Kinos ein. In Berlin treffen sie im Heimathafen Neukölln auf
Persönlichkeiten aus Wissenschaft, Kultur und Öffentlichkeit und
diskutieren Themen wir Künstliche Intelligenz oder Nachhaltigkeit.
Außerdem sucht die Junge Akademie noch bis Ende März im Rahmen eines
Online-Wettbewerbs Ideen und Lösungen für eine nachhaltige Zukunft.

Seit zwanzig Jahren bringt Die Junge Akademie

Nachwuchswissenschaftlerinnen und Nachwuchswissenschaftler aus allen
Disziplinen sowie Künstlerinnen und Künstler in interdisziplinären
Projekten an der Schnittstelle von Wissenschaft und Gesellschaft zusammen.
Im Gründungsjahr 2000 als Experiment gestartet, hat sich das Konzept
mittlerweile international erfolgreich etabliert. Anlässlich ihres
Jubiläums im Jahr 2020 werden die Mitglieder in zwei großen
Veranstaltungsreihen, einem Ideenwettbewerb und weiteren Aktivitäten den
Austausch mit der Gesellschaft suchen und intensivieren. Ziel ist es,
vertraute Inhalte, Formen und Kontexte zu verlassen. "Das Jubiläumsjahr
der Jungen Akademie steht unter dem Motto 'Perspektiven wechseln'. Wir
wollen die Menschen einladen, Wissenschaft mit uns neu zu entdecken. Die
Junge Akademie ist für uns alle die große Chance, unkonventionelle Brücken
zwischen Wissenschaft und Gesellschaft zu bauen", so der Sprecher Philipp
Kanske, Psychologe und Neurowissenschaftler an der Technischen Universität
Dresden.

Die Junge Akademie zum Miterleben

Ob Nachhaltigkeit, Kunst, Streit oder Künstliche Intelligenz - im
Jubiläumsjahr 2020 kommen die großen und wichtigen Themen auf die Bühne.
In der Vortrags- und Diskussionsreihe "Challenging Perspectives" laden
sechs Arbeitsgruppen der Jungen Akademie an jeweils einem Abend in den
Heimathafen Neukölln in Berlin ein. Gemeinsam mit namhaften Gästen aus
Wissenschaft, Kunst und Öffentlichkeit diskutieren die Mitglieder aktuelle
wissenschaftliche und andere gesellschaftliche Großthemen. Dabei geht es
bewusst auch darum, kritische Stimmen zu Wort kommen zu lassen, um auf
diese Weise interessante Perspektivwechsel zu provozieren. Das Publikum
ist eingeladen, mitzudiskutieren und neue Sichtweisen auf vieldebattierte
Themen zu entwickeln. Erster Gesprächspartner wird Harald Schmidt zum
Thema "Populärkulturen" sein. Alle Informationen zu den Terminen sind
zu finden unter:
 
https://2020.diejungeakademie.de/challenging-perspectives/ 

Wo findet Wissenschaft statt und wer beteiligt sich an wissenschaftlichen
Debatten? Die Anforderungen an die Vermittlung wissenschaftlicher
Ergebnisse haben sich verändert. So wird etwa der Ruf nach einer
öffentlichen Wissenschaft mit den wachsenden gesellschaftlichen
Herausforderungen zunehmend stärker. Im Jubiläumsjahr verlässt Die Junge
Akademie mit der Veranstaltungsreihe diejungeakademie@ die üblichen Orte
des Wissenschaftsbetriebs und geht in die Mitte der Gesellschaft. Die
Mitglieder laden ein in Kinos, Kulturhäuser, Kneipen oder etwa auch den
öffentlichen Nahverkehr, um dort Einblicke in ihre Arbeit und in aktuelle
Debatten in ihren Disziplinen zu geben. Dabei suchen sie vor allem das
Gespräch mit den Menschen - ganz egal, ob diese sonst mit Wissenschaft zu
tun haben oder nicht. Alle Informationen zu den geplanten Veranstaltungen 
sind zu finden unter:

https://2020.diejungeakademie.de/diejungeakademie/

Bereits im Dezember startete der Online-Wettbewerb "Visions / Solutions
for a sustainable tomorrow". In diesem von der Arbeitsgruppe
Nachhaltigkeit entwickelten Ideenwettbewerb sucht Die Junge Akademie
Visionen einer nachhaltigen Welt und Lösungen für konkrete Klima- und
Umweltprobleme. Digitale Beiträge können bis zum 31. März 2020 unter
https://2020.diejungeakademie.de/visions-and-solutions/ eingereicht
werden. Zu gewinnen gibt es bis zu 2.000 EUR.

Alle Informationen zu den Veranstaltungen im Jubiläumsjahr sind unter
https://2020.diejungeakademie.de/ und dem Hashtag #jungeakademie2020 zu
finden.


Die Junge Akademie wurde im Jahr 2000 als weltweit erste Akademie für
herausragende junge Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler ins Leben
gerufen. Ihre Mitglieder stammen aus allen wissenschaftlichen Disziplinen
sowie aus dem künstlerischen Bereich - sie loten Potenzial und Grenzen
interdisziplinärer Arbeit in immer neuen Projekten aus, wollen
Wissenschaft und Gesellschaft ins Gespräch miteinander und neue Impulse in
die wissenschaftspolitische Diskussion bringen. Die Junge Akademie wird
gemeinsam von der Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften
(BBAW) und der Nationalen Akademie der Wissenschaften Leopoldina getragen.
Sitz der Geschäftsstelle ist Berlin.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution829

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Die Junge Akademie an der Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften

und der Nationalen Akademie der Wissenschaften Leopoldina, 16.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/335: UN-Menschenrechtsausschuss stärkt Rechte von Klimaflüchtlingen

Amnesty International - Pressemitteilung vom 21. Januar 2020

Neuseeland

UN-Menschenrechtsausschuss stärkt Rechte von Klimaflüchtlingen



Amnesty International spricht von einem wegweisenden Urteil: In einem
aufsehenerregenden Asylverfahren hat ein UN-Menschenrechtsgremium jetzt
entschieden, dass Regierungen bei der Entscheidung über eine Abschiebung
zukünftig auch vom Klimawandel verursachte Menschenrechtsverletzungen
berücksichtigen müssen. 

Vorausgegangen war die Beschwerde eines Mannes aus dem pazifischen
Inselstaat Kiribati, der vom steigenden Meeresspiegel bedroht ist. Ioane
Teitiota reichte im Februar 2016 vor dem UN-Menschenrechtsausschuss Klage
gegen die neuseeländische Regierung ein, nachdem er 2010 in Neuseeland
einen Asylantrag als "Klimaflüchtling" gestellt hatte, der jedoch von den
dortigen Behörden abgelehnt wurde. Ioane Teitiota wurde im September 2015
aus Neuseeland in sein Herkunftsland Kiribati abgeschoben. Anfang Januar
2020 traf der UN-Menschenrechtsausschuss eine Entscheidung in dem Fall.

"Dieses Urteil schafft einen weltweiten Präzedenzfall", sagte Kate
Schuetze, Expertin für die Pazifik-Region bei Amnesty International. "Es
besagt, dass ein Staat gegen seine menschenrechtlichen Verpflichtungen
verstößt, wenn er jemanden in ein Land abschiebt, wo das Leben der
betroffenen Person - aufgrund der Klimakrise -in Gefahr ist oder ihr eine
grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe drohen."

Ioane Teitiota argumentierte, dass er in seinem Herkunftsland aufgrund der
Klimakrise mit Landkonflikten zu kämpfen und nur eingeschränkten Zugang zu
Trinkwasser habe. Deswegen sei er gezwungen gewesen, mit seiner Familie
nach Neuseeland zu fliehen. Dort hatte er 2010 einen Asylantrag gestellt,
nachdem sein Visum ausgelaufen war.

In der Folge wurde sein Asylantrag vom neuseeländischen Immigrations- und
Schutzgericht (Immigration and Protection Tribunal), dem Berufungsgericht
und dem Obersten Gerichtshof abgelehnt. Daraufhin brachte Ioane Teitiota
seinen Fall vor den UN-Menschenrechtsausschuss. Er gab an, dass Neuseeland
mit seiner Abschiebung nach Kiribati sein Recht auf Leben nach dem
Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte verletzt habe.

Zwar befand der Menschenrechtsausschuss jetzt, dass Ioane Teitiotas
Abschiebung rechtens war, da sein Leben in Kiribati nicht unmittelbar
bedroht sei. Trotzdem erkannte er an, dass der Klimawandel das Recht auf
Leben ernsthaft bedroht und Entscheidungsträger_innen dies bei der Prüfung
von Asylanträgen berücksichtigen müssen.

Das Urteil hat Signalwirkung und könnte in der Zukunft den Weg für weitere
Ansprüche von Menschen ebnen, wenn "die Auswirkungen des Klimawandels die
Rechte von Personen in den Aufnahmestaaten verletzen könnten."

"Die Botschaft ist klar: Die Pazifischen Inseln müssen nicht erst
untergegangen sein, bevor die menschenrechtlichen Verpflichtungen zum
Schutz des Lebens greifen", sagte Schuetze.


Das Urteil können Sie hier nachlesen (Englisch). 

https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Ftbinternet.ohchr.org%2F_layouts%2F15%2Ftreatybodyexternal%2FDownload.aspx%3Fsymbolno%3DCCPR%252fC%252f127%252fD%252f2728%252f2016%26Lang%3Den&data=02%7C01%7Celliott.fox%40amnesty.org%7C358a861fbbb64c7ab1e308d79d36d76e%7Cc2dbf829378d44c1b47a1c043924ddf3%7C0%7C0%7C637150731200228786&sdata=oAzzLHBP28pm3qOL9DxPOXhtXYb8xmqz7zIsaGohF%2BU%3D&reserved=0

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Januar 2020

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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ATTAC/2029: 20 Jahre Attac Deutschland - Sozial-ökologischer Umbau nötiger denn je

Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 21. Januar 2020

Attac Deutschland wird 20 Jahre alt

- Globalisierung hinterlässt Klimakrise und soziale Verwüstungen 

- Sozial-ökologischer Umbau der gesamten Produktions- und Konsumweise
nötig



Attac Deutschland wird am morgigen Mittwoch 20 Jahre alt. In zwei
Jahrzehnten hat das globalisierungskritische Netzwerk die politische
Landschaft in Deutschland verändert und als starker Teil einer großen
Bewegung den neoliberalen Mainstream im öffentlichen Diskurs aufgebrochen.

"Unsere Analyse zu Beginn des Jahrtausends, dass die kapitalgetriebene
Globalisierung nicht den allgemeinen Wohlstand fördert, sondern rund um
den Globus soziale Verwüstungen hinterlässt, hat sich bestätigt. Weit
mehr, als wir es vor 20 Jahren erahnt haben, hat die Globalisierung
zudem die Zerstörung der Natur und die Klimakrise beschleunigt", sagt
Thomas Eberhardt-Köster vom bundesweiten Attac-Koordinierungskreis.
"Klarer denn je stellen wir fest: Kosmetische Reparaturen reichen nicht.
Wir brauchen einen sozial-ökologischen Umbau, der unsere Produktions-
und Konsumweise radikal verändert."

Immer wieder neoliberale Projekte verhindert

Seit seiner Gründung am 22. Januar 2000 in Frankfurt am Main ist es
Attac mit Kampagnen, Aktionen und Bildungsveranstaltungen immer wieder
gelungen, die angebliche Alternativlosigkeit der neoliberalen
Globalisierung in Frage zu stellen und auf ihre negativen Folgen für die
Mehrheit der Menschen und die Umwelt hinzuweisen. Oft zusammen mit
vielen Bündnispartnern hat das Netzwerk dazu beigetragen, neoliberale
Projekte wie den Bahn-Börsengang oder das Freihandelsabkommen TTIP zu
verhindern oder zumindest - wie bei der EU-Dienstleistungsrichtlinie -
abzumildern. Ob gegen Cross-Border-Leasing der U-Bahn in Frankfurt,
gegen Wasser-Privatisierungen in Berlin und Augsburg, für den Erhalt der
städtischen Betriebe in Leipzig oder für eine städtische
Wohnungsgesellschaft in Osnabrück: Auch auf kommunaler Ebene haben sich
Attac-Gruppen immer wieder erfolgreich vor allem gegen die
Privatisierung öffentlicher Güter engagiert.

Finanzmarkt-Regulierung ins Zentrum der Debatte gerückt

Im Zentrum der Attac-Kritik stand von Beginn an die Dominanz der
Finanzmärkte über die gesamte Gesellschaft. "Vor 20 Jahren wurden wir
noch belächelt für unseren Slogan 'Entwaffnet die Finanzmärkte'.
Spätestens seit der Finanzkrise 2008 steht auch für die breite
Öffentlichkeit fest, dass Attac Recht hat", sagt Attac-Mitgründer Detlev
von Larcher. "Es ist uns mit dem Bündnis Steuer gegen Armut gelungen,
die lange geschmähte Finanztransaktionsteuer ins Zentrum der politischen
Debatte in Europa zu rücken. Macron und Scholz haben sie aber bis zur
Unkenntlichkeit verstümmelt. Auch sonst scheitert eine echte Regulierung
der Kapitalmärkte und Banken immer wieder am fehlenden Willen der
politisch Verantwortlichen und der Macht der Finanzlobby. Wir werden uns
trotzdem weiter dafür einsetzen."

Entzug der Gemeinnützigkeit zeigt: Attac stört weiter

Dass Attac von der etablierten Politik nach wie vor oft als störend
wahrgenommen wird, zeigt der Entzug der Gemeinnützigkeit, betrieben
ausgerechnet vom Bundesfinanzministerium. Judith Amler vom bundesweiten
Attac-Koordinierungskreis: "Dieser Angriff auf die kritische
Zivilgesellschaft zeigt: Es gilt, demokratische Spielräume
zurückzufordern. Auch deswegen wird Attac weiter dringend gebraucht -
jetzt erst recht."

In 2020 wird sich Attac Deutschland auf die Schwerpunkte
sozial-ökologischer Umbau, Menschenrechte in der Wirtschaft, soziales
Wohnen und Entwaffnung der Finanzmärkte konzentrieren.

Jubiläumsfeier unter dem Motto "Her mit der Demokratie!"

Unter dem Motto "20 Jahre Attac - Her mit der Demokratie" feiert das
Netzwerk sein Jubiläum. Den Auftakt macht die Diskussionsveranstaltung
"Zivilgesellschaft unter Druck: Die Bedeutung von kritischem Engagement
für die Demokratie" am 15. Februar in der Frankfurter Paulskirche. Mit
dabei sind unter anderem Luisa Neubauer von Fridays for Future, die
Netzaktivistin Katharina Nocun, Jana Ciernioch von SOS Méditerranée und
die Journalistin Ferda Ataman. Am 16. Februar folgt eine Matinee mit
Weggefährten aus 20 Jahren Attac und internationalen Gästen.




Weitere Informationen:

Diskussionsveranstaltung in der Paulskirche:

www.attac.de/20-jahre-attac

Aktuelle Kampagnen:

www.attac.de/kampagnen

Diskussionspapier zu 20 Jahre Attac:

https://link.attac.de/thesen-20-jahre-attac

 * 

Bausteine "20 Jahre Attac"

• Gründungs-Daten:

22. Januar 2000: In Frankfurt am Main kommen Vertreter von rund 50
Nichtregierungsorganisationen und etwa 80 Einzelpersonen zusammen, um
nach französischem Vorbild auch in Deutschland ein
globalisierungskritisches Netzwerk zu gründen - damals unter dem Namen
"Netzwerk zur demokratischen Kontrolle der Finanzmärkte".

17. bis 18. November 2000: Beim dritten Ratschlag - wieder in Frankfurt
am Main - übernimmt das Netzwerk den französischen Namen Attac
(Association pour la Taxation des Transactions financières pour l'Aide
aux Citoyens / Vereinigung für die Besteuerung von Finanztransaktionen
zum Wohl der Bürgerinnen und Bürger).

19. Dezember 2002: Attac eröffnet das Bundesbüro in Frankfurt am Main,
in dem zunächst acht hauptamtliche Angestellte den Aktiven und
politischen Gremien zuarbeiten. Heute beschäftigt Attac etwa 20
Mitarbeitende, die meisten in Teilzeit.

• Zahlen:

Mitglieder: 28.690

Aktive Ortsgruppen: 152 

Mitgliedsorganisationen: ca. 189 (von Verdi und dem BUND bis zu kleinen
Eine-Welt-Initiativen)

Attac finanziert sich nahezu ausschließlich aus Mitgliedsbeiträgen und
Spenden.

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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STANDPUNKT/415: Wichtiger Schritt auf dem Weg zum Frieden - Politische Lösung statt Militäreinsatz (IPPNW)

IPPNW-Pressemitteilung vom 21. Januar 2020

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Wichtiger Schritt auf dem Weg zum Frieden - Politische Lösung statt
Militäreinsatz

Libyen-Konferenz



Die ärztliche Friedensorganisation IPPNW begrüßt die Ergebnisse der
Libyen-Konferenz - insbesondere die deutliche Betonung der Schlüsselrolle
der Vereinten Nationen und die Feststellung, dass es in Libyen keine
militärische Lösung geben kann. Rufen von Verteidigungsministerin Annegret
Kramp-Karrenberger nach einem Bundeswehreinsatz in dem Land erteilt die
Ärzteorganisation dagegen eine klare Absage. Die Mittel dafür seien in
zivilen und humanitären Maßnahmen weit besser investiert. Deutschland
sollte seine Glaubwürdigkeit bei politischen Lösungen ausbauen, statt
militärisch zu intervenieren. Die Überprüfung des Waffenstillstands und des
Waffenembargos könnte durch eine zivile Beobachtermission zum Beispiel
durch die Afrikanische Union oder den Ausbau der zivilen 
UN-Unterstützungsmission UNSMIL (United Nations Support Mission in Libya)
erfolgen.

"Ob der Krieg in Libyen, der auch ein Stellvertreterkrieg ist, beendet
werden kann, wird davon abhängen, ob die externen Konfliktparteien
tatsächlich bereit sind, ihre geostrategischen Interessen zurückzustellen
und das Waffenembargo konsequent umzusetzen", erklärt die IPPNW-Vorsitzende
Susanne Grabenhorst. Für die geplante Durchführung eines Forums zur
nationalen Aussöhnung durch die Afrikanische Union im Frühjahr 2020 sei die
Beteiligung der gesamten libyschen Gesellschaft und eine aktive
Einbeziehung von Frauen wünschenswert. Nur so könne der Frieden wirklich
nachhaltig sein.

Die IPPNW begrüßt zudem die in dem Abschlussdokument geforderte
schrittweise Schließung der libyschen Haftlager, in denen laut UN-Berichten
erpresst, gefoltert, vergewaltigt und gemordet wird. Zusätzlich müsse die
Kooperation zwischen der EU und der libyschen Küstenwache beendet werden.
"Wir appellieren an den Bundestag und die Bundesregierung sich dafür
einzusetzen, dass die Europäische Union unverzüglich ihren
menschenrechtlichen Verpflichtungen nachkommt und in Zusammenarbeit mit
nichtstaatlichen Seenotrettungsdiensten Fluinge zur Pru ihres Asylantrags
in einen Mitgliedstaat bringt. Die private Seenotrettung muss wertgeschätzt
und nicht verhindert werden", so Grabenhorst.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Januar 2020

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / MEINUNGEN





STANDPUNKT/414: FFF - Eine Bewegung und schlechte Zeichen (Pressenza) 

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

FFF: Eine Bewegung und schlechte Zeichen

Von Gerhard Mersmann, Neue Debatte, 19. Januar 2020



Es ist ein Phänomen! Dass ausgerechnet dort, wo einmal das Land der
Dichter und Denker verortet wurde, das Denken, vor allem das
politische Denken, zu einer Art Paria geworden ist.


Unterwerfung und Überlegenheitsgefühl

Ja, das mit den Dichtern und Denkern war auch ein bisschen Spott
seitens der längst gesetzten Nationen Großbritannien und Frankreich,
die etwas auf dieses Konstrukt von 36 Fürstentümern, das der
nationalen Einigung entgegenstand, belustigt herunterschauten. Aber
die Bespotteten bildeten sich dennoch lange etwas darauf ein, so
bezeichnet zu werden.

Am Ende einer relativ langen historischen Entwicklung, die mit der
klassischen deutschen Philosophie begann und den Revolutionstheorien
[1] endete, versuchte dieses Gebilde, einen Platz in der Geschichte
gemäß seiner Größe und Kraft zu finden. Das Maß wurde nie gefunden,
mal basierte die eigene Bestimmung auf der Unterwerfung anderer, mal
war das eigene Maß wegen der eigenen Unterwerfung, die aus dem
Überlegenheitsgefühl resultierte, beschämend gering.

Die Dilemmata, die aus der Suche nach einem eigenen Profil, das den
eigenen Vorstellungen entsprach und mit dem Selbstwertgefühl der
vielen europäischen Nachbarn kompatibel war, erwuchsen, sind mehr denn
je zu spüren. Ihre Wirkung ist nicht das, was sich die Akteure
wünschen. Mehr und mehr gerät alles zu einem Spiel ohne Gewinner. Das
Große, das stets im eigenen Raum gesehen wurde, holt sich versteckt
über einzelne, private Protagonisten das, was imperialer Größe
gebührt. Es wird mit der Nation, dem Staat von den anderen,
betroffenen Akteuren, identifiziert und der tatsächlich handelnde
Staat wird seitens der Betroffenen dafür verantwortlich gemacht.


Lähmung und Verwirrung

Es klingt absurd, aber es ist so: Das Volk der Dichter und Denker hat
eine Regierung, die Verantwortung für diejenigen übernimmt, die nichts
oder nur wenig zu den Belangen des Volkes beitragen. Sie ist bereit,
die Zeche für die Verwerfungen zu bezahlen, die die individuellen
Interessen einiger Weniger verursacht haben. Im Gegenzug weigert sie
sich, den Verheerungen [2], die durch das rücksichtslose Handeln
zustande kommen, wirksam zu begegnen.

Die Bevölkerung, um von dem lediglich metaphorisch gebrauchten
Begriffes Volk wegzukommen, die Bevölkerung dieses Landes, das noch
vor nicht allzu langer Zeit für den höchsten gewerkschaftlichen
Organisationsgrad weltweit und eine massive Friedensbewegung stand,
ist in großen Teilen geistig gelähmt, wenn es um die Frage der
Auflösung der beschriebenen misslichen Lage geht.

Vieles ist wirr und nicht mehr nachvollziehbar geworden. Der einstige
politische Arm der Gewerkschaften ist nun selbst Betriebsrat und sitzt
in der Regierung, und die Friedensbewegung ist mit dem Erpressungscoup
über Auschwitz [3] zu einer völkerrechtswidrigen militärischen
Intervention in Schönheit gestorben.


Spaltung durch die neue Bewegung

Stattdessen triumphiert gegenwärtig eine neue ökologische Bewegung
[4], der es bis heute gelingt, die Frage der Ursache für die zu
beobachtenden Zerstörungen bei denen zu privatisieren, die am Ende der
Kette stehen und das massive kriegerische Handeln auf diesem Planeten
sorgsam außer Betracht zu lassen.

Es ist geraten, so kalt wie diejenigen, die für die Verwüstungen auf
dem Globus Verantwortung tragen, zu bilanzieren, denn das können sie.
Die Ergebnisse der Bewegung liegen in einer sich immer mehr
breitmachenden Spaltung der Generationen und kleinlichen Streitereien
über das persönliche Konsumverhalten. Vieles kann sich noch tun, doch
derzeit stehen die Zeichen auf einen kläglichen Ausgang.

Es scheint zum Schicksal des Gebildes zu gehören, das sich immer noch
als das der Dichter und Denker fühlt, dass aus des Tigers Sprung
zumeist ein blasser Bettvorleger wird. Wie wäre es, einfach mal den
Kopf zu benutzen, und die Lage analytisch zu betrachten, wie sie ist.
Ohne Appell, ohne Moral und ohne Selbstüberschätzung?


Anmerkungen:

[1] https://neue-debatte.com/2018/01/16/wenn-die-revolution-nicht-warten-kann/

[2] https://neue-debatte.com/2018/03/18/mont-pelerin-society-teil-1-der-neoliberale-staatsstreich/

[3] https://neue-debatte.com/2019/03/30/die-gruenen-und-die-macht-der-verklaerung/

[4] https://lowerclassmag.com/2020/01/17/oekologiebewegung-kapitalismus-ist-das-problem-kein-teil-der-loesung/


Der Artikel "FFF: Eine Bewegung und schlechte Zeichen" wurde
erstveröffentlicht im Meinungsmagazin Neue Debatte:

https://neue-debatte.com/2020/01/18/fff-eine-bewegung-und-schlechte-zeichen/

Der Schattenblick dankt der Redaktion der Neuen Debatte für die
Nachdruckgenehmigung.

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AUSSICHTEN/8870: Und morgen, den 22. Januar 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 22.01.2020 bis zum 23.01.2020 +++






[image: Jean-Luc 8870 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Sonnenschein ab Mittag schon,

Jean-Luc möchte hüpfen;

und das wird sein Wiesenlohn,

erste Knospen schlüpfen.
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LESUNG/1941: Frankfurt - Lara Schützsack, Tilda, ich und der geklaute Dracula, 03.02.2020

Literaturhaus Frankfurt - Programm im Februar 2020

Mo 03.02., 10.30 h 

Lara Schützsack: Tilda, ich und der geklaute Dracula

Lesung für 3. und 4. Klassen

Mit Gebärdensprachdolmetscher



Ein grandioses Großstadtabenteuer, umwerfend erzählt

Oda und Tilda leben im selben Haus und passen perfekt zusammen. Wie
Legosteine. Oda ist blitzschnell und sprüht vor Ideen, Tilda ist fast
so langsam wie ihre Schnecke, dafür hat sie aber ein
Elefantengedächtnis. Als der kleine Hund aus dem 3. Stock
verschwindet, müssen die zwei ihn natürlich retten. Immerhin könnten
sie sich für den Finderlohn 500 kleine gemischte Tüten am Kiosk
holen. In "Tilda, ich und der geklaute Dracula" (Verlag Sauerländer)
erzählt Lara Schützsack leicht füßig, lustig und lebensklug von zwei
mutigen und schlauen Mädchen in Berlin. Das ist beste Kinderliteratur
fern von Klischees: Krimi und großer Lesespaß in einem.

Das Junge Literaturhaus wird unterstützt von der Cronstett- und
Hynspergischen evangelischen Stiftung. Die Veranstaltung wird,
gefördert durch die Aktion Mensch, von Gebärdensprachdolmetschern
übersetzt. Platzreservierungen für gehörlose Menschen unter
koehler@literaturhaus-frankfurt.de.

Eintritt 2 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Februar 2020

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





MUSEUM/881: Mönchengladbach - Kinderführung "Der kleine Prinz, die alte Burg und der Hase", 02.02.2020

Stadt Mönchengladbach

Offene Kinderführung "Der kleine Prinz, die alte Burg und der
Hase"



Spannung und Spaß im Museum, das gibt es am 2. Februar, von 15 bis 16
Uhr im Museum Schloss Rheydt. Die Gemälde des Museums stecken voller
Geschichten, die entdeckt werden wollen.

Spaß und eine kleine Belohnung sind garantiert! Eine kindgerechte
Führung bringt den Jüngsten das Museum, seine Schätze und Geschichte
näher. Sie ist geeignet für Kinder ab sechs Jahre.

Der Eintritt kostet 4 Euro. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 20.01.20

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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TREFFEN/215: Braunschweig - Flohmarkt in der Neustadtmühle,"Kinder machen Mäuse" 23.02. und 05.03.2020

Stadt Braunschweig

Flohmarkt in der Neustadtmühle: "Kinder machen Mäuse"



Braunschweig. Ein Flohmarkt für sechs- bis 14-jährige Kinder unter dem
Motto "Kinder machen Mäuse" findet am Sonntag, 21. Januar, von 14 bis
16.30 Uhr im Kinder- und Jugendzentrum Mühle, An der Neustadtmühle 3,
statt. Es wird eine Gebühr von einem Euro pro Decke erhoben; eine
eigene Decke ist mitzubringen. Einlass für die jungen Verkäuferinnen
und Verkäufer ist ab 13.30 Uhr. Für das Kaffee- und Kuchenbuffet
werden gern Kuchenspenden angenommen. Weitere Informationen und
Anmeldungen unter jzmuehle@hotmail.com oder unter der Telefonnummer
0531/17488.

Die nächsten Flohmärkte "Kinder machen Mäuse" finden an den Sonntagen
23. Februar und 15. März statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 20.01.20

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KUNST / FAKTEN





MELDUNG/418: Kunst spricht für sich und lässt Herzen schneller schlagen (idw)

Universität Basel - 20.01.2020

Kunst spricht für sich und lässt Herzen schneller schlagen



Informationen zu einem Kunstwerk haben keinen Einfluss auf das
ästhetische Erlebnis von Museumsbesucherinnen und -besuchern. Viel stärker
wirken sich die Eigenschaften eines Gemäldes selbst auf die Betrachtenden
aus. Zu diesem Schluss kommen Psychologinnen und Psychologen der
Universität Basel in einer neuen Studie. 

Beim ästhetischen Erleben handelt es sich um ein komplexes Zusammenspiel
von Wahrnehmungsweisen und kognitiven Prozessen: Merkmale der Kunstwerke
wie die Farbgebung und die dargestellten Inhalte spielen eine Rolle, aber
auch individuelle Eigenschaften des Betrachters wie seine Fachkenntnis
sowie kontextbezogene Faktoren - etwa der Titel eines Kunstwerks.

Wie Kontextinformationen zu den Kunstwerken das ästhetische Empfinden
beeinflussen, haben Forschende der Universität Basel um die Psychologen
Prof. Jens Gaab und Prof. Klaus Opwis in einer realen
Ausstellungssituation untersucht. Insbesondere gingen sie der Frage nach,
ob und wie sich verschiedene Arten von Informationen auf die ästhetische
Erfahrung von Museumsbesucherinnen und -besucher auswirken.

Frühere Forschung hat gezeigt, dass Kontextinformationen die Wahrnehmung
und das Erleben massgeblich prägen können - etwa wenn Wein den Konsumenten
besser schmeckt, wenn sein Preis höher angegeben wird.

Studie unter realen Bedingungen

Für die vorliegende Studie betrachteten 75 Probanden an der «Future
Present»-Ausstellung im «Schaulager» in Münchenstein sechs Gemälde
verschiedener Künstler aus der Zeit des flämischen Expressionismus. Die
Teilnehmenden wurden nach dem Zufallsprinzip in eine von zwei Gruppe
zugeteilt und erhielten entweder einfache, beschreibende Informationen zu
den Gemälden oder aber ausführliche, vertiefende Informationen wie zum
Beispiel eine Interpretation.

Die Intensität ihrer ästhetischen Erfahrung bewerteten die Probanden
einerseits mit einem Fragebogen. Andererseits massen die Forschenden die
durch die Kunstbetrachtung ausgelösten Emotionen anhand von
psychophysiologischen Daten wie der Herzfrequenz und der
Hautleitfähigkeit.

Erläuternden Beschreibungen, so die Annahme der Forschenden, sollten sich
stärker auf die kognitiven Prozesse und das ästhetische Erleben auswirken
als beschreibende Informationen.

Kunstwerke beeinflussen Herzfrequenz

Die Ergebnisse zeigen aber, dass weder die beschreibende noch die
erklärenden Informationen das ästhetische Empfinden beeinflussen. Zwischen
den beiden Gruppen liessen sich keine Unterschiede nachweisen, nicht bei
der subjektiven Einschätzung und auch nicht bei den körperlichen
Reaktionen.

Hingegen wirkten sich die Eigenschaften der Kunstwerke selbst auf das
ästhetische Erleben aus. So waren die körperlichen Reaktionen einerseits
stärker als vor Beginn der Kunstbetrachtung und unterschieden sich auch
signifikant je nach Gemälde. Das Kunstwerk, das die grösste Reaktion zum
ästhetischen Erleben hervorrief, war James Ensors «Les masques intrigués»
aus dem Jahr 1930. «Die Kunstwerke von Ensor wirken meist bizarr oder
absurd, weshalb gerade diese besondere Ausdrucksweise möglicherweise die
Betrachter zu extremeren Bewertungen verleitet hat», erklärt die
Erstautorin Luisa Krauss.

Die im Journal «Psychology of Aesthetics, Creativity, and the Arts»
veröffentlichte Studie relativiert somit die Bedeutung von
Begleitinformationen und unterstreicht gleichzeitig, wie der Kontext des
Museums das ästhetische Erleben beeinflusst. «Museumsbesucherinnen und
-besucher brauchen nicht zwingend Informationen, um gesättigt aus einer
Ausstellung zu laufen. Die Kunst spricht also für sich», fasst Prof. Jens
Gaab zusammen.


Originalpublikation:

Luisa Krauss, Celine Ott, Klaus Opwis, Andrea Meyer, Jens Gaab

Impact of contextualizing information on aesthetic experience and
psychophysiological responses to art in a museum: A naturalistic
randomized controlled trial

Psychology of Aesthetics, Creativity, and the Arts (2019), doi:
10.1037/aca0000280

http://doi.org/10.1037/aca0000280

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution74
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Universität Basel, Reto Caluori, 20.01.2020
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AUSSTELLUNG/9762: München - A Brief Collection Display of John Baldessari, 28.02.-05.07.2020

Pinakothek der Moderne

A Brief Collection Display of John Baldessari

Erstpräsentation von sieben Neuerwerbungen John Baldessaris
für die Pinakothek der Moderne


LAUFZEIT | 28. JANUAR 2020 BIS 05. JULI 2020



Der kürzlich verstorbene, kalifornische Künstler John Baldessari (1931 -
2020) zählt zu den bekanntesten Vertretern der Konzeptkunst. Scharfsinn und
Leichtigkeit hat er in seinen Werken zu eigenwilliger Ironie verbunden, die
nicht zuletzt die eigene Künstleridentität hinterfragt.

Anlass für die Einrichtung eines John-Baldessari-Raums sind sieben neu
erworbene Werke, eine Initiative, die auf Inka Graeve Ingelmann (1960 -
2019) zurückgeht. Als Leiterin der Sammlung Fotografie und Neue Medien hat
sie diesen Bereich seit der Eröffnung der Pinakothek der Moderne maßgeblich
aufgebaut und geprägt. Der John-Baldessari-Raum wurde auf der Grundlage
ihrer Pläne verwirklicht.

Der mit den Punkten

"Ich werde wohl als der Typ erinnert werden, der Punkte auf die Gesichter
von Menschen gemacht hat", sagte John Baldessari. Doch dieses
Markenzeichen, das den Blick vom Wesentlichen auf das vermeintlich
Nebensächliche lenkt, umreißt längst nicht den gesamten Kosmos des
Künstlers. Fotografie und Malerei, Video und Skulptur, Bild und Text und
generell das Crossover zwischen verschiedenen Disziplinen und Erzählweisen
bestimmen sein Werk.

Der Baldessari-Schwerpunkt in der Pinakothek der Moderne

Den Grundstock der John Baldessari-Sammlung bilden seit 2003 zwei
Dauerleihgaben der Siemens AG, die großformatige Fotografie "Man Running /
Men Carrying Box", 1988-90 sowie die Mappe "The Metaphor Problem", 1999.
Seit 2017 wurde mit Unterstützung von PIN. Freunde der Pinakothek der
Moderne eine systematische Erweiterung verwirklicht, so dass das Ensemble
heute insgesamt elf Arbeiten umfasst, die exemplarischen Einblick in das
vielfältige Werk geben:

Das Video "I Will Not Make Any More Boring Art" gilt als Kultwerk im Oeuvre
des Künstlers und der Konzeptkunst allgemein, postuliert Baldessari doch
hiermit bereits 1971 den Leitgedanken und die selbsterfüllende Prophezeiung
seines Werdegangs. In zwei weiteren, frühen Videoarbeiten, "Baldessari
Sings LeWitt" und "Teaching a Plant the Alphabet", nimmt er das Schaffen
von Künstlerkollegen unter die Lupe: Sol LeWitts berühmtes Manifest zur
Konzeptkunst und Joseph Beuys? Performance "Wie man dem toten Hasen die
Bilder erklärt". John Baldessari, der auch einflussreicher Lehrer war, hat
hier sowohl Kunstwerke als auch Lehrstücke zur Geschichte der Kunst
geschaffen. In der Sammlung Moderne Kunst in der Pinakothek der Moderne
sind diese nun in unmittelbarer Nachbarschaft zu den Werken von Joseph
Beuys, Sol LeWitt oder etwa Hanne Darboven zu sehen.

Weitere Anknüpfungspunkte bilden die neu erworbene Fotogravur "Falling
Star", 1989-1990 sowie die Lithografie "Studio", 1988, in der eine formell
gekleidete Gesellschaft, dem Kontext nach Kritiker oder Sammler, dem
Kunstmaler beim Schaffensprozess über die Schulter blicken. Doch was sehen
sie, nachdem Baldessari ihr Gesicht mit Farbpunkten verdeckt hat? Diese
kuriose Maske ist auch ein Instrument zur neuen Wahrnehmung und entlarvt
etwa Personenkult und Machtgefälle in der Kunst.

Das kritische Kommentieren der eigenen Gilde ist in der Mappe "Six Rooms"
sowie in "The Fallen Easel" ebenfalls zu beobachten. Immer geht es um den
frischen Blick, das Finden neuer Sinnzusammenhänge.

A Brief History of John Baldessari - ein Film-Porträt

Die Präsentation wird durch den Kurzfilm "A Brief History of John
Baldessari" abgerundet. Der 2012 von Henry Joost und Ariel Schulman
produzierte, von Tom Waits erzählte, künstlerische Dokumentarfilm bringt
Baldessaris Lebenswerk kongenial auf den ...

 * 

Quelle:

Pinakothek der Moderne und Bayerische Staatsgemäldesammlungen

Barer Straße 29, 80799 München

E-Mail: presse@pinakothek.de

Internet: http://www.pinakothek.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





TREFF/774: Hamburg - Rundgang Armgartstraße, sehen und erleben, wie der Nachwuchs tickt, 30.01.-01.02.2020

Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg - 20.01.2020

Rundgang Armgartstraße - sehen und erleben, wie der Nachwuchs tickt

WANN: Vom 30. Januar 2020 bis 1. Februar 2020

WO: HAW Hamburg, Campus Armgartstraße 24, 22087 Hamburg, Aula (1. Stock)



Studierende und Absolventinnen und Absolventen aus dem Department Design
der HAW Hamburg stellen ihre Projekte und Arbeiten aus den Bereichen
Mode-, Kostüm- und Textildesign, Kunst, Designforschung und Bekleidung -
Technik und Management aus. Zwei Kostümperformances, ein Symposion über
das Spekulieren und eine interdisziplinäre Modenschau bereichern den
diesjährigen Rundgang Armgartstraße vom 30. Januar bis zum 1. Februar
2020. Die Veranstaltung ist kostenfrei.

Die Banner an der Fassade der Armgartstraße leuchten in orange und laden
Kolleginnen, Kollegen, Kommilitonen, Freunde und Interessierte ein, das
Semesterende mit dem schon traditionellen Rundgang zu feiern. "Wir trotzen
der grauen Jahreszeit und kündigen auf diese Weise an, was unsere
Besucherinnen und Besucher in der Armgartstraße erwartet: lebendige und
hervorragende Arbeiten der Studierenden, die über den sprichwörtlichen
Tellerrand gucken", sagt Prof. Dorothea Wenzel, Dekanin der Fakultät
Design, Medien und Information der HAW Hamburg.

Die Bandbreite der Abschussarbeiten und Projekte ist weit gespannt: zu
sehen sind Auseinandersetzungen mit Umweltthemen im Mode- und
Textildesign, junge Blickwinkel auf traditionelle Theatersujets,
großformatige Kunst, spekulative Ansätze aus der Designtheorie, Projekte
zur Bekleidungsphysiologie und vieles mehr. Auf dem Programm stehen auch
in diesem Jahr fulminante Kostümperformances, eine experimentelle
Modeperformance und ein Symposion, auf dem an langer Tafel spekuliert wird
(Bring your own glass!).

WANN UND WO

WANN: Vom 30. Januar 2020 bis 1. Februar 2020

WO: HAW Hamburg, Campus Armgartstraße 24, 22087 Hamburg, Aula (1. Stock)

VERNISSAGE:

Donnerstag, 30. Januar, 18:00 bis 22:00 Uhr

AUSSTELLUNG:

Freitag, 31. Januar bis Samstag, 1. Februar, jeweils 14:00 bis 22:00 Uhr

PROGRAMM IN DER AULA DER ARMGARTSTRASSE

DONNERSTAG, 30. Januar 2020

18:00 Uhr: Eröffnung durch Prof. Dorothea Wenzel (Dekanin der Fakultät
DMI)

18:15 Uhr: Verleihung "Ausgezeichnet", das Zentrum für Designforschung der
HAW Hamburg prämiert Masterarbeiten.

19:30 Uhr: "Barocco" - eine reichhaltige und Grenzen überschreitende
Kostümperformance

FREITAG, 31. Januar 2020

Ausstellung 14:00 bis 22:00 Uhr

15:00 bis 18:00 Uhr: Symposion "Speculative Space" mit Daniela K. Rosner
(Washing-ton), Meike Schalk (Stockholm) und Marcus Steinweg (Karlsruhe).
Bring your own glass!

20:00 Uhr: "Opulenzia" - eine historisch überspitzte Kostümparade

SAMSTAG, 1. Februar 2020 

18:00 Uhr und 20:00 Uhr: A3- eine interdisziplinäre Modeperformance




Weitere Informationen unter:

http://www.rundgang.haw-hamburg.de

http://www.instagram.com/haw_dmi/

http://www.facebook.com/events/526781427909807/

http://www.haw-hamburg.de/dmi.html

https://de-de.facebook.com/HAW.DMI/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution399
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Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg, 20.01.2020
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ARBEITERSTIMME/388: Die Landtagswahlen in Sachsen und Brandenburg - Debakel im Osten

Arbeiterstimme Nr. 205 - Herbst 2019

Zeitschrift für die marxistische Theorie und Praxis

Die Befreiung der Arbeiterklasse muß das Werk der Arbeiter selbst
sein!

Die Landtagswahlen in Sachsen und Brandenburg

Debakel im Osten



Überraschend waren die Wahlergebnisse im Osten nur in einem Punkt: Die
AfD wurde in beiden Ländern nicht die stärkste Partei. Dabei hatten
alle Prognosen dies, sowohl in Sachsen als auch in Brandenburg,
vorausgesagt. Wahlsieger war aber trotzdem in beiden Ländern die AfD.
In Brandenburg legte sie um 12,2 Prozent auf 23,5 Prozent zu und in
Sachsen um 9,7 Prozent auf 27,5 Prozent. Zugewinne hatten sonst nur
noch die Grünen, zwischen 6,2 und 5,7 Prozent. SPD, Die Linke und CDU
verloren massiv. Besonders dramatisch war es für die Linkspartei. In
den vergangenen Wahlen 2014 lag sie in beiden Bundesländern bei fast
19 Prozent. Jetzt erreichte sie in Brandenburg 10,7 Prozent und in
Sachsen 10,4 Prozent.

In den letzten Tagen vor der Wahl wurde prognostiziert, dass sowohl
die SPD in Brandenburg als auch die CDU in Sachsen vor der AfD liegen
würde. Der massive Einsatz der Spitzenkandidaten der Parteien und die
entsprechende Berichterstattung in den Medien taten ihre Wirkung. Es
kam zu einer Mobilisierung der Wähler. Das drückte sich nicht zuletzt
in der gestiegenen Wahlbeteiligung aus. Lag diese bei den Wahlen 2014
in beiden Ländern unter 50 Prozent, so lag sie jetzt in Sachsen bei
beinahe 67 Prozent, in Brandenburg bei 62 Prozent. Da sich im
Wahlkampf gefühlt alles um die AfD drehte, muss man davon ausgehen,
dass viele Wähler, um die AfD zu schwächen, die CDU wählten und nicht
die von ihnen eigentlich präferierte Partei. Doch kann ein solches
taktisches Wählerverhalten den dramatischen Absturz der Linkspartei
alleine nicht erklären. Offensichtlich war sie nicht in der Lage,
kritische Themen und soziale Forderungen im Fokus der
Auseinandersetzungen zu platzieren. So wurde sie nur wenig beachtet
und schließlich regelrecht aufgerieben.

Der Erfolg der AfD ist aus Grün- den, auf die noch einzugehen ist,
auch darauf zurückzuführen, dass sie durch den sächsischen
Landeswahlausschuss in besonderer Art und Weise geradezu beglückt
wurde. Der Ausschuss stellte Anfang Juli des Jahres fest: "Die AfD
in Sachsen kann nur mit 18 statt wie geplant 61 Listenkandidaten zur
Landtagswahl am 1. September antreten". Der Landeswahlausschuss
hatte nur die ersten 18 Plätze der Liste bestätigt. Die restliche
Liste sei ungültig, so der Ausschuss, weil die Aufstellung nicht in
einer einheitlichen Wahl erfolgt sei. Die Entscheidung des
Landeswahlausschuss war nach den Buchstaben des sächsischen
Wahlgesetzes bestimmt formal korrekt. Die AfD klagte natürlich gegen
die Entscheidung des Landeswahlausschusses. Sicher hätte dieser auch
Spielräume für eine andere Entscheidung gehabt, wie das später auch
das Urteil des Verfassungsgerichtshofs von Sachsen zeigte. Der Klage
der AfD wurde vom Verfassungsgerichtshof stattgegeben und der Partei
30 Listenplätze zugestanden.

Die Entscheidung des Landeswahlausschuss, nur 18 Listenplätze
zuzulassen, war ein Paukenschlag und für die AfD ein Geschenk des
Himmels. Plötzlich stand sie im Zentrum der medialen Aufmerksamkeit.
Der Landesvorsitzende Jörg Urban sprach sofort von einem
"verabredeten Komplott von Vertretern der im Landtag sitzenden
Altparteien". Die Opferrolle nahm die AfD gerne an und setzte sie
im Wahlkampf wirkungsvoll ein. Sie revitalisierte den Ruf "Wir sind
das Volk" und sprach in Brandenburg von der Wende 2.0. "Jetzt
erst recht!" war schließlich sowohl in Brandenburg als auch in
Sachsen ihre Parole. Eine Parole, die gepaart mit
Fremdenfeindlichkeit, Hasstiraden gegen das Politikestablishment und
gegen Flüchtlinge, sowie völkische Deutsch- und Heimattümelei, am
Wahltag ihre Folgen zeigte. Inhaltlich war der Wahlkampf der AfD wenig
konkret. Auf ihren Plakaten konnte man alles Mögliche lesen: so, dass
sie beispielsweise den Diesel retten wollen, dass sie für Tierschutz
sind und deshalb das Schächten von Tieren verboten wird. Dann waren
sie für "Landliebe" und für den "wirksamen Stopp der
Entvölkerung" und für ähnliches mehr. War auch die Aussagekraft
der Plakate gering, so war die Verbreitung derselben auf den Straßen
und Plätzen umso massiver. "Trau dich Sachsen", war an jeder
Ecke zu lesen. Und die Sachsen trauten sich. Die AfD mobilisierte ihre
Anhängerschaft in ungeheurem Maße. So stimmten in Sachsen 246.000
ehemalige Nichtwähler für die AfD. 84.000 Stimmen kamen von vormaligen
CDU-Wählern, gefolgt von 28.000 ehemaligen Wählern der Linkspartei.

Was ist los im Osten?

Diese Frage stellt sich natürlich, wenn man den raketenhaften Aufstieg
der reaktionären Partei AfD in den beiden Bundesländern betrachtet.

In der offiziellen Wahlanalyse ist die Rede von abgehängten Regionen
und davon, dass große Teile der Bevölkerung immer noch nicht in der
Bundesrepublik angekommen seien. Schauen wir uns diese Argumente
genauer an. In der Sächsischen Zeitung konnte man in einem
Leserbrief am 31. August folgendes lesen: "Und sie hatten (die
Ostdeutschen) in der Tat völlig falsche Vorstellungen von dem, was
auf sie zukommt. Sie glaubten nicht, dass die BRD die DDR nur als
Markt, kaum als Produktionsstandort braucht. Spätestens seit 1991 ...
wissen sie es besser. Diese Verlust-Erfahrungen sind etwas
Bleibendes." Und ein anderer Leserbriefschreiber meinte in der
gleichen Ausgabe: "Für mich haben die Westdeutschen alles, was nur
irgendwie ging, aus der ehemaligen DDR herausgeholt." Leserbriefe
dieser Art sind keine Einzelmeinungen; sie tauchen regelmäßig immer
wieder in den Medien auf.

Wundern darf das im Grunde niemanden. Die Mehrzahl der Ostdeutschen
haben mit der Übernahme der DDR durch die BRD zum Teil traumatische
Erfahrungen gemacht, die bis heute nachwirken. Die noch 1990
vorhandenen Illusionen wurden auf brutalste Weise zerstört. Wer
erinnert sich nicht mehr an das Transparent "Helmut nimm uns an der
Hand und führ uns ins Wirtschaftswunderland", das 1990 in Dresden
bei einer Kundgebung mit Helmut Kohl gezeigt wurde. Damals versprach
Kohl die blühenden Landschaften in Ostdeutschland und dass es
niemandem schlechter gehen würde. Was dann allerdings kam, war nicht
das Wirtschaftswunder, sondern die Zerschlagung der ostdeutschen
Industrie und der landwirtschaftlichen Großbetriebe.

So erlebten die Menschen im Osten ihre Entlassung, die Schließung der
Betriebe und die Verschleuderung des DDR-Volksvermögens durch die
Treuhand. Der Nutznießer dieser Politik war das westdeutsche Kapital,
das hier Betriebe und Immobilien zu Schnäppchenpreisen bekam. Oftmals
bekamen Konzerne und Mittelständler alles sogar geschenkt und für ein
vages Versprechen, mit reduzierter Belegschaft den Betrieb
weiterzuführen, auch noch Subventionen in Millionenhöhe. Die Politik
der Treuhandanstalt schaffte es auf diese Weise, die ostdeutschen
Länder weitgehend zu deindustrialisieren. Sie hinterließ
Massenarbeitslosigkeit in noch nie gekannter Größe und einen
Milliardenschuldenberg, der den lohnabhängigen Steuerzahlern
aufgebürdet wurde.

Mit dem Beginn der Massenarbeitslosigkeit begann auch die verstärkte
Abwanderung von hauptsächlich jungen, qualifizierten Arbeitskräften in
Richtung Westen. Bis zum Jahr 2012 verlor das ehemalige Staatsgebiet
der DDR rund 2 Millionen Menschen. Besonders die ländlichen Gebiete
waren davon betroffen. Die Dörfer im Erzgebirge und der Oberlausitz
sind heute sichtbar überaltert. Das führt und führte zu Konsequenzen.
In vielen Orten gibt es heute keine oder nur eine mangelhafte
kommunale Infrastruktur. Es fehlen Einkaufsmöglichkeiten und Ärzte.
Die Dorfschule ist geschlossen und der öffentliche Nahverkehr ist
eingeschränkt und manchmal gar nicht vorhanden. Die Sächsische
Zeitung brachte nach den Wahlen eine Reportage über das Dorf
Neißeaue, in dem die AfD 48,8 Prozent der Stimmen holte. In dem
Artikel wurden Einwohner zu der Wahl befragt. So meinte eine
Einwohnerin: "Mehr Sicherheit ist wichtig, mehr auf Ausländer
achten ebenso, vom Polen bis zum Syrer (Anm.: In Neißeaue gibt
keine Flüchtlinge und Ausländer). Eine andere Frau sagt "Sie will
künftig nur noch AfD wählen. Aus Protest. Sie wisse nicht, was in
deren Programm stehe, aber die CDU geht nicht mehr und die AfD sei mal
eine andere Partei". Und ein 60jähriger Frührentner begründet
seine Entscheidung für die AfD so: "Ich habe 43 Jahre wie ein Ochse
gearbeitet, auch an den Wochenenden und als Rente bekomme ich 780
Euro."

Sicherlich gibt es auch in Westdeutschland eine ähnliche Entwicklung
in vielen ländlichen Regionen mit der Folge, dass auch dort
Unzufriedenheit und Frust besteht und wächst. Auch dort ist eine
solche Entwicklung Wasser auf die Mühlen der Reaktion. So hat im Jahr
2016 bei den Wahlen in Baden-Württemberg die AfD 15,1 Prozent der
Stimmen geholt.

Im Osten aber ist die Situation bei Weitem zugespitzter. Das zeigte
sich spätestens, als Pegida im Dezember 2014 zum ersten Mal öffentlich
auftrat. Seither ist nichts besser geworden. Pegida marschiert noch
immer jeden Montag mit über 1.500 Personen durch Dresden. Diese
Stimmungs- und Gemengelage ist der ideale Nährboden für offen
faschistische Gruppierungen und Parteien, wie es die
fremdenfeindlichen Ausschreitungen, Aufmärsche und Aktivitäten zeigen.
Orte wie Freital, Heidenau, Bautzen und Chemnitz erlangten so eine
zweifelhafte Berühmtheit. Dabei ist die AfD der Katalysator. Sie ist
heute die Partei, welche Nazis unterschiedlichster Schattierungen in
sich sammelt und kein Problem hat, wie es sich in Chemnitz vor einem
Jahr zeigte, zusammen mit Skinheads, gewaltbereiten Hooligans und
Reichsbürgern durch die Straßen zu ziehen. Der faschistische "Flügel"
um Bernd Höcke bestimmt zunehmend die Marschrichtung der AfD. Laut
Jens Maier, AfD-MdB, sollen in Sachsen dem "Flügel" 70 Prozent der
Mitglieder angehören.

Eine Ursache für die schlechte Stimmung der Menschen in den
ostdeutschen Ländern ist auch die Altersrente. Rund ein Drittel der
Rentner muss von einem Geldbetrag von unter 800 Euro leben. Die
Ursache liegt hier vor allem an den niedrigen Löhnen, die in der
Nachwendezeit bis heute bezahlt werden. Die Unternehmer schafften es,
ohne Widerstand der Beschäftigten, aus den Tarifen zu fliehen und die
Bezahlung ihrer Beschäftigten nach ihrem Gusto festzulegen. Im
Durchschnitt liegen deshalb die Löhne um mindestens 15 Prozent unter
denen des Westens. Aber was sagt schon der Durchschnittswert? Man muss
sich ihn genauer ansehen, denn bei sehr vielen Beschäftigten liegt das
Entgelt weit unter diesen 15 Prozent. Die Ursache ist darin zu suchen,
dass es nur noch in 39 Prozent der Betriebe eine Tarifbindung gibt.
Tariflich geregelt sind die Löhne und Gehälter in den Betrieben der
Automobilindustrie, im Öffentlichen Dienst, bei der Bundesbahn und in
wenigen Betrieben, in denen die Gewerkschaften die Organisationsmacht
aufbringen, den Unternehmer in die Tarifbindung zu zwingen. Das heißt,
im Rest der gewerblichen Wirtschaft gibt es keine tarifliche
Bezahlung. Bezahlt wird, was der Kapitalist bereit ist, zu zahlen, und
was der abhängig Beschäftigte gerade noch bereit ist, hinzunehmen. Und
es kommt noch etwas hinzu: In allen Betrieben, tariflich gebunden oder
nicht, arbeiten die Beschäftigten offiziell 40 Stunden in der Woche.

Alleine die Entlohnungsfrage reicht aus, die weit verbreitete
schlechte Stimmung der Menschen im Osten zu erklären.

Hinzu kommt noch ein weiterer Aspekt, der aber indirekt mit der
Entgeltfrage zu tun hat: Nur eine Minderheit der Beschäftigten
arbeitet in einem Betrieb mit einem Betriebsrat. Betriebsräte gibt es
nur noch in 33 Prozent der Ostbetriebe, mit abnehmender Tendenz. Der
DGB Sachsen berichtete, dass jede dritte BR-Wahl durch die Unternehmer
aktiv verhindert wurde, oft unter Einbeziehung von professionellen
Union-Bustern. In der Konsequenz heißt das: besteht kein Betriebsrat,
besteht keine betriebliche Mitbestimmung, so mangelhaft diese in der
alltäglichen Praxis auch sein mag. Das heißt, die Beschäftigten sind
schutzlos dem Diktat des Unternehmers ausgesetzt. Entsprechend ist das
Betriebsklima in vielen Betrieben ausgesprochen mies.

Dabei zeigen Einzelbeispiele, dass es auch anders gehen kann. In der
Firma Teigwaren Riesa gab es lange Jahre keinen Betriebsrat. Im Sommer
2018 war es dann so weit: Ein Betriebsrat wurde gewählt. Der hatte
einiges zu regeln, was bei der Belegschaft gut ankam. Die Folge war,
dass auch die Gewerkschaft NGG, im Betrieb mit 140 Mitgliedern
vertreten, stärker wurde. Innerhalb von drei Monaten wurden mehr als
100 neue Mitglieder gewonnen. Trotz des Widerstands der
Firmeneigentümer wurden Ende des Jahres Tarifvertragsverhandlungen
erzwungen. Seit Mitte Januar des Jahres haben die KollegInnen in Riesa
einen Tarifvertrag.

Eine Belegschaft, die eine solche Entwicklung durchmacht, bekommt
Selbstbewusstsein. Sie wird sich ihrer eigenen Macht bewusst und weiß,
dass sich die Verhältnisse verändern lassen. Sie braucht keine
Sündenböcke, auf die sich die eigene Misere abladen lässt. Leider sind
Beispiele wie das der Nudelfabrik selten. Eine große Anzahl der
Beschäftigten arbeitet zu Bedingungen, die Frust, Enttäuschung, Angst
und Wut hervorbringen. Dasselbe gilt für die Menschen, die abgehängt
in den ländlichen Gebieten leben. Für diese Menschen ist die AfD das
Instrument, mit dem sie ihre Wut ausdrücken können. Die AfD liefert
die Sündenböcke, die in den etablierten Altparteien, bei den
"versifften 68ern", den Ausländern und Flüchtlingen zu suchen
sind. Indem man auf diese tritt, kompensiert man die scheinbare eigene
Ohnmacht.

Die Rechtsentwicklung in den ostdeutschen Bundesländern ist nur
scheinbar ein ostdeutsches Problem. Prekäre Arbeitsverhältnisse mit
Niedriglohn und Befristungen, Betriebe ohne Betriebsrat, Arbeitsplätze
mit unerträglichen Arbeitsbedingungen gibt es auch im Westen. Auch
dort gibt es Frust und Wut, die sich im Wahlverhalten niederschlagen.
Auch im Westen vermeldet die AfD bemerkenswerte Wahlerfolge. Dass sich
das jetzt so krass bei den Landtagswahlen in Sachsen und Brandenburg
zeigte, liegt daran, dass die geschilderten Zustände weitaus
zugespitzter sind als in den westlichen Bundesländern. Da die
neoliberale AfD zur Lösung der Probleme auch rein gar nichts
anzubieten hat außer Hetze und Hass, muss konstatiert werden, dass die
Linke schlichtweg versagt hat. Es muss jetzt diskutiert werden, wie
man sich künftig strategisch und taktisch aufstellt, um das
verlorengegangene Terrain zurückzugewinnen. Das ist vor allem deshalb
wichtig, weil das Land kurz vor einer Konjunkturkrise steht und mit
der Digitalisierung der Wirtschaft auch vor einer Strukturkrise. Wenn
dem von der Linken nichts entgegengesetzt wird, werden die Wahlerfolge
der AfD, wie jetzt in Sachsen und Brandenburg, nicht nur auf
Ostdeutschland beschränkt sein.

5. September 2019
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Die WSWS hat Kontakt mit Juan Branco aufgenommen, der im letzten
Monat die illegale Überwachung des WikiLeaks-Gründers und seiner
Mitarbeiter, einschließlich seiner Anwälte, eindringlich angeprangert
hatte. Branco ist Julian Assanges französischer Rechtsberater.

Branco hatte ein Video getwittert, wie er in der ecuadorianischen Botschaft
in London ein vertrauliches Gespräch mit Assange führt. 2012 hatte Ecuador
dem WikiLeaks-Verleger in der Botschaft in London Asyl gewährt. Das Video
wurde offenbar von UC Global aufgenommen, der privaten spanischen Firma,
die von der ecuadorianischen Regierung beauftragt war, die Sicherheit in
der Botschaft zu gewährleisten.

Der Gründer von UC Global, David Morales, wird beschuldigt, ab 2015 im
Auftrag des US-Geheimdienstes CIA eine umfangreiche Spionageaktion in dem
Gebäude durchgeführt zu haben. Dazu gehörte offenbar auch die Aufzeichnung
von Assanges vertraulichen Anwaltsgesprächen, einschließlich denen Brancos,
was eine eklatante Verletzung des Rechts auf das Anwaltsgeheimnis bedeutet.
Die Bespitzelung ist symptomatisch für die kriminellen Methoden, mit denen
Assanges Auslieferung an die USA betrieben wird. Dort droht ihm eine
Anklage aufgrund der amerikanischen Spionagegesetze und lebenslange Haft,
weil er die amerikanischen Kriegsverbrechen, im Irak und in Afghanistan und
diplomatische Intrigen und Menschenrechtsverletzungen aufgedeckt hat.

Branco ist schon seit Jahren Rechtsberater von Assange und WikiLeaks. Er
war im Jahr 2015 der Pariser Medienkontakt für die Organisation, als
WikiLeaks die illegale Überwachung von französischen und anderen
europäischen Regierungen durch die amerikanische NSA aufdeckte. Er ist in
Assanges Namen bei den Vereinten Nationen und den französischen Behörden
vorstellig geworden.

Zuvor hatte Branco für den Internationalen Strafgerichtshof und das
französische Außenministerium gearbeitet. Seine Kommentare wurden in so
bekannten Medien wie der Zeitung Le Monde diplomatique veröffentlicht. Vor
einer Woche hat Branco mehrere Fragen der WSWS per E-Mail
beantwortet.

Zunächst bat die WSWS Branco darum, die Bedeutung der CIA-Spionage
gegen Assange und ihre Auswirkungen auf den Auslieferungsprozess zu
kommentieren.

Juan Branco: Wir glauben, dass dies ein entscheidendes Element in
unserem Kampf ist, Julian Assanges Auslieferung zu verhindern. Diese
Episode verkörpert die grobe Verletzung der Prinzipien eines fairen
Prozesses, einschließlich des Rechts auf eine faire Verteidigung.

Der Mangel an Geheimhaltung der Besprechungen mit seinen Anwälten war nicht
nur das Ergebnis verdeckter Operationen: Die Äußerungen wurden
wahrscheinlich auch dazu benutzt, Beweise zu sammeln, die im Prozess
verwendet werden könnten, d.h. die legalisiert werden könnten. Unter diesen
Bedingungen, in denen die materielle Grundlage einer Anklage auf illegalen
Spionageoperationen beruht, die die Grundrechte der Verteidigung verletzen,
erscheint es uns äußerst schwierig zu sein zu argumentieren, dass eine
Auslieferung an die USA nicht gegen die unter diesen Umständen geltenden
Grundvoraussetzungen verstoßen würde.

WSWS: Sie haben festgestellt, dass auch Sie heimlich von UC Global
aufgenommen wurden. Könnten Sie über die Art und Weise sprechen, in der
Ihre gesetzlichen Rechte und auch die Rechte jedes Besuchers von Assange
verletzt wurden?

JB: Die Anwaltskammer von Paris und ich werden in Frankreich eine
Beschwerde einreichen, weil sowohl die Rechte der Verteidigung, das
Berufsgeheimnis, wie auch meine Privatsphäre verletzt worden sind. Wir
versuchen, gegen die Normalisierung von Praktiken zu kämpfen, die nicht nur
die Privatsphäre unseres Mandanten, sondern auch die von Millionen von
Staatsbürgern im weiteren Sinne verletzen. In unserem Fall war die
Situation besonders krass, da gegen einige von uns Beschattungen,
Fotooperationen, Einbrüche und so weiter verübt wurden.

WSWS: Als Sie im November letzten Jahres auf einem Web-Gipfel in
Portugal sprachen, an dem Tausende von Menschen teilnahmen, stellten Sie
auf der Bühne fest, dass Tony Blair bei der Veranstaltung anwesend war. Sie
kommentierten das mit der Feststellung: Während die von WikiLeaks
entlarvten Kriegsverbrecher frei herumlaufen, wird Assange hinter Gittern
gehalten. Könnten Sie diesen Punkt näher ausführen?

JB: Tony Blair war für einen Krieg verantwortlich, der
Hunderttausende das Leben kostete und eine Welle der Gewalt auslöste, die
in der Folge Paris, London und viele weitere Städte auf der ganzen Welt
betraf.

Es ist ein Skandal, dass er immer noch Ehrengast auf vielen Konferenzen
ist, während Julian Assange und Chelsea Manning, die seine Kriegsverbrechen
aufgedeckt haben, gleichzeitig hinter Gittern sitzen. Das zeigt, dass es
unserer Zivilgesellschaft an Demokratie und Entschlossenheit mangelt. Es
grenzt an ein Wunder, dass ich wenige Minuten nach Tony Blair die Bühne
betreten konnte. Ich habe die Organisatoren und die anwesenden Vertreter
von 15.000 Start-Ups daran erinnert, wie unnatürlich diese Situation
eigentlich ist.

WSWS: Sie haben auch die Art und Weise beschrieben, in der die
Angriffe auf Assange Teil eines umfassenderen Angriffs auf alternative
Medien sind. Könnten Sie das näher erläutern?

JB: Wir leben in einer paradoxen Ära, in der die Werkzeuge der
Unterdrückung - soziale Netzwerke - es uns erlauben, die Verzerrungen und
Manipulationen der Medien früherer Zeiten - der Mainstream-Outlets -
sichtbar zu machen. Es findet eine Machtverschiebung statt, und in der
Verflechtung dieses Prozesses werden Monster entlarvt und enthüllen ihre
wahre Natur.

Ich denke, Gramsci hatte nicht ganz Recht, als er sagte, dass in einer
Periode wie der unsrigen Monster geboren würden: Tatsächlich werden sie
jetzt aufgedeckt. Solche Situationen sind für all diejenigen, die vorgeben,
für Ideale zu kämpfen, und nun in ihrer Korruption und ihren Kompromissen
bloßgestellt werden, äußerst peinlich. Sie erzeugen intensive Wellen der
Gewalt, indem die Machtapparate versuchen, ihr Gesicht zu wahren und jeden
zu zerschmettern, der versucht, sie bloßzustellen.

WSWS: Die Treibjagd auf Assange geht mit einer Zunahme an
staatlicher Repression einher, die sich auch gegen die "Gelbwesten" in
Frankreich und andere Widerstandsbewegungen richtet; zum Beispiel gab es
auch in Spanien größere Polizeirazzien. Könnten Sie über die Beziehung
zwischen der Verfolgung von Assange und dieser umfassenderen Stärkung des
autoritären Staats sprechen?

JB: Das sind meiner Ansicht nach unterschiedliche Themen. Man kann
Kataloniens Situation nicht mit der französischen Situation gleichsetzen,
und so weiter: Wir müssen mit den politischen Vergleichen sehr vorsichtig
sein. Ich bin mir sicher, dass sich im öffentlichen Raum strukturelle
Veränderungen vollziehen, die es möglich machen, dass sich Dissens stark
ausdrücken kann und sich neue politische Strukturen bilden. Die
technologische Revolution, die wir erleben, kann nicht ohne Folgen bleiben.
Die Machtapparate versuchen nun, sich den unvermeidlichen Veränderungen,
die das erfordert, zu widersetzen.

Der Staat passt sich aufgrund seiner Natur als letzter an, während sich die
Bevölkerung und die privaten Interessen einen Geschwindigkeitswettlauf
liefern. Auf Seiten der Bevölkerung stehen die große Masse und Genies wie
Julian Assange - auf derjenigen der Privatinteressen steht die
Wirtschaftsmacht mit ihrem Zynismus und ihrem Potential an Korruption. Der
Staat wird bei diesem Kampf mehr und mehr in die Rolle eines Zuschauers
gedrängt, er wird zum Vehikel für die Interaktion beider Kräfte. Bis ein
hartes Durchgreifen die Szene neu zusammensetzt und eine neue Ära
einläutet.

WSWS: Im letzten Monat gab es für Assange wachsende Unterstützung.
Das zeigte sich daran, dass Hunderte Anwälte, Ärzte und Journalisten offene
Briefe gegen seine Verfolgung verfassten und unterzeichneten. Haben auch
Sie eine wachsende Unterstützung für den WikiLeaks-Gründer festgestellt,
und was denken Sie über die Gründe dafür?

JB: Ich denke, die Situation ist außerordentlich günstig. Es war
zeitweise extrem kompliziert, mit Julian und WikiLeaks zu arbeiten. Auf
alle seine Mitarbeiter und Anwälte wurde ein enormer Druck ausgeübt, und
das hat oft ein Gefühl der Isolation und des Zweifels erzeugt.

Aber seit einigen Monaten erkennen wir - besonders dank Bewegungen wie den
"Gelbwesten" - eine starke Veränderung, die wir jetzt nutzen müssen. Das
schafft eine große Verantwortung. Viele Menschen legen ihre Zuversicht und
ihr Vertrauen in unsere Hände. Wir müssen jetzt so hart wie möglich
kämpfen, um diesen Erwartungen gerecht zu werden und Julian Assange zur
Freiheit zu verhelfen und es WikiLeaks zu ermöglichen, seine Arbeit
fortzusetzen.
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Hoffnung im Osten

Träume und Versuche zu Wendezeiten (Teil 2). Fortsetzung aus GWR 443 (*)

von Elisabeth Voß



Mit der unverhofften Grenzöffnung im November 1989 kam Bewegung in
die Berliner Ökodorfbewegung. Plötzlich gab es ein Umland, Hoffnungen
und Träume richteten sich nach Osten.


Mit dem "Osten" war von Westberlin aus keine Himmelsrichtung
gemeint, denn von hier aus gesehen war das gesamte Umland, egal in
welche Richtung wir fuhren, der Osten - die Noch-DDR mit nun offenen
Grenzen. Alles was nicht DDR war, nannten wir Westdeutschland, und das
habe ich mir bis heute nicht abgewöhnen können. Egal ob ich nach
Hamburg, Köln oder Stuttgart fahre, für mich ist das immer noch
Westdeutschland, und die Ex-DDR ist der Osten. Sogar innerhalb Berlins
ist mir bis heute sehr bewusst, ob ich mich gerade in "meinem"
Westberlin befinde, oder in Ostberlin.

Vor 30 Jahren fuhren wir in verschiedenen Konstellationen in den
Osten, auf der Suche nach Landprojekten, die es auch in der DDR
vereinzelt gab. Wer sich dem autoritären Arbeitsregime nicht
unterordnen wollte, konnte durchaus Nischen finden und auf dem Land
ein bescheidenes Aussteigerleben mit Selbstversorgung vom eigenen Hof,
Töpferei und anderen kunsthandwerklichen Betätigungen führen. Vor
allem waren wir aber auf der Suche nach geeigneten Orten für unsere
Ökodorf-Ideen. Verlassene Höfe und Brachflächen wirkten auf uns
keineswegs trostlos, sondern boten vielversprechende Möglichkeiten für
alternatives, selbstbestimmtes Leben.


Ideen oder reale Projekte?

Wir meinten es sehr ernst damit, "der besitzindividualistischen
Leistungs- und Konsumgesellschaft" etwas entgegensetzen zu wollen.
Jedoch scheint es mir rückblickend, dass diese vielen Möglichkeiten
auf der einen, und die vielen Ideen und Konzepte auf der anderen Seite
mitunter in einem merkwürdigen Nebeneinander gefangen blieben. Da war
viel Erhofftes und Erdachtes, das nun erfüllt werden sollte, aber es
blieb oft abstrakt, war viel zu selten getragen von Gruppen, deren
Mitglieder wirklich Lust gehabt hätten, etwas miteinander zu tun,
geschweige denn, einfach mal klein anzufangen. Nicht nur meine eigenen
Veröffentlichungen und die Papiere unserer Ökodorf-Vereine,
sondern auch manch anderes, beispielsweise im Reader unserer
"Ost-West-Begegnung Selbstorganisierte Lebensgemeinschaften"
im Juni 1990 in Kleinmachnow, scheint mir heute recht abgehoben,
mehr Traum als Plan.

Ich weiß nicht in jedem Fall, was aus all dem geworden ist, habe aber
beispielsweise vom Projekt Ökoinsel, von der Grovesmühle oder von der
psychotherapeutischen New Age Kommune nie wieder etwas gehört. Dass
Jörg Sommer sein Projekt "Selbstversorgung als Selbstbestimmung" nicht
umsetzen konnte, das weiß ich. Allerdings hat das Ökodorf Sieben
Linden auch Wurzeln in dieser Initiative. Das Lebensmodell Tao Oasis
wurde vom Tantraverein Antinous und seinem Gründer Andro einige Jahre
nach der Wende realisiert - allerdings in Brasilien.


Wirklich in den Osten?

Ein paar junge Leute zogen nach Klein Hundorf in der Nähe von
Schwerin. Ich habe schöne Erinnerungen an Besuche bei der freundlichen
Landkommune, an interessante Gespräche und Abende am Feuer mit
Trommelmusik. Aber selbst wollte ich nicht dort draußen leben, das war
mir dann doch zu abgelegen. Heute ist Klein Hundorf eine
genossenschaftlich organisierte Dorfgemeinschaft mit etwa 30 Leuten,
einschließlich Kindern - das verrät mir die Internetrecherche, und ich
freue mich, dass etwas geblieben ist. Das Projekt mit Solidarischer
Landwirtschaft möchte wachsen und freut sich über Interessierte.

Ebenfalls realisiert wurde Land in Sicht, eine "Gemeinschaft von
Verrückten und Normalen", die Hans Luger vom KommRum, einer
Kontakt- und Beratungsstelle für Menschen mit und ohne
Psychiatrieerfahrung im Westberliner Bezirk Friedenau, initiiert
hatte. Ursprünglich wollten sie in die nähere Umgebung von Berlin
ziehen, landeten dann jedoch ein Stück weiter weg in Wendtshof bei
Wallmow in der Uckermark. Wir waren gemeinsam dort, und ich habe
überlegt, mich der Gruppe anzuschließen, weil ich sie sehr sympathisch
fand und wir ähnliche Ideen hatten. Allerdings träumte ich von einem
ganzen Ökodorf mit mindestens 100 Leuten. Mit einer überschaubaren
Gruppe in ein ostdeutsches Dorf zu ziehen konnte ich mir dann doch
nicht vorstellen.

Nach und nach beschlichen mich ohnehin Zweifel, ob ich wirklich in den
Osten gehen sollte. Diejenigen, die nach und nach ins Umland gezogen
waren, berichteten teilweise über desillusionierende Erfahrungen.
Manche wurden angefeindet oder angegriffen, mitunter wurden Scheiben
eingeworfen oder sogar die Häuser angezündet. Die Täter wurden meist
nicht gefasst. Vielleicht fürchteten sie, die Aussteiger*innen würden
die erhofften Investoren vertreiben, die "blühende Landschaften"
bringen sollten. Wir erfuhren aber auch damals schon von
Naziangriffen. Freund*innen aus der Dresdner Neustadt berichteten von
Angriffen auf linke Projekte, und dass sie die Polizei angerufen
hätten, die aber nicht eingriff, wenn sie sah, dass Rechte gegen Linke
vorgingen.

Und dann die Schulen... Ich kannte Leute, die wohnten auf dem Land und
brachten ihre Kinder jeden Morgen nach Westberlin in die Schule, weil
es in den Schulen der Ex-DDR so autoritär zuging. Meine Tochter geriet
einmal in ihrer Westberliner Grundschule aus Versehen in den
katholischen Religionsunterricht (eigentlich war sie vom
Religionsunterricht freigestellt) und erzählte mir - eher belustigt
als erschrocken - von einer komischen Frau, die seltsame Sachen
erzählt hätte, von linken schwarzen Händen, die Böses tun, und von
guten weißen rechten Händen. Ich fand dann heraus, dass die junge
polnische Lehrerin im Rahmen eines Austauschprogramms für eine Weile
in der Schule meiner Tochter unterrichtete.


Kunst des Scheiterns

Wenn ich dies aufschreibe, spüre ich ein leichtes Unbehagen und die
Sorge, es könnte als typische Wessi-Überheblichkeit verstanden werden,
auch wenn ich es keineswegs so meine. Vielleicht sammle ich einfach
nur Begründungen zusammen, um nicht eingestehen zu müssen, dass viele
von uns, vor allem ich selbst, es einfach nicht gebacken gekriegt
haben. Dabei gab es ja eine Menge Leute, die ins Umland gezogen sind
und teils bis heute dort leben, es war also durchaus möglich.

In der Wendezeit gab es - so weit ich mich erinnere - keinen Moment,
in dem ich irgendeine Art der Überlegenheit gespürt hätte, weil ich
Wessi war. So lange ich zurückdenken kann, war ich ja gegen "alles"
gewesen, gegen Staat und Autoritäten, und gegen den Kapitalismus
sowieso (das mit dem Staat hat sich für mich ein bisschen, aber eben
nur ein bisschen relativiert). Es gab da nichts, worauf ich besonders
stolz gewesen wäre, im Gegenteil. Nachdem ich gelesen hatte, dass im
Kommunismus marxistischer Prägung Kinder frühzeitig aus der Familie
weggehen und in Kinderhäusern leben könnten, trug ich als Jugendliche
das Kommunistische Manifest mit mir herum, in der gelben Ausgabe von
Reclam, während bei anderen in meinem Freundeskreis oft der rote Rand
der Mao-Bibel aus der Jeanstasche leuchtete. Als junge Kommunistin
ging ich in die Fabrik, immerhin für eineinhalb Jahre, um den
Kolleginnen zu erzählen, dass sie ausgebeutet werden. Ein paarmal
wurde ich auf Delegationsreise in die DDR eingeladen, merkte aber
schnell, dass das nicht der freiheitliche Sozialismus war, den ich mir
erträumte. Ich schob es darauf, dass Deutsche wohl nicht
sozialismusfähig seien, und träumte mir das Paradies in der
Sowjetunion zurecht - bis ich auf zwei Reisen dorthin ebenfalls
enttäuscht wurde. Ende der 1970er Jahre bekam ich Einreiseverbot in
die DDR, ebenso wie alle anderen, mit denen ich mich in Westberlin für
die Freilassung des inhaftierten Dissidenten Rudolf Bahro eingesetzt
hatte. Die Stasi hatte damals einen Beobachter in unsere Soligruppe
eingeschleust.

In der Nacht des Mauerfalls saß ich vor dem Fernseher und erschrak.
Selbstverständlich war ich gegen die Mauer, aber als ich die
euphorisierten Massen sah, bekam ich richtig Angst, dass jetzt ein
nationalistischer Taumel losgehen könnte. In der Nacht vom 30. Juni
zum 1. Juli 1990 saß ich mit Freund*innen aus der DDR an einem See im
Berliner Umland. Wir tranken Sekt auf die verschwindende Mark (die
DDR-Währung) und sprachen über unsere Sorge, dass damit der Siegeszug
des Kapitalismus eingeläutet würde. Uns vereinte der Wunsch nach einer
anderen Gesellschaft und nach einer anderen Ökonomie.

Aber wir waren so Wenige...


Imperiale Gesten und Selbstüberschätzung?

Unsere Ökodorf-Gruppe, die sich aus Leuten von den Veranstaltungen im
Berliner Ökodorf und den Organisator*innen der "Ost-West-Begegnung
Selbstorganisierte Lebensgemeinschaften" zusammensetzte (siehe Teil 1,
GWR 443), interessierte sich für das Gut Liebenberg, nördlich von
Berlin in der Nähe von Oranienburg. Für das Schloss mit großen
Ländereien und vielen Nebengebäuden - fast ein Dorf - wurden Betreiber
gesucht.

Es war einer der Fluchtpunkte unserer Utopien. Ich weiß nicht mehr,
wie viele Abende oder ganze Tage wir diskutierten, wie oft wir
hinausfuhren, dort spazieren gingen und unser Ökodorf erträumten. Ich
erinnere mich aber, dass es mitunter auch selbstkritische Gespräche
gab, was das denn mit uns macht, plötzlich als Wessis so in den Osten
zu gehen und uns ausgerechnet für so ein edles Objekt zu
interessieren. Eine Mitstreiterin schien uns fast wie eine
Schlossherrin durch den Park zu wandeln.

Damals benutzten wir noch keine Computer und es gab das Internet noch
nicht so, wie wir es heute kennen. So sind all diese Geschichten bei
mir und anderen bestenfalls auf Papier festgehalten, und in mitunter
trügerischen Erinnerungen, die doch vielleicht einiges von der
Stimmung damals wiedergeben, und für mich auch rückblickend noch
einige Fragen aufwerfen. So erinnere ich mich an viele Ausflüge in die
Prignitz, nordwestlich von Berlin, wo schon zu DDR-Zeiten einige
Aussteiger*innen lebten, und wo es nun immer mehr Leute hinzog,
beispielsweise nach Roddahn. Ich hatte Freund*innen im Dorf Babe. Als
wir bei ihnen am Frühstückstisch saßen, sagte mein damals vierjähriger
Sohn eines Morgens: "Die Küche gefällt mir, wollen wir die kaufen?"
Ich hätte im Boden versinken können. Ja, wir Wessis fuhren durch den
Osten, auch um Land und Häuser zu kaufen - natürlich für einen guten
Zweck - aber hat mein Sohn uns vielleicht eine imperiale Geste darin
gespiegelt?

Es geht ja - damals wie heute - nicht nur darum, wer sich mit wem
zusammentut, mit welchem Ziel und in wessen Interesse, sondern auch
darum, wie und auf welche Art und Weise des "In-der-Welt-Seins" dies
geschieht. Welche gesellschaftlichen Privilegien spiegeln sich darin,
wie ich meinen Körper benutze, wie ich mich kleide und spreche,
welchen Geschmack und welche Vorlieben ich kultiviere? Was der
Soziologe Pierre Bourdieu (1930-2002) als Habitus bezeichnete, spielte
selbstverständlich - neben allem guten Wollen - auch in dem, wie wir
nach dem Mauerfall versuchten, zu einer Wende zum Besseren
beizutragen, eine nicht zu unterschätzende Rolle. Steckt vielleicht in
allen Weltverbesserungsideen und -versuchen auch ein
Distinktionsrisiko, dass - wer sich großen gesellschaftlichen
Herausforderungen stellt - selbst (zumindest vermeintlich) mit diesen
wächst und sich gegenüber anderen als etwas Besseres fühlt?
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2458: Max Hoelz und die individuelle Expropriation der Expropriateure

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 12 · Dezember 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Max Hoelz und die individuelle Expropriation der Expropriateure

von Manfred Dietenberger



Das bilderbuchschöne, kleine Dorf Todtmoos-Rütte im Südschwarzwald
dient schon seit langem vielen, Erholung an Leib und Seele suchenden
Städtern als romantisches Refugium. Todtmoos-Rütte war über viele
Wochen auch der Ort, an dem sich nach fast siebeneinhalb Jahren
Gefängnis der zwar nicht gebrochene, aber durch die lange Isolierung
und Einzelhaft doch angegriffene Revolutionär Max Hoelz (1889-1933)
daran machte, wieder zu Kräften zu kommen und sich wiederzufinden.
Viel zulange war er unschuldig von der Klassenjustiz der Freiheit
beraubt gewesen.


Max Hoelz war in der Weimarer Zeit neben dem KPD-Vorsitzenden
Ernst Thälmann einer der in Deutschland und weltweit bekanntesten
deutschen Arbeiterführern. Wo immer sein Name fiel, blieb niemand
gleichgültig. Seine Feinde beschimpften ihn als Räuberhauptmann,
Brandstifter und Anarchisten. Seine Freunde aber nannten ihn in einem
Atemzug mit Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg. Für seine Freunde war
er ein Revolutionär, der Rote General oder auch der Rote Robin Hood!
Er selbst sah sich als den "Kesselheizer der Revolution".

Der Arbeitersohn Max Hoelz kam am 14. Oktober 1889 in Moritz bei Riga
zur Welt und hatte als Kind viel Prügel einstecken müssen. Das machte
ihn nicht zum Duckmäuser, sondern zum Rebellen. Nach der Schulzeit
arbeitete er als 16jähriger fast zwei Jahre als Gelegenheitsarbeiter
in London. 1909 zurückgekehrt, schloss er sich dem Christlichen Verein
junger Männer und dem Sittlichkeitsbund "Weißes Kreuz" an. Er
arbeitete jetzt im kleinen Industriestädtchen Falkenstein im Vogtland
als Landvermesser und Erklärer von Stummfilmen. Mit Kriegsbeginn 1914
meldet sich Hoelz als Freiwilliger. Unter dem Eindruck des
Massenmordens im Ersten Weltkrieg wurde er zum Kriegsgegner. Am
9.November 1918 kehrte er nach Falkenstein zurück. Dort lebten damals
etwa 16.000 Menschen, die Stadt bot mit etwa 5000 Erwerbslosen ein
trostloses Bild.

Das Erzgebirge und das Vogtland haben schon immer zu den ärmsten
Gebieten Deutschlands gehört. Es gab hier eine Spielwarenindustrie,
eine Strumpfwirkerei sowie Stickerei-, Spitzen- und Gardinenindustrie,
die zum Teil als Hausindustrie organisiert waren; die Löhne der
Arbeiter waren erbärmlich. Diese Industrie lebte vor allem vom Export,
doch der Krieg macht den unmöglich, sodass die Spielwaren- und die
Textilindustrie völlig zusammenbrachen. Die minimale
Arbeitslosenunterstützung reichte nicht zum Leben: Viele froren und
hungerten, Verzweiflung breitete sich aus.


Der Arbeiterrebell

Als sich in Falkenstein ein Arbeitslosenrat bildete, wurde Hoelz zu
dessen Vorsitzendem gewählt. Bald darauf gründet Hoelz mit vier
anderen Genossen die örtliche KPD. Als Vorsitzender des
Arbeitslosenrates von Falkenstein übte Hoelz faktisch die Macht aus.
Von April bis Juni 1919 wurde unter seiner Führung in Falkenstein ein
"Gerechtigkeitsregime" eingerichtet. Hoelz sorgte z.B. mit seinen
Genossen - im handfesten Streit mit dem dortigen Bürgermeister und den
Fabrik- und Villenbesitzern - dafür, dass die Arbeitslosen mehr
Unterstützungsgeld, Kriegerwitwen erstmals Rente und die Hungernden
Kartoffeln bekamen. Für die Armen ließ er in den Wäldern des Adels
Holz einschlagen, damit sie Feuer in ihre Öfen bekamen. Während des
Kapp-Putsches 1920 stellte er aus der Arbeiterschaft eine mehrere
hundert Mann starke "Rote Garde" zusammen.

Zwischenzeitlich wurde er wegen Disziplinlosigkeit aus der KPD
ausgeschlossen, später aber wieder aufgenommen. 1921 organisierte er
im Vogtland neue soziale Aufstandsaktionen. Er überfiel mit seiner
Miliz Banken (lediglich unter Gewaltandrohung) und verteilte das Geld
sofort an die Bevölkerung. Durch Androhung der Sprengung ihrer Villen
und Kaufhäuser wurden auch Fabrikherren und Kaufleute sowie
Gutsbesitzer zur Herausgabe von Geld und Lebensmitteln an die arme
Bevölkerung gebracht (ein paar Villen wurden wirklich gesprengt,
nachdem die Bewohner mit Erfolg zum Verlassen ihrer Anwesen
aufgefordert worden waren).

Bald genügte die bloße Nennung des Namens Hoelz, um gewaltlose
Requirierungen durchzusetzen. Hoelz wurde als Anführer von drei
bewaffneten Aufständen im Vogtland und im mitteldeutschen
Industrierevier von den Herrschenden gejagt und 1921 gefangen und des
Hochverrats angeklagt. Um ihn als "gewöhnlichen Verbrecher" aburteilen
zu können, hängte man ihm dazu noch einen, von ihm nachweislich nicht
begangenen Mord an einem Gutsbesitzer an (der Täter stellte sich
später selbst).

Von einem Sondergericht in Berlin-Moabit wurde er zu lebenslangem
Zuchthaus und Aberkennung der Ehrenrechte verurteilt. Hoelz
schleuderte seinen Anklägern entgegen:

"Ich kann von Ihnen keine bürgerlichen Ehren verlangen. Sie können mir
auch keine bürgerlichen Ehren absprechen. Die bürgerliche Ehre, um die
Sie sich streiten, habe ich nie besessen. Bürgerliche Ehre heißt für
mich die Kunst, von der Arbeit anderer zu leben. Sie bedeutet Monokel
im Auge, voller Bauch und hohler Kopf. Für mich gibt es nur eine
proletarische Ehre, und die wollen Sie mir und können sie mir nicht
absprechen. Proletarische Ehre heißt Solidarität aller Ausgebeuteten,
heißt Nächstenliebe, heißt, durch die Tat beweisen, dass man seinen
Nächsten liebt wie seinen Bruder. Die Welt ist unser Vaterland und
alle Menschen Brüder."

Für seine Freilassung entwickelte sich eine riesige nationale wie auch
internationale Bewegung. Neben tausenden von Arbeitern engagierte sich
fast die gesamte demokratische Intelligenz der Weimarer Republik für
ihn - Bert Brecht, Otto Dix, Albert Einstein, Lion Feuchtwanger, Oskar
Maria Graf, Käthe Kollwitz, Heinrich Mann, Thomas Mann, Ernst Rowohlt,
Ernst Toller, Kurt Tucholsky, Heinrich Zille und Arnold Zweig. Am 18.
Juli 1928 kam Max Hoelz endlich frei.


Endstation Sowjetunion

Der Darmstädter Tiefbauingenieur Theodor Heyd lud ihn in sein
Ferienhaus in Todtmoos-Rütte ein. Dort sollte sich Hoelz erholen und
seine Autobiografie schreiben können. Heyd war 1918 selbst kurzfristig
Mitglied des Arbeiter- und Soldatenrats in Darmstadt gewesen und
sympathisierte mit der Arbeiterbewegung und den Linksintellektuellen.
Außer Hoelz und dessen Frau Traute (geb. Loebinger) genossen auch
Erich Mühsam (und dessen Hund Morly) sowie einige andere die
Gastfreundschaft des reichen, linken Ingenieurs.

In dessen bäuerlichem Ferienhaus in Todtmoos-Rütte angekommen, fing
Max Hoelz gleich damit an, sein Leben aufzuschreiben. Anfangs tat er
sich noch recht schwer damit. Fünf Wochen lang zerriss er regelmäßig,
was er am Vortag geschrieben hatte. Seit frühester Jugend Abstinenzler
und Vegetarier, begann er plötzlich zu fressen und zu saufen. Erst
einige Wochen später gelang es ihm - indem er seine Erlebnisse
aufschrieb -, einen Schlussstrich zu ziehen und das von der
bürgerlichen Presse geschaffene Zerrbild seiner Person durch die
authentische Darstellung seines Wollen und Handelns zu ersetzen.
Danach kam er gut voran, nach jeder geschriebenen Seite wurde er
seelisch freier.

Die Arbeit am Manuskript beanspruchte ihn voll bis in den Spätherbst
1929. Seiner Autobiografie gab er den treffenden Titel Vom weißen
Kreuz zur Roten Fahne. Nach Vollendung des Buches trat Hoelz in ganz
Deutschland auf vielen Veranstaltungen der KPD und der Roten Hilfe als
Propagandist auf. Die Versammlungen waren meist von mehreren hundert
begeisterten Zuhörern besucht.

Nicht alle verliefen reibungslos. Bei einer Kundgebung in der
Karlsruher Festhalle am 23. April 1929 wurde Max Hoelz von den
zahlreich unter die Versammlungsteilnehmer gemischten Nazis immer
wieder unterbrochen. Am Ende der Veranstaltung kam es zu einer
handfesten Prügelei mit den Faschisten, bei der Hoelz selbst verletzt
wurde.

Anfang 1930 reiste er erstmals in die Sowjetunion, wurde dort
begeistert empfangen und von Betrieb zu Betrieb weiter gereicht. Nach
seiner Rückkehr nach Deutschland wurde Hoelz Anfang September 1930 in
Bad Elster erneut von Nazis angegriffen und dabei schwer verletzt.

Im Herbst fuhr er wieder in die Sowjetunion, entschlossen, dort auch
zu bleiben. Wieder wurde er hier begeistert empfangen, Fabriken und
Schulen wurden nach ihm benannt. Hoelz wollte bewusst am Aufbau des
Sozialismus mitarbeiten. Doch ihm fiel auf, dass dort auch nicht alles
Gold war, was glänzte. Wo er Missstände sah, machte er darauf
aufmerksam und forderte Abhilfe.

Damit kam er zunehmend in Konflikt mit den Sowjetbürokraten. Fischer
zogen seinen Leichnam am 16. September 1933 aus der Oka. Wenig später,
am 18. September 1933, berichtete die Prawda: "Gestern fand die
Beisetzung von Max Hoelz statt. Seine Leiche war im Gewerkschaftshaus
aufgebahrt. Unter den Klängen des Trauermarschs trugen André Marty,
Fritz Heckert, der Sekretär des Gebietsparteikomitees von Gorki,
Shdanow, u.a. den Sarg aus dem Gewerkschaftshaus. Am Trauerzug nahmen
große Kolonnen der Werktätigen Gorkis teil. Am Grab sprachen im Namen
des ZK der KPD Heckert und im Namen des Exekutivkomitees der
Kommunistischen Internationale Marty."


Vorbild für Honecker

Vor und auch nach 1945 tat sich die KPD/SED zeitweise schwer mit ihrem
Genossen Max Hoelz. Für die einen war er ein disziplinloser Anarchist,
für Erich Honecker aber war er "eine legendäre Gestalt so mancher
Klassenkämpfe nach der Novemberrevolution". In einem Brief an den
westdeutschen Verleger Bernd Kramer 1992 schrieb der
Staatsratsvorsitzende a.D. aus der Haftanstalt Moabit heraus über
seine Beweggründe für die Hoelz-Ehrung: "Als Generalsekretär der SED
und Vorsitzender des Staatsrats der DDR ließ ich mich dabei von jenen
in der SED nicht abhalten, die kein richtiges Verständnis von Max
Hoelz hatten. Max Hoelz war für uns Jungkommunisten das große Vorbild
eines revolutionären Führers, den wir sehr verehrten."
Er erwähnte bei der Gelegenheit, er habe das Sylvesterfest 1930/31
gemeinsam mit Hoelz im Moskauer Hotel Lux gefeiert. Auf Honeckers
persönlichem Wunsch veranstaltete die Stadt Falkenstein zu Ehren von
Hoelz' 100. Geburtstag eine ganze Festwoche (7.-14. Oktober 1989), in
deren Rahmen auch eine Hoelz-Büste enthüllt wurde. Zunächst hieß es,
Honecker komme dazu selbst nach Falkenstein, dann hörte man, Kurt
Hager komme, tatsächlich kam dann "nur" der Erste Sekretär der
SED-Bezirksleitung von Karl-Marx-Stadt.

Während in Falkenstein das Hoelz-Denkmal enthüllt wurde, fand wenige
Kilometer weiter in Plauen die erste der Großdemonstrationen statt,
die Teil des Anfangs vom Ende der DDR waren. Nach angeblichen anonymen
Drohungen, das Denkmal zu zerstören, ließ der Falkensteiner
CDU-Bürgermeister die Büste am 2. Februar 1990, also keine vier Monate
später, entfernen - um "eine weitere Radikalisierung der Situation in
der Stadt zu vermeiden", wie er im Interview mit dem Neuen
Deutschland sagte. Bald danach wurden die örtlichen
SED-Funktionäre abgesetzt und die Hoelz-Büste landete auf dem
Speicher.

 * 
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FORSCHUNG/155: AfD-Wähler und junge Erwachsene in der Filterblase? (idw)

Universität Ulm - 20.01.2020

AfD-Wähler und junge Erwachsene in der Filterblase? 

Zusammenhang der Persönlichkeit mit genutzten Nachrichtenquellen



Wer sich ausschließlich über den Newsfeed sozialer Medien informiert,
hat ein vergleichsweise hohes Risiko, in eine Filterblase oder Echokammer
zu geraten. Diesen Zusammenhang haben Ulmer Forschende in einer Studie
hergestellt, in der sie unter anderem die Anzahl der genutzten
Nachrichtenquellen als Indikator für dieses Risiko erhoben haben. Darüber
hinaus untersuchten sie, inwiefern demographische Merkmale, die
Persönlichkeit und politische Präferenzen die Auswahl von
Informationskanälen beeinflussen. Dabei zeigte sich: AfD- und Nichtwähler
sowie Unterstützer kleinerer Parteien informierten sich aus besonders
wenigen Quellen und könnten anfällig für Filterblasen sein.

Junge Menschen, die sich ausschließlich über Newsfeeds sozialer Medien
informieren, haben ein vergleichsweise hohes Risiko, in eine so genannte
Filterblase oder Echokammer zu geraten. Für eine jetzt erschienene Studie
haben Psychologinnen und Psychologen der Universität Ulm die Anzahl der
genutzten Nachrichtenquellen im Online- und Offlinebereich als Indikator
für dieses Risiko erhoben. Dabei konnten sie unter anderem zeigen, dass
Nicht- und AfD-Wähler sowie Unterstützer sonstiger kleiner Parteien die
wenigsten Nachrichtenquellen konsumieren - und somit in einer Blase
gefangen sein könnten. Die Studie, in der Forschende zusätzlich den
Zusammenhang von demographischen Merkmalen, der Persönlichkeit und
autoritären Einstellungen mit der Anzahl genutzter Nachrichtenkanäle
untersuchen, ist in der Fachzeitschrift Heliyon erschienen.

Bei Google-Suchanfragen oder im Newsfeed von sozialen Medien werden
Nutzern Informationen angezeigt, die ein Algorithmus für sie vorselektiert
hat. Diese auf ihre mutmaßlichen Interessen abgestimmten Inhalte bergen
die Gefahr so genannter "Filterblasen". Das Problem: Individuen wissen
nicht, welche Daten über sie gesammelt werden, können die
Nachrichtenauswahl also nicht beeinflussen und halten die selektierten
Informationen oft für ungefiltert. Gerade wenn es um aktuelle Nachrichten
geht, werden solche Blasen in Politik und Wissenschaft als potenziell
"demokratiegefährdend" diskutiert. Eine weitere Folge der Personalisierung
im Internet sind "Echokammern", in denen ausschließlich und wiederholt
Inhalte dargeboten werden, die zur Meinung der Nutzer passen und diese
verstärken. Hierfür bieten soziale Medien wie Facebook, wo sich ähnlich
denkende Menschen vernetzen, den idealen Nährboden. Allerdings können
Nutzerinnen und Nutzer Filterblasen und Echokammern vermeiden, wenn sie
sich zum Beispiel aus verschiedenen Quellen informieren. Die Anzahl der
konsumierten Nachrichtenquellen und die Kategorie dieser Kanäle (Newsfeed,
Online-Nachrichtenseite, Printmedium, TV usw.) können also Hinweise auf
das Risiko geben, in eine Blase oder Echokammer zu geraten. Inwiefern
demographische Merkmale wie Alter und Geschlecht, die Persönlichkeit und
Einstellungen die Auswahl von Informationsquellen beeinflussen, haben
Forschende um Dr. Cornelia Sindermann und Professor Christian Montag von
der Universität Ulm untersucht.

Dafür haben die Psychologinnen und Psychologen Daten von 1681 Probanden,
die über eine Online-Plattform erhoben wurden, ausgewertet. Die
Studienteilnehmenden sind gefragt worden, ob sie Nachrichten im Internet,
im TV oder Radio, in Printprodukten oder über den Newsfeed sozialer Medien
konsumieren. Dabei sollten sie angeben, wie viele Quellen aus den
angegebenen Kategorien sie in den vergangenen sechs Monaten genutzt haben.
Ausgehend von diesen Daten konnten die Forschenden die absolute Anzahl der
verschiedenen konsumierten Nachrichtenquellen erheben sowie drei Gruppen
bilden: Erstens Personen, die sich ausschließlich über den Newsfeed
sozialer Medien informieren und zweitens Probanden, die neben dem Newsfeed
weitere Online-Medien nutzen. Die dritte Gruppe konsumiert Nachrichten
ausschließlich offline, also über Print, TV und/oder Radio. Probanden, die
sich sowohl online als auch offline informieren sind nicht in die
statistischen Analysen eingegangen, denn diese Gruppe informiert sich
offenbar ausgewogen über das Tagesgeschehen. Um die Persönlichkeit und
Einstellung der Studienteilnehmenden einschätzen zu können, wurden
Ausprägungen in den Big Five-Merkmalen (Offenheit, Gewissenhaftigkeit,
Extraversion, Verträglichkeit und Neurotizismus) ebenso erhoben wie das
Ausmaß autoritärer Einstellungen (Right Wing Authoritarianism/RWA).
Zuletzt sind die Teilnehmenden gefragt worden, welche Partei sie wählen
würden, wenn am Sonntag Bundestagswahl wäre (Optionen: CDU/CSU, SPD,
Grüne, FDP, Linke, AfD, sonstige Parteien, "Ich würde nicht zur Wahl
gehen")

Die Auswertung ergab, dass ältere Studienteilnehmende insgesamt mehr
Nachrichtenquellen nutzen als jüngere. Zudem konsumieren Männer eine
höhere Anzahl an Informationskanälen als Frauen. Was ihre Persönlichkeit
angeht, scheinen Personen, die mehrere unterschiedliche Quellen nutzen im
Vergleich offener und weniger autoritär eingestellt zu sein. Wenig
überraschend weist die Newsfeed-Gruppe, die sich ausschließlich in
sozialen Medien informiert, mit 24,26 Jahren das geringste
Durchschnittsalter auf. Das höchste Durchschnittsalter (36,39 Jahre) haben
hingegen Teilnehmende, die sich nur offline (Zeitung, TV oder Radio)
informieren. Außerdem zeigt diese "Offline-Gruppe" die höchsten Werte in
Gewissenhaftigkeit und die geringsten in Neurotizismus. "Die 
Newsfeed-Gruppe hat das größte Risiko, in einer Filterblase oder Echokammer
gefangen zu werden: Mitglieder nutzen nur eine Art von Nachrichtenquelle,
in der auch noch potenziell stark selektierte Informationen angeboten
werden. Dazu kommt die für soziale Medien typische eigene Selektion, die
die Vorauswahl durch Algorithmen noch einmal potenzieren kann", erklärt
Cornelia Sindermann. Allerdings seien weniger als 5 Prozent der Befragten
dieser ausschließlichen "Newsfeed-Gruppe" zuzurechnen.

Doch wie hängen diese Ergebnisse mit Wahlpräferenzen zusammen? In der
Studie geben Personen, die die AfD, eine sonstige Partei oder gar nicht
wählen würden, die niedrigste Anzahl konsumierter Nachrichtenquellen an.
Im Vergleich zu anderen Probandinnen und Probanden zeigen AfD-Wähler zudem
die höchsten Werte bei autoritären Einstellungen.

Die Psychologinnen und Psychologen kommen zu dem Ergebnis, dass
demographische Variablen, Persönlichkeitsmerkmale und die individuelle
Einstellung mit der Anzahl genutzter Nachrichtenquellen zusammenhängen.
Allerdings sehen die Forschenden nur bei einer relativ kleinen Gruppe die
große Gefahr, tatsächlich in Filterblasen oder Echokammern zu geraten
(<5 Prozent). Die Autoren weisen darauf hin, dass hierzu weitere Studien
durchgeführt werden sollten, die Methoden der Psychologie und Informatik
("Psychoinformatik") kombinieren. So könnte beispielsweise der Inhalt der
konsumierten Nachrichten analysiert und dessen Zusammenhang mit
Wahlpräferenzen untersucht werden. Bei der aktuellen wissenschaftlichen
Arbeit wurde Christian Montag von der Universität Ulm durch eine
Heisenberg-Professur der DFG unterstützt.

In einem neuen Projekt wollen die Psychologinnen und Psychologen der Uni
Ulm untersuchen, ob das Erkennen von "Fake News" im Gegensatz zu "wahren
Nachrichten" ebenfalls mit dem Nachrichtenkonsum zusammenhängt. Die
Datenerhebung ist bereits angelaufen. Interessierte können unter
www.fake-news-test.de teilnehmen.


Originalpublikation:

Cornelia Sindermann, Jon D. Elhaib, Morten Moshagen, & Christian Montag:
Age, gender, personality, ideological attitudes and individual differences
in a person's news spectrum: How many and who might be prone to "filter
bubbles" and "echo chambers" online? Heliyon.

https://doi.org/10.1016/j.heliyon.2020.e03214

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution22
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PREIS/2262: Science Film Festival 2019 - Auszeichnung für "Checker Tobi und das Geheimnis unseres Planeten" (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 21. Januar 2020

Science Film Festival 2019

Auszeichnung für "Checker Tobi und das Geheimnis unseres
Planeten"



Die BR-Kino-Koproduktion "Checker Tobi und das Geheimnis unseres
Planeten" wurde heute im Rahmen des vom Goethe Institut organisierten
Science Film Festivals mit dem Preis der Jury ausgezeichnet. Dieser
ist mit einem Preisgeld in Höhe von 3.000 Euro dotiert.

Das Science Film Festival ist das größte Festival der Welt für
Wissenschaftsfilme. Es findet jährlich in Südostasien, Südasien,
Afrika und im Nahen Osten statt und zeigt internationale Filme zu
aktuellen Themen aus den Bereichen Ökologie, Technologie und
Forschung. 2019 erreichte das Science Film Festival über 1,2 Millionen
Zuschauer in 22 Ländern.

"Der Film verfügt über eine emotionale und intellektuelle Resonanz,
die ihn als eine herausragende Arbeit des Wissenschaftsjournalismus
für Film und Fernsehen auszeichnet", heißt es in der Begründung der
Jury.


Zum Inhalt:

Checker Tobis größtes Abenteuer beginnt auf einem Piratenschiff mitten
im Meer, wo er eine Nachricht in einer Flasche findet, die ein Rätsel
enthält. Wenn er das Rätsel lösen kann, wird er das größte Geheimnis
unseres Planeten enthüllen. Eine aufregende Schatzsuche, die Tobi rund
um den Globus bringt, steht vor der Tür! Tobi erklimmt den Krater
eines feuerspeienden Vulkans und taucht neben einem Seedrachen im
Pazifik. Gemeinsam mit Klimatologen erkundet Tobi die entlegensten
Regionen der Arktis, um schließlich in Indien zu landen. Er wird ein
Bollywood-Star in Mumbai, kurz bevor der Monsun die Megametropole
verwandelt. Am Ende merkt Tobi, dass die Lösung des Rätsels die ganze
Zeit direkt vor seinen Augen lag.

"Checker Tobi und das Geheimnis unseres Planeten" ist eine Produktion
der megaherz film und fernsehen in Koproduktion mit Bayerischer
Rundfunk und Studio Babelsberg, gefördert durch FilmFernsehFonds
Bayern.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 21. Januar 2020

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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FEATURE/1384: Deutschlandfunk Kultur - Lust ohne Ende, 23.1.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Lust ohne Ende

Sexualität im Alter zwischen Tabu und Grundbedürfnis

Von Susanne Billig und Petra Geist

Zeitfragen. Feature

Donnerstag, 23. Januar 2020, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Lange Zeit galt, dass alte Menschen sich vom Sex verabschiedet haben,
ihn nicht ausleben oder gar asexuell sind. Auch die wenigen Studien
der Alternsforschung, die sich mit dem Thema beschäftigten, drehten
sich rein um medizinische Probleme, um mögliche Funktionsstörungen des
alternden Körpers. Mittlerweile gilt Sexualität als "Baustein für
erfolgreiches Altern" und die Forschung wendet ihren Blick auf die
positiven Aspekte der Sexualität gerade auch für alte Menschen. Welche
sind das? Und wie gehen Altenheime und Pflegewohngemeinschaften mit
diesem Thema um?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 14. Januar 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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HÖRSPIEL/2033: WDR 3 - "All Adventurous Women Do" von Tanja Sljivar, 23.1.2020 (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 16. Januar
2020

All Adventurous Women Do

Von Tanja Sljivar

Aus dem Serbokroatischen von Mascha Dabić

Technische Realisation: Christian Bader

Regie: Hans Block

Dramaturgie und Redaktion: Hannah Georgi

Produktion: WDR 2019

Hörspiel | 23. Januar 2020, 19.04 - 19.35 Uhr | WDR 3



Sieben Mädchen auf Klassenfahrt. Frei und unabhängig, selbstbestimmt.
Sie entscheiden über sich: Ihre Körper, ihre Leben. Nach der Fahrt
sind alle schwanger. Von wem, das spielt keine Rolle, denn es geht um
die Zukunft.

Die 13-jährigen Mädchen taumeln zwischen dem Gefühl, endlich etwas zu
haben, über das sie selbst entscheiden können und den
gesellschaftlichen Konventionen hin und her. Sie trotzen den
strafenden Stimmen ihres Umfelds wo nicht sein kann, was nicht sein
darf. Entwerfen wilde Phantasien über die Zukunft, die in ihren
Bäuchen keimt. Sie werfen mit ihren eigenen Geschichte um sich, von
Religionslehre über Instagram, Schwangerschaftsgruppentests, alternden
Großmüttern, Piercings, Abtreibungen bis zur Gesellschaftsutopie. So
entsteht ein vielstimmiger Chor der Ungehörten: Radikal wird
Selbstbestimmung eingefordert und demonstriert, dass es egal ist, aus
einer Gesellschaft ausgestoßen zu werden, der man nie angehört hat.

Das Hörspiel basiert auf einer wahren Begebenheit. 2014 wurde die
"kollektive Schwangerschaft" von sieben Teenagerinnen in Bosnien und
Herzegowina festgestellt und medial skandalisiert.

Mit Stephanie Amarell, Lisa Hrdina, Lilith Krause, Daria Wolf, Valerie
Stoll, Louise Sophie Arnold, Lioba K., Max Bretschneider, Gitta
Schweighöfer, Mareike Hein und Johanna Falckner

Das Hörspiel steht nach der Sendung bis 22. Januar 2021 zum Download
zur Verfügung.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 16. Januar 20203

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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MELDUNG/2011: Deutschlandfunk - Die Comedienne Maria Vollmer, 22.1.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Die Comedienne Maria Vollmer

Von Budapester Beinscheren zur Tupper-Technik

Ein Porträt von Anja Buchmann

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 22. Januar 2020, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Sie hat Tanz und Schauspiel gelernt, sie kann singen, Querflöte und
Schlagzeug spielen, ist mit diversen Tanz-Produktionen durch diverse
Länder gereist und trat 2010 mit ihrem ersten Solo-Programm als
Comedienne auf die Bühne: Maria Vollmer. "Tantra, Tupper und Tequila"
heißt ihr aktuelles, viertes Programm, das im Rahmen des Köln Comedy
Festivals 2019 Premiere hatte. Darin führt sie ihr Publikum in die
Welten der Wechseljahresriten von echten Kerlen, die (Kurz-)
Geschichte des Frauenfußballs, den persönlichen Tupper-Wahn oder
Geschichten aus den "Es-ist-noch-nicht-zu-spät-Magazinen". Dazwischen
bietet Maria Vollmer mit geübter Stimme Disco-, Schlager- und
Rap-Songs mit eigenen Texten, zeigt sich auch mimisch sehr variabel
und geht gern in Kontakt mit ihrem Publikum.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 14. Januar 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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MUSIK/3107: Deutschlandfunk Kultur - Musik am Hofe Karls V., 22.1.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

In goldenem Glanz

Musik am Hofe Karls V.

Von Eva Blaskewitz

Alte Musik

Mittwoch, 22. Januar 2020, 21.30 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Karl V., Herzog der Burgundischen Niederlande, König von Spanien und
seit 1520 Kaiser des Heiligen Römischen Reiches, war einer der
mächtigsten Herrscher in der europäischen Geschichte. Ganz bewusst
setzte er Kunst zur Demonstration seiner Macht ein. Neben Bauwerken
und Bildnissen diente ihm auch die Musik zu Repräsentationszwecken.
Selbst musikalisch gebildet, unterhielt er eine Hofkapelle, die unter
der Leitung des Ausnahme-Komponisten Nicolas Gombert zu den
herausragenden Ensembles der Zeit gehörte. Sein Hof wurde zu einem
Zentrum der Kunst. Seine Musiker begleiteten ihn auf seinen
zahlreichen Reisen kreuz und quer durch Europa und kündeten von seinem
Ruhm - und von der Blüte der Kompositionskunst in jener Zeit.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 14. Januar 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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TALK/1705: Deutschlandfunk - Sichere Lebensmittel vom Hof bis auf den Teller, 23.1.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Sichere Lebensmittel vom Hof bis auf den Teller

Hörertel.: 0 08 00 44 64' 44 64

marktplatz@deutschlandfunk.de

Marktplatz

Donnerstag, 23. Januar 2020, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Keimbelastete Wurst, Glassplitter in der Bolognese oder Allergene, die
nicht auf der Verpackung genannt sind: Das sind einige Gründe, warum
Lebensmittel aus den Verkaufsregalen genommen und oft aufwendig
zurückgerufen werden. Die Lebensmittelaufsicht gilt als überlastet.
Kontrolleure stoßen manchmal auf schlimme Zustände in Produktion und
Handel, auch wenn große Skandale seltener geworden sind. Gefahren für
die Lebensmittelsicherheit lauern jedoch auch in der eigenen Küche:
Selten gereinigte Kühlschränke, Salmonellen, die vom Hühnerfleisch in
den Salat verschleppt werden, überlagertes Hackfleisch oder
verschimmeltes Brot. Wie steht es um die Lebensmittelsicherheit in
Deutschland?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 14. Januar 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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DER FILM/481: Berlin - ARTE-Filmpremiere »Friedrich Hölderlin: Dichter sein. Unbedingt!«, 05.02.2020

Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Februar 2020

Mi 5.2., 19:30 Uhr

ARTE-Filmpremiere

»Friedrich Hölderlin: Dichter sein. Unbedingt!«

Eintritt: frei



Dokumentarfilm von Hedwig Schmutte und Rolf Lambert

ARTE/SWR 2019, 52 Min.

Am 11.9.1806 wird Friedrich Hölderlin von seinem Wohnort Bad Homburg
abtransportiert und gegen seinen Willen in der psychiatrischen
Abteilung einer Tübinger Klinik interniert. Er wird schließlich als
unheilbarer Fall der Familie eines Tübinger Schreiners zur Pflege
übergeben und lebt dort bis zu seinem Tod. Der Film montiert
Spielszenen und Aufnahmen von Originalschauplätzen mit Kommentaren
namhafter Literaturexperten, darunter Durs Grünbein und Daniela Danz.
Er rekonstruiert den kompromisslosen Lebensweg eines ebenso
talentierten wie sensiblen jungen Mannes, der mit seiner Sprache die
Grenzen der Literatur zu sprengen droht. Ein Film anlässlich des 250.
Geburtstages von Friedrich Hölderlin im März 2020.

Im Anschluss findet ein Gespräch mit der Regisseurin Hedwig Schmutte
statt.

Sendetermin auf ARTE: 25.03., 22.00 Uhr

Ausstrahlung der längeren Version (90 min.) im SWR-Fernsehen am 29.
März 2020 um 20.15 Uhr. Darüber hinaus sind beide Längen der Doku in
den jeweiligen Mediatheken (Arte und SWR) abrufbar.

Save the Date:

20. März 2020: »Der ganze Hölderlin« - eine Lesung durch die Nacht zu
Hölderlins 250. Geburtstag

Im November 2020: »Hölderlins Orte - Wanderausstellung mit
Fotografien von Barbara Klemm«

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Februar 2020

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/218: Frankfurt - Hörspiel des Jahres 2019 "GEH DICHT DICHTIG!", Preisverleihung am 22.02.2020

Literaturhaus Frankfurt - Programm im Februar 2020

Sa 22.02., 19.30 h 

Hörspiel des Jahres 2019: GEH DICHT DICHTIG!

Hörspieldialog mit Elfriede Gerstl von Ruth Johanna Benrath

Die Jury - Die Preisverleihung - Die Präsentation

Ein Abend mit Ruth Johanna Benrath, Christine Nagel, Elisabeth
Zimmermann und der Jury



Hörspiel - eine freie Kunst unserer Zeit

Die Deutsche Akademie der Darstellenden Künste zeichnet jedes Jahr
das "Hörspiel des Jahres" aus. Grundlage bilden die "Hörspiele des
Monats", die eine Jury aus dem Angebot der ARD ein Jahr lang als die
gelungenste neue Produktion kürt. In der Hörspiel-Szene gilt diese
Auszeichnung längst als einer der begehrtesten Medienpreise. Es ist
Tradition, dass das preisgekrönte Werk im Literaturhaus Frankfurt
öffentlich präsentiert wird. Die Jury lässt das vergangene
Hörspieljahr Revue passieren, und das Publikum kann die
ausgezeichneten Künstler und Dramaturgen bei einem Glas Wein treffen.

Das Hörspiel des Jahres 2019 ist: GEH DICHT DICHTIG!

Hörspieldialog mit Elfriede Gerstl von Ruth Johanna Benrath

mit Gerti Drassl und Dörte Lyssewski

Regie: Christine Nagel // Komposition: Lauren Newton

Aufnahme/Schnitt: Martin Leitner, Manuel Radinger, Daniel Bren

Produktion: ORF/BR 2019 // Länge: 42' // Erstsendung: 07.04.2019

In "GEH DICHT DICHTIG!" tritt Ruth Johanna Benrath in einen fiktiven
Dialog mit der von ihr verehrten Wiener Dichterin Elfriede Gerstl
(1932 -2009). Elfriede Gerstl verfasste Gedichte, Essays, kurze
Prosastücke und "Denkkrümel", wie sie selbst einige ihrer Texte
nannte. Sie zählt zu den Größen der österreichischen Literatur nach
1945. Sie stammte aus einer jüdischen Zahnarztfamilie und überlebte
die Verfolgung durch die Nationalsozialisten in Verstecken in Wien.
1980 betrachtete Elfriede Gerstl in ihrem Essay "Aus der Not ein
Hörspiel machen, zur Not ein Hörspiel hören" die Chance des Hörspiels
im Verursachen von "Denkanstößen". Diesen Gedanken nimmt "GEH DICHT
DICHTIG! Hörspieldialog mit Elfriede Gerstl" von Ruth Johanna Benrath
auf, indem Benrath aus Anlass von Elfriede Gerstls 10. Todestag auf
deren "Denkkrümel" mit ihren eigenen Texten antwortet. Die akustische
Umsetzung bildet den Verlauf dieses Dialogs nach. Aus literarischem
Geplänkel erwächst ein Verfahren, in dem Gerstl (Gerti Drassl) und
Benrath (Dörte Lyssewski), ihre unterschiedlichen Auffassungen vom
literarischen Schreiben aneinander reiben, und schließlich in
fantasievollen Sprachwitz überführen. Lauren Newton trägt mit ihren
Klangflächen und Sprachspielen diesen Dialog zweier Autorinnen, die
sich im realen Leben nie begegnet sind, jedoch auf sprachlicher Ebene
einander tief durchdringen.

Aus der Begründung der Jury:

"Wie kein anderes Hörspiel im Jahr 2019 überzeugt die Produktion
durch ein mitreißendes Wechselspiel dreier Klangquellen, die im
Endprodukt völlig assoziativ entstanden zu sein scheinen. ? Das
virtuose Akustikexperiment "GEH DICHT DICHTIG!" produziert einen
fantasievollen Sprachwitz, der von Literatenkollegen wie Ernst Jandl
oder Oskar Pastior inspiriert zu sein scheint, aber in seiner
individuellen Ausformung völlig eigenständig dasteht und auf
beispielhafte Weise ein Feuerwerk des Auditiven zündet."

Die Jury 2019, vorgeschlagen vom Saarländischen Rundfunk:
Ruth Rousselange (Autorin, freie Kritikerin), Georg Ruby (Musiker,
Professor für Jazz an der Hochschule für Musik des Saarlandes),
Torsten Mergen (Germanist, Fachdidaktiker mit Schwerpunkt Hörspiel)

Eine Hörprobe des Hörspiels des Jahres finden Sie unter:

https://www.darstellendekuenste.de/id-2019-219.html

Eine Veranstaltung der Deutschen Akademie der Darstellenden Künste

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Februar 2020

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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POLITIK/2021: Haltelinie für die Altenpflege - ver.di: Zentraler Tarifvertrag nötig (UZ)

UZ - Unsere Zeit, Nr. 2 vom 10. Januar 2020

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Haltelinie für die Altenpflege

ver.di: Zentraler Tarifvertrag nötig

von Werner Sarbok



Die Gewerkschaft ver.di und die Bundesvereinigung der Arbeitgeber in
der Pflegebranche (BVAP) haben im Dezember ihre Verhandlungen über
einen Tarifvertrag für die Beschäftigten in der Altenpflege
fortgesetzt. ver.di will mit diesem Tarifvertrag die
Arbeitsbedingungen in der Altenpflege verbessern, unter anderem durch
die Vereinbarung unterer Haltelinien. Lohndumping soll zukünftig nicht
mehr möglich sein, darüber hinaus verlangt ver.di mehr als nur den
gesetzlich vorgeschriebenen Urlaub.

Ein zentraler Tarifvertrag ist nach Auffassung von ver.di nötig, weil
die Beschäftigten eine bessere Entlohnung angesichts von 14.500
stationären und 14.100 ambulanten Pflegeeinrichtungen in häufig recht
kleinen Unternehmen nicht aus eigener Kraft durchsetzen können.

Eine endgültige Einigung konnte bisher nicht erzielt werden, es gebe
aber Fortschritte bei den Verhandlungen, so ver.di. Der Tarifvertrag
soll in der gesamten Altenpflege verbindlich gelten, das Lohnniveau
nach unten absichern. Bestehende bessere tarifvertragliche Regelungen
bleiben erhalten.

Die Arbeitgeberseite ist zersplittert. In der neu gegründeten BVAP
haben sich einige gemeinnützige Pflegeanbieter wie die
Arbeiterwohlfahrt zusammengeschlossen. Die kirchlichen Arbeitgeber
sind nur indirekt, private Pflegeunternehmen gar nicht vertreten. Die
kommerziellen Anbieter lehnen einen flächendeckenden Tarifvertrag mit
Verweis auf den niedrigen gewerkschaftlichen Organisationsgrad in der
Branche ab.

Inzwischen haben die beiden Tarifvertragsparteien auch das
Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) offiziell darüber
informiert, dass sie Tarifverhandlungen mit dem Ziel einer
Allgemeinverbindlichkeit führen. Damit ist das Verfahren nach dem
Arbeitnehmerentsendegesetz und die Beteiligung der Kommissionen von
Religionsgemeinschaften eingeleitet. Die kirchlichen Verbände Caritas
und Diakonie sind als große Trägergruppen in der Altenpflege
aufgefordert, sich inhaltlich einzubringen.

Parallel dazu haben sich in der letzten Verhandlungsrunde des Jahres
Gewerkschaft und Arbeitgeber auf Eckpunkte eines Tarifvertrages für
die Auszubildenden in der Altenpflege geeinigt, der jedoch nicht nach
dem Arbeitnehmerentsendegesetz auf die gesamte Altenpflege erstreckt
werden kann. Gemeinsames Ziel ist es, die Bedingungen in der
Altenpflege denen der Krankenpflege anzupassen. Dabei sollen die
Ausbildungsvergütungen in mehreren Schritten auf bis zu 1.400 Euro im
dritten Ausbildungsjahr angehoben werden. Weitere Regelungen wurden
unter anderem zum Nachtzuschlag, zum Erholungsurlaub, zur
Jahressonderzahlung und zur Freistellung für die Prüfungsvorbereitung
verhandelt.

Die nächste Verhandlungsrunde für den Tarifvertrag Altenpflege ist für
den 4./5. Februar geplant.

 * 

Quelle:
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POLITIK/2020: "Die Pflegekammer ist ein Ärgernis" - Interview mit Katharina Schwabedissen (UZ)

UZ - Unsere Zeit, Nr. 1 vom 3. Januar 2020

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

"Die Pflegekammer ist ein Ärgernis"

Werner Sarbok sprach mit Katharina Schwabedissen



Die niedersächsische Landesregierung hat beschlossen, keine
Pflichtbeiträge für die Mitglieder der Pflegekammer zu erheben. In NRW
bereitet die Landesregierung ebenfalls eine Pflegekammer vor. Darüber
sprachen wir mit Katharina Schwabedissen, Sekretärin der Gewerkschaft
ver.di.


UZ: Wie bewertest du die Entscheidung in Niedersachsen?

Katharina Schwabedissen:  Das ist ein großartiger Erfolg der
Kolleginnen und Kollegen! Dass die Landesregierung in Niedersachsen
die Einführung der Pflichtbeiträge zurücknehmen musste, zeigt, dass es
sich lohnt, Protest zu organisieren. Und wir wissen jetzt, dass viele
Pflegefachkräfte gar nicht wissen, was mit einer Pflegekammer auf sie
zukommt. Die Proteste in Niedersachsen haben viele Informationen zu
den Folgen einer Pflegekammer auch den Kolleginnen und Kollegen in
anderen Bundesländer zugänglich und öffentlich gemacht. Die
Zwangsbeiträge sind nichts anderes als eine Umlage für staatliche
Aufgaben auf Kosten der Beschäftigten. Das ist schon ziemlich dreist.


UZ: Wer sind in NRW die Initiatoren und Befürworter einer Pflegekammer?

Katharina Schwabedissen:  Ich erlebe vor allem Zustimmung aus
dem akademisierten Bereich der Pflege und hier vor allem in den
Krankenhäusern und Ausbildungsinstituten. Das Thema ist ein Thema der
Leitungskräfte und der Forschenden. In NRW wurde die Kampagne für eine
Pflegekammer vor allem durch den Pflegerat und den Deutschen
Berufsverband für Pflegeberufe (DBfK) getragen. Bei den Parteien waren
in NRW die CDU und große Teile der Grünen die treibenden Kräfte. SPD,
FDP und die Linke standen der Kammer kritisch bis ablehnend gegenüber.
Alle drei Parteien waren darin einig, dass es auf jeden Fall eine
Befragung aller Pflegekräfte geben müsse. Stattdessen gab es eine
undurchsichtige Umfrage von 1.500 Kolleginnen und Kollegen. Ich kenne
keine einzige, die befragt wurde.


UZ: Wie steht ver.di zu den Planungen? Du hast gerade diese
Umfrage angesprochen: Ende des letzten Jahres sind ganze 1.503
Beschäftige aus der Pflege im Auftrag der Landesregierung zu dem Thema
befragt worden, von denen sich 59 Prozent für eine Pflegekammer
ausgesprochen haben sollen. Spiegelt das tatsächlich die Stimmung
unter den Kolleginnen und Kollegen wider?

Katharina Schwabedissen:  Die Situation für ver.di ist nicht
einfach: ver.di lehnt die Pflegekammer mehrheitlich ab. Jetzt ist die
Entscheidung gefallen, dass es in NRW eine Pflegekammer geben wird.
Damit entsteht eine Verantwortung gegenüber den organisierten
ver.di-Kolleginnen und -Kollegen, die Entscheidungen, die während des
Aufbaus einer Pflegekammer getroffen werden, jetzt nicht ohne
gewerkschaftlichen Einfluss zu lassen. Wir werden eine starke Stimme
gegen alle Zwänge für abhängig Beschäftigte sein, zum Beispiel den
Fortbildungs- und Beitragszwang. Wie die Stimmung in den Belegschaften
ist, kann man in Niedersachsen erleben: Viele wissen nicht, was die
Pflegekammer bringen wird, und wenn die Beitragsmahnungen kommen, ist
das Entsetzen groß. Wir hätten es besser gefunden, wenn die
Pflegekräfte insgesamt befragt worden wären. Und dann gäbe es
vermutlich heute keine Kammerdebatten in NRW.


UZ: Das hauptsächliche Problem der Beschäftigten in der
Pflege ist wohl zweifelsfrei die alltägliche Überlastung während der
Dienste. Kann da eine Pflegekammer etwas richten? Was muss aus der
Sicht von ver.di geschehen, damit die Kolleginnen und Kollegen auf den
Stationen durchhalten können?

Katharina Schwabedissen:  Die Pflegekammer wird an der
Überlastung der Pflegenden nichts ändern. Aber es ist wahrscheinlich,
dass sie den Druck noch erhöht: Hier wird eine Berufsgruppe
verkammert, die zu über 90 Prozent abhängig beschäftigt ist.
Freistellungen für Fort- und Weiterbildung sind bereits jetzt ein
Problem - auch ohne Zwang. Es ist ungeklärt, was mit den vielen
Kolleginnen und Kollegen ist, die nicht mehr im Beruf arbeiten, aber
möglicherweise zurückkommen würden, wenn die Arbeitssituation sich
verbessern würde. Die müssen in Niedersachsen der Kammer beitreten
oder verlieren im Zweifel ihre Zulassung.


UZ: Laut Minister Laumann soll die Kammer die Qualität der
Pflege sichern. Aber die Kammer finanziert die Ausgaben für die Pflege
nicht, auch sind Ausbildung und Weiterbildung der Pflegekräfte Sache
des Staates beziehungsweise des Arbeitgebers. Ist das nicht ein
Ablenkungsmanöver von den realen Verantwortlichkeiten?

Katharina Schwabedissen:  Die Einrichtung der Pflegekammer
heißt im Klartext, dass die Pflegekräfte für staatliche Aufgaben rund
um ihren Beruf selbst zahlen sollen. Dabei geht es nicht mal um die
Interessen der Beschäftigten, sondern um Standards zur Sicherung der
Versorgung von kranken Menschen. Die sind aber nicht durch mangelnde
Prüfungs- und Ausbildungsverordnungen gefährdet, sondern durch den
eklatanten Personalmangel. Hier hilft keine Pflegekammer.

Für eine gesetzliche Personalbemessung sind die Parlamente zuständig.
Kürzere Arbeitszeiten, Standards für den Gesundheitsschutz und höhere
Löhne verhandelt ver.di mit den Arbeitgebern. Die Pflegekammer ist ein
Geschenk an die akademische Pflege. Aber auch deren Problem wird mit
der Pflegekammer nicht gelöst. Weder wird die Eingruppierung von
akademischen Pflegefachkräften und Pflegewissenschaftlern in der
Pflegekammer geklärt, noch wird sie Forschungsgelder oder -stellen
bereitstellen.

UZ: Wie wird sich ver.di verhalten, wenn in NRW tatsächlich eine
Pflegekammer eingerichtet würde?

Katharina Schwabedissen:  Die Pflegekammer in NRW wird kommen.
Wir werden alles dafür tun, dass die Kolleginnen und Kollegen nicht
durch noch mehr bürokratische Zwänge aus dem Beruf getrieben werden.
Und sonst machen wir weiter, was wir ohnehin machen: für gute Löhne,
gute Arbeitsbedingungen und mehr Selbstbestimmung kämpfen - gemeinsam
mit den ver.di-Kolleginnen und -Kollegen in den Betrieben. Die
Pflegekammer ist ein Ärgernis, aber die wirklichen Probleme in den
Krankenhäusern ist die Ökonomisierung und Privatisierung von sozialen
Einrichtungen. Die Kammer ist ein weiterer Mosaikstein für den Rückzug
des Staates aus der Verantwortung für die öffentliche Daseinsvorsorge.
Aber sie ist ein kleiner Stein im Klassenkampf von oben.

 * 
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POLITIK/2019: Appell an Merkel zum Weltwirtschaftsforum in Davos - Einsatz für Impfungen weltweit (DSW)

Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW) - 8. November 2019

NGOs fordern von Merkel Einsatz für Impfungen weltweit 

Gemeinsamer Appell zum Weltwirtschaftsforum in Davos



Berlin - Anlässlich des heute in Davos startenden
Weltwirtschaftsforums fordern acht Entwicklungsorganisationen (NGOs)
Bundeskanzlerin Angela Merkel auf, den deutschen Beitrag für die
Impfallianz Gavi auf 700 Millionen Euro zu erhöhen. Die Impfallianz
wurde vor 20 Jahren in Davos gegründet und benötigt mindestens 7,4
Milliarden US-Dollar zur Fortsetzung ihrer erfolgreichen Arbeit in den
kommenden fünf Jahren.

300 Millionen weitere Kinder impfen und damit acht Millionen
Todesfälle vermeiden - das ist das ehrgeizige Ziel der Impfallianz
Gavi für den Zeitraum 2021 bis 2025. Um dieses zu erreichen, richten
die Entwicklungsorganisationen Deutsche Stiftung Weltbevölkerung
(DSW), Aktionsbündnis gegen Aids, Global Citizen, Kindernothilfe, ONE,
Plan International Deutschland, Save the Children und World Vision
einen gemeinsamen Appell an die Bundesregierung: "Impfen wirkt. Durch
gemeinsame Anstrengungen hat die Weltgemeinschaft es bereits
geschafft, Polio beinahe vollständig auszurotten. Doch noch immer
sterben Kinder weltweit an vermeidbaren Krankheiten wie Masern,
Lungenentzündung oder Typhus. Das nehmen wir nicht mehr hin. Die
Kanzlerin sollte sich dafür einsetzen, dass auch die Kinder in den
Ländern, die am stärksten von Armut betroffen sind, Impfschutz
erhalten. Dazu muss sie die Impfallianz Gavi mit 700 Millionen Euro
für die kommenden fünf Jahre ausstatten. Verkündet die Kanzlerin in
Davos einen starken Beitrag für Gavi, bestärkt das sowohl andere Geber
als auch Entwicklungsländer darin, ihre Bemühungen zu intensivieren
und mehr in globale Gesundheit zu investieren. Es gibt keinen einzigen
Grund, Kindern ihr Recht auf ein gesundes Leben zu verwehren.?

2015 richtete die Bundesregierung die letzte Finanzierungskonferenz
der Impfallianz Gavi aus. Das ursprüngliche Finanzierungsziel wurde
dabei sogar übertroffen. Deutschland sagte seinerzeit 600 Millionen
Euro für die Jahre 2016 bis 2020 zu. Die nächste
Finanzierungskonferenz von Gavi findet am 3. und 4. Juni 2020 im
Vereinigten Königreich statt. 7,4 Milliarden US-Dollar will die
Impfallianz dort mindestens mobilisieren. Deutschland darf daher jetzt
nicht nachlassen.

20 Jahre Gavi - Jubiläum in Davos

Gavi wurde im Jahr 2000 auf dem Weltwirtschaftsforum in Davos
gegründet, feiert dieses Jahr also ihren 20. Geburtstag. Gemeinsam mit
ihren Partnern kann die Impfallianz inzwischen eine beachtliche Bilanz
vorweisen: Mit ihrer Unterstützung wurden seither weltweit mehr als
760 Millionen Menschen geimpft - das ist rund jeder zehnte Mensch
weltweit. Die Impfraten in den am stärksten von Armut betroffenen
Ländern der Welt befinden sich auf einem historischen Höchststand.
Insgesamt konnten durch Gavis Arbeit über 13 Millionen Todesfälle
verhindert werden. Deutschland hatte hieran maßgeblich Anteil.

Die Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW) ist eine international
tätige Entwicklungsorganisation. Ihr Ziel ist es, zu einer
zukunftsfähigen Bevölkerungsentwicklung beizutragen. Daher unterstützt
sie junge Menschen dabei, selbstbestimmte Entscheidungen über ihre
Sexualität und Verhütung zu treffen. Gleichzeitig bringt sie sich auf
nationaler und internationaler Ebene in politische
Entscheidungsprozesse in den Bereichen Gesundheit, Familienplanung und
Gleichstellung der Geschlechter ein. Mehr Informationen auf
www.dsw.org.

Das Aktionsbündnis gegen AIDS setzt sich seit 2002 für eine Welt ohne
Aids und ein Leben in Würde für alle Menschen ein. Unsere Mission ist,
dass Deutschland seiner Verantwortung als wirtschaftlich
privilegierter Industriestaat gerecht wird und einen angemessenen
Beitrag für die globale Bewältigung von HIV und Aids leistet. Dabei
geht es insbesondere darum, dass alle Menschen den benötigten Zugang
zu HIV-Prävention, Behandlung, Betreuung und Pflege erhalten - auch
und vor allem in benachteiligten Ländern. Mehr Informationen auf 
 www.aids-kampagne.de

Global Citizen ist eine Kampagnenorganisation mit dem Ziel, extreme
Armut bis zum Jahr 2030 weltweit zu beenden. Unterstützt werden wir
dabei von Millionen Global Citizens rund um den Globus, die sich auf
unseren Plattformen über entwicklungspolitische Themen informieren und
dadurch inspiriert werden, an unseren Aktionen teilzunehmen. Seit
Global Citizen im Jahr 2011 mit der Kampagnenarbeit begann, sind
Global Citizens mehr als 25 Millionen Mal aktiv geworden. Diese
Aktionen haben zu Zusagen von Regierungen, Institutionen und
Unternehmen in Höhe von über 48 Milliarden US-Dollar geführt, die bis
heute das Leben von 880 Millionen Menschen verbessert haben. Um die
Umsetzung der Global Goals der Vereinten Nationen voranzutreiben,
haben wir unsere bisher größte Kampagne namens "Global Goal Live: The
Possible Dream? ins Leben gerufen, die am 26. September 2020 mit einem
10-stündigen Medienevent und Festivals auf fünf Kontinenten ihren
Höhepunkt finden wird.

www.globalcitizen.org/de

Die Kindernothilfe ist eine der größten christlichen
Kinderrechtsorganisationen in Europa und unterstützt seit 1959
benachteiligte Mädchen und Jungen auf ihrem Weg in ein eigenständiges
Leben. Sie fördert rund 600 Projekte und leistet humanitäre Hilfe.
Zurzeit schützt, stärkt und fördert die Kindernothilfe mehr als 2,1
Millionen Kinder und ihre Familien und Gemeinschaften in insgesamt 32
Ländern der Erde, um ihre Lebensbedingungen nachhaltig zu verbessern.
Weitere Informationen auf www.kindernothilfe.de

ONE ist eine internationale Bewegung, die sich für das Ende extremer
Armut und vermeidbarer Krankheiten bis 2030 einsetzt. Damit jeder
Mensch ein Leben in Würde und voller Chancen führen kann. Wir sind
überparteilich und machen Druck auf Regierungen, damit sie mehr tun im
Kampf gegen extreme Armut und vermeidbare Krankheiten, insbesondere in
Afrika. Zudem unterstützt ONE Bürger*innen dabei, von ihren
Regierungen Rechenschaft einzufordern. Mehr Informationen auf 

www.one.org

Plan International ist eine religiös und weltanschaulich unabhängige
Hilfsorganisation, die sich weltweit für die Chancen und Rechte der
Kinder engagiert: effizient, transparent, intelligent. Seit mehr als
80 Jahren arbeiten wir daran, dass Mädchen und Jungen ein Leben frei
von Armut, Gewalt und Unrecht führen können. Dabei binden wir Kinder
in über 70 Ländern aktiv in die Gestaltung der Zukunft ein. Die
nachhaltige Gemeindeentwicklung und Verbesserung der Lebensumstände in
unseren Partnerländern ist unser oberstes Ziel. Wir reagieren schnell
auf Notlagen und Naturkatastrophen, die das Leben von Kindern
bedrohen. Die nachhaltigen Entwicklungsziele der Vereinten Nationen
bestärken uns in unserem Engagement für die Gleichberechtigung von
Mädchen und Frauen. Unser globales Ziel: 100 Millionen Mädchen sollen
lernen, leiten, entscheiden und ihr volles Potenzial entfalten.

Save the Children ist als größte unabhängige Kinderrechtsorganisation
der Welt in mehr als 120 Ländern tätig. Die Schwerpunkte liegen in den
Bereichen Schule und Bildung, Schutz vor Ausbeutung und Gewalt sowie
Überleben und Gesundheit - auch in Katastrophensituationen. Save the
Children setzt sich ein für eine Welt, die die Rechte der Kinder
achtet. Eine Welt, in der alle Kinder gesund und sicher leben und frei
und selbstbestimmt aufwachsen können. Mehr Informationen auf 

www.savethechildren.de

World Vision setzt sich mit Projekten in Asien, Lateinamerika und
Afrika seit 70 Jahren für Kinder ein. Als Kinderhilfsorganisation
verfolgen wir das Ziel, für Kinder in großer Armut eine bessere Welt
zu schaffen. Um dieses Ziel zu erreichen, arbeitet World Vision in
drei Bereichen: Nachhaltige Entwicklungszusammenarbeit, Humanitäre
Hilfe und Politische Arbeit. Als Kinderhilfswerk steht für World
Vision dabei immer das Wohlergehen und die gesunde Entwicklung von
Kindern im Fokus. In fast 100 Ländern weltweit setzt sich World Vision
für Bildung, gesunde Ernährung, sauberes Trinkwasser und gute
medizinische Versorgung ein. 

www.worldvision.de

 * 

Die DSW ist eine international tätige Entwicklungsorganisation. Ziel
unserer Arbeit ist es, zur Umsetzung des Menschenrechts auf
Familienplanung und zu einer zukunftsfähigen Bevölkerungsentwicklung
beizutragen. Jugendliche sind daher die wichtigste Zielgruppe unserer
Projekte. Auf nationaler und internationaler Ebene nehmen wir Einfluss
auf politische Entscheidungsprozesse in den Bereichen Gesundheit,
Familienplanung und Gleichstellung der Geschlechter.

 * 

Quelle:

Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW)

Pressemitteilung vom 8. November 2019

Hindenburgstr. 25, 30175 Hannover

Telefon: 0511 94373-0, Fax: 0511 94373-73

E-Mail: hannover@dsw.org

Internet: www.dsw.org
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STELLUNGNAHME/246: Widerspruchsregelung zur Organspende - Erleichterung über klare Ablehnung (Ärzte für das Leben)

Ärzte für das Leben e.V. (ÄfdL) - 17. Januar 2020

Widerspruchsregelung zur Organspende: Ärzte für das Leben e.V. erleichtert über klare Ablehnung



Münster - Ärzte für das Leben e.V. zeigten sich erleichtert nach der
Entscheidung im Deutschen Bundestag, die sogenannte "doppelte
Widerspruchslösung" von Jens Spahn (CDU) und Karl Lauterbach (SPD) mit
überraschend klarer Mehrheit von 379 zu 292 Stimmen abzulehnen.

"Auch wenn wir uns eine ehrlichere Debatte rund um das Thema Hirntod
wünschen, war der Vorschlag von der Grünen-Bundesvorsitzenden Annalena
Baerbock der inhumanen Spahn/Lauterbach-Vorlage deutlich vorzuziehen.
So bleibt das Prinzip gewahrt, dass "kein Nein noch lange kein Ja
ist", um Katrin Vogler von der Linkspartei zu zitieren." sagte Prof.
Paul Cullen, Vorsitzender des Vereins.

"Organspende darf nur auf positiver Freiwilligkeit des Spenders
basieren", betonte Cullen. "Die Transplantationsmedizin in Deutschland
steckt in einer Krise. Der Grund hierfür ist aber kein Mangel an
Spendern, sondern ist das Ergebnis von Organisationsmangel und
Vertrauensverlust aufgrund zahlreicher Skandale in der Vergangenheit.
Vertrauen kann man nicht erzwingen, sondern muss es durch Offenheit
und Ehrlichkeit verdienen.

Wir hoffen zudem, dass von diesem Votum ein Signal ausgeht, dass jeder
Mensch von der Befruchtung bis zum natürlichen Tod alle Menschenrechte
genießt, allen voran die Grundrechte auf Leben und körperliche
Unversehrtheit", so Cullen.

 * 

Über Ärzte für das Leben e.V.

Der Verein "Ärzte für das Leben" fordert eine uneingeschränkte Kultur
des Lebens in der medizinischen Praxis und Forschung auf der Grundlage
der hippokratischen Tradition. Er finanziert sich ausschließlich über
die Beiträge seiner Mitglieder sowie durch Spenden. Mehr unter
www.aerzte-fuer-das-leben.de

 * 

Quelle:

Ärzte für das Leben e.V.

Pressemitteilung vom 17. Januar 2020

Sudentenstr. 15, 87616 Marktoberdorf

Telefon: 68342 / 74 22

Internet: www.aerzte-fuer-das-leben.de
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STELLUNGNAHME/245: Bedauern über den Bundestagsentscheid gegen die Widerspruchslösung (Dt. Transplantationsgesellschaft)

Deutsche Transplantationsgesellschaft e.V. - 16.01.2020

Bundestag entschied gegen die Widerspruchslösung - "eine Riesenchance für unsere Patienten wurde vertan!"



Heute entschied der Deutsche Bundestag über den Entwurf eines Gesetzes zur
Regelung der doppelten Widerspruchslösung im Transplantationsgesetz. Die
DTG hoffte auf eine Zustimmung zu diesem Gesetzentwurf, sah darin die
Chance für eine klare und nachhaltige Verbesserung der
Organspenderegelung, die auch den sehr hohen Zustimmungsraten zur
Organspende in der Bevölkerung gerecht geworden wäre.

Die DTG als Repräsentant der Transplantationsmediziner in Deutschland hat
von Beginn an die Initiative für die Einführung einer doppelten
Widerspruchslösung von Minister Spahn unterstützt. Wie sie mehrfach in
verschiedenen Pressemeldungen dargelegt hat, sieht die DTG nur in der
Einführung der Widerspruchslösung die Chance für eine klare und
nachhaltige Verbesserung der Organspenderegelung, die im Übrigen auch den
sehr hohen Zustimmungsraten zur Organspende in der Bevölkerung gerecht
werden würde.

Die - trotz einer seit Jahren am Boden liegenden Organspende - jetzt
erfolgte Ablehnung der doppelten Widerspruchslösung ist ein katastrophales
Zeichen für alle Patienten, die in Deutschland ein bleibendes
Organversagen erleiden, und natürlich auch für unsere Solidargesellschaft.

"Es scheint so, dass sich wieder mal die Bedenkenträger und nicht die
Mutigen im Lande durchgesetzt haben", erklärt Prof. Dr. Christian Hugo,
Dresden, Generalsekretär der Deutschen Transplantationsgesellschaft (DTG).
"Der angenommene Gesetzesentwurf von Frau Baerbock zur "Verbesserung der
Entscheidungslösung" spiegelt nach unserer Meinung lediglich die Haltung
nach dem Spruch "wasche mir den Pelz, aber mach mich nicht nass" wider, da
entgegen der Titulierung damit eben keine Entscheidung zum Thema
herbeigeführt wird. Darüber hinaus ist besonders irritierend, dass die
politischen Wortführer gegen die Widerspruchslösung diese wiederholt in
die Nähe der Euthanasie und des direkten staatlichen Zugriffs auf den
Körper gebracht haben, Insinuierungen, die aus unserer Sicht höchst
unlauter sind. 21 europäische Länder, bei denen die Menschenrechte einen
ebenso hohen Stellenwert wie bei uns haben - sei es Frankreich,
Österreich, die Niederlande oder England -, haben die Widerspruchslösung
eingeführt: wäre das denkbar, wenn solche Assoziationen, wie sie in der
Debatte bemüht wurden, einen Wahrheitsgehalt hätten? Wir bedauern sehr,
dass der Ausgang dieser Abstimmung nicht zu dem dringend benötigten
Paradigmenwechsel und Neustart in der Organspende geführt hat. Mit einem
"weiter so mit Hoffen" wurde eine Riesenchance für unsere Patienten
vertan."


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2092

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Transplantationsgesellschaft e.V. - 16.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STELLUNGNAHME/244: Transplantationsgesetz - Neuregelung begrüßt (Evangelische Kirche in Deutschland)

Evangelische Kirche in Deutschland - 16. Januar 2020

Transplantationsgesetz: EKD begrüßt Neuregelung

Gesetz geeignet um Organspendenbereitschaft nachhaltig zu stärken



Der Deutsche Bundestag hat heute (16.01.2020) mit deutlicher Mehrheit
ein Gesetz zur Stärkung der Entscheidungsbereitschaft bei der
Organspende beschlossen. Die beiden großen Kirchen unterstützen
nachdrücklich das mit dem Gesetz verfolgte Anliegen, in Deutschland
die Zahl der Organspenden wirksam zu erhöhen. Die Evangelische Kirche
in Deutschland (EKD) ist der Überzeugung, dass das heute beschlossene
Gesetz geeignet ist, die erfreulich große Hilfsbereitschaft in der
Bevölkerung praktikabel und nachhaltig in eine individuelle
Bereitschaft zur Organspende zu überführen. Das Gesetz gewährt
weiterhin eine möglichst große Entscheidungsfreiheit bei der
Organspende und trifft dennoch Maßnahmen die dazu führen, dass die
Menschen sich verstärkt mit der Frage der Organspende befassen. Zudem
hält das Gesetz praktische Regelungen bereit, wie etwa die Einführung
eines Organspenderegisters, die die Abläufe und Strukturen bei der
Organspende weiter verbessern werden. Die Verabschiedung dieses
Gesetzes setzt ein wichtiges Zeichen für den Erhalt und Schutz
grundlegender (medizin-)ethischer und grundrechtlicher Prinzipien, auf
denen das Wertefundament unserer Gesellschaft fußt. Die Gesellschaft
ist jetzt als Ganze herausgefordert, alles zu unterstützen, was die
individuelle Organspendenbereitschaft befördert. Die evangelische
Kirche wird das in ihren Möglichkeiten Stehende dazu beitragen.

 * 

Quelle:

Evangelische Kirche in Deutschland

Pressemitteilung Nr. 5/2020 vom 16. Januar 2020

Pressestelle

Stabsstelle Kommunikation

Herrenhäuser Strasse 12, D-30419 Hannover

E-Mail: presse@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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STELLUNGNAHME/243: Zustimmungslösung bei der Organspende begrüßt (Deutscher Evangelischer Krankenhausverband)

DEKV - Deutscher Evangelischer Krankenhausverband e.V. - 16. Januar 2020

DEKV begrüßt die Zustimmungslösung bei der Organspende



Berlin - Die Zahl der Personen, die im Jahr 2019 nach ihrem Tod ein
oder mehrere Organe für die Transplantation gespendet haben, ist im
Vergleich zu 2018 um 23 auf 932 Personen gesunken.1 Um mehr Menschen
zur Organspende zu motivieren, hat der Bundestag heute zwei
Gesetzentwürfe beraten: Den Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der
Entscheidungsbereitschaft bei der Organspende und den von
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn unterstützten Entwurf eines
Gesetzes zur Regelung der doppelten Widerspruchslösung im
Transplantationsgesetz. "Evangelische Krankenhäuser unterstützen das
ethische Ziel, durch eine Organtransplantation schwer kranken Menschen
zu helfen und Leben zu retten. Daher informieren unsere Mitarbeitenden
Patienten und Angehörige sachlich und ausführlich zum Thema
Organtransplantation. Wir sind überzeugt, dass die Entscheidung für
oder gegen eine Organspende nur auf Grundlage umfassender
Informationen getroffen werden kann. Sie sollte in Freiheit und ohne
jeden Druck, nach reiflicher Überlegung und Erwägung aller relevanten
Gesichtspunkte getroffen werden. Das bedeutet auch, zu akzeptieren,
wenn Menschen noch keine Entscheidung getroffen haben oder sich zu
einem bestimmten Zeitpunkt noch nicht festlegen möchten. Zudem kann
sich die persönliche Einstellung im Zeitverlauf aufgrund von
wechselnden Lebensumständen und neuen Erfahrungen und Einsichten
verändern. Daher begrüßen wir ausdrücklich die Zustimmungslösung und
eine Stärkung der Entscheidungsbereitschaft bei der Organspende. Der
DEKV setzt sich für eine Medizin ein, die sich der Achtung der Würde,
der Integrität und der sozialen Bezogenheit des einzelnen Menschen
unter allen Umständen verpflichtet weiß und von daher auch Grenzen für
ihr Handeln gewinnt und respektiert. In der Transplantationsmedizin
bedeutet dies, nur dann eine Organentnahme zu befürworten, wenn diese
Person zu Lebzeiten einer Organentnahme zugestimmt hat oder es nach
dem Tod seine nächsten Angehörigen tun", erklärt Christoph Radbruch,
Vorsitzender des Deutschen Evangelischen Krankenhausverbandes (DEKV).


Quellen:

(1) www.dso.de/dso/presse/pressemitteilungen/Zahl%20der%20Organspender

 * 

Der Deutsche Evangelische Krankenhausverband e.V. (DEKV) vertritt mit
201 evangelischen Kliniken an über 270 Standorten jedes achte deutsche
Krankenhaus. Die evangelischen Krankenhäuser versorgen jährlich mehr
als 2,5 Mio. Patientinnen und Patienten stationär und mehr als 3 Mio.
ambulant. Mit über 120.000 Beschäftigten und einem Umsatz von 10 Mrd.
€ sind sie ein wichtiger Wirtschaftsfaktor. Der DEKV ist
Branchenverband der evangelischen Krankenhäuser und Mitglied im
Evangelischen Werk für Diakonie und Entwicklung e.V. Der DEKV setzt
sich insbesondere für eine zukunftsorientierte und innovative
Krankenhauspolitik mit Trägervielfalt, verlässliche Rahmenbedingungen
für die Krankenhausfinanzierung, eine Modernisierung der
Gesundheitsberufe und für eine zukunftsorientierte konsequente
Patientenorientierung in der Versorgung ein.

Vorsitzender: Vorsteher Christoph Radbruch, Magdeburg, stellvertr.
Vorsitzende: Andrea Trenner, Berlin, Schatzmeister: Dr. Holger
Stiller, Düsseldorf, Verbandsdirektorin: Melanie Kanzler, Berlin.

 * 

Quelle:

DEKV Deutscher Evangelischer Krankenhausverband e.V.

Pressemitteilung vom 16. Januar 2020

Invalidenstraße 29, 10115 Berlin

Telefon: 030 /80 19 86-0, Fax: 030 /80 19 86-22

E-Mail: office@dekv.de

Internet: www.dekv.de
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STELLUNGNAHME/242: Weiterhin Freiwilligkeit der Organspende - Schweigen bedeutet keine Zustimmung (CDL)

Christdemokraten für das Leben e.V. - 17. Januar 2020

Weiterhin Freiwilligkeit der Organspende - Schweigen bedeutet keine Zustimmung



Nordwalde b. Münster - Der Deutsche Bundestag hat am 16.01.2020 mit
einer klaren Mehrheit den Gesetzentwurf zur Einführung einer
Widerspruchsregelung bei der Organspende abgelehnt und für eine
weitere Ausgestaltung der Entscheidungslösung gestimmt. Damit wird
auch künftig nur Organspender sein, wer ausdrücklich zugestimmt hat.
Das Mitwirkungsrecht der nächsten Angehörigen eines potentiellen
Organspenders bleibt ebenfalls erhalten.

Für die Christdemokraten für das Leben e. V. (CDL) kommentiert die
Bundesvorsitzende Mechthild Löhr die Entscheidung:

"Der Bundestag hat heute in einer außergewöhnlich beeindruckenden
Nachdrücklichkeit positiv über die Zukunft der freiwilligen
Organspende entschieden. Dies ist ein sehr wichtiges und erfreuliches
Signal an alle, die im einzelnen Menschen am Lebensende nicht primär
einen zur solidarischen Organabgabe verpflichteten Bürger sehen.
Gerade das nun weiter zu beachtende Mitspracherecht der Angehörigen
des vom Hirntod betroffenen Patienten ist ein wichtiges Element der
heute mit klarer Mehrheit getroffenen Entscheidung.

Jede Organspende setzt damit weiterhin die konkret geäußerte
Bereitschaft des Gebers voraus und verhindert einen gefährlichen
Automatismus, wie er im alternativen Gesetzentwurf von Minister Spahn
und Prof. Lauterbach enthalten war.

Für eine so extrem persönliche Entscheidung zu Lebensende und
Sterbeprozess muss auch zukünftig ein bewusstes Ja des Spenders
vorliegen. Dies verlangt sowohl die Achtung der Grundrechte (Recht auf
körperliche Unversehrtheit) als auch der Respekt des Staates vor der
persönlichen Freiheit und Integrität seiner Bürger. Das Recht auf
Selbstbestimmung zwingt selbst bei der Freigabe privater Infos oder
Dateien in anderen Bereichen, die Betroffenen um ihr Einverständnis zu
fragen. Erst recht muss dies dann auch für die potentielle Weitergabe
der eigenen Organe und Gewebe gelten.

Der Anspruch, dass "Schweigen Zustimmung bedeutet", ist
erfreulicherweise unserer Rechtsordnung bisher fremd. Die heutige
Entscheidung zeigt den Willen der klaren Mehrheit der Mitglieder des
Bundestages, dass dies auch künftig gilt. Es ist absehbar, dass mit
steigender Lebenserwartung der Bedarf an Organen immer weiter zunehmen
wird. Es entspricht einer alten wirtschaftlichen Logik, dass ein
steigendes Angebot (Möglichkeiten) folglich auch zu einer weiteren
Nachfrage führen wird. Dennoch darf seitens des Staates hier nicht
übergriffig und autoritär diktiert werden, dass jeder Bürger
ausdrücklich widersprechen muss, wenn er nicht Organspender werden
will.

In seltener Deutlichkeit hat diese beeindruckende Bundestagsdebatte
herausgearbeitet, dass es im Parlament durchaus einen Willen gibt, das
Recht auf Leben jedes einzelnen Menschen als Selbstwert und
Selbstzweck und als Fundament jeder Rechtsetzung zu beachten,
insbesondere am Ende des Lebens, wo eben jedes Leben zählt, nicht nur
der Nutzen eines Lebens für das eines Anderen.

Wünschenswert wäre, dass der hier gezeigte hohe Respekt vor der
unteilbaren Würde des Einzelnen tatsächlich gleichermaßen am
Lebensende wie auch am Lebensanfang, also in der ganzen Bandbreite des
Lebens von der Zeugung bis zu seinem natürlichen Ende, besser
geschützt würde. Die heutige Debatte und die Abstimmung zeigten
deutlich, dass der Bundestag sich seiner Verantwortung für den
Lebensschutz durchaus bewusst sein kann.

Weniger erfreulich ist, dass es ausgerechnet eine Mehrheit der
Unionsministerriege ist, die einer grundsätzlichen Organabgabepflicht
durchaus positiv gegenüber steht, dazu noch ohne das gegenteilige
klare Votum beider Kirchen zu beachten oder es auch nur zu
thematisieren."

 * 

Über Christdemokraten für das Leben e.V. (CDL)

Christdemokraten für das Leben e.V. (CDL) sind eine Initiative in der
CDU/CSU, gegründet von Mitgliedern der Unionsparteien, die den
Lebensschutz in Deutschland durch politisches Handeln und
Bewußtseinsbildung verstärken wollen. Als einzige auch politisch und
parlamentarisch verankerte Initiative für das Lebensrecht in
Deutschland arbeiten wir mit vielen Organisationen in Deutschland und
in Europa zusammen.

Mehr unter cdl-online.net

 * 

Quelle:

Christdemokraten für das Leben e.V.

Pressemitteilung vom 17. Januar 2020

- Bundesgeschäftsstelle -

Kantstr. 18, 48356 Nordwalde b. Münster

Telefon: 0 25 73 - 97 99 391, Fax: 0 25 73 - 97 99 392

E-Mail: info@cdl-online.de

Internet: www.cdl-online.de
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HERZ/1221: Gene in Frauen- und Männerherzen reagieren unterschiedlich auf Herzklappenfehler (idw)

Deutsches Zentrum für Herz-Kreislauf-Forschung e.V. - 16.01.2020

Gene in Frauen- und Männerherzen reagieren unterschiedlich auf Herzklappenfehler



Wenn die Herzklappe zwischen Aorta und linker Herzkammer verengt ist, also
eine Aortenklappenstenose vorliegt, sind bei Männern andere Gene aktiv als
bei Frauen. Das konnten Wissenschaftler des Deutschen Zentrums für
Herz-Kreislauf-Forschung (DZHK) an der Charité - Universitätsmedizin Berlin
erstmals zeigen. Zukünftige Forschungsarbeiten lassen sich mit diesen
Ergebnissen genauer planen und könnten so zu individuell abgestimmten
Therapien für Frauen und Männer führen.

"Bei Herz-Kreislauf-Erkrankungen gibt es ausgeprägte Unterschiede zwischen
Männern und Frauen", sagt Professor Dr. Georgios Kararigas,
DZHK-Wissenschaftler, der seine Studie an der Charité durchführte. Ein Beispiel
ist die Aortenklappenstenose. Sie verläuft bei männlichen Patienten
schlechter als bei weiblichen. Eine verengte Herzklappe ruft zwar bei
beiden Geschlechtern ein ungesundes übermäßiges Herzwachstum hervor, die
sogenannte Hypertrophie. Sie beeinträchtigt die Herzfunktion und kann
schlimmstenfalls zu einer Herzschwäche führen. Bei Männern laufen dieses
Wachstum und die damit verbundenen Umbauprozesse jedoch ungünstiger ab als
bei Frauen. "Es gibt hier ein ungelöstes klinisches Problem, dessen
molekulare Ursachen wir erforscht haben", so Kararigas.

Die Forscher wiesen erstmals nach, dass in Herzmuskelzellen von männlichen
Patienten mit einer Aortenklappestenose andere Gene aktiv sind als bei
erkrankten Frauen. Dabei handelte es sich um Gene, die mit krankhaften
Umbauprozessen im Herz verknüpft sind. Ebenso auffällig anders reguliert
waren zwei Gene, die für Entzündungsfaktoren codieren. "Das ist neu, denn
bisher war wenig darüber bekannt, dass entzündliche Vorgänge für die
Herzfunktion von Patienten mit Aortenklappenstenose bedeutend sein
könnten", so Kararigas. Die Analyse der klinischen Daten ergab, dass
Patienten, in deren Proben die Entzündungsgene aktiver waren, auch eine
schlechtere Herzfunktion hatten. Dabei handelte es sich immer um Männer.

Für ihre Pilotstudie analysierten Kararigas und sein Team die
Genexpression in einzelnen Herzmuskelzellen. Das unterscheidet ihre von
vorangegangenen Arbeiten, in denen die unterschiedlichen Zelltypen des
Herzgewebes nicht getrennt voneinander untersucht wurden. Die analysierten
Zellen stammen aus Herz-Biopsien von 17 weiblichen und 17 männlichen
Patienten, die eine Ersatz-Herzklappe erhielten.

Zu wenig Frauen in klinischen Studien

Die Ergebnisse der Studie deuten darauf hin, dass Umbauprozesse in
weiblichen und männlichen Herzen über andere Mechanismen ablaufen. "Unser
bisheriges Wissen über die Mechanismen bei Herzkrankheiten basiert auf
Studien, an denen überwiegend männliche Patienten teilgenommen haben. Wir
fragen uns jetzt, inwieweit diese Ergebnisse tatsächlich auch für Frauen
relevant sind, da in ihren Herzen scheinbar ganz andere Prozesse aktiv
sind", so Kararigas. Größere Studien, die seine Ergebnisse untermauern,
aber auch Studien speziell mit weiblichen Patienten hält er für dringend
nötig. Davon profitieren würden Frauen und Männer.

Neben den biologischen Unterschieden durch Geschlechtshormone und
-chromosomen, gibt es auch soziokulturelle Einflüsse. All diese Faktoren
zusammen bewirken, dass manche Krankheiten je nach Geschlecht
unterschiedlich verlaufen. Kararigas wünscht sich, dass diese Unterschiede
in klinischen Studien stärker berücksichtigt werden, damit Männer und
Frauen optimal medizinisch versorgt werden können.

Originalpublikation:

Originalarbeit: Gaignebet L, Kańduła MJ, Lehmann D, Knosalla C, Kreil DP,
Kararigas G. 

Sex-specific human cardiomyocyte gene regulation in left
ventricular pressure overload. Mayo Clin Proc 2020

https://doi.org/10.1016/j.mayocp.2019.11.026

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1758

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Herz-Kreislauf-Forschung e.V. - 16.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/5178: Warner Music Klassik News - 20. Januar 2020 (Warner)

Warner Music Klassik-Newsletter - 20. Januar 2020



"Unsere ganz persönlichen Jahreszeiten!" Das rasante
Vivaldi-Album der Berthollet-Schwestern

Virtuos, neugierig und voller jugendlich funkensprühendem Elan: Das
sind die Schwestern Camille und Julie Berthollet - beide virtuos auf
mehreren Instrumenten und seit Jahren Inbegriff der grenzenlosen
Klassik, bei der Bach, Schubert und Kollegen auf Chansons und moderne
Meister treffen. Jetzt haben sie sich einem absoluten Top-Hit
zugewandt: Vivaldis Jahreszeiten-Zyklus, den sie mit eigenen Liedern
zu einem höchst persönlichen Album ergänzen. An der Seite großer
französischer Singer-Songwriter entstand ein kreativer Brückenschlag
zwischen Barock und Chanson, den es so noch nie gegeben hat.

VÖ: 24. Januar 2020 - CD 0190295302108

auch digital erhältlich


Fernöstlicher Glanz in der Mondscheinsonate: Beethoven und
indische Ragas in Shani Dilukas Album Cosmos

Die Musik von Ludwig van Beethoven ist der Inbegriff westlicher
Klassik. Wie ein Monument steht sie am Beginn des nachrevolutionären
bürgerlichen Zeitalters und scheint auch fest in dieser Epoche
verwurzelt zu sein. Doch Beethoven war auch auf der Suche nach
Spiritualität, nach Sinnsuche, nach dem Universellen - und das in den
Schriften orientalischer Religionen ebenso wie beim Komponieren.
Dieser Verbindung spürt die Pianistin Shani Diluka mit ihrem Projekt
Cosmos nach. Das Album stellt zwei Klaviersonaten des 2020-Jubilars
indischen Ragas gegenüber - gespielt von Mehboob Nadeem (Sitar) und
Mitel Purohit (Tabla), die auch Beethovens Themen in ihre
Improvisationen miteinbeziehen. Das Ergebnis ist ein west-östlicher
Dialog, den es so noch nie gegeben hat.

VÖ: 7. Februar 2020 - CD 0190295318833

auch digital erhältlich


Schicksalskämpfe und Klangpoesie: Heroic Beethoven auf 3
CDs

250 Jahre nach seinem Geburtstag spricht Beethoven nach wie vor durch
seine Musik zu uns - mit den Jubelchören der Neunten, dem gewaltigen
Trauermarsch aus der Dritten, mit der Schicksalssinfonie, aber auch
poetischen Werken wie Für Elise oder der Mondscheinsonate. Einen
Streifzug durch sein riesiges Werk auf über 40 Tracks bietet die
Compilation Heroic Beethoven - mit den mitreißendsten Sätzen aus
Sinfonien, Kammermusikwerken, Konzerten, Klavierstücken und
Vokalkompositionen, natürlich in Interpretationen größter Stars der
Klassik-Szene.

VÖ: 24. Januar 2020 - 3 CDs 0190295323455

auch digital erhältlich

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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CROSSOVER/508: Braunschweig - Das "Solina Cello Ensemble" präsentiert "Cross over Europe", 25.01.2020

Stadt Braunschweig

Das "Solina Cello Ensemble" präsentiert "Cross over Europe"



Braunschweig. In der Reihe "Kultur vor Ort" lädt der Fachbereich
Kultur und Wissenschaft der Stadt Braunschweig am Samstag, 25. Januar,
um 19:30 Uhr zu einem Konzert in die Dankeskirche, Tostmannplatz 8,
ein. Zu hören ist das "Solina Cello Ensemble" mit dem Programm "Cross
over Europe". Präsentiert wird eine beeindruckende Reise durch 14
europäische Länder und 100 der bekanntesten Werke aller musikalischen
Genres. Die Veranstaltung findet in Kooperation mit der ev.-luth.
Kirchengemeinde "Die Brücke" statt.

Der Eintritt im Vorverkauf beträgt zehn Euro, ermäßigt sieben Euro. An
der Abendkasse sind Restkarten zu 13 Euro, ermäßigt 10 Euro
erhältlich. Weitere Informationen und Reservierungen unter der
Telefonnummer 0531/470 4862.

Das Ensemble in der Besetzung mit Dirko Juchem (Sopran, Alt Saxophon,
Flöte), Michael Gundlach (Piano, Akkordeon), Katrin Banhierl und Lisa
Pokorny (Violoncello) präsentiert über 100 der bekanntesten Werke und
schönsten Gassenhauer der europäischen Musikgeschichte,
zusammengefasst in einzigartigen Länder-Medleys. Im Programm sind
Lieder von Abba, Falcos "Amadeus", Macky Messer, Mozarts
"Zauberflöte", Tschaikowsky "Schwanensee", griechischer Sirtaki, Edith
Piaf, die Beatles und auch Beethovens "Elise", Straußs "Donau Walzer",
Ravels "Bolero" und natürlich Werke der italienischen Opern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 20.01.20

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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VORTRAG/108: Berlin - Die Scheibe meines Lebens, Lucy Fricke über »Super Fly« von Curtis Mayfield, 26.02.20

Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Februar 2020

Reihe o Die Scheibe meines Lebens

Lucy Fricke im Gespräch mit Florian Werner über »Super Fly« von
Curtis Mayfield

Mi 26.2.

7 EUR / erm. 4 EUR

Tickets



Das Album »Super Fly« von Soul-Legende Curtis Mayfield war bei seiner
Veröffentlichung 1972 ein Welterfolg. Songs wie »Freddy's Dead«
packten Parabeln über Armut, Verbrechen und Drogenkonsum in
unwiderstehliche Funk-Grooves und schmuggelten so sozialrealistische
Inhalte auf die Tanzflächen der Welt. Lucy Fricke begegnete »Super
Fly« zum ersten Mal Ende der 1980er Jahre in Hamburg. Für die Autorin
symbolisierte die Platte eine »Leichtigkeit des Trotzdem«. Sie zeigte
ihr, wie man auf elegante Art dem Dreck trotzen und das Leben in all
seiner Härte mit Lässigkeit ertragen kann: Wenn man schon untergeht -
dann wenigstens mit Stil. Anhand von Hörbeispielen und Videoclips
erzählt sie im Gespräch mit Florian Werner von ihrer Faszination für
diese Platte. Von Coolness als ästhetischem Prinzip und
Überlebensstrategie. Von einer Clubwelt, die nicht mehr existiert.
Und was das alles mit dem Hamburger Hiphop der Neunziger zu tun hat.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Februar 2020

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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AUSLAND/9291: Aus aller Welt - 21.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Thailands Zukunftspartei wird nicht verboten

Das Verfassungsgericht in Bangkok hat führende Mitglieder der
thailändischen Oppositionspartei Future Forward (FF) von dem Vorwurf
freigesprochen, die konstitutionelle Monarchie stürzen zu wollen. Der
Anklage zufolge hatte die Partei und ihr Vorsitzender Thanathorn
Juangroongruangkit Aktionen gegen das Königshaus geplant. Die
vorgelegten Beweise reichen nicht aus, um eine Auflösung der Partei
zu rechtfertigen, heißt es in dem Gerichtsurteil, aus dem die in
Bangkok erscheinende Tageszeitung The Nation zitierte. Die
drittgrößte Partei des Landes ist vor allem bei jungen Menschen
beliebt.

21. Januar 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9291: Kriminalität und Rechtsprechung - 21.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Mordkommission ermittelt nach Fund zweier Leichen

Polizisten haben in einer Wohnung in Köln-Mülheim zwei Leichen
gefunden. Die Ermittler gehen in Anbetracht der Verletzungen von
einem Gewaltverbrechen aus. Bei den Toten handelte es sich nach
Informationen der Deutschen Presse-Agentur um die 78jährige
Wohnungsinhaberin und einen 60 Jahre alten Bekannten der Frau. Nähere
Hintergründe waren zunächst nicht bekannt. Die Staatsanwaltschaft
ordnete eine Obduktion der Leichen an.

21. Januar 2020
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MILITÄR/9288: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 21.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Südkorea entsendet Kriegsschiff in Straße von Hormus

Südkorea wird seinen Zerstörer Wang Geon und rund 300 Soldaten in die
strategisch wichtige Meerenge von Hormus verlegen. Wie das
Verteidigungsministerium nach Informationen der südkoreanischen
Nachrichtenagentur Yonhap am Dienstag in Seoul mitteilte, werden sich
die Truppen jedoch nicht einer von den USA geführten Koalition
anschließen, sondern unabhängige Operationen durchführen. Seoul folge
damit Washingtons Bitte um einen Beitrag zu seiner Kampagne zur
Sicherung der Gewässer vor dem Iran.

21. Januar 2020
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POLITIK/9290: Aus Parlament und Gesellschaft - 21.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



CDU-Chef Mohring für Verschiebung von Ministerpräsidentenwahl

In Thüringen hat sich CDU-Landeschef Mike Mohring für eine
Verschiebung des Wahltermins des Ministerpräsidenten ausgesprochen.
Über die Regeln bei der Wahl müsse Rechtssicherheit geschaffen
werden, sagte Mohring den Zeitungen der Funke Mediengruppe. Diese
Klärung dürfe nicht im nachhinein dem Thüringer Verfassungsgericht
überlassen werden. Die Verhandlungsführer von SPD, Grünen und Linken
wollen den Ministerpräsidenten Anfang Februar wählen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9288: Tragisches und Kurioses - 21.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Feuer in Holzbaracke fordert elf Menschenleben

Bei einem Brand in einem einstöckigen Holzhaus in der Ortschaft
Pritschulymski in der sibirischen Region Tomsk sind einem Bericht der
Nachrichtenagentur AFP zufolge in der Nacht zum Dienstag elf Menschen
ums Leben gekommen. In dem 200 Quadratmeter großen Gebäude waren
Mitarbeiter eines Holzbeschaffungsunternehmens untergebracht. Zwei
Bewohner entkamen den Flammen. Es wird vermutet, daß ein Kurzschluß
in einem Heizgerät das Feuer verursachte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8373: Aus Forschung und Technik - 21.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Dritter gemeinsamer Ausstieg für Astronautinnen Meir und Koch

Die NASA-Astronautinnen Jessica Meir und Christina Koch haben den
Batteriewechsel an der Außenhülle der Internationalen Raumstation ISS
abgeschlossen. Nach Informationen der US-Luft- und Raumfahrtbehörde
montierten sie in knapp sieben Stunden die letzten von 24 neuen
Lithium-Ionen-Batterien, mit denen die Energieversorgung der Station
verbessert werden soll. Für Meir und Koch war es der dritte
gemeinsame Ausstieg. Am Samstag ist ein weiterer Arbeitseinsatz im
freien Raum für die Astronauten Andrew Morgan (NASA) und Luca
Parmitano (ESA) geplant.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8387: Aus aller Welt - 21.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Pläne zur AKW-Abschaltung in Frankreich werden bekannt

Die Regierung Frankreichs läßt vorerst keine Atomkraftwerke bauen und
senkt die Abhängigkeit des Landes von Atomstrom, dessen Anteil am
Energiemix bis zum Jahr 2035 von derzeit 75 auf 50 Prozent
zurückgehen soll. Außerdem werden die Optionen alternativer Energien
geprüft. Das überalterte Atomkraftwerk Fessenheim soll noch im
laufenden Jahr abgeschaltet werden. Weitere 13 Meiler werden bis 2035
stillgelegt. Das geht aus Regierungsunterlagen zur Energiepolitik
hervor, welche am Dienstag Verbreitung fanden. Demnach könnte der
staatlich kontrollierte Atomkraftwerksbetreiber EDF 2023 unter
bestimmten Umständen aufgefordert werden, zwei Atomreaktoren statt
2027/28 bereits 2025/26 vom Netz zu nehmen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8342: Medizin und Gesundheitswesen - 21.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Medikamente halten auch höhere Temperaturen aus

Bekanntlich können Medikamente am besten bei Zimmertemperatur
aufgehoben werden. Doch der Klimawandel ist auch Thema bei der
medizinischen Forschung. So arbeiten Wissenschaftler an Arzneimitteln,
die auch größere Temperaturen vertragen können. Und Pharma-Firmen
prüfen, ob sie die Haltbarkeit der Medikamente in Deutschland von
nicht mehr als 25 Grad Celsius auf die in den internationalen
Leitlinien vorgesehene Temperatur von 30 Grad Celsius anheben.
So soll es sich bei den berühmten 25 Grad nicht um eine
absolute Obergrenze handeln. Schließlich verdirbt ein Medikament
nicht gleich, wenn es für einige Tage höheren Temperaturen 
von ein paar Grad ausgesetzt wird; von Zäpfchen und Cremes einmal
abgesehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8375: Kriminalität und Rechtsprechung - 21.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Durchsuchungen wegen Verdachts auf Dieselabgasmanipulation

Die Staatsanwaltschaft in Frankfurt am Main hat am Dienstag nach
eigenen Angaben bundesweit zehn Gewerbeobjekte unter anderem des
japanischen Autobauers Mitsubishi und des Autozulieferers
Continental durchsuchen lassen. Es besteht der Verdacht auf Betrug
mit illegalen Abschalteinrichtungen zur Abgasmanipulation bei
Dieselfahrzeugen der Abgasnormen Euro 5 und Euro 6 mit einem Hubraum
von 1,6 oder 2,2 Litern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8297: Sprache, Kunst und Medium - 21.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Mögliche Diebe eines Klimt-Gemäldes legen Geständnis ab

Im oberitalienischen Piacenza haben zwei Männer überraschend in einer
Lokalzeitung erklärt, sie hätten vor fast 23 Jahren das von Gustav
Klimt geschaffene Gemälde "Bildnis einer Frau" gestohlen und in einer
Mauernische des Museums versteckt.

Das Werk des berühmten österreichischen Jugendstilmalers war 1997
während Restaurationsarbeiten auf dem Gelände der Galerie
verschwunden, aber im vergangenen Dezember bei Arbeiten im Garten des
privaten Museums Ricci Oddi gefunden und anschließend auf seine
Echtheit hin untersucht worden, wie Deutschlandfunk Kultur berichtet
hatte.

Da keine Forderungen gestellt worden waren, galt das Bild als
verschollen. Nun überprüft die Polizei die Angaben der reuigen
mutmaßlichen Kunstdiebe.

21. Januar 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8364: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 21.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Iran veröffentlicht Zwischenbericht zu Flugzeugabschuß

Die iranische Luftfahrtbehörde ist im zweiten vorläufigen Bericht zum
Abschuß einer ukrainischen Passagiermaschine am 8. Januar bei Teheran
auf Einzelheiten eingegangen, wie die Nachrichtenagentur Isna
meldete. Demnach wurde das Flugzeug der Ukraine International
Airlines von zwei aus nördlicher Richtung anfliegenden Raketen des
Typs TOR getroffen. Kontakt zum Piloten der Maschine hat es nicht
gegeben.

Bei dem Absturz kamen alle 176 Menschen an Bord ums Leben. Unter den
Opfern sind 147 Iraner teils mit doppelter Staatsbürgerschaft. Die
anderen Opfer stammten aus der Ukraine, Kanada, Schweden und
Afghanistan.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8378: Aus Parlament und Gesellschaft - 21.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Minister Heil stellt Rat der Arbeitswelt vor

Bundesarbeitsminister Heil hat eine unabhängige Arbeitsgruppe aus
Vertretern der Arbeitgeber, Arbeitnehmer und der Wissenschaft
eingerichtet. Der "Rat der Arbeitswelt" soll Politik,
Unternehmen und Öffentlichkeit ab Frühjahr 2021 jährlich einen
Arbeitsweltbericht mit Statusinformationen und validen
Handlungsempfehlungen vorlegen. Laut Heil wird es unter anderem um
Themen wie Digitalisierung und Globalisierung gehen. Dem elfköpfigen
Rat gehören unter anderem die scheidende Personalchefin von Siemens,
Janina Kugel, der ehemalige Verdi-Vorsitzende Frank Bsirske und die
Nürnberger Soziologin Sabine Pfeiffer an. Das Gremium mit eigener
Geschäftsstelle verfügt über ein Gesamtbudget von rund 1,5 Millionen
Euro.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8347: Tragisches und Kurioses - 21.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Nahezu vergeblicher Kampf gegen Heuschreckenschwärme in Afrika

Aktuell fressen in Ostafrika riesige Heuschreckenschwärme ganze
Landstriche kahl. Laut der UN-Organisation für Ernährung und
Landwirtschaft FAO handelt es sich um die größten Schwärme seit
Jahrzehnten.

Betroffen sind laut ARD Tagesschau vor allem die benachbarten Staaten
Äthiopien, Kenia und Somalia. Wegen des feutchtwarmen Klimas besteht
laut FAO aber die Gefahr, daß sich die gefräßigen Insekten über
weitere Gebiete Ostafrikas ausbreiten. Das würde die
Ernährungssicherheit für die Bevölkerungen gefährden.

In Kenia war aktuell ein Schwarm von schätzungsweise 60 mal 40
Kilometer Ausdehnung gesichtet worden. Die Insekten können täglich
rund 150 Kilometer zurücklegen. Nun ruft die FAO zu internationaler
Hilfe bei der Bekämpfung und der Neuaussaat auf.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8376: Arbeit, Soziales und Familie - 21.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Der DGB fordert mehr staatliche Investitionen

Zur Unterstützung der deutschen Wirtschaft angesichts der
Herausforderungen durch Digitalisierung und Klimawandel plädiert der
Vorsitzende des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB), Reiner Hoffmann,
für eine stärkere Ausgabenpolitik. Die Bundesregierung soll auf die
schwarze Null verzichten und Investitionen in Milliardenhöhe zur
Belebung der Wirtschaft tätigen, sagte Hoffmann bei der Vorstellung
der DGB-Schwerpunkte für das laufende Jahr. Der DGB sieht in der
öffentlichen Infrastruktur, im Bildungsbereich, in der
Verkehrsinfrastruktur und bei der Digitalisierung einen enormen
Investitionsbedarf. Außerdem soll das Instrument der von der
Bundesagentur für Arbeit finanziell unterstützten Kurzarbeit stärker
zur Anwendung kommen. Der Mindestlohn müßte dem DGB zufolge von 9,35
auf 12 Euro angehoben werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8353: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 21.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Auster bald wieder in der Nordsee

Die Europäische Auster soll in die Nordsee zurückkehren. Damit das
gelingt, wird auf der Insel Helgoland seit 2017 eine Austernzucht
aufgebaut. Absehbar sollen erste Muscheln in Offshore-Windparks der
deutschen Nordsee angesiedelt werden. Nach Einschätzung der Experten
wie Christof Goetze von der Naturgesellschaft Schutzstation
Wattenmeer sind die Austern dort vor Grundschleppnetzen geschützt, so
daß sie dort gut neue Bänke bilden könnten. In früheren Jahrhunderten
schienen die Austernbänke in der Nordsee unerschöpflich zu sein. Doch
Überfischung führte vor hundert Jahren zum Zusammenbruch der
Bestände.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8364: Märkte und Finanzen - 21.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Bahn plant großen Solarpark in Schleswig-Holstein

Die Deutsche Bahn wird bei Wasbek im Kreis Rendsburg-Eckernförde
einen 70 Fußballfelder großen Solarpark errichten und den Sonnenstrom
direkt in das eigene Betriebsnetz einspeisen. Der Norddeutsche
Rundfunk berichtete von dem Vorhaben am Dienstag. Baubeginn soll
möglichst noch in diesem Jahr sein. Das Projekt wird von dem
Hamburger Entwickler Enerparc umgesetzt. Der Solarpark soll auf eine
Nennleistung von 42 Megawatt ausgelegt sein und rund 38
Gigawattstunden Strom im Jahr liefern. Zur Zeit braucht die Bahn
10.000 Gigawattstunden im Jahr. Der Ökostromanteil beträgt 57
Prozent. Im Fernverkehr setzt die Bahn bereits vollständig auf
Ökostrom. Bis 2038 sollen alle Züge darauf umgestellt werden. Bis
2050 soll die Bahn CO2-neutral werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8376: Aus Forschung und Technik - 21.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Konzept zur Vernetzung smarter Geräte

Es geht kein Weg an den smarten Netzen vorbei. So hat Samsung auf der
Elektronikmesse CES in Las Vegas für das Smart Home ein umfassendes
Konzept zur Vernetzung von Geräten angekündigt. Das umfaßt nicht nur
Computer, Smartphones und Fernseher, sondern auch Kühlschränke,
Klimaanlagen und Waschmaschinen. Das Programm SmartThings vereint
Anwendungen wie Samsung Connect, Smart Home und Smart View, um alle
vernetzten Geräte aus einer Hand verwalten und steuern zu können. Und
nicht nur das: Das Unternehmen aus Südkorea will seinen Kunden die
Cloud-Lösung SmartThings-Cloud anbieten, um auch das Auto in die
Vernetzung einzubinden.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





INSTRUMENTE/461: Zwanzig Jahre Röntgenauge im All (idw)

Leibniz-Institut für Astrophysik Potsdam - 20.01.2020

Zwanzig Jahre Röntgenauge im All



Zu Beginn des Jahrtausends begann das Weltraumteleskop XMM-Newton der
Europäischen Weltraumorganisation seine Beobachtungen. Anlässlich des 20.
Jahrestages veröffentlichten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
unter Beteiligung des Leibniz-Instituts für Astrophysik Potsdam (AIP) neue
Kataloge aller mit XMM-Newton entdeckten Röntgenquellen.

Das Weltraumteleskop XMM-Newton startete am 10. Dezember 1999 erfolgreich
von Kourou in Französisch-Guayana ins All und zeichnet seit dem 19. Januar
2000 Daten auf. Das europäische Konsortium XMM-Newton Survey Science
Centre (XMM-SSC) gab nun neue mit modernster Kalibrierung und Software
aufbereitete Kataloge heraus, die alle Röntgendetektionen seit dem Start
enthalten. Das AIP ist seit Beginn Mitglied dieses Konsortiums, steuert
die Software zur Suche nach den Röntgenobjekten bei und produziert
federführend einen der Kataloge.




[image: Bild: © I. Traulsen (AIP)]

Sechs teils überlappende Röntgenbeobachtungen des offenen Sternhaufens NGC
2264. 

Bild: © I. Traulsen (AIP)



XMM-Newton hat insgesamt 810.795 Röntgenquellen in Einzelbeobachtungen
detektiert. Die meisten davon sind Neuentdeckungen und oft von
unbekannter, aber unterschiedlicher Natur. Da einige Regionen des Himmels
mehrfach beobachtet wurden, ergeben sich über 550.000 einzelne
Himmelsobjekte.

Bei den meisten Objekten handelt es sich um supermassereiche Schwarze
Löcher, die zwischen einer Million und einer Milliarde mal schwerer sind
als unsere Sonne, und von denen sich jedes im Zentrum seiner eigenen
Galaxie befindet. XMM-Newton erfasst mit seinem Röntgenauge die Materie,
die um diese unsichtbaren Objekte herumwirbelt, bis sie den
Ereignishorizont des Schwarzen Lochs erreicht - jene Grenze ohne
Wiederkehr, an der nicht einmal Licht dem Sog des Schwarzen Lochs
entkommen kann. Andere im Katalog enthaltene Objekte sind Sterne,
Galaxienhaufen, Kometen oder Supernovae.

Axel Schwope, Projektleiter am AIP, erklärt begeistert: "Mit Röntgenaugen
entdecken wir den Teil des Universums, der durch extrem energetische
Prozesse und extrem hohe Temperaturen dominiert und für unsere Augen
unsichtbar ist. Es ist faszinierend zu erleben, dass selbst nach 20 Jahren
im All XMM-Newton Tag für Tag erstklassige Beobachtungsdaten für alle
möglichen Bereiche der Astrophysik liefert."

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern des AIP erstellten darüber
hinaus einen weiteren Katalog mit Informationen aus sich überschneidenden
Beobachtungen. Eine speziell für diesen Zweck entwickelte Software
ermöglicht es, auch schwache Quellen in mehrfach beobachteten
Himmelsbereichen zu erkennen. Dadurch erhöht sich die Anzahl der
entdeckten Röntgenquellen. Zudem lässt sich nachvollziehen, ob und wie
Objekte im Laufe der Zeit ihre Helligkeit verändern.

"Die Untersuchung von Objekten über einen Zeitraum von fast zwanzig Jahren
gewährt uns einen großartigen Einblick in ihre Natur.
Helligkeitsänderungen im Röntgenlicht lassen beispielsweise Rückschlüsse
darauf zu, wie völlig unterschiedliche Objekte Materie aus ihrer Umgebung
aufsammeln. Sie können von Sternen stammen, die in der Nähe Schwarzer
Löcher zerrissen werden, und sind teilweise noch nicht verstanden",
erklärt Iris Traulsen, Wissenschaftlerin am AIP und zuständig für den
Katalog.

Die Kataloge ermöglichen Astronominnen und Astronomen, hochenergetische
Objekte zu untersuchen, die für uns Menschen oft nicht sichtbar sind. Die
bisher von XMM-Newton sehr detailliert durchmusterte Himmelsfläche
entspricht etwa dem 6000-fachen der Fläche des Vollmondes, was immer noch
nur ein Vierzigstel des gesamten Himmels ist. Röntgenbeobachtungen helfen
in allen Teilen der Astrophysik, hochenergetische Prozesse zu entdecken
und zu verstehen: von den Bedingungen in der Umgebung extrasolarer
Planeten über die Entwicklung von Sternen, Schwarzen Löchern und Galaxien
bis hin zur Untersuchung von heißem Gas in Galaxienhaufen und großen
Strukturen im Universum.




Weitere Informationen unter:

http://xmmssc.irap.omp.eu/

http://xmmssc.irap.omp.eu/4XMMprEnglish.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution164

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Astrophysik Potsdam, 20.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Januar 2020 
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ZOOLOGIE/1682: Weichtier-Chaos aufgeräumt? - die frühe Evolution der Mollusken (idw)

Staatliche Naturwissenschaftliche Sammlungen Bayerns - 20.01.2020

Weichtier-Chaos aufgeräumt? - die frühe Evolution der Mollusken



Weichtiere (Mollusken) sind stammesgeschichtlich älter als gedacht - und
Muscheln und Schnecken doch nicht so nahe miteinander verwandt. Dies
gehört zu den wichtigsten Ergebnissen einer soeben in Scientific Reports
erschienenen Studie unter Beteiligung von Wissenschaftlern der
Zoologischen Staatssammlung München (SNSB-ZSM).

Im Zentrum der Untersuchung von Kocot et al. (2020) standen neue
genetische Daten sehr seltener Tiefsee-Einschaler (Monoplacophora), die
sich in umfassenden Analysen als ältester Seitenzweig schalentragender
Weichtiere entpuppten.




[image: Foto: © M. Schrödl, SNSB-ZSM]

Monoplacophore Laevipilina antarctica (2 mm): Im Zentrum der
neuen genomischen Analysen stehen seltene Tiefsee-Einschaler.

Foto: © M. Schrödl, SNSB-ZSM



Als eines der letzten großen Rätsel der Evolutionsgeschichte - oder
einfach als "Mollusken-Chaos" - wurden die Verwandtschaftsbeziehungen der
Schnecken, Muscheln, Tintenfische und anderer Weichtiere bisher angesehen.
Generationen von Forschern mühten sich an morphologischen Datensätzen und
Fossilien, doch keiner ihrer Stammbäume glich den ebenfalls
widersprüchlichen Ergebnissen moderner genetischer Ansätze. Die soeben
erschienene Publikation mit Beteiligung von Forschern aus der Zoologischen
Staatssammlung München (SNSB-ZSM) bringt Morphologie und Genetik wieder
näher zusammen und damit auch Licht in die uralte Vergangenheit.

Der Ursprung aller Weichtiere liegt der genetischen Datierung nach weit
zurück im Präkambrium, in Zeiten planetarischer Vereisung des "Schneeballs
Erde". Spät präkambrische Kimberella-Fossilien - in 555 Millionen Jahre
alten Gesteinsschichten mit die ältesten und umstrittensten tierischen
Funde der Wissenschaft - erinnern entfernt an Käferschnecken und könnten
somit eine ausgestorbene Seitenlinie der gemeinsamen Vorfahren heutiger
Weichtiere sein.

Die aktuellen bioinformatischen Analysen Hunderter Gene zeigen die äußerst
artenreiche Klasse der Schnecken (Gastropoda) als Schwestergruppe der
Kahnfüßer (Scaphopoda), einer artenarmen, rein marinen Gruppe
Stoßzahn-ähnlicher Schalentiere. Zudem erscheinen die Vorfahren heutiger Schnecken
nicht im frühesten Kambrium auf der Bildfläche der Evolution, sondern wohl
erst im Ordovizium, fast 70 Millionen Jahre später als gemeinhin
angenommen.

Schnecken und Kahnfüßer bilden zusammen mit Muscheln und Kopffüßern eine
Evolutionslinie, als deren Schwestergruppe erstmals die ursprünglichen
Einschaler (Monoplacophora) auftauchen. Alle zusammen bilden die
Großgruppe der Schalenträger (Conchifera). Bereits im frühen Kambrium
trennten sie sich von den Stachelweichtieren (Aculifera), einer artenarmen
und rein marinen Gruppe (Käferschnecken und Wurmmollusken).




[image: Foto: © M. Schrödl, SNSB-ZSM]

Kimberella: Schon ein echtes Tier? Nach aktuellen genetischen
Zeitdatierungen der Weichtiere könnte es sich bei den rätselhaften
präkambrischen Fossilien um ausgestorbene Mollusken-Verwandte handeln.

Foto: © M. Schrödl, SNSB-ZSM



"Das mühevolle Sammeln der seltenen Monoplacophora in der Antarktis hat
sich gelohnt. Und wir haben brauchbare Daten aus dem Genom eines winzigen
Tiefseetieres herausbekommen. Wie üblich bei phylogenetischen Analysen der
frühen Tierevolution gibt es noch Unsicherheiten. Nach insgesamt 10 Jahren
Forschungsarbeit aber könnte unser deutsch-amerikanisches Forscherteam der
Klärung der Molluskenverwandtschaft ein großes Stück nähergekommen sein.
Die Zoologischen Lehrbücher werden wohl umgeschrieben werden", meint Prof.
Dr. Michael Schrödl (SNSB-ZSM), der Initiator des internationalen, u.a.
von der DFG unterstützten Forschungsprojektes.


Originalpublikation:

Kocot, K.M., Poustka, A.J., Stöger, I., Halanych, K.M. & Schrödl, M. New
data from Monoplacophora and a carefully-curated dataset resolve molluscan
relationships. Sci Rep 10, 101 (2020) 

https://doi.org/10.1038/s41598-019-56728-w

Weitere Informationen unter:

http://www.zsm.mwn.de

- Zoologische Staatssammlung München

http://www.snsb.de

- Staatliche Naturwissenschaftliche Sammlungen Bayerns
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FORSCHUNG/236: Erstmals Entstehen von Atom-Verbindungen im Bewegtbild festgehalten (idw)

Universität Ulm - 20.01.2020

Filmpremiere mit Super-Mikroskop und Nanoröhrchen: 

Erstmals Entstehen von Atom-Verbindungen im Bewegtbild festgehalten



Weltpremiere in der Elektronenmikroskopie: Erstmals ist es Forschenden
der Universitäten Ulm und Nottingham gelungen, das Entstehen und Brechen
von chemischen Atom-Verbindungen filmisch festzuhalten. Dabei sind diese
Bindeglieder eine halbe Million Mal kleiner als die Breite eines
menschlichen Haares! Möglich wurde dieser Erfolg durch das Ulmer
Supermikroskop SALVE und winzige Kohlenstoff-Nanoröhren. Die
Fachpublikation ist im Journal "Science Advances erschienen.

Atome sind die Bausteine unserer Welt: Dabei ist die Frage, wie sich diese
winzigen Teilchen verbinden und voneinander lösen noch nicht vollständig
beantwortet. Das Entstehen und Brechen dieser chemischen Verbindungen in
Echtzeit festzuhalten, gehörte bislang zu den großen Herausforderungen der
Bildgebung. Nun ist einer deutsch-britischen Forschergruppe um Professorin
Ute Kaiser von der Universität Ulm das beinahe Unmögliche geglückt: Zum
ersten Mal konnten sie mithilfe des Supermikroskops SALVE und winzigen
Kohlenstoff-Nanoröhren das Entstehen und Vergehen einer chemischen
Verbindung filmisch festhalten. Dabei ist dieses Bindeglied eine halbe
Million Mal kleiner als die Breite eines menschlichen Haares! Ihr
Fachbeitrag ist in der renommierten Fachzeitschrift "Science Advances"
veröffentlicht worden.

Feste, flüssige und gasförmige Stoffe sowie lebende Organismen: Die
gesamte Natur basiert auf chemischen Atom-Verbindungen. Im Bewegtbild
festzuhalten, wie diese Verbindungen entstehen, galt bisher als unmöglich:
Die Bindeglieder zwischen zwei Atomen haben nämlich lediglich einen
Durchmesser von unfassbar geringen 0,1 bis 0,3 Nanometern. Doch nun ist
Forschenden um die Ulmer Mikroskopie-Expertin Professorin Ute Kaiser und
Professor Andrei Khlobystov von der University of Nottingham der
Durchbruch geglückt: Mithilfe des einzigartigen Ulmer
Transmissionselektronenmikroskops SALVE sowie winzigen
Kohlenstoff-Nanoröhren konnten sie das Verhalten eines Atompaares in
Echtzeit auf der atomaren Skala filmen. Bei den verwendeten Röhrchen
handelt es sich um hohle Zylinder mit einem Durchmesser von einem bis zwei
Nanometern. "Die Kohlenstoff-Nanoröhren helfen uns, Atome und Moleküle
'einzufangen' und sie nach unseren Wünschen zu positionieren", erklärt
Andrei Khlobystov.

Für ihre einmaligen Aufnahmen haben die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler zwei Atome des Übergangsmetalls Rhenium (Re2) eingefangen
und mit dem doppelt aberrationskorrigierten
Transmissionselektronenmikroskops SALVE aufgenommen. Dabei erfüllt der
Elektronenstrahl gleich zwei Aufgaben: Zum einen hilft der Strahl, die
genaue Position der Atome darzustellen und zum anderen aktiviert er die
chemische Reaktion. Dadurch ist es den Forschenden bereits in der
Vergangenheit gelungen, molekulare Reaktionen aufzunehmen. "Mit dem
SALVE-Mikroskop konnten wir jetzt die Dynamik der Rhenium-Atome in den
Nanoröhrchen nachvollziehen. Dabei haben wir festgestellt, dass sich die
Länge der Verbindung schrittweise verändert", beschreibt Ute Kaiser,
Leiterin der Materialwissenschaftlichen Elektronenmikroskopie an der
Universität Ulm. Darüber hinaus hat der Ulmer Erstautor Dr. Kecheng Cao
ein ungewöhnliches Phänomen beobachtet: Die Atome scheinen als Paar, im
Gleichschritt, das Nanoröhrchen entlang zu laufen. "Die Paarbewegungen
waren erstaunlich gut zu erkennen. Während die Atome das Röhrchen
hinunterwanderten wurde ihre Verbindung stärker oder schwächer - offenbar
abhängig von der jeweiligen Umgebung", erläutert Kecheng Cao.

Mit der Kombination aus Transmissionselektronenmikroskopie und
Kohlenstoff-Nanoröhrchen können die Forschenden also im Bewegtbild
festhalten, wie sich die Atome verbinden, voneinander lösen und womöglich
eine erneue Verbindung zum Re2-Molekül eingehen. Weiterhin erhielten sie
neue Einblicke in die Chemie der Übergangsmetalle: "Verbindungen von
Metall-Atomen sind sehr wichtig in der Chemie - insbesondere wenn es um
das Verständnis von magnetischen, elektronischen und katalytischen
Materialeigenschaften geht. Dabei können Übergangsmetalle wie Rhenium
verschiedene Arten von Verbindungen ausbilden. Im TEM-Experiment haben wir
herausgefunden, dass Rhenium-Atome vor allem durch eine 
vierfach-Verbindung gekoppelt sind", sagt Dr. Stephen Skowron von der University of
Nottingham.

Nach Einschätzung der Autoren haben sie weltweit erstmals das Entstehen
und Brechen von Verbindungen auf der atomaren Ebene filmisch festgehalten.
"Damit erweitern wir die Grenzen der molekularen Bildgebung: Künftig
könnte die Elektronenmikroskopie zu einer wichtigen Methode werden, um die
Dynamik chemischer Reaktionen in Echtzeit zu untersuchen", resümieren die
Professoren Ute Kaiser und Andrei Khlobystov.

Pressemitteilung mit Material der University of Nottingham


Originalpublikation:

Kecheng Cao, Stephen T. Skowron, Johannes Biskupek, Craig T. Stoppiello,
Christopher Leist, Elena Besley, Andrei N. Khlobystov, Ute Kaiser. Imaging
an unsupported metal-metal bond in dirhenium molecules at the atomic
scale. Science Advances. 

https://doi.org/10.1126/sciadv.aay5849


Weitere Informationen unter:

https://www.uni-ulm.de/nawi/nawi-home/nawi-detailseiten/news-detail/article/filmpremiere-mit-super-mikroskop-und-nanoroehrchen-erstmals-entstehen-von-atom-verbindungen-im-beweg/

Original-Pressemitteilung mit Abbildungen
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MELDUNG/852: Terahertz-Strahl bricht Rekorde (idw)

Technische Universität Wien - 20.01.2020

Terahertz-Strahl bricht Rekorde



An der TU Wien wurde eine neue, extrem effiziente Quelle von
Terahertz-Strahlung entwickelt: Laser machen die Luft zum Plasma, dabei
entsteht Strahlung mit vielen Einsatzmöglichkeiten.

Terahertz-Strahlen verwendet man bei den Sicherheitschecks am Flughafen,
für medizinische Untersuchungen oder auch für Qualitätskontrollen in der
Industrie. Allerdings ist Strahlung im Terahertz-Bereich extrem schwer zu
erzeugen. An der TU Wien ist es nun gelungen, eine
Terahertz-Strahlungsquelle zu entwickeln, die gleich mehrere Rekorde
bricht: Sie ist extrem effizient, ihr Spektrum ist sehr breit - sie erzeugt
unterschiedliche Wellenlängen aus dem gesamten Terahertz-Bereich. Dadurch
ermöglicht sie auch die Herstellung kurzer Strahlungspulse mit sehr hoher
Strahlungsintensität. Die neue Terahertz-Technologie wurde nun im
Fachjournal Nature Communications präsentiert.

Die "Terahertz-Lücke" zwischen gewöhnlichen Lasern und Antennen

"Terahertz-Strahlung hat sehr nützliche Eigenschaften", sagt Claudia
Gollner vom Institut für Photonik (Fakultät für Elektrotechnik und
Informationstechnik der TU Wien). "Sie kann viele Materialien problemlos
durchdringen, ist aber im Gegensatz zur Röntgenstrahlung unbedenklich,
weil es sich nicht um ionisierende Strahlung handelt."

Technisch gesehen befindet sich die Terahertz-Strahlung allerdings gerade
im schwer zugänglichen Niemandsland zwischen zwei wohlbekannten Gebieten:
Strahlung mit höherer Frequenz kann man mit Hilfe von gewöhnlichen
Festkörper-Lasern erzeugen. Strahlung mit niedriger Frequenz, wie wir sie
etwa für den Mobilfunk verwenden, wird von Antennen abgestrahlt. Genau
dazwischen, im Terahertz-Bereich, liegen die größten Herausforderungen.

In den Laserlabors der TU Wien muss daher einiges an Aufwand betrieben
werden, um die gewünschten hochintensiven Terahertz-Strahlungspulse zu
erzeugen. "Unser Ausgangspunkt ist die Strahlung eines 
Infrarot-Lasersystems. Es wurde bei uns am Institut für Photonik entwickelt und ist
in seiner Form einzigartig auf der Welt", sagt Claudia Gollner. Zunächst
wird das Laserlicht durch ein sogenanntes "nichtlineares Medium"
geschickt. In diesem Material wird die Infrarot-Strahlung verändert, ein
Teil davon wird in Strahlung mit doppelt so hoher Frequenz umgewandelt.

"Nun haben wir also zwei verschiedene Arten von Infrarot-Strahlung. Diese
beiden Strahlungsanteile werden dann miteinander überlagert. So entsteht
eine Welle, deren elektrisches Feld eine ganz bestimmte asymmetrische Form
aufweist", erklärt Gollner.

Ein Plasma aus heißer Luft

Diese elektromagnetische Welle ist intensiv genug, um Elektronen aus den
Molekülen der Luft herauszureißen. Die Luft verwandelt sich in ein
glühendes Plasma. Durch die spezielle Form der Infrarot-Welle werden die
Elektronen dann so beschleunigt, dass dabei die gewünschte
Terahertz-Strahlung entsteht.

"Unsere Methode ist extrem effizient: 2,3% der zugeführten Energie wird in
Terahertz-Strahlung umgewandelt - das ist um Größenordnungen mehr als man
mit anderen Methoden erreicht. Das führt zu außergewöhnlich hohen
Terahertz-Energien von beinahe 200 µJ", sagt Claudia Gollner. Ein weiterer
wichtiger Vorteil der neuen Methode ist, dass ein sehr breites Spektrum an
Terahertz-Strahlung erzeugt wird. Ganz unterschiedliche Wellenlängen aus
dem Terahertz-Bereich werden gleichzeitig emittiert. Dadurch entstehen
extrem intensive kurze Strahlungspulse. Je größer das Spektrum
unterschiedlicher Terahertz-Wellenlängen, umso kürzere und intensivere
Pulse lassen sich generieren.

Große Hoffnung auf zahlreiche Anwendungen

"Damit steht nun erstmals eine Terahertz-Quelle für extrem hohe
Strahlungsintensitäten zur Verfügung", sagt Andrius Baltuska, der Leiter
der Forschungsgruppe an der TU Wien. "Erste Experimente mit 
Zink-Tellurid-Kristallen zeigen bereits, dass sich die Terahertz-Strahlung ausgezeichnet
eignet, um materialwissenschaftliche Fragen auf ganz neue Weise zu
untersuchen. Wir sind überzeugt davon, dass diese Methode eine große
Zukunft hat."


Originalpublikation:

Koulouklidis et al., Observation of extremely efficient terahertz
generation from mid-infrared two-color laser filaments, Nature
Communications 11, 292 (2020).

https://www.nature.com/articles/s41467-019-14206-x
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ELEKTROTECHNIK/285: Plättchen statt Kügelchen machen Bildschirme sparsam (idw)

Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich),
Hochschulkommunikation - 20.01.2020

Plättchen statt Kügelchen machen Bildschirme sparsam



ETH-Wissenschaftler haben die QLED-Technologie für Bildschirme
weiterentwickelt. Sie stellten Lichtquellen her, die zum ersten Mal Licht
in hoher Intensität in nur eine Richtung ausstrahlen. Dies verringert
Streuverluste, was die Technologie äusserst energieeffizient macht.

Seit wenigen Jahren gibt es QLED-Bildschirme zu kaufen. Sie sind bekannt
für ihre hellen, intensiven Farben, welche mit der sogenannten
Quantenpunkt-Technologie erzeugt werden. QLED steht für
Quantenpunkt-Leuchtdiode. Forschende der ETH Zürich haben nun eine
Technologie entwickelt, welche die Energieeffizienz der QLEDs erhöht. Die
Wissenschaftler erreichten dies, indem sie die Streuverluste des Lichts im
Innern der Dioden minimierten. Damit tritt ein grösserer Anteil des
erzeugten Lichts nach aussen.

Konventionelle QLEDs bestehen aus einer Vielzahl von kugelförmigen
Halbleiter-Nanokristallen, die auch Quantenpunkte genannt werden. In einem
Bildschirm werden diese Nanokristalle von hinten mit UV-Licht angeregt.
Die Kristalle wandeln dieses in farbiges Licht im sichtbaren Bereich um.
Je nach Materialzusammensetzung des Nanokristalls entsteht eine andere
Farbe.

Allerdings streuen diese kugelförmigen Nanokristalle das erzeugte Licht im
Innern des Bildschirms auf alle Seiten. Nur rund ein Fünftel des erzeugten
Lichts tritt aus und ist für den Betrachter sichtbar. Um die
Energieeffizienz der Technologie zu erhöhen, versuchen Wissenschaftler
seit Jahren, Nanokristalle zu entwickeln, die Licht nur in eine Richtung
(nach vorne, zum Betrachter hin) abgeben. Die ersten solchen Lichtquellen
existieren auch bereits. Sie bestehen nicht aus kugelförmigen Kristallen,
sondern aus ultradünnen Nanoplättchen. Diese emittierten Licht nur in eine
Richtung - rechtwinklig zur Plättchenebene.

Werden diese Nanoplättchen nebeneinander in einer Schicht angeordnet,
erzeugen sie ein verhältnismässig schwaches Licht, das für Bildschirme
nicht ausreicht. Um die Lichtintensität zu erhöhen, verfolgen
Wissenschaftler den Ansatz, mehrere Schichten solcher Plättchen
übereinander zu legen. Dabei beginnen die Plättchen jedoch miteinander zu
wechselwirken, und das Licht wird wiederum nicht nur in eine Richtung,
sondern auf alle Seiten ausgesandt.

Gestapelt und voneinander isoliert

Die Forschenden unter der Leitung von Chih-Jen Shih, Professor für
technische Chemie an der ETH Zürich, haben nun extrem (2,4 Nanometer)
dünne Halbleiterplättchen so gestapelt, dass sie durch eine noch dünnere
(0,65 Nanometer) Isolierschicht aus organischen Molekülen voneinander
getrennt sind. Diese Schicht unterbindet quantenphysikalische
Wechselwirkungen, wodurch die Plättchen auch in gestapelter Anordnung
Licht überwiegend in nur eine Richtung emittieren.

«Je mehr Plättchen wir übereinanderstapeln, desto intensiver wird dabei
das Licht. Wir können so die Lichtintensität beeinflussen, ohne dabei die
bevorzugte Emissionsrichtung zu verlieren», sagt Jakub Jagielski,
Doktorand in Shihs Gruppe und Erstautor der in der Zeitschrift Nature
Communications veröffentlichen Fachpublikation. Die Wissenschaftler haben
damit zum ersten Mal ein Material hergestellt, das Licht in hoher
Intensität in nur eine Richtung emittiert.

Sehr energieeffizientes blaues Licht

Die Forschenden konnten damit Lichtquellen für blaues, grünes, gelbes und
oranges Licht herstellen. Die für Bildschirme ebenfalls nötige rote
Farbkomponente lässt sich laut den Wissenschaftlern derzeit noch nicht mit
der neuen Technologie realisieren.

Für das neu geschaffene blaue Licht gilt: Statt einem Fünftel des
erzeugten Lichts wie bei der herkömmlichen QLED-Technologie erreichen nun
rund zwei Fünftel davon das Auge des Betrachters. «Das heisst, um Licht
mit einer bestimmten Intensität zu erzeugen, benötigen wir mit unserer
Technologie im Vergleich zur herkömmlichen QLED-Technologie nur halb so
viel Energie», sagt ETH-Professor Shih. Bei anderen Farben ist der
Effizienzgewinn derzeit allerdings noch kleiner. Die Wissenschaftler
versuchen daher in weiterer Forschungsarbeit, diesen auch dort zu erhöhen.

Im Vergleich zu herkömmlichen LEDs hat die neue Technologie einen weiteren
Vorteil, wie die Wissenschaftler betonen: Die neuartigen gestapelten QLEDs
sind sehr einfach in einem einzigen Schritt herzustellen. Bei
herkömmlichen LEDs ist es ebenfalls möglich, die Intensität zu erhöhen,
indem mehrere lichtemittierende Schichten übereinander angeordnet werden.
Deren Herstellung erfolgt allerdings Schicht für Sicht und ist
entsprechend aufwendiger.


Originalpublikation:

Jagielski J, Solari SF, Jordan L, Scullion D, Blülle B, Li YT, Krumeich F,
Chiu YC, Ruhstaller B, Santos EJG, Shih CJ: Scalable photonic sources
using two-dimensional lead halide perovskite superlattices. Nature
Communications 2020, doi: 10.1038/s41467-019-14084-3

http://dx.doi.org/10.1038/s41467-019-14084-3
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ARBEIT/1891: Probezeiten ohne Ende statt sicherer Zukunftsplanung

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. Januar 2020

Probezeiten ohne Ende statt sicherer Zukunftsplanung



"Endlose Probezeiten und Kettenbefristungen statt Zukunftsperspektiven
und beruflicher Sicherheit prägen die Situation einer zunehmenden Zahl
von Beschäftigten. Die Regierung muss jetzt wenigstens ihren
Koalitionsvertrag schleunigst umsetzen und dem Missbrauch von
Befristung auf Kosten von Beschäftigten einen Riegel vorschieben",
erklärt Susanne Ferschl, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE
LINKE, zur DGB-Studie "Den Missbrauch bei Befristungen abschaffen".
Ferschl weiter:

"Arbeitgeber nutzen das Instrument der Befristung inzwischen
systematisch, um Mitarbeiter zu erproben oder zu motivieren. Das ist
nichts anderes als Disziplinierung von Beschäftigten, die Gegenwehr im
Betrieb unterdrückt. Denn wer Hoffnung auf eine Festanstellung hat
oder wem aufgrund zu kurzer Versicherungszeit infolge befristeter Jobs
bei Arbeitslosigkeit Hartz IV droht, der wird schlechte Arbeits- und
Lohnbedingungen eher akzeptieren.

DIE LINKE will die Befristungsgründe auf ein Mindestmaß zu reduzieren.
Sachgrundlose Befristungen sowie Kettenbefristungen müssen verboten
werden. Das unbefristete Arbeitsverhältnis muss wieder zur Regel
werden. Um befristet Beschäftigte bei Arbeitslosigkeit besser
abzusichern, fordern wir, dass Beschäftigte schon nach vier Monaten
sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung Ansprüche auf Leistungen
der Arbeitslosenversicherung haben und nicht in Hartz IV fallen."

 * 
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AUSSEN/1956: Geisterdebatte über Libyen-Einsatz beenden

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. Januar 2020

Geisterdebatte über Libyen-Einsatz beenden



"DIE LINKE begrüßt die entschiedene Absage des UN-Sondergesandten
Ghassan Salamé an eine internationale Militärintervention in Libyen.
Statt einer Geisterdebatte über die Entsendung der Bundeswehr im
Rahmen einer EU-Mission braucht es einen Stopp von Waffenexporten an
alle im Libyen-Krieg beteiligten Länder", erklärt Sevim Dagdelen,
Außenpolitikerin und abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion
DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Die Bundesregierung und die EU müssen Verantwortung übernehmen beim
Wiederaufbau der libyschen Wirtschaft und der humanitären Hilfe für
das infolge des NATO-Kriegs 2011 zerstörte Land. Die Zusammenarbeit
mit islamistischen Milizen in Gestalt der sogenannten libyschen
Küstenwache, die auf Schutzsuchende schießt, sie nach Libyen
zurückschiebt, dort in Horrorlager einpfercht und misshandelt,
zerstört die europäische Idee und muss sofort beendet werden."

 * 
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UMWELT/726: Bundesregierung spielt bei Kohleausstieg mit dem Feuer

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. Januar 2020

Bundesregierung spielt bei Kohleausstieg mit dem Feuer



"Der Kohleausstieg der Bundesregierung ist ein Verrat an Klima und
Gesellschaft. Für das Weltklima ist das Ausstiegsdatum 2038 des
historisch viertgrößten Klimaverschmutzers Deutschland ein viel zu
kleiner Beitrag und ein Bruch des Pariser Klimaabkommens. Der
Abschaltplan kündigt den viel zu schwachen Kohlekompromiss auf, den
Kohlekonzernen werden wegen des Trödelausstiegs klimaschädliche
Mehremissionen von rund 180 Millionen Tonnen geschenkt, was vier Jahre
Klimaschutz von ganz Deutschland entspricht", erklärt Lorenz Gösta
Beutin, Energie- und Klimapolitiker der Fraktion DIE LINKE, zur
aktuellen Debatte. Beutin weiter:

"Der Kohlekompromiss, den die Kohlekommission der Regierung unter
Ausschluss der Opposition erarbeitet hatte und der klimapolitisch
bereits viel zu schwach war, wird von der Großen Koalition jetzt
weiter abgeschwächt. Die Abbaggerungen neuer Dörfer und anhaltende
Vertreibung von Menschen aus ihrer Heimat für Kohleprofite sorgen für
neuen Widerstand der Klimabewegung. Dass mit Datteln 4 sogar ein neues
Kohlekraftwerk genehmigt wird, macht den deutschen Kohleausstieg zur
traurigen Lachnummer.

Wer einen schon wackligen Kompromiss aufkündigt, der spielt mit dem
Feuer. Profitieren davon wenige Unternehmen und Vermögende, dann wird
Lunte an den gesellschaftlichen Frieden gelegt. Für DIE LINKE sind die
Entschädigungszahlungen in Milliardenhöhe an die Energiekonzerne ein
weiteres Beispiel für die ungerechte Klientelpolitik der Großen
Koalition im Interesse der Industrie. Statt sich weiter erpressen zu
lassen, auch bei Strompreisen und Arbeitsplätzen, fordert DIE LINKE
die Überführung der Energiewirtschaft in öffentliche Hand. Die
Energiewende als gesamtgesellschaftliche Aufgabe kann nicht dem Markt
und undemokratischen Gewinninteressen überlassen werden."

 * 
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UMWELT/725: Katja Kipping zum Kohlekompromiss

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 21. Januar 2020

Zum Kohlekompromiss



Zu dem Statement einiger Mitglieder der Kohlekommission sagt Katja
Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

Die Bundesregierung hat den Kritikerinnen und Kritikern des
Ausstiegsplans immer vorgehalten, dass es nun mal einen Kompromiss
gebe, an den sich jetzt alle halten müssen. Bei der Umsetzung wird
deutlich: Wenn es um die Profit-Interessen der Konzerne geht, werden
Absprachen schnell aufgeweicht. Die Inbetriebnahme von Datteln 4 ist
eine Bankrotterklärung der Bundesregierung. Verbrauchssteuern für
Endverbraucher und Freifahrtscheine für Konzerne. So verzockt die
Bundesregierung nicht nur den Klimaschutz an die Energiekonzerne,
sondern auch das Vertrauen der Bevölkerung in eine sozial gerechte
Klimapolitik.

 * 
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BUNDESTAG/9398: Heute im Bundestag Nr. 088 - 21.01.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 88

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 21. Januar 2020, Redaktionsschluss: 12.33 Uhr

1. Anhörung zur Privatsphäre im Netz

2. Überwachung invasiver Arten

3. Umsetzung eines Artenschutzportals

4. Bericht: Nettomigration geht leicht zurück

5. EU-Zusammenarbeit mit der CTG



1. Anhörung zur Privatsphäre im Netz

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/WID) Um den Schutz der Privatsphäre im digitalen Raum
geht es in einer Anhörung, zu der der Ausschuss für Inneres und Heimat
für Montag, den 27. Januar 2020 sechs Experten geladen hat, unter
ihnen den Bundes-Datenschutzbeauftragten Ulrich Kelber. Zur Debatte
steht ein Antrag der FDP-Fraktion (19/5764), die sich für ein "Recht
auf Verschlüsselung" von Daten und Netzverkehr stark macht.

Die Antragsteller verweisen auf Erkenntnisse des Digitalverbands
Bitcom, denen zufolge in den vergangenen zwei Jahren 68 Prozent der
Unternehmen in Deutschland von Sabotage, Spionage und Datendiebstahl
betroffen waren und dadurch einen Schaden von geschätztn 43 Millionen
Euro erlitten haben. Dennoch nutzten nach Zahlen aus dem Jahr 2015 nur
15 Prozent der Anwender digitale Verschlüsselungstechnologien. Von
einem "Recht auf Verschlüsselung" und der Verpflichtung für
Telekommunikations- und Telemedienabieter, ihre Dienste künftig nur
noch abhörsicher zur Verfügung zu stellen, erwarten die Antragsteller
Abhilfe.

Die Anhörung beginnt um 14 Uhr im Raum E 600 des Paul-Löbe-Hauses.
Interessierte Zuhörer werden gebeten, sich mit Namen und Geburtsdatum
bis zum 23. Januar 2020 unter innenausschuss@bundestag.de anzumelden.

 * 

2. Überwachung invasiver Arten

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Im Auftrag des Bundesamtes für Naturschutz (BfN) ist
eine Methodik entwickelt worden, die eine naturschutzfachliche
Invasivitätsbewertung für die in Deutschland relevanten gebietsfremden
Arten ermöglicht. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/16448) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/16188). Darin
hatten sich die Abgeordneten erkundigt, nach welchen Kriterien
bewertet wird, ob eine Art als invasiv einzustufen ist und durch
welche europäischen Institutionen Arten auf die Unionsliste
aufgenommen werden.

Das Verfahren zur Aufnahme von Arten auf die Liste invasiver Arten von
unionsweiter Bedeutung richte sich nach Artikel 4 der EU-Verordnung
1143/2014, schreibt die Bundesregierung in der Antwort weiter. Gemäß
der Verordnung werde im Abstand von sechs Jahren über Vorkommen und
Maßnahmen berichtet. Erstmals wurde der Bericht für Deutschland im
vergangenen Jahr von Bund und Ländern erstellt. Eine exakte Zahl an
neu eingewanderten Arten könne nicht genannt werden. Von den 3.150 in
Deutschland bekannten gebietsfremden Arten werden nach Angaben des BfN
38 Gefäßpflanzenarten, 20 Wirbeltierarten, sieben Algenarten, zwei
Pilzarten und 18 wirbellose Tierarten als invasiv eingestuft. Die
Unionsliste beinhalte 66 invasive gebietsfremde Tier- und
Pflanzenarten von unionsweiter Bedeutung. Mindestens 37 von ihnen
kämen in Deutschland wildlebend vor, schreibt die Regierung. Daten
dazu, wie viele heimische Arten durch invasive Arten verdrängt werden,
seien nicht verfügbar.

 * 

3. Umsetzung eines Artenschutzportals

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Unterrichtung

Berlin: (hib/LBR) Für die Einrichtung eines digitalen
Artenschutzportals des Bundes braucht es eine bundesweite
Harmonisierung der Daten. Dafür könnten fachliche oder geometrische
Veränderungen an den bei den Bundesländern liegenden Datenbeständen
notwendig sein, heißt es in dem als Unterrichtung (19/16545)
vorliegenden Bericht der Bundesregierung "über den konzeptionellen
Stand und den Zeitplan zur technischen Umsetzung eines
Artenschutzportals". Durch die Heterogenität der Daten sei "mit hohem
zusätzlichen Aufwand auf Bundesseite" zu rechnen, der eine breite
Zuarbeit der Länder erfordere, schreibt die Regierung.

In dem Artenschutzportal sollen nach Vorstellungen des Bundestages
georeferenzierte Informationen veröffentlicht werden, die Aussage zu
einem möglichen Schutzstatus von Gebieten sowie vorkommenden Tier- und
Pflanzenarten umfassen. Dafür sollen die Behörden des Bundes, der
Länder und der Kommunen dazu verpflichtet werden, vorliegende
Informationen zum Artenschutz dem Bundesamt für Naturschutz (BfN) zur
Verfügung zu stellen. Hintergrund ist laut Unterrichtung die Hoffnung,
dass über das Portal ein Beschleunigungseffekt für den Stromnetzausbau
erzielt werden könne.

Das schrittweise aufzubauende Portal soll ab 2022 "für alle
Vorhabenträger im Bereich Stromnetzausbau und Ausbau der Windenergie
an Land" zugänglich gemacht werden, heißt es in der Unterrichtung
weiter. Der finanzielle Aufwand werde auf circa 1,5 Millionen Euro für
die Entwicklung und auf 300.000 Euro pro Jahr für den Betrieb des
Portals geschätzt. Personell müsse mit mindestens fünf (Plan-)Stellen
gerechnet werden.

Während Naturschutzdaten wie etwa zur Schutzgebietskulisse bereits
jetzt bundesweit über das Geoportal des BfN zur Verfügung stehen,
seien georeferenzierte Daten zu Vorkommen besonders geschützter Tier-
und Pflanzenarten nur punktuell verfügbar und "nicht zentral über ein
Bundesportal ansteuerbar", heißt es in der Unterrichtung weiter. Bei
der Nutzung von Daten, die von "Vorhabenträgern oder auch von
Ehrenamtlichen erhoben wurden" seien außerdem urheberrechtliche
Einschränkungen der Nutzungsrechte zu erwarten. Auch "mitunter
erhebliche Zeitabstände" bis zur nächsten Aktualisierung vorhandener
Datenbestände könnten die Nutzbarkeit von Daten einschränken, schreibt
die Bundesregierung.

 * 

4. Bericht: Nettomigration geht leicht zurück

Inneres und Heimat/Unterrichtung

Berlin: (hib/STO) Als Unterrichtung durch die Bundesregierung
(19/16475) liegt der "Migrationsbericht 2018" vor. Danach hat sich die
Nettozuwanderung nach Deutschland im Jahr 2018 erneut abgeschwächt.

Nachdem die Zuwanderung im Jahr 2015 mit 2,1 Millionen Zuzügen und
einer Nettomigration von 1,1 Millionen Personen dem Bericht zufolge
einen neuen Höchststand erreichte, ging die Gesamtmigration nach
Deutschland in den drei Folgejahren wieder zurück. 2018 wurden laut
Vorlage rund 1,6 Millionen Zuzüge und 1,2 Millionen Fortzüge erfasst.
Im Vergleich zum Vorjahr sei die Zuwanderung nach Deutschland um 2,2
Prozent angestiegen, aber auch die Abwanderung habe gegenüber 2017 um
4,5 Prozent zugenommen: "Damit wurde ein Wanderungssaldo von plus
399.680 Personen verzeichnet, ein etwas geringerer Wert als 2017 (plus
416.080 Personen)".

Die Migration nach Deutschland wandele sich, schreiben die Autoren
weiter. Die humanitäre Zuwanderung sei zurückgegangen, aber es kämen
mehr Menschen nach Deutschland, um zu studieren und zu arbeiten.

Wie aus der Unterrichtung ferner hervorgeht, ist das
Migrationsgeschehen nach Deutschland ist vor allem durch Zuwanderung
aus beziehungsweise Abwanderung in andere europäische Staaten
gekennzeichnet. So seien im Jahr 2018 insgesamt 66,9 Prozent aller
Zugewanderten aus einem anderen europäischen Land gekommen, darunter
53,0 Prozent aus Staaten der EU und 13,9 Prozent aus übrigen
europäischen Staaten. Auch bei den Fortzügen sei Europa die
Hauptzielregion gewesen. Etwa zwei Drittel aller abwandernden Personen
seien im Jahr 2018 aus Deutschland in ein anderes europäisches Land
gezogen (66,1 Prozent).

Wie bereits im Vorjahr stellte Rumänien laut Migrationsbericht das
Hauptherkunftsland von Zuwanderern mit 15,1 Prozent aller Zuzüge,
gefolgt von Polen (9,2 Prozent) und Bulgarien (5,2 Prozent). Als
weitere "quantitativ wichtige Herkunftsländer im Jahr 2018" werden in
der Vorlage Italien, Kroatien, die Türkei, Ungarn und die Vereinigten
Staaten genannt.

Rückläufige Zuwanderungszahlen wurden den Angaben zufolge für die
Hauptherkunftsländer von Schutzsuchenden verzeichnet. Nachdem im Jahr
2017 Syrien in der Reihenfolge der zugangsstärksten Herkunftsländer
noch den sechsten Rang belegt habe, zähle es im Jahr 2018 nicht mehr
zu den zehn quantitativ wichtigsten Herkunftsländern: "Im Jahr 2018
machten Zuzüge aus Syrien einen Anteil von 1,9 Prozent an der
Gesamtzuwanderung aus, 2017 waren es noch 3,3 Prozent".

Bei den Fortzügen waren im Jahr 2018 Rumänien, Polen und Bulgarien der
Unterrichtung zufolge die wichtigsten Ziele. Bei diesen Ländern sei
somit ein hohes Wanderungsvolumen feststellbar; es zögen also sowohl
viele Menschen nach Deutschland zu als auch wieder fort.

Die Asylantragszahlen spiegeln den deutlichen Rückgang der
Fluchtmigration wider, wie es in der Vorlage heißt. Nachdem die
Erstantragszahlen von 722.370 im Jahr 2016 auf 198.317 im Jahr 2017
zurückgegangen seien (minus 72,5 Prozent), habe sich die Zahl der
erstmaligen Asylanträge im Jahr 2018 erneut um 18,3 Prozent verringert
auf 161.931 Erstanträge. Davon betrafen 32.303 Asylanträge oder 19,9
Prozent in Deutschland geborene Kinder im Alter von unter einem Jahr,
wie dem Bericht zu entnehmen ist. Die Zahl der Asylantragsteller sei
damit unter das Niveau von 2014 (173.072 Erstanträge) gefallen,
nachdem sie zwischen 2008 und 2016 neun Jahre in Folge angestiegen
sei,

Im Jahr 2018 wurden 44.167 Asylerstanträge den Angaben zufolge von
syrischen Staatsangehörigen gestellt, was einem Anteil von 27,3
Prozent aller Asylerstanträge entspricht. Das zweitstärkste
Herkunftsland im Jahr 2018 war danach der Irak mit 16.333
Asylerstanträgen (10,1 Prozent aller Asylerstanträge), gefolgt vom
Iran mit 10.857 Asylerstanträgen.

Die Zahl der Ausländer, die ein Studium in Deutschland aufgenommen
haben, hat sich von 104.940 im Jahr 2017 auf 109.995 im Jahr 2018
erhöht. "Damit wurde im Jahr 2018 die bislang höchste Zahl an
Bildungsausländerinnen und Bildungsausländern unter den Erstsemestern
verzeichnet", konstatieren die Autoren des Berichts.

Die größte Gruppe von Ausländern, die im Jahr 2018 ihr Studium an
einer deutschen Hochschule begonnen haben, "bildeten - wie seit dem
Jahr 2006 - Studierende aus China". Seit 2017 sei auch Syrien unter
den wichtigsten Herkunftsländern der Studierenden vertreten. 2018
stellten die 5.783 Studierenden aus Syrien der Unterrichtung zufolge
mit 5,3 Prozent die drittgrößte Gruppe der Ausländer im ersten
Hochschulsemester.

Bei der Erwerbsmigration von Drittstaatsangehörigen nach den
Paragrafen 18 bis 21 des Aufenthaltsgesetzes zeigt sich laut
Migrationsbericht "ein fast kontinuierlicher Anstieg bei der Zahl der
Zuzüge von etwa 26.000 Zuwandernden im Jahr 2009 auf rund 61.000
Zuwandernde im Jahr 2018". Im Jahr 2018 seien 60.857 Personen
eingereist, die einen Aufenthaltstitel für eine Erwerbstätigkeit
erhielten. 38.682 (63,6 Prozent) davon seien für eine qualifizierte
oder hochqualifizierte Tätigkeit nach Deutschland gekommen. Die
genannten Zahlen bewegten sich "etwa auf dem gleichen Niveau wie 2017
(60.882 insgesamt, 38.082 Fachkräfte und Hochqualifizierte)".

 * 

5. EU-Zusammenarbeit mit der CTG

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Vertiefte EU-Zusammenarbeit mit der
geheimdienstlichen ,Gruppe für Terrorismusbekämpfung'" lautet der
Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/16497). Wie die
Fraktion darin schreibt, "sondiert" die Europäische Union seit vier
Jahren Möglichkeiten zur Kooperation mit der als "Counter Terrorism
Group" (CTG) bezeichneten "Gruppe für Terrorismusbekämpfung". Die CTG
gehöre zum 1969 gegründeten informellen "Berner Club", in dem sich
Geheimdienste und Staatsschutzbehörden aus 30 Schengen-Staaten
organisierten.

Wissen wollen die Abgeordneten, wie die CTG ihr Ziel einer Stärkung
der Kooperation mit den EU-Institutionen nach Kenntnis der
Bundesregierung derzeit umsetzt. Auch erkundigen sie sich danach, ob
die CTG immer noch Möglichkeiten zur vertieften Kooperation mit der EU
"sondiert". Ferner fragen sie unter anderem, ob es inzwischen eine
verbesserte Zusammenarbeit zwischen der CTG und Europol gibt.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1982: Regierungspressekonferenz vom 20. Januar 2020 (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 20. Januar 2020

Regierungspressekonferenz vom 20. Januar 2020

Themen: Berliner Libyen-Konferenz, Family Research and Demographic
Analysis, Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Anpassung des Urheberrechts an
die Erfordernisse des digitalen Binnenmarkts, Entwurf eines
Grundrentengesetzes, Oxfam-Bericht zu sozialer Ungleichheit, Global Social
Mobility Index des Weltwirtschaftsforums, Medienberichte über Bedrohungen
für US-Soldaten in Deutschland, CDP-Ranking von Unternehmen, möglicher
Austritt des Irans aus dem Atomwaffensperrvertrag, Gesichtserkennung im
öffentlichen Raum, Kampagne #Dorfkinder des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft, Forderung nach Befassung des
Koalitionsausschusses mit den jüngsten Bauernprotesten, Einstufung des
Überwasserschiffbaus als Schlüsseltechnologie, Cyber Innovation Hub der
Bundeswehr, Bündnis "Sichere Häfen", Aufnahme unbegleiteter minderjähriger
Flüchtlinge aus griechischen Flüchtlingslagern, Ausbruch des Coronavirus in
Wuhan, Kohleausstieg, Vorgehen der französischen Polizei gegen
Demonstranten 


Sprecher: StS Seibert, Breul (AA), Collatz (BMVg), Grünewälder
(BMI), Kappes (BMZ), Abt (BMBF), Kempe (BMFSFJ), Zimmermann (BMJV), Ewald
(BMG), Schneider (BMAS), Wogatzki (BMF), Eichler (BMWi), Lenz (BMEL)



Vorsitzender Detjen eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage: Zu Libyen und dem, was jetzt nach der Konferenz folgt, hätte ich
eine Frage an Herrn Seibert, vielleicht auch an Herrn Breul, wie sich die
Bundesregierung jetzt auf mögliche Anforderungen vorbereitet. Hat man da
schon ein Set von Ideen? Herr Borrell hat heute in Brüssel erneut gesagt,
dass man auf eine solche Militärmission vorbereitet sein müsse. Laufen da
also die Vorarbeiten? Können Sie uns ein bisschen etwas dazu sagen?

StS Seibert: Der Kollege aus dem Außenministerium wird sicherlich dazu auch
noch etwas sagen. Die Bundeskanzlerin hat sich ja gestern Abend auf der
Pressekonferenz ausführlich geäußert. Das ist nun gerade mal einen halben
Tag her. Das heißt, der Stand, den sie gestern verkündet hat, ist auch der
Stand heute Morgen.

Was wir sagen können, ist: Es ist richtig, diese Initiative einer Konferenz
ergriffen zu haben. Es ist richtig, dass die Bundeskanzlerin, der
Außenminister und ihre Spitzenbeamten dieses Treffen monatelang sorgfältig
vorbereitet und es gestern durchgeführt haben.

Die Beschlüsse, auf die sich nun gestern alle Konferenzteilnehmer einigen
konnten, öffnen den Weg für den Plan des UN-Sonderbeauftragten. Das war ja
unsere Hauptabsicht. Damit öffnen sie den Weg für einen politischen
Prozess, wobei jeder weiß - ganz sicher wissen es die Bundeskanzlerin und
der Außenminister -: Jetzt kommt es darauf an, dranzubleiben, die Umsetzung
dieser Beschlüsse zu überprüfen und zu begleiten. Genau das ist vorgesehen.

Der Außenminister hat sich heute in Brüssel, wenn ich das richtig sehe,
dazu schon geäußert, also zu dem Follow-up-Mechanismus, auf den sich die
Teilnehmer der gestrigen Konferenz geeinigt haben und bei dem Deutschland
auch wieder sehr engagiert sein wird.

Breul: Ich kann vielleicht nur kurz ergänzen: Wir wollen uns als
Bundesregierung einbringen. Die Europäische Union will sich einbringen.
Darüber wird heute in Brüssel gesprochen. Wichtig ist, dass wir nicht den
dritten Schritt vor dem ersten tun. Das ist gestern ja auch noch mal in den
Äußerungen in der Pressekonferenz deutlich geworden.

Nächster wichtiger Schritt ist, dass aus der gegenwärtigen Waffenruhe ein
Waffenstillstand wird. Daran arbeiten wir jetzt. Dann wird natürlich auch
zu überlegen sein, in welcher Form und durch wen die Einhaltung eines
solchen Waffenstillstands am besten überwacht werden kann. Das sind
Gespräche, die in erster Linie mit der libyschen Seite geführt werden,
ebenso in den Vereinten Nationen, in der ganzen internationalen
Gemeinschaft, in den Follow-up-Ausschüssen zur Berlin-Konferenz, die Herr
Seibert gerade erwähnte.

Es ist also eine Debatte, die dann stattfinden kann. Das war gestern kein
großes Thema. Da ist die Debatte heute in den Kommentarspalten in
Deutschland ein paar Schritte vor den eigentlichen Entwicklungen.

StS Seibert: Ich will noch hinzufügen: Bei der Überführung einer Waffenruhe
in einen Waffenstillstand sind zunächst einmal die libyschen
Konfliktparteien gefragt. Dafür wird jetzt dieses 5+5-Militärkomitee
eingerichtet, von beiden Seiten besetzt. Es ist ein wirkliches Ergebnis der
letzten Tage und auch der Konferenz, dass beide Seiten ihre Personen, ihre
Vertrauten für dieses Komitee benannt haben, sodass es nun zügig seine
Arbeit aufnehmen kann. Das heißt, da liegt jetzt erst einmal bei den
Konfliktparteien Verantwortung.

Trotzdem ist es richtig, dass die Teilnehmer der Libyen-Konferenz, die
gestern um den Tisch saßen, mit ihrer Verantwortung nun gestern nicht
fertig geworden sind, sondern diese Verantwortung weiterhin tragen werden
und tragen wollen und sich dafür auch Strukturen sozusagen ausgedacht
haben.

Zusatzfrage: Herr Breul, teilen Sie denn die Einschätzung von Herrn
Borrell, das, was er heute Morgen gesagt hat, dass es ungeachtet dessen,
dass man noch nicht entschieden hat, a) ob man zum Waffenstillstand kommt,
b) was dann genau passiert, ohne Europa bei der Einhaltung und Überwachung
eines Waffenstillstands aber nicht gehen wird?

Breul: Die Äußerungen von Herrn Borrell habe ich jetzt, ehrlich gesagt,
nicht vor mir liegen. Darum kann ich es nicht im Einzelnen kommentieren.

Wichtig ist für uns: Wir wollen uns einbringen - ich sagte es bereits - als
Bundesregierung und auch im Rahmen der EU, aber ganz entscheidend kommt es
darauf an: Wie sieht denn dieser Waffenstillstand aus? Was vereinbaren die
Parteien vor Ort? Ist eine Art von Überwachung überhaupt angedacht? All
diese Fragen sind noch nicht beantwortet. Bevor diese Fragen nicht
beantwortet sind, kann man auch nicht wirklich darüber diskutieren, was
genau Europas Rolle in dem weiteren Prozess sein kann.

Frage: Inwieweit laufen denn im Verteidigungsministerium schon
Vorbereitungen für eine mögliche Mission? Wird ausgeplant? Läuft dieser
Prozess bereits an?

Collatz: Ich denke, es ist auch aus den Aussagen eben deutlich geworden,
dass jetzt ein politischer Prozess begonnen wurde. Deutlich wurde auch,
auch aus den Worten der Kanzlerin, dass wir nicht den dritten Schritt vor
dem ersten machen sollen. Erst mal geht es um die Vereinbarung eines
Waffenstillstandes. Dann muss man sich darüber unterhalten: Was ist
notwendig, um diesen Waffenstillstand zu überwachen?

Da wird sicherlich in einem dritten Schritt auch die Frage gestellt werden:
Was ist der militärische Beitrag dazu? Wer leistet etwas dazu? Unsere
Ministerin hat ja auch schon deutlich gemacht, dass dann, wenn es so weit
ist, in diesem dritten Schritt sicherlich auch die Bundeswehr antwortfähig
sein wird. Derzeit ist das noch Spekulation. "Contingency planning" - so
nennt man das ja auf militärischer Seite - findet immer statt, also eine
generische Planung zu Beiträgen. Aber dazu kann ich hier überhaupt nichts
sagen, weil das rein spekulativ wäre.

Frage: Ich habe eine Frage zum Waffenembargo oder zu möglichen Verletzungen
des Embargos. Die Kanzlerin hat ja gestern zu Recht gesagt, dass man einen
Waffenstillstand erst dann überwachen kann, wenn man ihn hat.

Bei einem Waffenembargo verhält sich das ja etwas anders. Wenn ich es
gestern richtig begriffen habe, gelten die Verpflichtungen des
Waffenembargos sofort. Ich frage mich, wer das ab sofort überwacht und wie
man Verletzungen ahnden will.

Der Sicherheitsrat wurde gestern ein- oder zweimal erwähnt. Herr Seibert
oder Herr Breul, wie läuft dort das Timing?

StS Seibert: Wichtig ist ja, dass das, was gestern auf der Berliner
Konferenz verabschiedet wurde, auch dem UN-Sicherheitsrat zugetragen werden
soll und der UN-Sicherheitsrat - die Ständigen Mitglieder im Sicherheitsrat
waren ja gestern vertreten - diese Beschlüsse auch aus sich heraus
unterstützen wird, was der ganzen Verpflichtung auf das Waffenembargo noch
mal eine zusätzliche Bedeutung gibt.

Man ist sich einig darüber, dass nach der gestrigen Berliner Konferenz dann
weitere Verletzungen des Waffenembargos, wenn sie eintreten, wirklich auch
benannt werden und dass der Sicherheitsrat sich damit befasst.

Wichtig ist ja das Ergebnis von gestern, dass alle externen Akteure, die
einzelne Parteien in Libyen unterstützen und auch ausrüsten, zugesagt
haben, dass sie, solange die Waffenruhe hält, keine weitere Unterstützung,
keine weiteren militärischen Lieferungen oder Entsendungen nach Libyen
vornehmen werden.

Breul: Wenn ich noch kurz ergänzen darf: Ich will Sie auf die einschlägigen
Punkte der Erklärung von gestern hinweisen. Ab Punkt 18 gibt es ein Kapitel
"Waffenembargo". Da wird noch einmal deutlich: Es gibt ein geltendes System
bei den Vereinten Nationen, einen geltenden Überwachungsmechanismus.

Was wir gestern gesehen haben, ist sozusagen erst mal die
Selbstverpflichtung der Staaten, das Embargo einzuhalten, und gleichzeitig
die Verpflichtung - ein bisschen weiter unten, Punkt 21 - der Staaten, den
Überwachungsmechanismus weiter zu stärken und da, wo er in der
Vergangenheit nicht ausreichend funktioniert hat, ihn zu verbessern. Das
ist aber jetzt ein Ball, der in New York beim Sicherheitsrat und bei den
Gremien liegt, die dazu dienen, zu überwachen, dass die
Sicherheitsratsresolutionen eingehalten werden.

Zusatzfrage: Da muss man doch keine Entwicklungen vor Ort abwarten; da kann
der Sicherheitsrat ab jetzt jederzeit handeln. Verstehe ich das richtig?
Ist das eine Frage von Stunden oder Tagen, bis man diesem Embargo und der
Selbstverpflichtung auch "Zähne" gibt? Oder kann das auch noch sehr viel
länger dauern?

Dann habe ich an Sie, Herr Breul, noch eine Lernfrage - man will es ja
richtig machen -: Mir ist aufgefallen, dass Herr Maas seit gestern Abend
von Feldmarschall Haftar spricht. Wir haben ihn wochenlang General genannt.
Ich frage mich - vielleicht kann da Herr Collatz als Experte auch etwas
beisteuern -: Wie verhält sich das?

Breul: Diese Frage würde ich gern an das BMVg abgeben; da bin ich
überfragt.

Zu dem Waffenembargo: Das Embargo gilt ja schon. Wir haben eine gültige
Sicherheitsratsresolution, die auch "Zähne" hat. Das Problem war: Sie wurde
in der Vergangenheit nicht zu 100 Prozent angewandt. Daran wollen die
gestern beteiligten Staaten - davon sind ja etliche im Sicherheitsrat -
etwas ändern.

Ich kann Ihnen noch nicht sagen, wann genau die Sitzung in New York
stattfinden wird, aber selbstverständlich wird da der Generalsekretär oder
einer seiner Vertreter den Sicherheitsrat über den Prozess unterrichten,
und dann wird der Sicherheitsrat sich damit befassen. In welcher Form dies
geschehen wird, dem kann ich hier nicht vorgreifen. Diese Beratungen werden
in New York stattfinden.

Es ist natürlich die klare Erwartung von uns, aber auch von allen anderen
Konferenzteilnehmern - das wird ja aus der Erklärung deutlich -, dass das
jetzt schnell passiert.

Collatz: Aus meinen rudimentären Kenntnissen der Dienstgradverordnung kann
ich nur sagen, dass der Dienstgrad oder der Titel Feldmarschall in der
Bundeswehr nicht vergeben wird. Wie das in anderen Armeen ist, dazu kann
ich mich hier nicht einlassen.

Zusatzfrage: Aber dazu hätte ich gerne eine Klärung. Herr Breul, können Sie
das nachreichen?

Breul: Vielleicht bekomme ich gleich eine SMS. Dann reiche ich das nach.

Frage: Zwei Fragen, eine an Herrn Seibert zum Setting der Gespräche
gestern: Haftar und Sarradsch waren beide in Berlin, aber nicht am großen
Tisch. Sie haben, glaube ich, auch nicht direkt miteinander gesprochen,
sondern wurden separat informiert. War dieses Setting Wunsch und Vorgabe
der Regie der Bundesregierung, oder war es eher einem Wunsch der direkten
Konfliktparteien folgend, die partout nicht miteinander reden wollten?

Die zweite Frage geht an Herrn Breul. Ich glaube, der Außenminister hat
nach dem gestrigen Treffen zur Situation der Flüchtlinge gesagt, man könne
nicht einerseits die Bedingungen in den Flüchtlingslagern als unmenschlich
betrachten, dann aber doch Flüchtlinge dorthin schicken wollen.

Was bedeutet diese Aussage - er trifft sie als Außenminister ja letztlich
für die Bundesregierung - für die weitere Flüchtlingspolitik der
Bundesregierung, möglicherweise auch, wenn Flüchtlinge auf dem Meer
angetroffen oder gerettet werden?

StS Seibert: Die Konferenz ist gestern im Kanzleramt so durchgeführt
worden, wie es realistisch und erfolgversprechend erschien.

Zusatzfrage: Aber, Herr Seibert, Entschuldigung, das bestreitet auch
keiner. Aber von wem ging das Setting, die Initiative aus, die beiden nicht
zusammenkommen zu lassen, sondern getrennt dasitzen zu haben und auch nicht
in der großen Runde dabeizuhaben? Das können Sie uns doch sagen.

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin war die Gastgeberin dieser Konferenz, in
enger Absprache mit dem UN-Generalsekretär. Deswegen hat sie als
Gastgeberin natürlich auch die Organisation der Konferenz überblickt.

Breul: Die Situation der Menschenrechte und natürlich auch der Flüchtlinge
vor Ort in Libyen ist ja Teil der Erklärung. Dazu finden Sie dort einige
Punkte. Wir sind der festen Überzeugung, dass wir da natürlich
Verbesserungen brauchen. Das braucht aber auf der anderen Seite eine
Rückkehr zur Staatlichkeit. Dazu brauchen wir ein Ende der Kampfhandlungen.

All diese Themenkomplexe sind also eng miteinander verwoben.
Selbstverständlich sind Themen wie Menschenrechte, Schutz vor
Kampfhandlungen, aber auch Schutz vor Misshandlungen relevant. Wir werden
weiter unseren Beitrag dazu leisten, Verbesserungen vor Ort zu erzielen,
und das natürlich in Unterstützung der verschiedenen UN-Institutionen, die
vor Ort schon tätig sind.

Zusatzfrage: Herr Seibert, wenn die Bundeskanzlerin, wie Sie sagen, das
Geschehen und die Organisation überblickt hat, bedeutet das, dass weder
Haftar noch Sarradsch den Wunsch hatten, gemeinsam mit am großen Tisch zu
sitzen?

StS Seibert: Erstens hat die Bundeskanzlerin sich ja gestern in der
Pressekonferenz auch dazu geäußert, dass der Außenminister und sie
getrennte Gespräche mit Premierminister Sarradsch und mit General Haftar
geführt haben. Sie hat auch begründet, dass diese beiden derzeit jedenfalls
nicht in ein direktes Gespräch kommen oder kommen wollen. Das ist das, was
ich "realistisch" genannt habe. Damit muss man ja umgehen.

Die Konferenz hatte zum Ziel, die externen Akteure, die Einfluss auf die
Kriegsparteien in Libyen haben und/oder diese Kriegsparteien aktiv
unterstützen, an einen Tisch zu bringen, inklusive der P5, also der
Ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats, und der relevanten
internationalen Organisationen. Das war die Zielgruppe dieser Konferenz.

Frage: Herr Seibert, würde es denn aus Sicht der Bundesregierung Sinn
machen - oder wird vielleicht sogar darüber nachgedacht? -, eine Art
EU-Sondergesandten für Libyen zu beauftragen, vor dem Hintergrund, dass die
Vereinbarung doch sehr komplex ist und die Europäische Union - das wäre
jetzt meine Frage auch an Herrn Breul - ja nicht unbedingt mit einer Stimme
spricht?

Wie optimistisch sind Sie denn, dass die Europäische Union, die Regierungen
wirklich mit einer Stimme sprechen, gerade auch mit Blick auf Griechenland?
Die Regierung hatte vorab angekündigt, möglicherweise mit einer Blockade zu
drohen.

StS Seibert: Die ganze gestrige Konferenz ist ins Leben gerufen und
durchgeführt worden, um die Arbeit des UN-Sonderbeauftragten, Ghassan
Salamé, zu unterstützen, der einen Fahrplan für einen politischen Prozess
in Libyen hat. Wir haben diese Konferenz gemacht, damit sich die Tür öffnet
für die Umsetzung dieses Fahrplans. Insofern ist die UN mit ihrem
Sonderbeauftragten für uns erst einmal die entscheidende Autorität.

Trotzdem haben Sie vollkommen recht: Es ist ganz wichtig, dass alle Akteure
und ganz besonders natürlich die Europäer mit einer Stimme sprechen. Auch
das war ja Ziel der gestrigen Konferenz. Deswegen waren auch zum Beispiel
der Präsident des Europäischen Rates, Charles Michel, und die
Kommissionspräsidentin dabei. Deswegen waren die europäischen Mitglieder
des UN-Sicherheitsrates dabei. Das ist eine Vorbedingung, um Fortschritte
machen zu können. Da haben Sie völlig Recht.

Breul: Ich glaube, in Brüssel läuft ja gerade die Debatte über die
geeigneten Instrumente, wie wir den Prozess weiter unterstützen können. Es
ist mir kein konkreter Vorschlag des Hohen Vertreters bekannt. Da sind wir,
denke ich, offen, was irgendwelche Formate angeht.

Wichtig ist uns - Herr Seibert hat es gerade schon gesagt -, dass wir als
Europäer da an einem Strang ziehen. Ich kann Ihnen nur von den Eindrücken
der letzten Monate aus dem Berliner Prozess berichten, der gestern in der
Berliner Konferenz gipfelte. Da haben wir als Europäer an einem Strang
gezogen.

Zusatz: Es wurde noch nicht beantwortet, wie sich die griechische Regierung
jetzt verhalten wird.

StS Seibert: Dazu, wie sich die griechische Regierung verhalten wird, muss
ich Sie bitten, in Athen nachzufragen. Die Frage der Teilnahme oder
Nichtteilnahme Griechenlands haben wir ja hier letzte Woche ausführlich
besprochen. Griechenland hat Sorgen wegen eines Seerechtsabkommens zwischen
der Türkei und der libyschen Regierung. Über diese Sorgen ist in Europa, im
Europäischen Rat schon diskutiert worden. Wir können diese Sorgen verstehen
und teilen sie. Sie waren aber nicht Gegenstand der gestrigen Konferenz.

Frage: Zwei Lernfragen, Herr Seibert: Könnten Sie sagen, was zum Thema Öl
gesagt wurde? Gab es da irgendwie Aufteilungsgespräche? Was waren da die
Ergebnisse? Das ist mir noch nicht ganz klar.

Sie sagten gerade interessanterweise, alle externen Akteure seien dabei
gewesen. Das heißt, Griechenland und Tunesien gehören nicht zu den externen
Akteuren in Sachen Libyen?

StS Seibert: Externe Akteure, die eine der beiden Seiten beeinflussen,
unterstützen, ausrüsten. Das war der Nachsatz, der wichtig ist.

Dass die Nachbarn in der Region intensivst und oft auch sehr negativ von
der Instabilität und dem Chaos in Libyen betroffen sind, ist ja vollkommen
klar. Das gilt noch viel mehr natürlich auch für die Sahel-Staaten.
Deswegen war gestern als ein Nachbar und für die Nachbarschaft der
algerische Präsident da; deswegen war die Afrikanische Union vertreten.

Zu Ihrer ersten Frage, zum Öl: Herr Breul, können Sie dazu eine Antwort
geben? Ich muss gerade in den Schlussfolgerungen suchen.

Breul: Einschlägig ist da, denke ich, Absatz 39 der Erklärung. Da wird eine
Reihe von UN-Resolutionen noch mal betont, und es gibt die Unterstützung
der Konferenzteilnehmer, dass das Regime, das man in Ölfragen gefunden hat -
 das ist ja, wie Sie wissen, für Libyen, für die libysche Gesellschaft ein
ganz zentrales -, noch mal bekräftigt wird und alle Parteien aufgefordert
werden, sich an das Regime, das man da gefunden hat, zu halten.

Zusatzfrage: Anders formuliert: War das Thema Öl gestern ein Streitpunkt?
Die Italiener haben ja andere Interessen in Sachen Öl in Libyen als andere
Teilnehmer.

Herr Seibert, Punkt 47 betont die Notwendigkeit, all jene zur Verantwortung
zu ziehen, die das Völkerrecht verletzt haben. Hier geht es um Folter,
Misshandlungen, Menschenhandel. Wie sollen die zur Verantwortung gezogen
werden? Geht es da um den Internationalen Strafgerichtshof?

StS Seibert: Zunächst mal zum Thema Öl: Libyen ist ja ein reiches Land
gewesen, und das hat auch mit seinen Ölvorkommen zu tun. Insofern können
Sie sich vorstellen, dass in dem innerlibyschen Konflikt, der derzeit
militärisch ausgetragen wird, der Zugriff auf das Öl und auf die
Öleinkünfte eine erhebliche Rolle spielt.

Dem wird man sich also widmen müssen, wenn es um Aussöhnung und einen
politischen Prozess in Libyen geht. Aber erst einmal muss eine gerade erst
sozusagen in Kraft getretene Waffenruhe stabilisiert werden, in einen
nachhaltigen Waffenstillstand überführt werden, und dann kommen politische
Gespräche, vielleicht Versöhnungsgespräche, wie Sie das nennen wollen. In
ihnen wird dann die wirtschaftliche Seite, werden diese Fragen eine
wichtige Rolle spielen.

Breul: Zu dem anderen Aspekt: Auch das war gestern nicht das Hauptthema der
Verhandlungen hier in Berlin. Klar ist aber auch - das haben die
Beteiligten noch mal unterstrichen -, dass die Notwendigkeit gesehen wird,
das, was in Libyen geschehen ist, auch rechtlich aufzuarbeiten. An diesem
Punkt sind wir aktuell nicht, weil es natürlich im Moment auch nicht die
Instrumente vor Ort gibt, die das leisten können.

Nichtsdestotrotz - das ist aber auch ein Punkt, der nicht speziell auf
Libyen bezogen ist - ist es die vorrangige Aufgabe, solange das der Fall
ist, entsprechend zu dokumentieren und nachzuhalten, welche Verletzungen
begangen wurden, um das dann auch rechtlich entsprechend aufarbeiten zu
können.

Zusatzfrage: Aber es würde dann unter den Internationalen Strafgerichtshof
gehen, der die dann später aufarbeitet?

Breul: Das wird man sehen.

Frage: Es kursiert ein Video eines ZDF-Kollegen, wonach ein Demonstrant -
das ist nicht ganz klar; eventuell ist es ein Kameramann - von einer
Sicherheitskraft des türkischen Präsidenten weggeschubst wird. Ich würde
vom BMI gerne wissen: Gibt es dazu Erkenntnisse? Gab es weitere solcher
Vorfälle?

Eine Frage an Herrn Seibert: Wie bewerten Sie das Vorgehen der türkischen
Sicherheitskräfte?

Grünewälder: Der Fall ist mir nicht bekannt. Das muss ich noch mal prüfen.
Es würde aber in die Zuständigkeit der Berliner Behörden fallen. Also lohnt
es sich, auch dort nachzufragen.

StS Seibert: Auch ich kenne dieses Video nicht und kann deswegen nichts
bewerten.

Frage: Eine Frage zur Nichteinladung von Tunesien: Wenn man in der letzten
Minute zu einer Party eingeladen wird, weiß man ja eigentlich: Man ist
nicht wirklich willkommen.

Wenn Sie jetzt sagen, das war eigentlich eine Konferenz für die
Störenfriede in der Region, dann hätte Tunesien wahrscheinlich kein Problem
mit dieser Nichteinladung. Aber im letzten Moment wurden sie dann doch
eingeladen. Das hat ja auch zu Verstimmungen geführt. Ist das einfach eine
diplomatische Fehlleistung gewesen, oder haben andere Teilnehmer darauf
gedrungen, dass das einzige demokratische Land dieser Region nicht dabei
ist?

StS Seibert: Die deutsch-tunesischen Beziehungen sind ja sehr gut. Die
tunesische Regierung, denke ich, weiß auch, dass wir diesem Land - Sie
nennen es ein demokratisches Land, und das ist ja auch so - eng verbunden
sind und sich dies auch in praktischer Unterstützung niederschlägt. Das
ist, glaube ich, völlig unbeeinflusst von der Frage der Teilnahme an dieser
Konferenz.

Es kann im Laufe der Vorbereitung einer Konferenz immer passieren, dass man
noch eine weitere Einladung ausspricht. Es kann auch passieren, dass der
Eingeladene sich dann nicht in der Lage sieht, der Einladung nachzukommen.

Wir haben auf die Signale der tunesischen Regierung reagiert und in
Absprache mit den Vereinten Nationen die Einladungsliste ergänzt. Ich würde
sagen, das ist ein ganz normaler Vorgang. Aber das Wichtigste ist: Das wird
im deutsch-tunesischen Verhältnis, jedenfalls wenn es nach uns geht, keine
Verschlechterung bedeuten. Es ist ein gutes Verhältnis.

Frage: Zwei Fragen: Herr Seibert, stimmt es, dass Haftar am Ende für die
Kanzlerin nicht erreichbar war? "Corriere della Sera" berichtet in Italien,
dass die Kanzlerin versucht hat, am Ende mit ihm zu sprechen, aber er am
Telefon nicht mehr geantwortet hat. Ist also die letzte Strecke etwas
schiefgegangen?

Herr Breul, Außenminister Maas hat für Februar einen neuen Gipfel auf
Außenministerebene angekündigt. Wird er eine solche Dimension haben wie die
gestrige Konferenz, also mit denselben Akteuren?

StS Seibert: Ich möchte jetzt keine Details des Ablaufs dieser
vielstündigen Konferenz hier ausbreiten. Was ich sagen kann, ist, dass die
Bundeskanzlerin vor Beginn der Konferenz gemeinsam mit dem Außenminister
ein Gespräch mit General Chalifa Haftar hatte und dass es gestern ein
zweites Gespräch nicht gab.

Breul: Ich kann letztlich aus der Erklärung berichten, dass es jetzt einen
Follow-up-Prozess geben soll. Ein internationales Nachfolgekomitee wird
gegründet, was aus Vertretern auf hoher Beamtenebene und technischen
Arbeitsgruppen auf Expertenebene besteht und das dann die jeweiligen
Themenkörbe der Konferenzerklärung bearbeiten soll.

Im Februar - es gibt noch kein Datum dafür - wird es voraussichtlich auf
Ebene der Außenminister lanciert und voraussichtlich hier in Berlin sein,
aber das wäre dann kein Gipfel und dementsprechend - dazu könnte das BMI
vielleicht mehr sagen - mit weniger Sicherheitsanforderungen, sondern eher
ein Treffen auf Außenministerebene.

Zusatzfrage: Herr Seibert, es klingt nicht wirklich wie ein Detail, wenn es
kein zweites Gespräch mit Haftar gab. "Corriere della Sera" schreibt, es
war wie in Moskau, dass Haftar plötzlich nicht mehr erreichbar war. Es ist
also nicht klar, ob er einverstanden war oder nicht. War er wirklich mit
allem einverstanden, was gestern entschieden worden ist?

StS Seibert: Ich möchte den Bericht des "Corriere della Sera", den ich
nicht mal kenne, auch hier nicht kommentieren, wie ich das mit
Zeitungsberichten üblicherweise nicht mache.

Wir haben das Ergebnis der Konferenz. Es ist gestern ausführlich
vorgetragen worden. Die Konferenz richtete sich in erster Linie an die
Teilnehmer der Konferenz, also alle externen Akteure oder alle Staaten mit
externen Interessen in Libyen und mit Partnerschaften mit libyschen
Konfliktparteien.

Es gab ein Gespräch mit General Haftar, wie es ein Gespräch mit
Premierminister Sarradsch vor der Konferenz gab, und ein zweites gab es
nicht.

Es ist klar, dass jetzt ganz viel davon abhängt, wie die Konfliktparteien
in Libyen mit dem umgehen, was gestern beschlossen wurde. Es ist klar, dass
es jetzt an ihnen ist, über den 5+5-Militärkommissionsprozess wirklich aus
der militärischen Logik auszusteigen und in einen politischen Prozess
einzusteigen. Die UN wird das begleiten, und wir werden weiterhin
versuchen, der UN dabei hilfreich zu sein.

Frage: Pompeo hat gestern gesagt, dass sich die Bundeskanzlerin in den
nächsten Tagen dazu äußern wird, wie der Waffenstillstand überwacht werden
soll. Wann muss man mit dieser Ankündigung rechnen? Können Sie dazu schon
etwas sagen?

StS Seibert: Nein, weil ich die Worte des amerikanischen Außenministers,
die mir auch nicht vorliegen, jetzt hier nicht interpretieren will.

Die Bundeskanzlerin hat sich gestern geäußert. Wir haben gestern und auch
heute Morgen dargelegt, welcher Follow-up-Prozess jetzt organisiert werden
soll, mit intensiver Beteiligung der Bundesregierung. Mehr kann ich Ihnen
nicht sagen.

Wir sind aber auch noch nicht beim Waffenstillstand. Auch das muss ich ja
leider sagen.

Frage: Leistet das BMZ heute in Libyen irgendeine Form von Hilfe? Gibt es
in Ihrem Ministerium Vorkehrungen, um eine Libyen-Hilfe stärker
vorzubereiten?

Kappes: (ohne Mikrofon, akustisch unverständlich) Rolle in Libyen. Wir sind
mit 77 Millionen Euro seit 2015 einer der größten Geber. Wir haben
beispielsweise für 15 000 Kinder einen Schulzugang geschaffen und
psychosoziale Unterstützung für 10 000 Kinder (akustisch unverständlich).
Wir haben acht Gesundheitszentren für 80 000 Personen reaktiviert. Wir sind
dabei, unter anderem im Bereich Beschäftigung und Berufsbildung weitere
Projekte vorzubereiten.

Zusatzfrage: Sie haben also auch Personal dort vor Ort. Es ist nicht
abgezogen worden angesichts der Eskalation in den vergangenen Monaten,
oder?

Kappes: Wir haben auf kommunaler Ebene Mitarbeiter vor Ort, aber keine
internationalen Mitarbeiter.

Breul: Wenn ich kurz ergänzen darf: Es ist natürlich ein ganz wichtiger
Punkt, der in der Debatte heute vielleicht ein bisschen zu kurz kam, dass
wir, wenn wir über das Engagement Deutschlands und Europas in Libyen reden,
natürlich zu einem ganz großen Teil, um nicht zu sagen: zu einem
wesentlichen Teil, vom zivilen Engagement reden, von
Entwicklungszusammenarbeit, von Stabilisierungsmaßnahmen, von anderen
Schritten. Das ist natürlich ein ganz wichtiges Element unseres weiteren
Engagements in Libyen.

Frage: Meine Frage geht an das Innenministerium, das Bildungsministerium
und das Familienministerium. BMI und BMBF haben heute bekannt gegeben, dass
sie ein familiendemografisches Panel auflegen wollen, eine Studie, um
herauszubekommen, welche Unterstützung Familien brauchen.

Meine Frage an die beiden beteiligten Ministerien: Warum genau machen das
Ihre Häuser?

Ergänzend an das Familienministerium: Wie bewerten Sie das, und warum sind
Sie nicht dabei?

Grünewälder: Meine Antwort ist die kürzeste. Wir machen das, weil das BMI
für die Demografie zuständig ist. Deswegen haben wir diese Pressemitteilung
herausgegeben. Für weitere Fragen würde ich die beiden Kolleginnen bitten,
sich zu äußern.

Abt: Wir machen das natürlich, weil wir das Forschungsministerium sind und
weil wir natürlich sozialwissenschaftliche Forschung fördern. Das ist eine
ganz wichtige Breitenstudie, die in unsere Ressortzuständigkeit fällt.
Insofern habe ich dem, was der Kollege gesagt hat, nichts hinzuzufügen. Das
ist eine Kooperation zwischen unseren beiden Ministerien. - Herr Kempe,
haben Sie noch etwas zu ergänzen?

Kempe: Nein, ich habe nicht wirklich etwas zu ergänzen. Wir begrüßen es
natürlich, dass auch einzelne Häuser in der Sache voranschreiten. Mehr habe
ich dazu nicht zu sagen.

Zusatzfrage: Herr Grünewälder, Sie haben von Erkenntnissen für Demografie
gesprochen. Welche Erkenntnisse genau erhoffen Sie sich daraus? Der
Minister selbst hat ja gesagt, man wolle herausbekommen, wie man Familien
unterstützt. Wie hängt das mit den demografischen Erkenntnissen zusammen?

Grünewälder: Die Antwort kann ich Ihnen gern nachliefern.

Frage: Herr Zimmermann, im Diskussionsentwurf zum Thema des
Leistungsschutzrechts, den Sie veröffentlicht haben, wird eine Grenze
festgelegt, bis zu der das Leistungsschutzrecht nicht zählt, nämlich 128
mal 128 Pixel bei Bildern und bis zu drei Sekunden bei Videos. Wie kommen
diese Werte zustande?

Zimmermann: Dazu gibt es eine Erläuterung in der Gesetzesbegründung, auf
die ich kurz verweisen kann. Bilder mit dieser Auflösung liegen am
untersten Rand der im Computerbereich gebräuchlichen Bildauflösungen.
Deswegen wird die Vermarktung der Presseveröffentlichung dadurch nicht
gestört. Insofern ist es legitim, eine Ausnahme bis zu dieser Grenze zu
machen.

Zusatzfrage: Werden diese Beschränkungen auch für andere
Urheberrechtsarten, zum Beispiel Werke von Filmproduzenten, gelten?

Zimmermann: Die Ausnahme, wie sie jetzt umgesetzt ist, gilt für das
Presseleistungsschutzrecht. Welche übrigen Teile der Reform noch umzusetzen
sind, wird man dann sehen. Dazu kann ich im Moment noch keine Auskunft
geben.

Zusatzfrage: Als Zeitraum für die Stellungnahme wurde der Zeitraum bis Ende
Januar gewählt, obwohl die Umsetzung eigentlich bis 2021 Zeit hat. Warum
haben Sie einen so kurzen Zeitraum gewählt? Was ist die Begründung dafür?

Zimmermann: Wie Sie richtig gesehen haben, werden bestimmte Aspekte der
Urheberrechtsreform vorgezogen. Wir hatten auch schon angekündigt, dass wir
dafür eine zeitnahe Umsetzung anstreben. Anlass war eine Entscheidung des
Europäischen Gerichtshofes aus dem September, in der die deutsche Regelung
zum Leistungsschutzrecht für unanwendbar erklärt (akustisch unverständlich)
Da besteht daher das Bedürfnis, das möglichst zeitnah mit einer
vorgezogenen Umsetzung für diesen Bereich zu korrigieren.

Frage: Bisher hat das Leistungsschutzrecht online immer nur Texte
betroffen. Warum jetzt überhaupt Fotos, Forscherbilder, Videos?

Zimmermann: Es ist eine Erweiterung der Erlaubnis. Es stärkt die Freiheit
des Netzes, indem die Ausnahmen erweitert werden.

Zusatz: Es stärkt die Freiheit des Netzes.

Zimmermann: Genau. Es wird eine Erlaubnis für Bilder mit einer Länge von
bis zu 128 Pixeln geschaffen. Sie dürfen verwendet werden, weil dadurch
Verwertungsinteressen aus unserer Sicht nicht beeinträchtigt werden.

Zusatzfrage: Aber sie durften ja vorher schon verwendet werden. Warum
musste das jetzt überhaupt geändert werden? Warum kommt das jetzt
überhaupt?

Zimmermann: Soweit Erlaubnisse ohnehin schon gegeben sind wie insbesondere
die Erlaubnis zu Privatkopie und Ähnliches, bleibt der Anwendungsbereich
uneingeschränkt. Das bleibt unangetastet.

Frage: Ich möchte den neuesten Sachstand in Sachen der Grundrente abfragen.
Wie sieht es mit dem Zeitplan und der Kabinettsbefassung aus?

Es gab Berichte, dass das Gesundheitsministerium sozusagen Einspruch
eingelegt habe. Stimmt das? Haben das auch andere Ministerien getan?

StS Seibert: Ich fürchte, der Sachstand entspricht dem, den wir hier auch
am Freitag verkündet haben. Der Gesetzentwurf zur Grundrente befindet sich
in der Ressortabstimmung, über die wir hier nicht im Detail berichten. Die
Bundesregierung arbeitet daran, dass die Grundrente zeitnah im Kabinett
beschlossen werden kann.

Zusatzfrage: Was heißt "zeitnah"?

StS Seibert: "Zeitnah" kann ich heute nicht genauer erklären.

Zusatzfrage: Möchte jemand noch etwas zu den Einsprüchen sagen?

Ewald: Es ist genau so, wie Herr Seibert es gesagt hat. Ich kann das nicht
ergänzen.

Schneider: Ich kann das auch nur eins zu eins bestätigen. Während der
Ressortabstimmung nehmen wir zu einzelnen Kritikpunkten generell nicht
Stellung.

Meine Kollegin Frau Haas hat am Freitag schon betont, dass wir eine
zeitnahe Kabinettsbefassung anstreben. Das bleibt so.

Frage: Herr Seibert, gegebenenfalls Frau Wogatzki, zum Thema
Vermögensungleichheit: Passend zur Konferenz in Davos bringt Oxfam immer
wieder eine neue, aktuelle Studie heraus. Die aktuelle besagt, dass die
weltweit 2153 Milliardäre mehr Geld als 60 Prozent der Weltbevölkerung
zusammen haben. Auch die Vermögensungleichheit in Deutschland und Europa
nimmt zu.

Hält die Bundesregierung diese immer weiter auseinandergehende Schere
zwischen Arm und Reich für ein Problem an sich? Was tut sie auf nationaler
wie globaler Ebene aktuell zu diesem Thema?

Wogatzki: Ich kann Sie darauf hinweisen, dass die jetzige Regierung viel
tut, um das Einkommen insbesondere von Familien mit Kindern und um mittlere
und Kleine Einkommen zu stärken. Das führt zu einem Mehr an Nettoeinnahmen
in Höhe von 25 Milliarden Euro, was ein ganz schöner Batzen ist, in der
vollen Jahreswirkung ab 2021.

Zusatzfrage: Ich habe hier nach den Superreichsten gefragt, und Sie kommen
jetzt mit Familiensteuern und Familienpolitik.

Herr Seibert, was tut die Bundesregierung, damit die massive Ungleichheit
weltweit, aber auch in Deutschland - - - In Deutschland ist es ja, glaube
ich, so, dass 46 Deutsche so viel besitzen wie die untersten 42 Millionen.
Was tut die Bundesregierung national und global dagegen?

StS Seibert: Unsere Politik zielt, wie die Kollegin gerade schon sagte,
darauf ab, dass Familien, Menschen der Mittelschicht möglichst viel von
ihrem erarbeiteten Geld übrigbehalten. In dieser Legislaturperiode wie auch
in den vergangenen Legislaturperioden hat es Maßnahmen gegeben, um genau
diese Bevölkerungsgruppe zu entlasten.

Bei uns ist das Steuersystem so angelegt, dass es natürlich auch immer von
denen nimmt, die besonders viel haben, und dass diejenigen, die wenig
haben, wenig oder gar keine Steuern zahlen müssen. Der Gedanke des sozialen
Ausgleichs ist nicht nur in dieser Bundesregierung, er ist in unserem
Wirtschafts- und Steuersystem angelegt. Die Arbeit daran ist nie zu Ende.
Man wird immer wieder neu reagieren müssen. Aber das hat sich durch die
Untersuchung, auf die Sie sich beziehen, nicht geändert.

Zusatz: Jetzt haben Sie schon wieder über die Familien geredet. Ich rede
von den Superreichsten. Die wollen Sie also nicht mehr belasten, weiter
belasten. Die machen schon genug; die zahlen schon genug.

StS Seibert: Ich habe Ihnen dazu heute jedenfalls keine Pläne zu verkünden.

Frage: Es gibt auch eine Studie des Weltwirtschaftsforums, was den sozialen
Aufstieg angeht. In dieser Studie landet Deutschland auf Platz elf. Eine
der Hauptursachen seien die ungleichen Bildungschancen. Es werden
gemeinsame Anstrengungen von Konzernen und Regierung gefordert. Sehen Sie
ebenfalls Handlungsbedarf, was die Bildungschancen angeht?

StS Seibert: Bevor ich hier weitere Studien kommentiere, sollten sie mir,
denke ich, vorliegen, sollte ich sie kennen und sollten sie auch von der
Bundesregierung ausgewertet sein. Das kann ich hier jedenfalls heute nicht
bieten. Also werden wir uns das anschauen.

Frage: "Newsweek" hat Sonntag einen Bericht veröffentlicht, nach dem es
eine unmittelbare Bedrohung für US-Soldaten in Deutschland geben solle. Das
sei angeblich auch vom US-Oberkommando in Europa bestätigt worden. Nachdem
deutsche Behörden darüber informiert worden seien, sei angeblich
festgestellt worden, dass es gar keine Bedrohung gegeben habe.

Meine Frage an das BMI: Können Sie uns etwas dazu sagen, ob es eine
Bedrohung gab und, falls ja, inwiefern, in welcher Form?

Grünewälder: Die Berichte, die Sie ansprechen, kenne ich nicht.

Zur Bedrohungslage in Deutschland ist zu sagen, dass sie unverändert ist,
wie sie ist. Alles andere müsste ich Ihnen nachreichen. Es gibt keine
Erhöhung oder Verringerung der Bedrohung in letzter Zeit; es ist
unverändert.

Frage: Eine Frage an das Wirtschaftsministerium, auch im Vorfeld von Davos:
Die britische NGO CDP hat weltweit, glaube ich, 8000 Unternehmen untersucht
und ein Ranking im Hinblick auf Umweltschutz erstellt. Darunter haben nur
neun deutsche Unternehmen die Bestnote A erhalten. Diese Note setzt sich
zum einen aus wirksamen Maßnahmen zum Umweltschutz und zum anderen aus
Transparenz der Maßnahmen zusammen.

Kennen Sie diese Studie? Wie bewerten Sie es, dass deutsche Unternehmen
relativ schlecht abschneiden? Was gedenken Sie gegebenenfalls dagegen zu
tun?

Eichler: Ich kenne diese Studie nicht und kann mich deshalb derzeit dazu
nicht äußern.

Zusatzfrage: Würde es Sinn machen, darum zu bitten, dass Sie sich kundig
machen und nachliefern?

Eichler: Das kann ich gern tun.

Frage: Der iranische Außenminister hat heute damit gedroht, dass der Iran,
wenn die Europäer bei ihrer Haltung blieben, die Streitschlichtung
anzurufen, aus dem Atomwaffensperrvertrag austreten würde. Ich wüsste gern
Ihre Reaktion dazu.

Ich wüsste auch gern, wann denn das Treffen mit dem Iran im Rahmen des
Streitschlichtungsmechanismus stattfinden soll.

Breul: Zu Ihrer zweiten Frage kann ich Ihnen leider noch kein Datum nennen.
Ich meine, ich hätte es Freitag schon erwähnt: Es ist jetzt Sache des Hohen
Vertreters der EU, mit den beteiligten Staaten einen Termin zu finden und
das dann entsprechend einzuberufen.

Zu Ihrer ersten Frage: Die Äußerung habe ich gesehen. Solche Äußerungen gab
es auch schon in der Vergangenheit. Ich denke, unsere Position dazu ist
bekannt. Wir halten es nach wie vor so, dass wir uns nicht nach
Ankündigungen richten, sondern nach dem tatsächlichen Verhalten. So wollen
wir es auch in diesem Falle halten.

Zusatzfrage: Sehen Sie es also nicht als Eskalation, da Sie darauf
hinweisen, dass er das ja früher schon einmal angedroht hat?

Breul: So können Sie das sehen.

Frage: Es kursiert gerade der Entwurf des Whitepapers der EU-Kommission zum
Stichwort "künstliche Intelligenz". Darin ist auch von einem Moratorium für
die Gesichtserkennung im öffentlichen Raum von drei bis fünf Jahren die
Rede.

Inwiefern hält das BMI ein solches Moratorium für sinnvoll oder für nicht
zielführend?

Grünewälder: Auch diesen Bericht, auf den Sie sich beziehen, kenne ich
jetzt nicht.

Zum Thema der Gesichtserkennung ist allerdings allgemein zu sagen, dass das
BMI das als wichtige Form ansieht, um zum Beispiel Verbrechen aufzuklären.
Der Einsatz von Gesichtserkennungssoftware wurde zum Teil positiv getestet.

Unser Ziel ist es nun, das gesetzlich abzusichern und eine Regelung im
Bundespolizeigesetz als Grundlage für eine rechtssichere Anwendung solcher
Computerprogramme zur Gesichtserkennung zu schaffen. Diese Novelle des
Bundespolizeigesetzes wird gerade vorbereitet. Wenn der Entwurf steht,
können wir dazu näher informieren.

Zusatzfrage: Zum Bundespolizeigesetz im Kontext der Gesichtserkennung:
Welche Maßnahmen zur Ermittlung der Technikfolgen und der
gesellschaftlichen Folgen trifft das BMI? Inwieweit wird es diese Maßnahmen
und die Ergebnisse transparent machen?

Grünewälder: Wenn die Maßnahmen feststehen, werden wir sie sehr transparent
machen. Im Moment befindet sich die Novelle des Bundespolizeigesetzes, wie
gesagt, in der Vorbereitung. Wenn dieser Prozess abgeschlossen ist, werden
wir Ihnen weiter berichten.

Zusatzfrage: Die Frage nach dem Moratorium würde ich gern an das
Justizministerium weitergeben. Halten Sie im Sinne der
Technikfolgenabschätzung ein Moratorium von drei bis fünf Jahren für
Gesichtserkennung für hilfreich, um sich darüber klar zu werden, was diese
Technologie kann und wie sie eingesetzt werden könnte, sollte oder
vielleicht auch nicht eingesetzt werden dürfte?

Zimmermann: Das federführende Ministerium hat sich dazu ja bereits
geäußert. Ich habe dazu im Moment keine Ergänzungen.

Frage: Herr Grünewälder, Sie haben gesagt, es sei positiv getestet worden.
Wann und wo war das der Fall?

Grünewälder: Am Bahnhof Berlin-Südkreuz wurde ein Pilotprojekt mit Software
zur Gesichtserkennung durchgeführt. Es wurde 2018 abgeschlossen. Es wurde
ausgewertet, und auf Grundlage dieser Auswertungen bemühen wir uns nun
darum, im Bundespolizeigesetz eine gesetzliche Grundlage zu schaffen. Es
geht darum, insbesondere Bahnhöfe und Flughäfen besser zu schützen und dort
erfolgreicher nach gesuchten Straftätern und Gefährdern zu fahnden.

Frage: Können Sie uns vielleicht nachreichen, warum Sie das als positiv
bewerten? Denn die Experten und zum Beispiel der Chaos Computer Club, der
sich am besten damit auskennt, haben gesagt, dass dieser Test überhaupt
nicht überzeugend gewesen sei und die Ergebnisse absichtlich geschönt
worden seien.

Grünewälder: Dazu brauche ich nichts nachzureichen. Sie können auf unserer
Homepage nachsehen: www.bmi.bund.de. Dazu wurde Ende 2018 eine
Pressemitteilung veröffentlicht, in der alles Nötige steht. Ich kann sie
Ihnen auch gern zuschicken, wenn Sie wollen. Aber das alles ist öffentlich
zugänglich.

Zusatzfrage: Es geht um die Kampagne #Dorfkinder des
Bundeslandwirtschaftsministeriums. Im Internet wird sich jetzt darüber
lustig gemacht und die Aktion #Dorfkinder als Chance genutzt, sich über das
Landleben zu beschweren, wie das Leben im Vergleich zur Stadt ist. Es fängt
bei Internetzugang usw. an.

Mich würde aber interessieren, was diese Kampagne kostet, wie lange sie
laufen soll und wer dahintersteckt, also welche Agentur.

Lenz: Erst einmal kann ich sagen, dass es das Ziel ist, die ländlichen
Regionen positiv darzustellen und, wie sie schreiben, unter dem Hashtag
Woche haben wir auch eine Veranstaltung, einen Dorfwettbewerb, auf der das
ehrenamtliche Engagement in den Dörfern ausgezeichnet werden soll. Das
findet noch in dieser Woche statt.

Zu dem Rahmen dieser Kampagne kann ich Ihnen jetzt von hier aus nichts
sagen. Das habe ich nicht im Kopf, aber das reiche ich Ihnen gern nach.

Zusatzfrage: Würde sich die Ministerin als Dorfkind bezeichnen?

Lenz: Wie Sie vielleicht wissen, kommt die Ministerin aus einem Dorf; sie
kommt aus Guldental. Ich weiß nicht, ob sie sich selbst als Dorfkind
bezeichnen würde. Aber der Hashtag #Dorfkinder richtet sich nicht nur an
Menschen, die geografisch aus Dörfern kommen, die dort geboren sind oder
dort leben, sondern es geht ein bisschen um das Thema, wie man Dörfer
darstellt, wie man das ländliche Leben und das Leben in den ländlichen
Regionen darstellt, wie man auch dazu steht. Das bezieht sich nicht nur auf
Menschen, die gerade in einem Dorf leben, sondern es geht um ein "mindset",
wie man heute so schön sagt.

Zusatzfrage: Können Sie damit leben, dass die Leute diesen Hashtag online
nutzen, um ihre negative Situation darzustellen?

Lenz: Was heißt "damit leben"? Sie haben eben das Thema des Internetzugangs
angesprochen. Daran arbeiten wir. Es gibt die Mobilfunkstrategie der
Bundesregierung. Auch die Ministerin hat sich mehrfach dazu geäußert, dass
wir 5G nicht nur an jeder Milchkanne, sondern über jedem Acker brauchen.
Die digitale Landwirtschaft und die Digitalisierung in der Landwirtschaft
sind sehr wichtig, und dafür brauchen wir natürlich den Internetzugang.

Natürlich gibt es noch Probleme. In den ländlichen Räumen gibt es
Herausforderungen. Aber daran arbeiten wir.

Zusatzfrage: Das reichen Sie nach, ja?

Lenz: Ja, die Eckdaten zur Kampagne reichen wir nach.

Frage: Der CSU-Chef, Herr Söder, hat gefordert, dass sich der nächste
Koalitionsausschuss am 29. Januar auch mit einer Reaktion auf die jüngsten
Bauernproteste befassen solle. Herr Seibert, wird das so kommen?

An das Landwirtschaftsministerium: Unterstützen Sie diese Forderung?

StS Seibert: Da der Koalitionsausschuss in erster Linie eine Veranstaltung
der Parteien ist, kann ich Ihnen über seine Tagesordnung hier keine
Auskünfte geben. Das Thema Situation der Landwirtschaft und Proteste der
Landwirte beziehungsweise einiger Landwirte ist ja in der Bundesregierung
längst angekommen. Die Bundeskanzlerin hat gemeinsam mit der
Landwirtschaftsministerin ja auch Ende vergangenen Jahres ein Treffen dazu
mit Landwirten gehabt. Aber über die nächste Sitzung des
Koalitionsausschusses und seine Tagesordnung kann ich Ihnen keine Auskunft
geben.

Lenz: Das kann ich nur unterstreichen. Ich würde aber gerne auch noch
wiederholen, was ich am Freitag schon gesagt hatte, nämlich dass in dieser
Woche das Nationale Dialogforum auf der Grünen Woche stattfinden wird, wo
verschiedene Experten zusammenkommen. Das ist der Auftakt eines
Dialogprozesses zwischen den verschiedenen Beteiligten - zwischen
Verbrauchern, Landwirten, Umweltverbänden und anderen Gruppierungen -, weil
wir hier sehen - und das haben ja auch die Demonstrationen der vergangenen
Woche wieder gezeigt -, dass es hier einen gesamtgesellschaftlichen
Verständigungsbedarf gibt. Insofern ist das der Auftakt. Weitere
Veranstaltungen werden ab dem Frühjahr in ganz Deutschland stattfinden.

Zusatzfrage: Was würden Sie denn sagen, warum klappt es mit dieser
Verständigung so schlecht, dass hier ständig Trecker durch Berlin fahren?

Lenz: Das ist eine sehr komplexe Frage, und die Antwort ist natürlich auch
entsprechend komplex. Die Ministerin hat sich dazu schon mehrfach geäußert.
Es ist eine Mischung aus verschiedenen Dingen, die da eine Rolle spielt:
Das sind einmal die gesellschaftlichen Erwartungen, die an die Landwirte
gestellt werden, die, so wie wir das sehen, an der Ladenkasse nicht immer
entsprechend umgesetzt werden. Es gibt da also Erwartungen, aber es kostet
natürlich auch Geld, diese Erwartungen dann als Landwirte umzusetzen. Da
arbeiten wir an einer gewissen Verbrauchersensibilisierung. Entsprechend
steht auch unsere Ausstellung auf der Grünen Woche unter dem Motto "Du
entscheidest", um eben den Verbrauchern die verschiedenen Möglichkeiten
aufzuzeigen, wie sie selbst auf verschiedene Bereiche - auf das Thema
Tierwohl, auf das Thema Umweltschutz - Einfluss nehmen können um das
Engagement der Bauern und der Landwirte da auch zu honorieren.

Es gibt aber auch bestimmte Dinge, die gerade anstehen - ich denke da an
die Verschärfung der Düngeverordnung, zu der wir auf europäischer Ebene
verpflichtet sind -, die natürlich eine besondere Herausforderung für die
Landwirte darstellen. Wir unterstützen da auch, aber wir sehen auch, dass
das für die Bauern nicht ganz einfach ist.

So viel nur, um das einmal kurz anzureißen - es gibt natürlich noch viel
mehr dazu zu sagen. Das sind die Themen, die wir sehen. Wie Sie aber auch
sehen, gibt es da einen Bedarf der Verständigung und des Dialogs.

Frage: An das Wirtschaftsministerium zur Einstufung des
Überwasserschiffbaus als Schlüsseltechnologie: Es gab ja eine Debatte im
Zusammenhang mit der Vergabe eines milliardenschweren Fregattenauftrags in
die Niederlande. Da wurde darauf verwiesen - auch von Frau
Kramp-Karrenbauer -, dass im Koalitionsausschuss verabredet worden sei,
dass die Schlüsseltechnologien erneut gesetzlich festgeschrieben werden.
Dazu soll auch dieser Überwasserschiffbau gehören. Können Sie uns sagen,
wie weit Sie sind und ob das noch Stand der Planung ist?

Eichler: Da kann ich Ihnen gerade leider nicht den aktuellen Stand sagen,
das müsste ich Ihnen nachreichen.

Frage: Eine Frage an das BMVg zum Stichwort Cyber Innovation Hub: Am
Wochenende gab es Berichte, dass es aus der Opposition Kritik gebe, was die
Information durch das Bundesverteidigungsministerium angeht, und dass es
Bedenken seitens des Beschaffungsamtes in Koblenz gegeben habe, was den
Umgang mit Geldern angeht. Warum sind diese Informationen dem
Haushaltsausschuss nicht zugegangen?

Darüber hinausgehend: Inwieweit sind Sie zufrieden damit, was der Cyber
Innovation Hub der Bundeswehr letztlich an Innovationen eingebracht hat?

Collatz: Zu Ihrer ersten Frage kann ich sagen, dass man sich da auf
Informationen beruft, die einen internen Teilbericht zur Ursache haben.
Dieser Bericht wurde vom zuständigen Referat im BMVg untersucht, als in
sich inkonsistent bewertet und deswegen zur erneuten Überprüfung an das
BAAINBw zurückgegeben. Der Bericht soll jetzt im Rahmen einer konsistenten
Prüfung bis März dieses Jahres vorgelegt werden, und er wird dann
selbstverständlich auch dem Verteidigungsausschuss zur Kenntnis gegeben.

Zum zweiten Teil Ihrer Frage: Der Cyber Innovation Hub soll ja agile
Ansätze in die Bundeswehr hineinbringen beziehungsweise unterstützen, dass
diese agilen Ansätze gerade bei den Entwicklungen in Richtung Cyber
unterstützt werden. Dort wurde eine Start-up-Datenbank mit über 18 000
Unternehmen entwickelt, die für eine Zusammenarbeit infrage kommen, sowie
ein Reservistennetzwerk aufgebaut. Das sehen wir durchaus als Erfolg an.
Insgesamt wurden dort über 70 Projekte mit Start-up-Unternehmen initiiert,
von denen bislang 18 zu einer Evaluation in der Bundeswehr genutzt werden
konnten. Darüber hinaus habe ich noch keine weiteren abschließenden Zahlen
vorliegen, weil das auch noch ein wenig der Bewertung bedarf. Aber das sind
schon einmal die Zahlen, die ich Ihnen nennen kann, und das bewerten wir
als Teilerfolg.

Zusatzfrage: Der Etat, den der Cyber Innovation Hub hatte, wurde nicht in
irgendeiner Art und Weise überzogen?

Collatz: So ist es. Ihm wurde ein Gesamtetat zur Verfügung gestellt, der in
verschiedene Ausgabenbereiche aufgeteilt war, und der wurde jeweils
kontrolliert und eingehalten.

Frage: An das Bundesinnenministerium, auch wenn es sich zunächst einmal um
einen Konflikt auf Landesebene zu handeln scheint: In Nordrhein-Westfalen
sind 16 Kommunen Mitglieder des Bündnisses "Sichere Häfen". Das sind die
Kommunen, die von sich aus Bootsflüchtlingen Hilfe anbieten wollen. Nun hat
der Integrationsminister des Landes gesagt, er lehne die Privilegierung
einzelner Flüchtlingsgruppen ab.

Meine erste Frage ist eine Lernfrage: Sind die Hilfsangebote der Kommunen
im Grund substanzlos, wenn die Landesebene sagt "Nein, machen wir nicht"?

Zum Zweiten: Bundesinnenminister Seehofer hat in der Vergangenheit die
Aufnahmebereitschaft von Kommunen ausdrücklich gelobt. Wie bewertet er es
dann, wenn die Landesebene da jetzt einen Riegel vorschiebt?

Grünewälder: Es ist unverändert so, dass der Bundesinnenminister es gut
findet, dass sich Kommunen bereiterklärt haben, Flüchtlinge aufzunehmen.
Bereits Anfang 2018 hat das BMI das BAMF angewiesen, diese Bereitschaft an
die Länder weiterzugeben, sodass bei der Verteilung von Flüchtlingen nach
dem Königsteiner Schlüssel diese Kommunen in den Ländern besonders
Berücksichtigung finden können.

Es ist dann also Sache der Länder, in welche Kommunen die Flüchtlinge
jeweils verteilt werden. In der Regel gibt es auch in den Ländern
Schlüssel, aber diese Kommunen können, wenn sie das möchten, besonders
berücksichtigt werden. Das hat aber nichts mit der Frage zu tun, dass
grundsätzlich der Bund dafür verantwortlich ist, nach dem Dublin-Verfahren
die Zuständigkeit für die Übernahme von Flüchtlingen zu klären. Die
Flüchtlinge werden dann nach dem Königsteiner Schlüssel auf die Länder
verteilt, und die Länder wiederum nehmen dann die Verteilung auf die
Kommunen vor.

Insofern ist die Äußerung von Herrn Stamp kein Widerspruch zu der Haltung
des Bundesinnenministers. Er begrüßt das Engagement und überlässt es den
Ländern, die Verteilung auf die Kommunen vorzunehmen.

Zusatzfrage: Nun ist es aber so, dass die Äußerung des Landesministers
bedeutet, dass die Aufnahmebereitschaft der Kommunen, die im politischen
Willen mit der Position des Bundesinnenministers übereinstimmt, nicht
realisiert werden kann. Wünscht sich der Bundesinnenminister, dass das
Engagement der Kommunen tatsächlich realisiert werden kann? Würde es ihn
freuen, wenn die Landesebene ihre Bedenken zurückzieht?

Grünewälder: Der Bundesinnenminister begrüßt, wie gesagt, die Bereitschaft
der Kommunen, sich hier zu engagieren. Alles Weitere und wie sie dann damit
umgehen, ist Sache der Länder.

Frage: Diesbezüglich würde mich noch interessieren: Im Dezember - knapp vor
Weihnachten - haben Länder wie Thüringen, Niedersachsen und Berlin
gegenüber dem Bund und dem Bundesinnenminister den Wunsch geäußert,
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge aufzunehmen. Können Sie uns da kurz
den Stand der Verhandlungen mitteilen?

Grünewälder: Sie meinen die Flüchtlinge aus griechischen Lagern?

Zusatz: Korrekt.

Grünewälder: Auch da ist die Haltung unverändert: Der Bundesinnenminister
ist der Auffassung, dass wir eine grundlegende Neuregelung des Asylrechts
auf europäischer Ebene brauchen. Daran arbeiten wir und dazu hat der
Bundesinnenminister Vorschläge vorgelegt, die im europäischen Ressortkreis
gut aufgenommen worden sind. Parallel dazu leistet die Bundesregierung
Hilfe, um die Situation in griechischen Flüchtlingslagern zu verbessern.
Das ist unser Stand, und ansonsten gibt es aus unserer Sicht keinen Bedarf
an weiteren Maßnahmen.

Frage: Zum Coronavirus: Gibt es irgendwelche Sicherheitsmaßnahmen, die die
Bundesregierung dahingehend schon plant oder vornimmt? Wenn ja, wie würden
solche Sicherheitsvorkehrungen aussehen?

Breul: Ich kann sozusagen den Auslandsteil schon einmal vorwegnehmen,
während der Kollege sich setzt: Wir gehen natürlich in unseren Reise- und
Sicherheitshinweisen auf der Homepage des Auswärtigen Amts auf die
aktuellen Entwicklungen ein. Wichtig ist jetzt vor allem, dass die Ursache
und die Verbreitungswege der Infektion schnell geklärt werden. Nach dem,
was wir derzeit wissen, besteht ein Verbreitungsrisiko eher für Länder, die
viel Reiseverkehr mit der Provinz Wuhan haben. Insofern sehen wir nicht uns
betroffen, sondern vor allem zunächst die Nachbarregionen der betroffenen
Provinz.

Ewald: Ich kann das gern noch ergänzen. Ausbrüche mit bisher unbekannten
Erregern - und mit so einem Erreger haben wir es hier zu tun - sind immer
ein Grund für besondere Beobachtung und Analysen. Die Gefahr, die mit einem
solchen Ausbruch einhergeht, hängt wesentlich mit den Eigenschaften des
bisher unbekannten Erregers zusammen. Die meisten bisher bekannten Fälle
stehen in Zusammenhang mit dem Aufenthalt auf einem lokalen Meeresfrüchte-
und Tiermarkt in der zentralchinesischen Stadt Wuhan.

Es gibt bislang aber keine Hinweise darauf, dass sich das Virus leicht von
Mensch zu Mensch überträgt. Basierend auf den bisher zur Verfügung
stehenden Informationen schätzt das Robert-Koch-Institut das Risiko für die
Gesundheit der Bevölkerung in Deutschland derzeit insgesamt als sehr gering
ein. Die Lageentwicklung und auch die Risikobewertung werden, wie üblich in
sollen Fällen, kontinuierlich durch das Robert-Koch-Institut beobachtet und
analysiert. Sie finden auf der Seite des Robert-Koch-Instituts auch jeweils
aktuelle Lageeinschätzungen dazu, die insbesondere auch im Austausch mit
der Weltgesundheitsorganisation erstellt werden.

Frage: An das Wirtschaftsministerium und das Finanzministerium zum
Kohleausstieg: Könnten Sie noch einmal erläutern, wie es jetzt mit den
CO2-Zertifikaten weitergeht? Steht schon die Entscheidung fest, dass die
gecancelt werden? Wann soll darüber entschieden werden, in welchem Volumen
beziehungsweise in welcher Höhe die jetzt als Kompensation für den
Kohleausstieg gecancelt werden?

Eichler: Es soll eine Regelung dafür getroffen werden, wie Zertifikate aus
dem Handel genommen werden können. Details dazu kann ich Ihnen im Moment
noch nicht nennen.

Wogatzki: Ich würde da auf das federführende BMWi verweisen und habe nichts
zu ergänzen.

Zusatzfrage: Es steht also noch nicht fest, dass die gecancelt werden,
sondern es ist immer noch in der Diskussion, ob die jetzt in den EU-Handel
mit eingebracht werden?

Eichler: Nein, ich habe ja gerade gesagt: Es soll eine Regelung im
Kohleausstiegsgesetz dazu getroffen werden. Wie die im Detail aussehen
wird, kann ich Ihnen jetzt noch nicht sagen.

Haufe: Damit es noch einmal klar ist: Die Emissionszertifikate, die durch
ein geschlossenes Kraftwerk frei werden, werden gelöscht. Das Prozedere ist
nicht ganz so einfach; das wird noch festgelegt.

Zusatzfrage: Sagen auch das Finanzministerium und das

Wirtschaftsministerium, dass die gelöscht werden?

Eichler: Ich habe es zweimal gesagt, ja.

Zusatzfrage: Das habe ich aber so deutlich nicht herausgehört. Sie haben
gesagt, es werde eine Regelung getroffen.

Eichler: Es wird eine Regelung zur Löschung getroffen - ja, zur Löschung.

Ich habe außerdem noch eine Nachlieferung für den Kollegen (zum Thema
Einstufung des Überwasserschiffbaus als Schlüsseltechnologie): Das
Strategiepapier zur Sicherheits- und Verteidigungsindustrie in Deutschland,
auf das Sie sich beziehen, befindet sich gerade in der Ressortabstimmung,
und wir wollen damit möglichst zeitnah ins Kabinett. Einen konkreten Termin
kann ich Ihnen noch nicht nennen.

Frage: Stichwort Polizeigewalt in Frankreich: Es gab auch am Samstag wieder
sehr brutale Bilder und Videos von Polizisten, die da auf Demonstranten
einprügeln. Vergangene Woche hat sich der französische Innenminister dazu
geäußert und hat zur Mäßigung aufgerufen. Wie beurteilt denn die
Bundesregierung oder das Auswärtige Amt die Polizeigewalt in Frankreich?

Zweite Frage: Ist eine Verurteilung dieser Polizeigewalt geplant, wie es
zum Beispiel auch mit Blick auf andere Länder geschieht?

StS Seibert: "Russia Today" fragt uns ja sehr regelmäßig danach, und die
Antwort bleibt immer die gleiche, nämlich dass wir das, was Sie da nennen,
nicht kommentieren. Das sind Debatten, die in Frankreich zu führen sind.

Zusatzfrage: Diese Frage ist jetzt ja eigentlich unabhängig von "Russia
Today". Es ist vielmehr eine Tatsache, dass die Polizei in Frankreich mit
äußerster Härte gegen die Demonstranten durchgreift, und die Frage ist, ob
die deutsche Regierung sich dazu äußern möchte - unabhängig von "Russia
Today", denn ich denke, das würde auch andere interessieren.

StS Seibert: Es bleibt bei der Antwort, die wir Ihnen dazu schon viele Male
gegeben haben.

Montag, 20. Januar 2020

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 20. Januar 2020

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-20-januar-2020-1714218
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FINANZEN/2259: Die Finanztransaktionssteuer von Scholz ist ein Irrweg

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 21. Januar 2020

TONCAR: Die Finanztransaktionssteuer von Scholz ist ein Irrweg



Zur Kritik des österreichischen Finanzministers Blümel an der
Finanztransaktionssteuer erklärt der finanzpolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Dr. Florian Toncar:

"Österreich hat erkannt, was längst alle wissen: Die Aktiensteuer von
Finanzminister Scholz ist ein Irrweg. Sie würde in erster Linie den
Bürgern die private Altersvorsorge erschweren. Ein Scheitern dieser
neuen Steuer wäre daher sehr zu begrüßen. Es spricht Bände, dass die
Bundesregierung durch die Umverteilung des Steueraufkommens zwischen
den Staaten kleinere Länder einkaufen will. Das wäre eine weitere
Belastung des deutschen Steuerzahlers. Klar ist: Von der Großen
Koalition haben Kleinanleger nichts Gutes zu erwarten, zu sehr sind
Finanzminister Scholz und Bundeskanzlerin Merkel inzwischen
Getriebene eines Linksrucks in ihren Parteien. Statt die Geldanlage
am Aktienmarkt zu bestrafen, brauchen wir gerade in Zeiten des
Nullzinses Schritte in die entgegengesetzte Richtung. Als
FDP-Fraktion wollen wir private Altersvorsorge und Vermögensaufbau
endlich attraktiver machen und Kursgewinne von Wertpapieren nach
einer Haltefrist von fünf Jahren steuerfrei stellen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990
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UMWELT/936: Bundesregierung hat beim Kohleausstieg viel falsch gemacht

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 21. Januar 2020

KÖHLER: Bundesregierung hat beim Kohleausstieg viel falsch
gemacht



Zur Kritik von ehemaligen Mitgliedern der Kohlekommission erklärt der
klimapolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Lukas Köhler:

"Die Kritik macht deutlich, wie viel die Bundesregierung beim
Kohleausstieg falsch gemacht hat. Statt konsequent auf den
funktionierenden EU-Emissionshandel zu setzen, der Kohlestrom über
den CO2-Preis unwirtschaftlich und damit unnötig gemacht hätte, hat
sie sich für Planwirtschaft samt Entschädigungszahlungen entschieden.
Statt bei Klima- und Energiepolitik einen nationalen Konsens
anzustreben, hat sie dies nur angekündigt und dafür die CO2-Steuer
noch vor ihrer Einführung zusammen mit den Grünen erhöht. Diese
Politik ist kein effektiver Beitrag zum Klimaschutz, sondern ein
Sammelsurium voller Tücken und Widersprüche. Auch die Kohlekommission
hat dazu ihren Beitrag geliefert. Das fällt der Großen Koalition nun
auf die Füße, auch wenn Bundeswirtschaftsminister Altmaier noch so
viel Selbstlob verbreitet. Notwendig wäre eine Ausweitung des
Emissionshandels auf alle Verursacher von Treibhausgasen. Das wäre
ein echter Beitrag zum Klimaschutz."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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HAMBURG/5013: Wohnraumförderung - Anteil günstiger Wohnungen sinkt weiter (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 21. Januar 2020

Wohnraumförderung: Anteil günstiger Wohnungen sinkt weiter



Der Senat hat heute die Bilanz für die Wohnraumförderung im Jahr 2019
vorgestellt. Demnach wurden 3.012 Wohnungen im 1. Förderweg
(Anfangsmiete 6,60 Euro/qm nettokalt) und 705 Wohnungen im
2. Förderweg (Anfangsmiete 8,70 Euro/qm nettokalt) gebaut. Bis 2030
soll der Bestand dieser öffentlich geförderten Wohnungen von heute
79.000 auf 83.000 Wohnungen steigen.

"So wird sich der Mangel an günstigen Wohnungen weiter verschärfen.
Denn obwohl über 100.000 Wohnungen bis 2030 neu gebaut werden sollen,
steigt die Zahl der günstigen, öffentlich geförderten Wohnungen nur um
4.000 an", stellt Heike Sudmann fest, die wohnungspolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft.
Dramatisch sei der Rückgang der besonders günstigen Wohnungen im
1. Förderweg. Bis 2030 werde dieser um knapp 5.000 auf dann 71.500
Wohnungen sinken (vgl. Drs. 21/19428, Nr. 6 vom 14.01.2020). Dabei
hätten heute schon nach Senatsangaben 368.000 Haushalte so wenig
Einkommen, dass sie die Berechtigung für diese Sozialwohnungen
erhalten könnten (Drs. 21/16076, S. 9). Selbst wenn der Kreis der
Berechtigten trotz steigender Einwohner_innenzahlen nicht wachsen
würde, gäbe es 2030 nur für jede_n fünfte_n Berechtigten eine
Sozialwohnung.

"Mit dieser rot-grünen Politik werden sich immer mehr Menschen in
Hamburg keine Wohnung mehr leisten können. Egal, ob mit oder ohne
Berechtigungsschein, wer keine leistbare Wohnung findet, wird aus
Hamburg verdrängt. Ich verstehe nicht, wie SPD und Grünen vor dieser
dramatischen Entwicklung die Augen verschließen können oder sie sogar
abstreiten. Soziale Gerechtigkeit geht anders."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 21. Januar 2020

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3453: Ehrenamtliche Kontrollstrukturen haben bei AWO versagt (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 20. Januar 2020

Ehrenamtliche Kontrollstrukturen haben bei AWO versagt



Der parlamentarische Untersuchungsausschuss "Wohlfahrtsverbände" hat
den ehemaligen Geschäftsführer des AWO-Kreisverbandes Müritz als
Zeugen befragt.

Dazu erklärt der OB-Mann der SPD-Landtagsfraktion für den PUA Dirk
Stamer:

"Die Aussagen von Peter Olijnyk haben erneut bestätigt, was sich
bereits in den vorangegangenen Zeugenaussagen abzeichnete. Die
Kontrolle eines Verbandes, der sich in zahlreiche unterschiedlich
ausgerichtete Unternehmen und Geschäftszweige untergliedert, ist durch
ehrenamtliche Vorstände kaum oder gar nicht zu leisten. Doch darf man
nicht der Versuchung erliegen, hierfür das Ehrenamt verantwortlich zu
machen. Viele Menschen in unserem Land haben sich mit ihrem Engagement
in der Wohlfahrt sehr verdient gemacht. Wenn einige wenige
Hauptamtliche daraus Profit schlagen, dürfen die Rechtschaffenen
jedoch nicht unter Generalverdacht gestellt werden. Deswegen ist es
gut, dass wir mit dem Wohlfahrtsgesetz klare neue Regeln formuliert
haben. Das ist wohl die wichtigste Erkenntnis aus dem bisherigen
Verlauf der Untersuchung."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360
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Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/5338: Cyber-Kriminalität (CDU)

Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
20.01.2020

Cyber-Kriminalität / Pressekonferenz des Innenministers

Dirk Herber: Stärkung der Sicherheit im digitalen Raum muss zukünftig
hohe Priorität haben



Zur heutigen Pressekonferenz des Innenministers, bei der neue
Strategien gegen Cyber-Kriminalität vorgestellt wurden, erklärt der
innenpolitische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion Dirk Herber:

"Die Stärkung der Sicherheit im digitalen Raum muss zukünftig hohe
Priorität haben. Ganz selbstverständlich nutzen wir jeden Tag
Computer, Tablets und Smartphones - wir surfen im Internet, wickeln
unsere Bankgeschäfte online ab und bestellen auf verschiedenen
Webplattformen. Vor diesem Hintergrund muss die Bekämpfung der
Cyberkriminalität, zum Schutz der Bürgerinnen und Bürger, eine immer
größere Rolle einnehmen. Es ist unsere Aufgabe, die Nutzer zu
unterstützen, aufzuklären und Hilfe anzubieten.

Aber auch Wirtschaft und Versorgung des täglichen Lebens sind
mittlerweile sehr stark von der digitalen Welt und IT-Systemen
abhängig. Die Ausfälle solcher Systeme können oftmals tiefgreifende
Folgen mit sich bringen. Das birgt Sicherheitsrisiken, die wir nicht
unterschätzen dürfen. Gezielte Cyber-Attacken gegen Internetnutzer,
Unternehmen oder Verwaltungen sind in den vergangenen Jahren rasant
gestiegen. Zudem ist im Bereich der Cyber-Kriminalität von einer hohen
Dunkelziffer auszugehen. Denn Straftaten in diesem Bereich werden
häufig nicht entdeckt, wenn sie nicht proaktiv ermittelt werden. Dafür
sind hoch-spezialisierte Kriminalbeamte erforderlich. Deshalb hat die
CDU-Landtagsfraktion für diesen Bereich bereits einen deutlichen
Personalaufwuchs gefordert. Ziel muss es sein, die
Internetkriminalität in ihrer vollen Ausprägung ans Tageslicht zu
bringen."

Der innenpolitische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, Dirk Herber,
regt an, dass Bund und Länder - angesichts der Verwundbarkeit von
Institutionen, Firmen, Bürgerinnen und Bürgern im Netz - in der
Bekämpfung der Cyber-Kriminalität noch enger zusammenarbeiten müssen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. Januar 2020

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz
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Internet: www.cdu-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/5337: Krankenkassen wollen bestimmen, in welches Krankenhaus investiert werden soll (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
20.01.2020

Barmer-Vorschläge sind unausgegoren

SPD-Fraktion setzt sich für flächendeckende gesundheitliche Versorgung
ein



Zum heutigen Interview der Landesgeschäftsführerin der Barmer in
Rheinland-Pfalz und dem Saarland, Dunja Kleis, erklärt der
sozialpolitische Sprecher der SPD-Fraktion, Sven Teuber, und die
gesundheitspolitische Sprecherin, Kathrin Anklam-Trapp:

"Die von Frau Kleis vorgebrachten Vorschläge sind unausgegoren. Zum
einen wird deutlich, dass offenkundig genug Geld bei den Gesetzlichen
Krankenversicherungen vorhanden ist, um Mittel in die Krankenhäuser zu
investieren. Zum anderen wird ersichtlich, dass die Investitionen
allein deswegen ausbleiben, weil die Krankenkassen bestimmen wollen,
in welches Krankenhaus investiert werden soll. Offenbar sieht Frau
Kleis die Krankenkassen als "Ordnende Hand". Aus Sicht der
SPD-Fraktion wird hieran ein fragwürdiges Verständnis von den Aufgaben
und Funktionen von Krankenkassen, von Politik und demokratischer
Legitimation deutlich. Es ist zudem sehr entlarvend, wenn behauptet
werde, man könne die "Krankenhauslandschaft" besser aufstellen und
gleichzeitig betont werde, es seien einzelne Krankenhausstandorte zu
überprüfen und zu restrukturieren."

Teuber und Anklam-Trapp betonen: "Aus Sicht der SPD-Fraktion muss es
weiterhin in Rheinland-Pfalz eine flächendeckende gesundheitliche
Versorgung geben, wozu auch gehört, dass die Menschen Kliniken schnell
und gut erreichen können. Gemeinsam mit Gesundheitsministerin Sabine
Bätzing-Lichtenthäler arbeiten wir daran, dass die einzelnen
Krankenhäuser eine gute Zukunft haben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. Januar 2020
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LATEINAMERIKA/1945: Brasilianischer Politiker zitiert Goebbels (poonal) 

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilianischer Politiker zitiert Goebbels

Von Niklas Franzen



(São Paulo, 17. Januar 2020, taz) - Der Kultursekretär der
Regierung Bolsonaros, Roberto Alvim, hat in einem Video offenbar Teile
einer Goebbels-Rede zitiert. "Die brasilianische Kunst wird im
nächsten Jahrzehnt heroisch und national sein", erklärte Alvim in dem
sechsminütigen Video [1]. In der Biografie des deutschen Historikers
Peter Longerich wird Goebbels Wortlaut wie folgt wiedergegeben: "Die
deutsche Kunst wird im nächsten Jahrzehnt heroisch und romantisch
sein." An anderen Stellen verwendet Alvim laut brasilianischen Medien
die exakt gleiche Wortwahl wie Hitlers Propagandaminister bei einer
Rede, gehalten im Mai 1933 vor Theaterregisseuren. Am 17. Januar wurde
bekannt, dass Bolsonaro seinen Kultursekretär entlassen hat.

In dem am 16. Januar veröffentlichten Video gibt Alvim die Schaffung
eines nationalen Kunstpreises bekannt. Die Regierung werde laut dem
Sekretär umgerechnet rund 5 Millionen Euro für neue Produktionen wie
Opern und Theaterstücke ausgeben.


Ästhetik des Videos erinnert an Nazipropaganda

Viele Brasilianerinnen erinnert auch die Ästhetik des Videos und die
Kleidung des Sekretärs an Nazipropaganda. Hinter dem Schreibtisch des
Sekretärs hängt ein Porträt Bolsonaros, daneben ein Kreuz.

Im Hintergrund des Videos läuft die Oper "Lohengrin" von Hitlers
Lieblingskomponisten Richard Wagner. Ein in sozialen Netzwerken
gepostetes Foto von Goebbels, der vor einem Hitler-Porträt an einem
Schreibtisch sitzt, hat erschreckende Ähnlichkeit zu der Szene im
Video.

Der Kultursekretär der Megametropole São Paulo, Ale Youssef,
kritisiert Alvim scharf. "Es ist ein Flirt mit dem Nationalsozialismus
und ein Versuch, die kulturelle Diversität unseres Landes
anzugreifen", sagte Youssef der taz. "Wir müssen uns nun alle
positionieren und klar machen, dass Faschismus keinen Platz in
Brasilien hat."


Festival gegen Zensur

Youssef ist Organisator des Festivals "Sommer ohne Zensur", das am 17.
Januar in São Paulo gestartet ist. In den nächsten zwei Wochen
werden in der ganzen Stadt Konzerte und Ausstellungen von Musikerinnen
und Künstler*innen gezeigt, die von Zensur oder Verfolgung durch die
Bolsonaro-Regierung betroffen sind. Youssef hält es für möglich, dass
die Veröffentlichung des Videos auch eine Antwort auf den Start des
Festivals sein könnte.

In sozialen Netzwerken zeigten sich am Freitagmorgen viele User
empört. Selbst rechte Politiker*innen distanzierten sich von Alvim.
Der Präsident der Abgeordnetenkammer und Politiker der
Mitte-rechts-Partei DEM forderten Bolsonaro auf, den Kultursekretär zu
entlassen. Am Freitagmorgen war die Debatte das landesweit am meisten
diskutierte Thema in den sozialen Netzwerken.

In einem Facebook-Post verteidigte sich Alvim und sprach bei der
Wortwahl von einem "Zufall". Es ist nicht das erste Mal, dass Alvim
Negativschlagzeilen produziert. Im September des vergangenen Jahres
machte er auf sich aufmerksam, als er Bolsonaro verteidigte, der
öffentlich seine "Verachtung" gegenüber der linken Schauspielerin
Fernanda Montenegro erklärt hatte. Alvim beschimpfte die 89-Jährige
daraufhin als "schäbig". Nach öffentlicher Empörung erklärte er
damals, dass er seinen Posten "nur tot" räumen werde.


Anmerkung:

[1] https://www.youtube.com/watch?v=8oHQj-HSank&fbclid=IwAR1Wd13wJPDUgqklZqNs8eqxlkd_qKtuf-2TfvFO0XtNO1ttmoZ4ExNt7GA


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/kultur-medien/brasilianischer-politiker-zitiert-goebbels/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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HOCHSCHULE/2323: Podcast - Die gesamtgesellschaftliche Verantwortung von Hochschulen in Deutschland wächst (idw)

Hochschule Fresenius - 20.01.2020

Podcast: Die gesamtgesellschaftliche Verantwortung von Hochschulen in
Deutschland wächst



Im aktuellen Wissenschaftspodcast adhibeo der Hochschule Fresenius spricht
deren Präsident Prof. Dr. Tobias Engelsleben über die Zukunft der
Hochschulen. Er ordnet ihnen eine neue Verantwortung zu und beschreibt die
Veränderungen, denen sie sich vor dem Hintergrund aktueller Entwicklungen
in den Bereichen Nachhaltigkeit und Digitalisierung stellen müssen. Im
Gespräch geht es auch um die Frage, was junge Menschen heute von ihrer
Hochschule erwarten und wie sie diese Forderungen erfüllen kann.

"Hochschulen sind Räume, die die zukünftige Wettbewerbsfähigkeit eines
ganzen Landes vorprägen können. In diesem Sinne hat jede Hochschule -
egal, ob öffentlich oder privat - auch einen gesamtgesellschaftlichen
Auftrag. Dieser besteht darin, gerade in einem Land wie Deutschland, das
eher arm ist an so genannten natürlichen Ressourcen, auf die Ressource
Wissen zu setzen", sagt Hochschulpräsident Prof. Dr. Tobias Engelsleben.
Es müsse aber auch eine Abkehr von der reinen
Wissensvermittlungsinstitution erfolgen, Hochschulen stünden darüber
hinaus in der Pflicht, die Persönlichkeitsentwicklung der Studierenden im
Auge zu haben und diese gezielt weiterzubringen.

Was heißt das? Dazu sagt Engelsleben: "Ausbildung muss heute mehr denn je
auf allen Ebenen der Bildung erfolgen. Wir müssen junge Menschen intensiv
fördern, denn sie gestalten die Zukunft unserer Gesellschaft. Daraus
ergibt sich für uns ein klarer Auftrag: Wir müssen die Szenarien von
Morgen vordenken und die Studierenden befähigen, diese auch tatsächlich zu
gestalten. Wir alle sind davon abhängig, dass junge Menschen von Heute
morgen Verantwortung übernehmen und ein Stück weit die Geschicke der
älteren Generation lenken können."

Einer starken Veränderung unterliegt auch das "Wie" der Vermittlung von
Kenntnissen und Fähigkeiten. Präsenzlehre ist nach wie vor wichtig. In
einer modernen Hochschule ergänzen, beziehungsweise ersetzen teilweise
digitale Momente den klassischen Unterricht. "Die Hochschule ist künftig
eher ein Ort der Begegnung, des Austausches, der Diskussion und des
Trainierens von Anwendungsszenarien", so Engelsleben. "In dieser Hinsicht
ist die Digitalisierung ein Segen: Theoretisches Wissen lässt sich
anderweitig vermitteln und so bringen die Studierenden es schon mit in den
Unterricht. Die Vorlesung im Wortsinn wird es nicht mehr geben." Das
verändert auch die Rolle der Professorinnen und Professoren: Sie sind mehr
als Mentoren, Coaches oder Moderatoren gefragt denn als Wissensvermittler.


Weitere Informationen unter:

https://www.hs-fresenius.de/podcasts/ 

Der Podcast "Hochschule im Wandel" ist in voller Länge unter diesem Link
erreichbar. Er kann auch bei iTunes und Spotify geladen werden.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution258

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Fresenius - 20.01.2020
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DEMOGRAPHIE/361: Wie Klimawandel und Geburtenrate zusammenhängen (idw)

Universität Passau - 20.01.2020

Wie Klimawandel und Geburtenrate zusammenhängen



Warum stockt der demographische Übergang in Subsahara-Afrika? Prof. Dr.
Michael Grimm, Entwicklungsökonom an der Universität Passau, zeigt anhand
von historischen Daten aus den USA, weshalb der Klimawandel die
Geburtenrate in armen, ländlichen Regionen steigern könnte.

Kinder dienen in armen, ländlichen Regionen nicht nur der Altersvorsorge,
sondern auch der Absicherung gegen befürchtete Risiken wie Ernteausfälle.
Zu diesem Ergebnis kommt Prof. Dr. Michael Grimm, Inhaber des Lehrstuhls
für Development Economics von der Universität Passau, in einer Studie zum
demographischen Übergang in den USA im späten 19. und frühen 20.
Jahrhundert. Der Begriff "demographischer Übergang" beschreibt einen
typischen Verlauf in der Bevölkerungsentwicklung, bei dem zunächst die
Sterberate sinkt und - zeitlich versetzt dazu - auch die Geburtenrate.

"Meine Auswertung zeigt, dass bäuerliche Familien in Gegenden (Counties)
mit starken Wetterschwankungen mehr Kinder hatten als in Regionen mit
weniger starken Wetterschwankungen." Kinder übernehmen Tätigkeiten im
Haushalt und erlauben dadurch älteren Familienmitgliedern, mehr Arbeit auf
dem Feld oder in nicht-landwirtschaftlichen Tätigkeiten zu verbringen. Mit
zunehmendem Alter können die Kinder in schlechten Zeiten auch selbst
direkt bei der Einkommenserzielung mitwirken. In die Studie flossen
945.038 Beobachtungen aus historischen Zensus-Daten zu Frauen zwischen 15
und 39 Jahren ein sowie historische Wetteraufzeichnungen und Daten zur
Landwirtschaft und zum Bankenwesen. Der Effekt, wonach starke
Wetterschwankungen mit einer hohen Geburtenrate einhergehen, hält auch
dann stand, wenn potentielle andere strukturelle Unterschiede zwischen
Gegenden mit hohen und niedrigen Wetterschwankungen berücksichtigt werden.

Die Notwendigkeit der Absicherung durch Kinder schwindet mit dem Einzug
von Bewässerungsanlagen, modernen landwirtschaftlichen Methoden und dem
Bankenwesen. In Zusammenhang mit den Bewässerungsanlagen konnte der
Entwicklungsökonom den größten Effekt feststellen: Bereits bei einem
Anteil von 25 Prozent bewässerter Fläche gemessen an der gesamten
landwirtschaftlichen Fläche, führte eine erhöhte Regenfallvariabilität zu
keiner erhöhten Geburtenrate mehr; diese glich dann der Geburtenrate in
Gegenden mit geringer Regenfallvariabilität. Bewässerungsanlagen
bedeuteten, dass die Höfe nicht mehr fürchten mussten, dem Risiko von
Schäden etwa durch Dürren hilflos ausgesetzt zu sein. Einen signifikanten
Effekt konnte auch beim Einsatz von Maschinen festgestellt werden.

Parallelen zur Situation in Subsahara-Afrika

Prof. Dr. Grimm forscht schwerpunktmäßig zu den ärmsten Regionen Afrikas.
Für die Zeit um die Jahrhundertwende sieht er in den USA viele Parallelen
zur Situation in manchen Gegenden in Subsahara-Afrika, wo der
demographische Wandel derzeit stockt: "Ein Großteil der US-amerikanischen
Haushalte war in der Landwirtschaft tätig, insbesondere jene Siedlerinnen
und Siedler, die sich nach Westen ausbreiteten. Maschinen gab es nicht,
der Kapitalstock lag bei Null. In vielen Gegenden herrschten starke
Wetterschwankungen mit wechselnden Perioden von zu wenig oder zu viel
Regen", so Prof. Dr. Grimm.

Die historischen Daten liefern aus Sicht von Prof Dr. Grimm wichtige
Erkenntnisse für aktuelle Herausforderungen der Entwicklungspolitik: Denn
der Klimawandel verschärft das Risiko extremer Wetterlagen, was wiederum
erklären könnte, weshalb der demographische Übergang in manchen Gegenden
Subsahara-Afrikas stockt. "Um den demographischen Wandel zu beschleunigen,
müssen künftige Maßnahmen nicht nur den strukturellen Wandel hin zu einer
modernen Volkswirtschaft bewerkstelligen, sondern auch ganz besonders den
Aspekt der Absicherung berücksichtigen, etwa in Form von
Krankenversicherungen oder sozialer Sicherungsnetze ", so Prof. Dr. Grimm.

Die Studie ist in der renommierten amerikanischen Fachzeitschrift Journal
of Economic Geography erschienen.


Originalpublikation:

https://doi.org/10.1093/jeg/lbz039

- Link zur Originalstudie

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution79

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Passau, 20.01.2020
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STANDPUNKT/920: Ministerin für Verbraucherbashing (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Ministerin für Verbraucherbashing

Von Martin Rücker, foodwatch, 20. Januar 2020



Demonstrationen für mehr Umwelt- und Klimaschutz, Bauernproteste und
Treckerblockaden: Rund um die internationale Agrarmesse "Grüne Woche"
wird dieses Jahr besonders hitzig und zugespitzt über Landwirtschaft
und Ernährung diskutiert. Viele Menschen fordern Veränderungen ein -
und wie orchestriert haben Bundesernährungsministerin Julia Klöckner
und der Bauernverband die Bühne der Grünen Woche genutzt, um darauf
mit einer plakativen Debatte über die Verantwortung der Einzelnen beim
Einkauf zu antworten. Mehr noch: Es ist ein regelrechtes Bashing von
uns Verbraucherinnen und Verbrauchern.

Die pauschale Botschaft, für die das Bundesministerium sogar eine
eigene Plakatkampagne unter dem Titel "Du entscheidest" gestartet hat:
Wir schätzen Lebensmittel nicht ausreichend wert und sollen doch bitte
einfach mehr Geld für Essen ausgeben. Mit unserer
Schnäppchen-Mentalität tragen wir die Schuld für all die Missstände,
von untragbaren Zuständen in der Tierhaltung bis zu den Umwelt- und
Klimafolgen landwirtschaftlicher Produktion.

Wir bei foodwatch wissen, dass solche Aussagen durchaus bei vielen
Verbraucherinnen und Verbrauchern verfangen. Richtig ist, dass wir -
selbstverständlich! - eine Verantwortung für die Folgen unseres Tuns
haben. Und natürlich gibt es Menschen, denen beim Einkauf nichts
wichtig ist außer einem günstigen Preis.

Doch die Pauschalkritik der Ministerin ist falsch und noch dazu
ziemlich dreist. Warum? Die wichtigsten Argumente:

- Als zentralen Fakt nennen Frau Klöckner und andere, dass wir in
Deutschland nur einen geringen Anteil (etwa zehn Prozent) unseres
Einkommens für Lebensmittel ausgeben. Das stimmt, und das ist -
prozentual - weniger als etwa in Italien oder Frankreich, die bei
manchen als Sehnsuchtsländer der Esskultur gelten. Das belegt jedoch
mitnichten die These von einer scheinbar kollektiven
Geiz-ist-geil-Mentalität: Die geringen Pro-Kopf-Anteile sind nämlich
kein Zeichen für eine mangelnde Wertschätzung für Lebensmittel,
sondern ganz einfach Ergebnis unseres Wohlstands und anderer
ökonomischer Umstände. Denn wir müssen nur deshalb einen so geringen
Anteil unseres Einkommens für Essen ausgeben, weil unser Einkommen so
hoch ist (viel höher als in Italien oder Frankreich) - und weil die
Lebensmittelpreise wegen des massiven Konkurrenzkampfs der
Handelskonzerne deutlich niedriger sind als in diesen Ländern. Was uns
hier als vermeintliche Logik verkauft wird, ist in Wahrheit ein
Trugschluss. Denn wenn die Menschen in den ärmsten Ländern der Welt 80
Prozent ihres Einkommens oder mehr für Essen ausgeben, so ist dies
schließlich auch keine Frage ihrer Einstellung - sondern die blanke
Not. Eigentlich ist es ganz einfach: Wer viel Geld hat, kann sich viel
Luxus leisten und muss nur einen kleineren Anteil für Notwendiges wie
Essen ausgeben. Über diese Zusammenhänge setzt sich Frau Klöckner
hinweg und nutzt die Zahlen für eine ganz andere Erzählung.

- Besonders plump ist die Forderung, Verbraucherinnen und Verbraucher
sollten doch einfach mehr Geld für Essen ausgeben - und damit den
Eindruck zu erwecken, als würde dies die Probleme in Landwirtschaft
und Tierhaltung lösen. Ohne Zweifel: Gerade Fleisch und tierische
Lebensmittel werden oft viel zu billig angeboten. Erhält ein Bauer nur
Dumpingpreise, kann er damit keine hohen Standards beim Umweltschutz
oder in der Tierhaltung bezahlen. Doch meist haben wir das alles beim
Einkauf gar nicht in der Hand: Kaufen wir das teuerste Produkt, heißt
das nämlich längst nicht, dass zum Beispiel ein Bauer davon profitiert
und dann plötzlich anders produzieren kann - den höheren Profit
streichen vor allem die Supermärkte und Lebensmittelhersteller ein,
ohne dass die Standards in der Produktion verbessert werden.

- Wer ehrlich ist, sollte auch sagen: Ein höherer Preis garantiert bei
Lebensmitteln gerade keine höhere Qualität. Die teure Markenmilch
stammt womöglich von denselben Kühen und aus denselben Bedingungen wie
das billigere No-Name-Produkt, das im Regal daneben steht. Das teure
Fleisch ist teurer - aber stammt es deshalb von gesunden Tieren? Das
alles erfahren wir nicht. Zu den teuersten Lebensmitteln, gemessen an
den Produktionskosten, gehören zum Beispiel kleine probiotische
Joghurts mit haltlosen Gesundheitsversprechen, Limonaden oder Junk
Food von Markenherstellern, oftmals hergestellt mit billigem Zucker,
billigem Palmfett, billigen Zusatzstoffen - die Produkte sind also
teuer, aber eben gerade nicht von hoher Qualität.

Und so lenkt Ministerin Julia Klöckner mit ihrer Wertschätzungsdebatte
vor allem von der eigenen Verantwortung ab. Denn offensichtlich ist
doch: Viele von uns Verbraucherinnen und Verbrauchern wollen unnötiges
Tierleid nicht mehr akzeptieren - sie erfahren aber nicht, unter
welchen Umständen ein konkretes Produkt im Supermarkt hergestellt
wurde. Viele Menschen wollen beim Einkauf etwas tun - für ihre eigene
Gesundheit, für den Umweltschutz, für das Klima. Viele sind bereit,
Verantwortung beim Einkaufen zu übernehmen - wenn sie nur die Qualität
von Lebensmitteln zuverlässig vergleichen könnten. Doch sie erfahren
ja nicht einmal, woher die Erdbeeren in der Marmelade kommen.

Mancher, der zu ökologischen Produkten greift, ist enttäuscht, dass
bei allen Vorteilen selbst beim Bio-Siegel unnötiges Tierleid nicht
ausgeschlossen ist, dass auch in der Bio-Eier-Produktion männliche
Eintagsküken direkt nach dem Schlüpfen getötet werden dürfen, dass
auch Lebensmittel, die mit hohem Wasserverbrauch oder schlechter
Klimabilanz durch die halbe Welt gekarrt werden, das Siegel tragen
dürfen. Die Menschen wünschen sich endlich bessere Hilfestellungen
beim Einkauf. Warum macht Frau Klöckner nicht endlich Schluss mit
tierquälerischen Praktiken, weil es dafür schließlich keine gute
Begründung gibt? Und warum stärkt die Ministerin nicht die
Informationsrechte der Menschen, sorgt für klare und verständliche
Kennzeichnungen in lesbar großer Schrift? Warum mutet sie uns immer
noch unzählige irreführende Versprechen zu und lässt uns im Dunkeln
tappen, wie gut die Produkte wirklich sind?

Das anzugehen - und kein Verbraucherbashing - wäre die vordringliche
Aufgabe für eine Bundesernährungsministerin.

Martin Rücker

Geschäftsführer foodwatch

Weitere Infos rund um das Thema Lebensmittel und Verbraucherschutz
gibt es bei foodwatch - die Essensretter

https://www.foodwatch.org/de/startseite/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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BERICHT/357: Die Linke - einmischen anführen ... (SB)

Verbindende Klassenpolitik meint nicht heute Klassenpolitik und
morgen Kampf um Anerkennung. Es geht um den ganzen Menschen mit all
seinen Geschichten und Erfahrungen von der Arbeit, aus dem Kiez und
von der Chorgruppe. An meinem Körper, in meinem Kopf, in meinem
Herzen findet Klasse und Politik, Identität und Soziales seinen
Ausdruck: Brot und Rosen. In meiner persönlichen Erfahrung gehen
Klasse und Geschlecht zusammen. D.h. ich bin nicht morgens Arbeiterin
und nachmittags Mutter - sondern Arbeiterin, Mutter, Nachbarin - und
vielleicht auch Feministin - immer zugleich. Warum ist das wichtig?
Weil wir dadurch auf die Frage nach verbindender Klassenpolitik
nochmal neu schauen können und sehen, dass das Auseinanderreißen von
Identität auf der einen und Klasse auf der anderen Seite politische
wie theoretische Fehler sind, die sich aus einer realen Trennung von
Arbeiter*innenbewegung und sozialer Bewegung speist.

Rhonda Koch: Was bedeutet verbindende Klassenpolitik [1]



Konflikte zwischen Klima- und Gewerkschaftsbewegung sind aus dem
Blickpunkt der einen Welt, die allen Menschen eine Lebensgrundlage
bietet, ganz und gar unnötig. Eigentlich könnten sich beide Gruppen
im Kampf gegen das unternehmerische Interesse, mehr Reichtum über die
relative Belastbarkeit der Naturprozesse hinaus zu erwirtschaften,
die Hand reichen. Die hemmungslose Inanspruchnahme der atembaren
Atmosphäre als Deponie für die Abfallprodukte des industriellen
Brandes, die Kontamination des Wassers und die Übersäuerung der
Meere, die Versiegelung der Böden und die Verödung der Landschaften
gereichen allen Menschen zum Nachteil. Das gilt für die
Lohnabhängigenklasse in besonderer Weise, da sie an den von
Luftverschmutzung stark betroffenen Standorten der Industriereviere
meist nicht nur arbeitet, sondern auch lebt.

In der sozialpartnerschaftlichen Organisation der kapitalistischen
Arbeitsgesellschaft bilden sich Fronten heraus, die viel mit
individueller Vorteilsnahme und wenig mit kollektivem Lebensinteresse
zu tun haben. Wo Kohlekumpel ihre Arbeitsplätze gegen AktivistInnen
der Klimagerechtigkeitsbewegung verteidigen, wie das eindrückliche
Beispiel der Kämpfe um die Tagebaue im Rheinischen Braunkohlerevier
zeigt, stehen ArbeiterInnen auf der Seite der fossilen
Energiewirtschaft und verteidigen deren Profiteure, als ob sie zu
eigenen Gunsten am Rad des Monopolkapitals drehten. Sie folgen dem
verständlichen Interesse, ihren Lebenserwerb nicht zu verlieren,
scheinen aber keinen Schritt über den Horizont ihrer
Reproduktionsweise hinaus machen zu wollen, indem sie etwa die
Konversion ihrer Industrie fordern oder gar für eine
ökosozialistische Gesellschaftsveränderung eintreten.




[image: Konfrontation bei der Besetzung des Tagebaus durch Ende Gelände - Fotos: © 2015 by Schattenblick]
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Konflikt beigelegt? Kohlekumpel gegen KlimaaktivistInnen im Tagebau Garzweiler [2]

Fotos: © 2015 by Schattenblick



An den Privilegien der imperialen Lebensweise teilzuhaben scheint den
noch gutverdienenden Kernbelegschaften deutscher Schlüsselindustrien
ein vitales Interesse zu sein, das belegt auch der hohe Anteil von
AfD-Wählerinnen unter diesen Belegschaften. Die in der neoliberalen
Phase kapitalistischer Vergesellschaftung systematisch
vorangetriebene Atomisierung der Gesellschaft in miteinander
konkurrierende Marktsubjekte hat ihre Spuren hinterlassen und nicht
nur die Gegensätze zwischen Festangestellten und prekär
Beschäftigten, zwischen Kernbelegschaften und Werkvertragsjobbern
vertieft, sondern auch der Solidarität mit den Bevölkerungen in der
Peripherie des deutschen Imperialismus schweren Schaden zugefügt. Wen
interessiert schon, welch verheerende Auswirkungen die
EU-europäischen Ressourcenimporte auf kolumbianische Indigene haben,
deren Lebensräume durch die Steinkohleförderung für die deutsche
Stromproduktion zerstört werden, wie es den Menschen in den Anden
ergeht, deren knappe Trinkwasserbestände für die Lithiumförderung der
Mobilfunkindustrie vergiftet werden, was brasilianische
KleinbäuerInnen auszustehen haben, wenn sie von den Rinder- und
Sojabaronen im Interesse auch deutscher VerbraucherInnen enteignet
und ermordet werden?

Die internationale Solidarität hochleben zu lassen heißt auch, sich
gegen den Extraktivismus der transnationalen Bergbauunternehmen und die
Marktmacht global aktiver Konzerne zu stellen. Erwerbsabhängige
Menschen können zumindest mittelbar davon betroffen sein, wenn die
mit Fridays for Future stark angewachsene Klimagerechtigkeitsbewegung
gegen Unternehmen protestiert, deren Geschäftsmodell auf
Kapitalverwertung zu fast jedem Preis, auch dem einer besonders
schlechten Ökobilanz, basiert. Zugleich sorgen sich die
FFF-AktivistInnen auch um die Zukunft aller anderen. Dies zu
vermitteln und dabei nicht auf die Blütenträume eines grünen
Kapitalismus hereinzufallen, dessen Negativbilanz in Sachen
Extraktivismus und Naturzerstörung kaum geringer ist als die des
fossilen Vorgängermodells, könnte mithin Sache einer Linken sein, die
damit auch den in Klimafragen noch hegemonialen Grünen in die Parade
fährt.




[image: Auf dem Podium im Workshop bei der Gründungsversammlung der Bewegungslinken - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Ludwig Lindner, Daniel Weidmann und Rhonda Koch zu Klassen- und Klimapolitik
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Von Verkehrspolitik zu Mobilitätswende

Das Verhältnis von Klimagerechtigkeitsbewegung und Gewerkschaften war
auch Thema bei der Gründungsversammlung der BAG Bewegungslinke Mitte
Dezember in Berlin. Im Workshop zur Klassen- und Klimapolitik
berichtete Rhonda Koch, aktiv im Studierendenverband Die Linke.SDS
als auch bei Fridays for Future, über bereits unternommene Versuche,
einen Dialog mit den Beschäftigten anzustoßen und bei den
Gewerkschaften für eine sozial gerechte Klimapolitik zu werben. So
wurde mit Fridays for Future Gewerkschaftsdialog eine Plattform für
Kontakte mit den Gewerkschaften geschaffen, um das Moment der eigenen
Bewegung durch Zusammenarbeit mit den Belegschaften zu verstärken.
Auch SchülerInnen und Studierende benötigten das Wissen und die
Erfahrungen aus den Betrieben, um eine sozial gerechte Klimawende
hinzubekommen, zumal die Massenmobilisierungen des letzten Jahres
nicht genügend Resonanz in der Politik erzeugt hätten.

Daniel Weidmann von der LAG Betrieb & Gewerkschaft berichtete über
den Versuch, die Belegschaften verschiedener Betriebe mit einem
Aufruf zur Teilnahme am Klimastreiktag zu bewegen. Diese an und für
sich gute Idee habe aus verschiedenen Gründen, unter anderem
rechtlicher Art, nur bedingt Resonanz erzeugt, sei jedoch durchaus
zukunftsträchtig. Ein anderer Anlauf habe darin bestanden, bei den
Betriebsräten und Belegschaften dafür zu werben, die letzte
Betriebsversammlung im Jahr zur Klimabetriebsversammlung zu machen.
Tatsächlich sei diese Idee auf viel Zustimmung gestoßen, habe aber
letztlich nur zu wenig konkreten Ergebnissen geführt. Zum Teil sei
die Initiative in den Apparaten totgeschwiegen worden, einige
Belegschaften hätten einen Rückzieher aufgrund innerbetrieblichen
Drucks von oben gemacht. Insgesamt hätte man sehr viel mehr
Ressourcen in das Vorhaben stecken müssen, wie etwa das Verfassen
konkreter Handreichungen, die in der Betriebsversammlung präsentiert
worden wären. Im Grunde sei dieser Anlauf aus dem banalen Grund
versandet, daß man nicht genügend vorbereitet gewesen sei.
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Verdi streitet für sozial gerechteren und klimafreundlichen ÖPNV
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Rhonda Koch konnte berichten, daß es zu verschiedenen Kontakten
zwischen FFF und Gewerkschaften gekommen ist, so mit dem Fachbereich
für Verkehr bei Verdi, FB 11. Da man sich dort für den Sommer 2020
auf Tarifauseinandersetzungen im Öffentlichen Personennahverkehr
(ÖPNV) vorbereitet, sei es Aufgabe der Bewegungslinken und von FFF,
einen eventuellen Streik mit einer gesellschaftlichen
Auseinandersetzung zur Klimaproblematik zu flankieren. Diese
Tarifauseinandersetzung könne nur mit Hilfe der Klimabewegung
gewonnen werden, die wiederum selbst von dem Arbeitskampf profitieren
würde, so die beim FB 11 vorherrschende Meinung.

FFF habe bereits erste Soliaktionen gestartet wie in Berlin, wo
AktivistInnen in der U-Bahn kurze Ansprachen gehalten hätten, in
denen sie den Fahrgästen erklärten, warum mehr Bus und Bahn gut fürs
Klima seien und weshalb man sich mit den Beschäftigten in den
Verkehrsbetrieben solidarisieren solle. Die Stärkung des ÖPNV sei
eine der konkretesten Schnittstellen mit den Gewerkschaften, da nicht
nur bei Verdi, sondern auch Teilen der IG Metall Konsens darüber
bestehe, daß eine sozialökologische Verkehrswende dringend
erforderlich sei. Für die Bewegungslinke stelle sich die Frage, wie
es zu schaffen sei, die Tarifauseinandersetzungen 2020 im
Öffentlichen Personennahverkehr als Projekt verbindender
Klassenpolitik aufzubauen, so Rhonda Koch, die darin großes Potential
für die Zusammenführung von Klima- und ArbeiterInnenbewegung sieht.

Der ÖPNV geht alle an. Während die Tarifauseinandersetzung in erster
Linie die Beschäftigten betreffe, hätte die ganze mobile
Zivilgesellschaft Interesse an einem besseren, schnelleren und
kostengünstigeren ÖPNV. Beim Verkehr, nach dem Energiesektor
zweitgrößter Emittent von Treibhausgasen in Deutschland, sei die
ökologische Relevanz offenkundig und müsse nicht mühsam und abstrakt
hergeleitet werden. Es gehe darum, vom motorisierten
Individualverkehr wegzukommen und Alternativen zu schaffen, die
keineswegs nur E-Autos betreffen sollen. Der ÖPNV sei auch deshalb
ein so guter Einstieg in die Thematik, weil selbst ohne Klimaproblem
massive Veränderungen erforderlich seien. Die soziale Situation der
Angestellten müsse dringend verbessert werden, weil diese die
Einsparungen der letzten 20 Jahre mit Privatisierungen und einem
Personalabbau von 24 Prozent seit 1998 mit entsprechender
Arbeitsverdichtung und hohem Krankenstand bezahlt haben. Laut dem
Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) muß bis 2030 fast die
Hälfte der Stellen, die im ÖPNV abgebaut wurden, wiederbesetzt
werden, was etwa 75.000 sicheren Jobs entspricht.

Selten sei es so einfach, sympathisch und locker gewesen, für soziale
Umverteilung argumentieren zu können, meinte Koch zur Frage der
Finanzierung eines gut ausgebauten ÖPNV. Das könnten weder die
Beschäftigten noch die KundInnen leisten, die ansonsten wieder ins
Auto stiegen. Auch die überschuldeten Kommunen kämen meist nicht in
Frage, also blieben als Antwort nur klassenpolitische Forderungen wie
die Wiedereinführung der Vermögenssteuer, die Abschaffung der
Schuldenbremse oder das Erheben zweckgebundener Abgaben bei den
Arbeitgebern.

Wenn Verdi am 1. Juli 2020 die Nahverkehrsverträge aller Bundesländer
gleichzeitig aufkündigt und möglicherweise 88.000 Beschäftigte im ÖPNV auf einen
Schlag in den Streik treten, dann könne niemandem entgehen, daß eine wichtige
Tarifauseinandersetzung stattfindet. Um darin eine klassenpolitische Dimension
zu entwickeln gelte es, die verschiedenen Milieus und AkteurInnen wie etwa
Verdi, die Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft (EVG), die Schulen, die
Elternvertretung FFF und die für eine Mobilitätswende eintretenden
Stadtteilinitiativen an einen Tisch zu bringen. Das könne, wenn alles gutgeht,
im Sommer eine regelrechte Massenbewegung auslösen, zu der auch die wachsende
Zahl von AktivistInnen für eine Mobilitätswende [3] beitragen dürfte.
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Linker Verkehrsplan für Berlin-Neukölln
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Soziale Gerechtigkeit in Bewegung

Als exemplarisches Beispiel für praktische Interventionen stellte
Ludwig Lindner vom Bezirksverband der Linken Neukölln einen
Nahverkehrsplan vor, der als Vorbild für andere Kreisverbände dienen
könne. Zudem berichtete er über die Aktivitäten einer Arbeitsgruppe
mit dem Fernziel, die Hermannstraße in Neukölln autofrei zu machen.
Vorab jedoch begründete er das emanzipatorische Anliegen linker
Verkehrspolitik mit einer Analyse der im konventionellen
Verkehrsmodell enthaltenen Machtverhältnisse und ihrer Überwindung.

Mobilitätsarmut zu bekämpfen und gerechte Verhältnisse auf den
Straßen herzustellen - was könnte angesichts der Okkupation des
öffentlichen Raums durch motorisierte, Stickoxide und Feinstaub
freisetzende und Lärm erzeugende Privatvehikel wie die von ihnen
belegte Fläche in Form asphaltierter Straßen und Parkplätze mehr auf
der Hand liegen? Das nicht zuletzt mit Blick auf
Geschlechterungleichheit, sind Frauen doch wesentlich weniger mobil
als Männer, und die Klassenunterschiede bei der Verfügbarkeit der
entsprechenden Verkehrsmittel. Damit auch auf dem Land niemand auf
ein eigenes Auto angewiesen sei, gelte es, den öffentlichen Verkehr
und kollektive Verkehrsmittel wie den ÖPNV zu stärken. Zum einen
seien bessere Arbeitsbedingungen zu erkämpfen, zum anderen die
Beförderungspreise bis hin zum Nulltarif zu senken, etwa durch neue
Finanzierungsmodelle wie eine Nahverkehrsabgabe der Unternehmer nach
französischem Vorbild.

Gleichzeitig gehe es darum, Flächengerechtigkeit herzustellen. Seit
dem städteplanerischen Konzept der "autogerechten Stadt", das in der
BRD der Nachkriegszeit propagiert und umgesetzt wurde, sind bis zu 80
Prozent des Straßenverkehrs dem Auto vorbehalten. In Berlin besitzen
jedoch 51 Prozent der Haushalte gar kein Auto. Diese Ungerechtigkeit
zu überwinden und autofreie Innenstädte zu schaffen sei auch aus
anderen Gründen ein zutiefst soziales Anliegen. So wiesen an
Hauptverkehrsstraßen wohnende Kinder höhere Asthmaraten als
diejenigen auf, die in Nebenstraßen leben. Je kleiner die Grundfläche
der Wohnungen, desto wichtiger wird der öffentliche Raum für die
Menschen, die darin ihr Zuhause haben. Wer über einen Pool auf dem
Dach und einen Tiefgaragenparkplatz verfüge, dem sei die Straße egal
- wer zu viert auf 50 Quadratmetern wohne, sei jedoch auf qualitativ
hochwertigen öffentlichen Raum angewiesen. Daher sei es für Linke
gerade aus Gründen sozialer Gerechtigkeit wesentlich, für einen
menschenfreundlich gestalteten öffentlichen Raum zu kämpfen und die
Autos aus den Innenstädten zu verbannen.
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Mit über 100 km/h auf den Bürgersteig - Gedenkort zu Verkehrsunfall in Berlin-Mitte am 6. September 2019
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Um den Darwinismus im Verkehr zu überwinden, seien schwache
VerkehrsteilnehmerInnen besonders zu schützen. Aus der
Unfallstatistik gehe klar hervor, daß bei Unfällen außerhalb der
Städte die meisten Leute im Auto stürben, während es in den
Innenstädten umgekehrt sei. Dort bringe die tägliche Nahtoderfahrung
die Leute dazu, nicht mehr zu Fuß und mit dem Fahrrad unterwegs zu
sein, und gerade das müsse sich ändern. Die Mobilität der Zukunft sei
noch zu erkämpfen, denn das Auto dominiere den Straßenverkehr nach
wie vor. 2019 wurden die Straßen der Republik von so vielen Autos wie
nie zuvor frequentiert, was zu klimatechnisch besonders
kontraproduktiven Staus und mehrstündigen Aufenthalten inmitten der
lebensfeindlichen Umgebung die Luft verpestender Blechlawinen führt.

Im Unterschied zu anderen im Bundestag vertretenen Parteien verfüge
Die Linke als einzige über einen systemkritischen Ansatz, für den
Klimaschutz und Kapitalismus auf Dauer unvereinbar seien. Die Linke
lehne marktwirtschaftliche Instrumente wie Privatisierungen im
Verkehrssektor ab, so Lindner mit mahnendem Seitenblick auf die
Berliner Parteiführung, die die Privatisierung der S-Bahn bislang
mittragen will. Im Unterschied zu anderen Parteien feiere sie
Industrieprojekte wie eine Ansiedlung von Tesla im Berliner Umland
nicht schamlos ab, wozu, wie sich jüngst herausstellte, nicht nur
vergleichslos günstige Grundstückspreise gewährt, sondern auch 90
Hektar Wald, sprich mehrere hunderttausend Bäume, gerodet werden
sollen sowie die massive Übernutzung des ohnehin knappen Grundwassers
drohe. Zwar sitzt Die Linke in Brandenburg nicht mehr in der
Regierung und kann dort die sozialökologische Glaubwürdigkeit der
Partei nicht länger unterminieren, doch konkreter Widerstand gegen
diese Industrieansiedlung bedeutete auch, Abschied von der zu Unrecht
vielgepriesenen E-Mobilität zu nehmen.
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Lokale Verkehrspolitik als Mobilisierungsmoment

Zur konkreten Übersetzung linker verkehrspolitischer Ansätze in der
lokalen Politik stellte Ludwig Lindner eine Lösung für Neukölln vor,
die die Rückkehr zu dem bis in die 50er Jahre vorhandenen
Straßenbahnnetz mit dem Fernziel der Durchsetzung eines kostenlosen
Nahverkehrs vorsieht. Dazu hat der Kreisverband der Linken einen
konkreten Vorschlag entworfen, der einen guten Anlaß dazu bietet, mit
den Menschen in Neukölln ins Gespräch zu kommen. Bei dieser
Gelegenheit kann auch ein Flyer präsentiert werden, anhand dessen
sich der neue Nahverkehrsplan konkret diskutieren läßt.

Zudem wurde die Arbeitsgruppe Hermannstraße für alle! gegründet, die dafür
eintritt, den Verkehr auf dieser vielbefahrenen, für RadfahrerInnen gefährlichen
Straße zu beruhigen. Dazu wurden drei niedrigschwellige Forderungen
aufgestellt - ein sicherer Radweg sofort als provisorische Lösung und dessen
langfristiger Ausbau, Tempo 30 auf der gesamten Strecke und ein autofreier
Sonntag. Zur Durchsetzung dieser relativ leicht zu verwirklichenden Forderungen
wurde eine Petition entworfen, die später öffentlichkeitswirksam übergeben
werden soll. Die AktivistInnen führen Haustürgespräche, um die Menschen für die
Unterzeichnung der Petition zu gewinnen, und nehmen auf diese Weise Kontakt mit
den AnwohnerInnen dieser langen Verkehrsachse auf. Zudem werden regelmäßig Demos
mit dem Ziel veranstaltet, noch mehr Menschen für das Anliegen zu gewinnen.


Fußnoten:


[1] https://bewegungslinke.org/was-bedeutet-verbindende-klassenpolitik-konkret-von-rhonda-koch/

[2] http://www.schattenblick.de/infopool/buerger/report/brrb0054.html

[3] http://www.schattenblick.de/infopool/buerger/report/brrb0123.html
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INTERNATIONAL/377: Klima-Migration setzt Städte unter Druck (idw)

Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC)
gGmbH - 20.01.2020

Klima-Migration setzt Städte unter Druck



Die Städte rund um den Globus müssen sich infolge des Klimawandels auf
eine große und schwierige Aufgabe einstellen: Sie müssen unzählige
Klima-Migranten aus ländlichen Gegenden unterbringen und in den
Arbeitsmarkt integrieren. Am Beispiel Indiens analysiert eine Studie des
Berliner Klimaforschungsinstituts MCC (Mercator Research Institute on
Global Commons and Climate Change) die Wanderungsbewegungen weg aus dem
ländlichen Raum. Es zeigt sich, dass diese Klima-Migranten im Vergleich zu
anderen Migranten weniger gut qualifiziert sind und aus der Landwirtschaft
kommen. Die Studie wurde jetzt in der renommierten Fachzeitschrift World
Development veröffentlicht.

Die Studie stützt sich auf Temperatur- und Niederschlagsdaten für ganz
Indien, in bisher unerreichter Qualität mit einer hohen geografischen
Auflösung. Gleichzeitig wurden aus dem repräsentativen Haushaltspanel
India Human Development Survey die genauen Wanderungsbewegungen
ausgelesen. "Dabei sind wir offenbar die Ersten, die die berufliche
Qualifikation der Klima-Migranten in den Blick nehmen", berichtet Barbora
Sedova, Leitautorin der Studie und Forscherin in der MCC-Arbeitsgruppe
Wirtschaftswachstum und menschliche Entwicklung. "Über die Merkmale
Bescheid zu wissen, kann hilfreich sein bei der Vorbereitung auf die
bevorstehenden Herausforderungen, insbesondere die Integration in den
Arbeitsmarkt." Der Studie zufolge sind insgesamt 19 Millionen Menschen
zwischen 2005 und 2012 aus ländlichen Gegenden in indische Städte
abgewandert. Davon hätten sich 8 Prozent, also 1,5 Millionen, aufgrund des
Klimawandels auf den Weg gemacht; dieser Anteil werde voraussichtlich
steigen.

Durch statistische Analysen weist das Autorenteam nach: Ereignisse mit
Bezug zum Klimawandel, wie Hitzewellen, Dürren, aber auch abnorm hohe
Niederschlagswerte treiben die Menschen insgesamt verstärkt in die Städte.
Zugleich nimmt, wenn eine ganze Region von einem Extremwetterereignis
getroffen wird, die Abwanderung in andere ländliche Gebiete ab, da es
insgesamt weniger Chancen gibt. Und wenn es infolge von wetterbedingten
Einkommens- und Vermögensverlusten an finanziellen Mittel fehlt, gibt es
auch weniger Migration ins Ausland.

Immerhin, so heißt es im Fazit der Studie, berge die Migration auch eine
Chance: Wenn sie politisch vernünftig gemanagt wird, ist sie durchaus eine
sinnvolle und potenziell notwendige Strategie der Anpassung an den
Klimawandel, der ja trotz aller Bemühungen um Emissionsminderung in
gewissem Umfang unausweichlich erscheint. "Wir sehen, dass Bildung ein
Treiber für Urbanisierung sein kann, also fachlich geschulte junge Leute
ihr Glück in den Städten suchen - doch der Klimawandel verändert die
Mechanismen von Migration und das Profil der Zuzügler", betont 
MCC-Forscherin Sedova. "Es wird in Zukunft noch wichtiger, dass die politisch
Verantwortlichen Aufstiegsmöglichkeiten für Ungelernte fördern."


Originalpublikation:

Sedova, B., Kalkuhl, M., 2020, Who Are the Climate Migrants and Where Do
They Go? World Development

https://doi.org/10.1016/j.worlddev.2019.104848

Weitere Informationen unter:

https://www.mcc-berlin.net/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC) gGmbH, 20.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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UNTERNEHMEN/2810: Zukunftspanel Mittelstand - Unternehmen nehmen Digitalisierung zunehmend positiv wahr (idw)

Institut für Mittelstandsforschung (IfM) Bonn - 20.01.2020

Zukunftspanel Mittelstand: Unternehmen nehmen Digitalisierung zunehmend
positiv wahr

IfM Bonn befragte Unternehmen zu den aktuellen und zukünftigen
Herausforderungen



Über alle Branchen und Größen hinweg stellt die Umsetzungspflicht
geltender Gesetze und Verordnungen, wie die Datenschutzvorgaben, die
größte Herausforderung für die mittelständische Wirtschaft dar. Auf den
Plätzen zwei und drei folgen die betriebliche Nutzung von digitalen
Technologien sowie die Deckung des Fachkräftebedarfs. Aber auch Innovation
und Unternehmenswachstum sowie der Wettbewerbsdruck bleiben wichtige
Themen für die mittelständischen Unternehmen. Daneben wird der Klimawandel
zunehmend als Herausforderung gesehen. Für das "Zukunftspanel Mittelstand"
haben die Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen des IfM Bonn rund 2.000
Statements von Unternehmern und Unternehmerinnen ausgewertet.

Bereits in 2015 und 2017 hatte das Institut für Mittelstandsforschung Bonn
Vertreter und Vertreterinnen von mittelständischen Unternehmen zu ihren
aktuellen und zukünftigen Herausforderungen befragt. "Gegenüber den
früheren Ergebnissen stellen die Unternehmen die Digitalisierung
inzwischen klar als chancenreichen Innovationstreiber heraus - und
überlegen, wie sie diese in ihre Unternehmensstrategie integrieren
können", berichtet Prof. Dr. Friederike Welter (IfM Bonn/Universität
Siegen). "Die jetzige Befragung zeigt jedoch Unterschiede abhängig von der
Unternehmensgröße: Während die Nachfolgeregelung insbesondere Unternehmen
mit 10 bis 49 Mitarbeitern vor große Herausforderungen stellt, nehmen
große Unternehmen die Internationalisierung bzw. Globalisierung als
herausfordernde Aufgabe wahr." Auch wirkt sich die Branchenzugehörigkeit
darauf aus, wie sehr sich die mittelständischen Unternehmen von den
einzelnen Herausforderungen aktuell und zukünftig betroffen fühlen:
Während sich beispielsweise der Einzel- und Großhandel einem erhöhten
Wettbewerbsdruck besonders ausgesetzt fühlt, liegt der Fokus von Hotels
und Gaststätten auf der Fachkräftesuche.

Handlungsbedarf sehen die mittelständischen Unternehmen im Hinblick auf
die Verkehrs- und Dateninfrastruktur. Auch könnte durch einheitliche
rechtliche Rahmenbedingungen der Wettbewerbsdruck, der beispielsweise vom
(internationalen) Onlinehandel ausgeht, reduziert werden.

Die Studie "Herausforderungen für den Mittelstand - Update der
Unternehmersicht 2019" ist auf der Homepage des Institut für
Mittelstandsforschung (www.ifm-bonn.org) abrufbar. Im Laufe des Frühjahrs
2020 wird das IfM Bonn wieder Experten aus Wirtschaft, Wissenschaft und
Wirtschaftspolitik zu den aktuellen und zukünftigen Herausforderungen
("Zukunftspanel Mittelstand" - aus Expertensicht) befragen.




Weitere Informationen unter:

https://www.ifm-bonn.org/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1325

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Mittelstandsforschung (IfM) Bonn, 20.01.2020
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MELDUNG/641: Geheimdienst als Zensor der Zivilgesellschaft? (Hans-Litten-Archiv)

Hans-Litten-Archiv - Pressemitteilung vom 20. Januar 2020

Geheimdienst als Zensor der Zivilgesellschaft?

Hans-Litten-Archiv klagt gegen Verfassungsschutz



Das Hans-Litten-Archiv klagt vor Gericht gegen seine Nennung im
Verfassungsschutzbericht des Bundes für das Jahr 2018. Darin wird der
Archivverein als "extremistische Gruppierung" aufgeführt, die
"verfassungsfeindliche Ziele" verfolge. Zudem wird das der als gemeinnützig
anerkannte eigenständige Verein fälschlich als "Struktur" der
Antirepressionsvereinigung Rote Hilfe e.V. bezeichnet. Eine solche
Einstufung gefährdet die wissenschaftliche Kooperation des Archives mit
anderen Institutionen wie Universitäten. Zudem droht dem Archivverein durch
die Nennung im Verfassungsschutzbericht der Entzug der Gemeinnützigkeit,
wie dies kürzlich auch der Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes /
Bund der Antifaschisten (VVN/BdA) widerfahren ist.

Das Verwaltungsgericht Berlin hat am 29. Oktober 2019 den Antrag auf Erlass
einer einstweiligen Verfügung abgelehnt. Gegen diesen Beschluss hat das
Hans-Litten-Archiv, vertreten durch seinen Rechtsanwalt Peer Stolle,
Beschwerde beim Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg eingelegt. Mit
einem Beschluss des OVGs wird in den nächsten Wochen gerechnet.

Der Vorsitzende des Hans-Litten-Archivs, der Historiker Dr. Nikolaus
Brauns, erklärt dazu: "Wir wehren uns dagegen, dass der Inlandsgeheimdienst
als Zensor zivilgesellschaftlichen Engagements auftritt. Unsere Klage
führen wir daher nicht nur im eigenen Interesse sondern auch
stellvertretend für andere von Überwachung und Stigmatisierung durch die
Schlapphüte betroffene demokratische und antifaschistische Vereinigungen."

Als Beleg für den vermeintlichen "Extremismus" des Archivvereins hat das
Verwaltungsgericht Berlin die Kooperation mit Ortsgruppen der Roten Hilfe
bei der Präsentation der von Archivvorstandsmitglied Silke Makowski
erstellten wissenschaftlichen Untersuchung "Helft den Gefangenen in Hitlers
Kerkern" über den antifaschistischen Widerstand angeführt. Durch solche
gemeinsamen Veranstaltungen würde der Archivverein die angeblich
"verfassungsfeindlichen Ziele" der Roten Hilfe unterstützen. Als weiterer
"Beleg" wird ein vom Verfassungsschutz dokumentiertes Zitat eines
Archivmitarbeiters aus einem Zeitungsinterview von 2011 angeführt. Darin
heißt es, dass das Sammeln und Archivieren kein Selbstzweck sei. Vielmehr
sollten die Erfahrungen der Vergangenheit aufbereitet werden, um sie für
die Kämpfe der Gegenwart zu nutzen.

Der Archivvorsitzende Dr. Nikolaus Brauns erklärt zu diesem Vorwurf:
"Angesichts des heutigen Erstarkens einer völkischen und in Teilen offen
terroristischen Rechten bei gleichzeitigem Abbau demokratischer Rechte
sollte es eine Selbstverständlichkeit sein, sich die Erfahrungen bei der
Verteidigung von Freiheitsrechten in der Weimarer Republik sowie des
Widerstands gegen die Nazis ins Gedächtnis zu rufen. Darin einen Beleg für
verfassungsfeindliche Ziele zu sehen, sagt vor allem etwas über den
Standpunkt des Verfassungsschutzes aus."

Die Nennung des Hans-Litten-Archivs im Verfassungsschutzbericht wurde noch
in den letzten Amtswochen des aufgrund seiner extrem rechtsstehenden
Auffassungen im Herbst 2018 abgesetzten Verfassungsschutzpräsidenten
Hans-Georg Maaßen beschlossen.

Das 2005 gegründete Hans-Litten-Archiv mit Sitz in Göttingen ist nach einem
unter dem NS-Regime ermordeten Rechtsanwalt benannt. Es sammelt und
archiviert Dokumente zur Geschichte der Solidaritätsorganisationen der
Arbeiterbewegung und der sozialen Bewegungen der letzten 100 Jahre.

 * 
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STELLUNGNAHME/091: Sylvesternacht in Connewitz - Hungerstreik eines Gefangenen (Rote Hilfe)

Bundesvorstand Rote Hilfe e.V. - Pressemitteilung vom 20.01.2020

Sylvesternacht in Connewitz: Hungerstreik eines Gefangenen

Rote Hilfe e.V. fordert sofortige Freilassung aus der U-Haft



Seit Montag, dem 20. Januar 2020, ist ein Gefangener in Leipzig im
Hungerstreik, um die Freilassung der drei Inhaftierten zu erkämpfen. Mit
der Aktion protestiert er gegen ihre anhaltende Inhaftierung seit der
Silvesternacht, bei der es zu Auseinandersetzungen zwischen der Polizei und
feiernden Anwohner*innen im Stadtteil Connewitz kam. Die Zuspitzung des
Konflikts wurde nicht zuletzt durch das martialische Auftreten der
Einsatzkräfte und deren teilweise äußerst brutales Vorgehen angeheizt,
etliche Bewohner*innen des alternativ geprägten Viertels wurden Opfer
massiver Polizeiübergriffe. Schon im Lauf des Abends verbreitete die
Einsatzleitung Falschmeldungen über die Schwere der Verletzungen der
beteiligten Beamt*innen und beschwor das Schreckensbild eines angeblichen
Linksterrorismus, der sich in der Silvesterparty in Connewitz Bahn
gebrochen habe. Dieses Zerrbild, das vielfach aufgegriffen wurde, dient
seither zur massenhaften Kriminalisierung von Feiernden und insbesondere
linken Aktivist*innen.

"Wir solidarisieren uns mit dem Hungerstreik des betroffenen Gefangenen",
erklärt Anja Sommerfeld für den Bundesvorstand der Roten Hilfe e.V. "Es
kann nicht sein, dass nach einer aus dem Ruder gelaufenen Silvesterfeier
zur staatlichen Treibjagd auf alle Linken geblasen wird und mit wahnhaft
wirkendem Verfolgungseifer sämtliche Verhältnismäßigkeiten und elementare
Grundrechte über Bord geworfen werden. Seit nunmehr fast drei Wochen werden
Menschen wegen dieser Auseinandersetzungen in Untersuchungshaft
festgehalten, die durch die konkreten Vorwürfe keineswegs gerechtfertigt
werden kann. Wir fordern die umgehende Freilassung der Betroffenen und die
Einstellung der grotesk anmutenden Verfahren."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20.01.2020

Bundesvorstand Rote Hilfe e.V.
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FRAGEN/003: Dilma Rousseff - "Durch Folter sollst du deine Würde verlieren" (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien

"Durch Folter sollst du deine Würde verlieren"

Von Camila Maciel und Mariana Lemos
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Dilma Rousseff bei einer Anhörung vor dem Militärgericht. Rio de
Janeiro, 1970

Foto: Nationalarchiv der Wahrheitskommission



(São Paulo, 17. Januar 2020, Brasil de Fato) - Vor
ziemlich genau 50 Jahren, am 16. Januar 1970, wurde die damals
22-jährige Aktivistin Dilma Rousseff von Agenten der Militärdiktatur
verhaftet. Zwischen 1964 und 1985 wurden bürgerliche Freiheiten und
das Recht auf freie Meinungsäußerung systematisch unterdrückt,
politische Aktivist*innen und alle Menschen, die nach Ansicht des
Regimes von der Norm abwichen, verfolgt und bedroht.

"Folter ist etwas außerordentlich Komplexes. Ich glaube, dass alle
Menschen, die so etwas erlebt haben, für immer davon gezeichnet
bleiben. Ich mag mir zum Beispiel keine Filme ansehen, in denen
Folterszenen vorkommen. Was heißt, ich mag es nicht. Besser gesagt:
Ich tue es nicht. Ich sehe mir so etwas nicht an. Ich will das nicht
sehen. Folter ist etwas, das dich auf einer ganz tiefen Ebene berührt,
zu einem inneren Bereich vordringt, der dein wahres Ich ausmacht."
Erinnerungen wie die der Ex-Präsidentin Dilma Rousseff an ihre
Verhaftung durch die Agenten der Militärdiktatur vor 50 Jahren haben
die Geschichte Brasiliens geprägt. Die Folgen der jahrzehntelangen
Diktatur sind bis heute spürbar.


"Es wäre absurd, sich mit diesem Hass zu belasten"

"Durch Folter erlebt man körperlichen Schmerz als ständige
Todesdrohung", erinnert sich Dilma Rousseff. Dennoch: Wolle man das
Erlebte überwinden und widerständig bleiben, sei es wichtig, keine
Hassgefühle in sich zu behalten. "Ich denke, so kann man nicht leben.
Es wäre absurd, sich mit diesem Hass zu belasten. Mit deinen
Hassgefühlen gibst du den Folterern auch heute noch eine Macht über
dich, die sie nun nicht mehr haben. Wichtig ist, dass man sie so
sieht, wie sie sind: geistlos. Sie sind einfach nur geistlos, sonst
nichts."

Dilma Vana Rousseff kommt am 14. Dezember 1947 in Belo Horizonte,
Hauptstadt des Bundesstaats Minas Gerais, als Tochter eines Bulgaren
und einer Brasilianerin zur Welt. 1964 besucht sie das Colegio
Estadual Central de Belo Horizonte (heute Escola Estadual Governador
Milton Campos), wo sie schnell Anschluss an die Student*innenbewegung
und militante politische Kreisen findet. Sie wird Mitglied im
marxistischen Arbeiter*innenbund POLOP und schließt sich dem Komando
der Nationalen Befreiung COLINA (Comando de Liberación Nacional) an,
das sich dem bewaffneten Kampf gegen die Diktatur verschrieben hat.
An der Universidad Federal de Minas Gerais (UFMG) studiert sie
Wirtschaft. Die mittlerweile 20-Jährige ist nun auch in Rio de Janeiro
und in Porto Alegre aktiv. Nach dem Zusammenschluss der COLINA mit der
Revolutionären Avantgarde des Volks VPR (Vanguardia Popular
Revolucionaria) avanciert Dilma zur Vorsitzenden der neugegründeten
Bewaffneten Revolutionären Avantgarde Palmares (VAR-Palmares) und
zieht von Belo Horizonte nach São Paulo.

Am 16. Januar 1970 wird sie in einer Bar in der Rua Augusta in
São Paulo verhaftet. Das Lokal diente als heimlicher Treffpunkt
der militanten Bewegung. Es folgen Haftzeit und Folter im Presidio
Tiradentes. Für Rousseff beginnt eine schmerzhafte, aber auch von
großem Widerstand geprägte Zeit.


"Am Rande der Demokratie"

In ihrer späteren poltitischen Karriere erlebt die erste demokratisch
gewählte Präsidentin Brasiliens 2016 nach fünfjähriger Amtszeit einen
schweren Rückschlag. Auf Betreiben verschiedener politischer Sektoren,
der Medien und der Justiz wird ein Amtsenthebungsverfahren
angestrengt, das mit der Suspendierung der Präsidentin endet. Der
Dokumentarfilm "Am Rande der Demokratie" der Filmemacherin Petra Costa
berichtet über die Ereignisse. Das Werk wurde Anfang des Jahres für
den Oscar der Kategorie Dokumentarfilm nominiert. "Ich halte diesen
Film für eine sehr gelungene dokumentarische Arbeit. Er zeigt den
Aufstieg der Rechten in Brasilien und die Parallelen zu den
Entwicklungen in anderen Ländern der Erde", kommentiert Ex-Präsidentin
Rousseff die Nominierung.


"Neofaschismus und Neoliberalismus hängen zusammen wie
siamesische Zwillinge"

Mit Brasil de Fato sprach Rousseff über die aktuellen
Wahlstreitigkeiten, die Wahlen in diesem Jahr und die
Präsidentschaftswahlen 2022. Sie werde für kein Amt kandidieren, sich
aber auch nicht aus der Politik zurückziehen, erklärte Rousseff. Die
aktuelle Situation Brasiliens bewertet sie folgendermaßen: "Durch die
gegenwärtige Entwicklung wurde die politische Mitte des Landes
zerstört. Wir haben hier keine Mitte-Rechts-Fraktion oder sowas.
Anders als in den USA oder in Deutschland, wo der Neoliberalismus
innerhalb einer liberalen Demokratie das Zepter übernommen hat, musste
hier zuerst eine neofaschistische Regierung an die Macht kommen, damit
sich der Neoliberalismus ausbreiten konnte. Und diese neofaschistische
Regierung baut auf der Zerstörung der politischen Mitte auf. Mit
welcher Mitte soll man nun also in Verhandlung treten? Wo soll sie
sein, diese Mitte, die nicht komplett abhängig und durchzogen von der
neoliberalen und neofaschistischen Politik ist? Wer glaubt, der
Neofaschismus sei ein isoliertes Phänomen, und dabei ausblendet, dass
Neofaschismus und Neoliberalismus zusammenhängen wie siamesische
Zwillinge, hat nicht verstanden, wie Geschichte funktioniert: Die
Neoliberalen paktieren mit den Neofaschisten, auch wenn sie sich zur
politischen Mitte stilisieren. Da können sie noch so sehr die Nase
rümpfen und die Augenbrauen hochziehen - sie unterstützen einfach die
Neofaschisten. Denn nur die werden ihre neoliberalen Reformen, die sie
sich so sehr wünschen, auch umsetzen."


Hier das Interview mit Dilma Rousseff:

Brasil de Fato: Am 16. Januar vor 50 Jahren wurden Sie von Agenten
der Militärdiktatur verhaftet. Sie waren damals 22. Die Zeit Ihrer
Inhaftierung war für Sie sehr prägend. Wie haben Sie das Gefängnis
1970 erlebt?

Dilma Rousseff: Ja, ich war damals 22, und es ist 50 Jahre her.
Brasilien kam aus einer demokratisch gewählten Regierungszeit unter
João Goulart und war dabei, in zügigem Tempo eine Diktatur
aufzubauen. Dieser Prozess hatte 1964 angefangen. Interessant ist
dabei, dass diese Umwandlung nicht schlagartig durch den einen
Staatsstreich vonstatten ging, sondern Stück für Stück übernahmen
Willkür und Autoritarismus immer mehr das Ruder. Zunächst wurden die
Rechte der großen politischen Leitfiguren, der Vorsitzenden von
Gewerkschaften und sozialen Bewegungen beschnitten. Dann kamen die
Rechte der Frontfiguren institutioneller Bereiche wie Militär und
Justiz an die Reihe. Diese Entwicklung greift immer weiter um sich. Es
trifft Abgeordnete und Senatoren, Richter und Militärs. Als nächstes
folgen Pressezensur und Parteienverbot. Im Anschluss werden gezielt
politische Räume und demokratische zivilgesellschaftliche Einrichtung
geschlossen, Streik- und Versammlungsrecht abgeschafft, Arbeiter*innen
und Teilnehmer*innen studentischer Protestaktionen verhaftet.
Kulturelle Ereignisse wie Theaterinszenierungen werden gesprengt, wie
zum Beispiel El Rei da Vela, wenn mich nicht alles täuscht.

Zwischen 1964 und 1968 herrschte eine Grundunzufriedenheit in der
Bevölkerung, die sich in verschiedenen Bewegungen ausdrückte. Mit dem
Cinema Novo hat beispielsweise die Szene der Filmschaffenden einige
sehr wichtige Werke hervorgebracht. Auch in der Musik, überhaupt in
allen Bereichen kam vieles in Gang. Die politische Entwicklung hatte
starke Auswirkungen auf alle Bereiche der brasilianischen Kultur.


"In einer Diktatur ist Kritik nicht erlaubt"

Diktaturen und autoritaristische Entwicklungen wirken sich immer auf
das kulturelle Leben eines Landes aus. Gesellschaftskritik ist immer
Teil der Kulturproduktion. Und in einer Diktatur ist Kritik nicht
erlaubt, weder politische Kritik noch Kritik an den Gepflogenheiten.
Der Journalist Stanislaw Ponte Preta initiierte sogar das Festival der
Unsäglichkeiten ["Festival da Besteira que Assola o País], das sich
auf die Darstellung von Absurditäten konzentrierte, die wir auch heute
wieder in Brasilien beobachten können. Zum Beispiel wird ja heute auch
wieder gesagt, dass die Mädchen rosa tragen sollen und die Jungen
blau. Das gab es damals auch. Stanislaw hat das nachgewiesen und
gezeigt, welche Folgen die Einführung des Autoritarismus hat. Im
Dezember 1968 kam dann das Dekret AI-5, dessen Einführung meiner
Meinung nach den markantesten Schritt auf dem Weg in die Diktatur
bedeutete. Mit dem Dekret begann die Repression. Soziale Bewegungen,
Arbeiter*innenbewegungen, Bauernverbände - alle bekamen die
Veränderung zu spüren. Eine Zeit der gewalttätigen Repression brach
an. Dies hatte auch Folgen für alle linksalternativen Projekte, die in
dieser Zeit entstanden waren. Als nächstes musste dafür gesorgt
werden, dass die Menschen aufhören, an die Demokratie zu glauben.
Insbesondere die jungen Leute sollten denken, es gebe keinen Platz für
Demokratie. Das empfinde ich als einen der heftigsten Aspekte der
Diktatur. Eine Zeitlang herrschte in Brasilien die Überzeugung, dass
es nie wieder einen demokratischen Freiraum geben werde, so dass die
Menschen sich irgendwie ausdrücken können. Das alles führte dazu, dass
sich Bewegungen und politische Organisationen abseits der
traditionellen Linie gründeten. Die Militärdiktatur etablierte ein
Zweiparteiensystem aus Arena und MDB; alle anderen Parteien und
Organisationen wurden verboten. Also bildeten sich Organisationen im
Untergrund.

Mich haben sie zur Zeit der Verschärfung des Militärregimes verhaftet.
Zwischen Ende 1969 und Anfang 1970 war ich immer auf der Suche nach
verschwundenen politischen Gefangenen. Es kam sehr oft vor, dass
Menschen gefangen genommen und in inoffiziellen, in illegalen
Haftanstalten untergebracht wurden. Man war einfach nicht mehr
vorhanden, bis man in ein offizielles Gefängnis verlegt wurde. Diese
funktionierten dann wieder wie ein Notariat, man wurde identifiziert
und registriert. Das System breitete sich unter der Regierung [Emílio
Garrastazu] Médici immer weiter aus. Dazu kam dann später die Folter.
Nicht die gewöhnliche Folter, die gab es ja sowieso schon, sondern die
systematische Folter, und dazu die so genannte Notwendigkeit
politischer Todesfälle und Ermordungen, denn es wurde davon
ausgegangen, dass die Leute sich nicht mehr umkrempeln lassen. Anfang
der 70er Jahre gab es dann ja auch schon den Geheimdienst DOI-CODI,
der vor allem in São Paulo und in Rio aktiv war, aber auch in
anderen Bundesstaaten wirkte.

Ich wurde in São Paulo vom DOI-CODI 2 des zweiten Heers
verhaftet, die Einheit wurde auch Operation Bandeirante genannt.
Finanziert wurde sie zum Teil durch die wirtschaftliche Elite São
Paulos. Die haben zum Beispiel oft das Benzin gezahlt und die
Transportkosten der gesamten Operation übernommen. Sie waren auch für
die Rationen an warmem Essen verantwortlich, die es dann später gab.
Ich glaube, warme Essensrationen wurden überhaupt erst für die
Versorgung der politischen Gefangenen in diesem Land eingeführt.

In dem 2019 herausgekommenen Film "Torre das Donzelas" wird über
diese Zeit berichtet. Es geht um ein paar Frauen, die während der
Militärdiktatur im Presidio Tiradentes in São Paulo inhaftiert
sind, genau wie Sie. Wie war das Leben dort im Gefängnis? Wie war das
Zusammenleben mit den anderen Inhaftieren? Wie sah der Alltag aus?

Torre das Donzelas ist eine Art modellhafte Darstellung, die auf einen
bestimmten Teilbereich fokussiert. Außerdem ist die Geschichte
fiktional, es ist kein Dokumentarfilm. Fiktional schon allein deshalb,
weil sie versucht haben, Tiradentes zu rekonstruieren, und das ist
unmöglich. Man kann den Presidio Tiradentes nicht einfach durch eine
Eisenkonstruktion nachbauen. Es heißt, dass an diesem Ort früher
Sklaven verkauft wurden. Dieser Turm, es war wirklich ein Turm, also
dieser Turm hatte sehr dicke Wände, diese alten extrem dicken
Kolonialstil-Wände. Man konnte sich in die Fensteraussparungen
reinsetzen. Ich bin 1,70 m groß, mittlerweile bin ich wahrscheinlich
etwas geschrumpft, aber damals war ich glaube ich 1,70 m groß, und ich
konnte mich dort hineinsetzen und die Beine ausstrecken. Ich passte
hinein, von der Länge und von der Breite her.

Das Ganze hatte etwas sehr Ironisches. Der Ort war erschaffen worden
für das Schlimmste, was in diesem Land jemals stattgefunden hat,
nämlich die Sklaverei, und nun lebten wir dort. Es gab eine
Außentreppe, die sich weiter oben teilte und an einer Seite sehr hoch
ging. Das Gebäude war so konstruiert, dass man den Turm überhaupt
nicht gleich gesehen hat. Als der Film gemacht wurde, habe ich gesagt:
"Ich glaube, das funktioniert so nicht. Ihr glaubt, dass ihr das
Gebäude ganz gut nachgebaut habt, aber in meiner Erinnerung hat diese
Metallkonstruktion absolut nichts damit tun. So sah es dort nicht
aus." Ich finde es wichtig, das zu vermitteln, denn die Organisation
des Alltags in einem Gefängnis hängt wesentlich von zwei Faktoren ab:
Zeit und Raum.

Was bedeutet Gefängnis? Gefängnis heißt, dass jemand die Kontrolle
über deine Zeiteinteilung hat. Das heißt: Immer, wenn sie dir eine
Ansage machen, was den Tag über passieren wird, wird dir die Kontrolle
über deine Zeiteinteilung entzogen. Wenn sie dir zum Beispiel sagen:
"Morgens machst du dies, mittags machst du das, nachmittags jenes und
abends das und das.", entziehen sie dir die Kontrolle über deine Zeit.
Und den Raum kontrollieren sie ja sowieso; schließlich haben sie dich
in eine Zelle gesteckt. Welche politischen Initiativen gingen von den
Frauen im Turm aus? Nun, wir versuchten, die Kontrolle über Raum und
Zeit wiederzugewinnen, im Rahmen unserer Möglichkeiten. Man versucht
zum Beispiel zu erreichen, dass die Zellentüren länger offenbleiben,
so dass man von einer Seite zur anderen gehen kann. (...) Wenn wir es
hinkriegten, von einer Zelle zur anderen gehen zu können, bedeutete
das die Rückgewinnung der Kontrolle über die Zeit und sogar über den
Raum. Wir bestimmten selbst, was mit unserer Zeit passieren sollte.
Wir fingen an, unser eigenes Essen zu kochen und uns Bücher zu
besorgen, soviel wie man im Gefängnis haben konnte. Ich würde sagen,
das war einer unserer wichtigsten Triumphe: möglichst viele Bücher zu
haben.

Und wir hatten Schallplatten. Im Knast habe ich den Tango
kennengelernt. Das war bis dahin nicht meine Welt. Ich kam aus Minas
Gerais, ich war in Belo Horizonte geboren worden. Dort hatte ich mein
Leben als Erwachsene verbracht und dann ging ich nach Rio.


"Es ging darum, die Kontrolle über Raum und Zeit
wiederzuerlangen"

Der Alltag war jedenfalls ein ständiger Kampf. Ein Gefangener ist ein
Gefangener, besonders, wenn er zu einer Gruppe gehört. Ein einzelner
Gefangener ist anders, er ist allein. Alleinsein im Gefängnis ist
extrem hart. Deshalb betrachte ich es als eine beeindruckende
Leistung, dass Präsident Lula es geschafft hat, sich ein erträgliches
Leben innerhalb des Gefängnisses aufzubauen. Das ist nämlich mit
Arbeit verbunden. Wir waren jedoch einfach richtig viele, es war
einfach sehr voll. Also haben wir uns gemeinsam ein Alltagsleben
aufgebaut, trotz allem, und einen politischen Alltag. Im Rahmen
unserer Möglichkeiten haben wir versucht, unser Leben selbst in die
Hand zu nehmen. Wir haben bestimmt, wer kocht, wie viele Gruppen wir
sind, wie oft der Turm saubergemacht wird und wer das übernimmt. Wir
haben uns irgendwie ein Alltagsleben aufgebaut. Wie ich vorhin gesagt
habe: Es ging darum, die Kontrolle über Raum und Zeit
wiederzuerlangen.

Wir befanden uns außerdem in einer bestimmten Phase der
Gefängnispraxis. Zu jener Zeit funktionierte das so: Du wirst
verhaftet, und von dem Augenblick an verschwindest du. Es gibt
zunächst keine Registrierung. Eine Zeitlang wird systematisch
gefoltert. Später erfolgt die Erfassung im Gefängnis.

Die Folter fand in dem Bereich statt, der von den bewaffneten
Streitkräften kontrolliert wurden, im wesentlichen vom Militär. (...)
Was macht einen Menschen aus? Die immense Fähigkeit, körperlichen und
psychischen Schmerz zu erleiden. Das Empfinden von körperlichem
Schmerz ist eine Fähigkeit, die wir mit der gesamten Menschheit
teilen, sogar mit anderen Säugetieren, überhaupt mit anderen Tieren.
Auch sie fühlen Schmerz. Im Kontext der Folter erlebt man körperlichen
Schmerz als ständige Todesdrohung. Das eine hängt mit dem anderen
zusammen. Die Wahrnehmung von Schmerz und gleichzeitig von der Nähe
des Todes. Das ist Folter. Wir alle haben Angst davor, Schmerzen zu
erleiden. Jede Faser deines Körpers reagiert auf die Möglichkeit zu
sterben. Wenn ein Mensch starke Depressionen hat, kann es sein, dass
er sich umbringt. Hat er keine Depressionen, ist es eher
unwahrscheinlich, dass er diesen Weg wählt. Das ist recht komplex. Der
Mensch neigt eher dazu, am Leben bleiben zu wollen, auch in
Grenzsituationen. Wir müssen uns also der Tatsache stellen, dass sie
genau damit arbeiten, mit Schmerz und Tod. Das ist Folter:
systematischer Schmerz und Tod. Und es gibt noch etwas sehr
Schreckliches, das sie gezielt einsetzen. Sie legen es darauf an, dass
der Mensch seine Würde verliert. Das ist die Komponente des
psychischen Schmerzes. Sie wollen erreichen, dass du deine Würde
verlierst, dass du deine Überzeugungen verrätst, dass du das aufgibst,
woran du glaubst. Das ist vielleicht die schwerwiegendste Folge des
Gefängnisaufenthalts. Du bist gefangen, und sie bearbeiten dein
Inneres auf diese Weise.


"Ich bin stolz, dass ich gelogen habe. Die Wahrheit sagt man
in einer Demokratie."

Ich empfinde tiefe Solidarität mit einigen Genossen, die nach der
Folter aufgefordert wurden, ihre Überzeugungen öffentlich im Fernsehen
zu verraten. Mit diesen Menschen fühle ich mich solidarisch. Dieser
Zerstörungsprozess macht die Menschen zu lebenden Toten. Was macht
jemand, nachdem er seine Überzeugungen, ja nachdem er sich selbst
verraten hat? Er läuft weiter herum wie die Lebenden, aber er ist
innerlich tot. Das ist es, was die USA in Abu Ghraib [irakisches
Gefängnis] gemacht haben. Dieses Vorgehen hat eine extreme
faschistische Komponente, denn es geht um die Zerstörung einer Person.
Es ist die Macht der Folter und der Todesdrohung in hochpotenzierter
Form.

Ich habe Menschen gesehen, die das durchgemacht haben, und ich glaube,
dass jede*r von uns die Folter nur erträgt, indem wir uns selbst
betrügen. Der eine sagt sich: "Jetzt halte ich noch fünf Minuten
durch, jetzt noch zwei. Jetzt halte ich noch drei Minuten durch." Man
stellt sich nicht vor, dass es den ganzen Tag dauert, denn das wäre
eine Ewigkeit. Wenn der Schmerz anfängt, zerfällt die Zeit in Minuten
oder Sekunden. Man muss sich selbst betrügen, und das tut man auch.
Und man lügt. Einmal war ich im Senat, und einer der Senatoren, ich
glaube, es war Agripino Maia, sagt zu mir: "Aber Sie haben doch schon
unter der Folter gelogen". Ich bin stolz, dass ich gelogen habe.
Entweder man lügt oder man hat keine Überlebenschance. Die Wahrheit
sagt man in einer Demokratie.

Das ist der Prozess, und eine Gruppe von Leuten, die nämlich, die in
dem Presidio waren, wurden damit konfrontiert. Sie haben das erlebt.
Das ist das Ausschlaggebende. Wir haben zusammen gelacht, dummes Zeug
geredet, Volleyball gespielt, wann immer wir konnten oder immer, wenn
wir es geschafft hatten, Kontrolle über den Raum zu bekommen, aber wir
alle sind geprägt, jede einzelne von uns. Und mit dem Wissen darum
haben wir zusammen gelebt und einen Alltag aufgebaut, denn die
Situation hatte auch Vorteile. Wir waren gerade mal 20 Jahre alt. 30
erschien uns schon uralt. Mit 20 ist das alles etwas leichter, du hast
eine andere Lebenskraft, die dir hilft, Dinge zu überwinden.

In unserer heutigen Zeit stützt sich die Regierung Bolsonaro zu
einem nicht unwichtigen Teil auf das Militär. Es gibt bereits Fälle
von Zensur bei Forschungen, Künstler*innen und sozialen Verbänden. Wie
schätzen Sie das ein? Und inwieweit hat die aktuelle Situation
Ähnlichkeit mit der Zeit der Diktatur?

Ich glaube, dass die Situationen doch recht verschieden sind. Zur Zeit
der Entwicklung in Richtung Diktatur gab es eine bestimmte Regierung.
Vielleicht nehmen wir mal ein Bild zur Hilfe, dann ist es einfacher zu
begreifen. Man muss sich den demokratischen Staat als Baum vorstellen.
Diktatur ist bedeutet einen radikalen Rückschnitt des Baums. Du
schneidest die Zweige, lässt keinen Stein auf dem anderen. Du
entfernst alle Rechte: Organisationsrecht, Versammlungsfreiheit, und
schließt den Kongress. Das alles beeinflusst die Gesellschaft als
Ganzes.

In der aktuellen Situation, in der Neoliberalismus-Krise im Fall
Brasiliens leidet der Baum unter massivem Pilzbefall aufgrund von
Umweltverschmutzung. Die Pilze zersetzen die Demokratie von innen. Da
haben wir zum Beispiel den milliardenschweren Korruptionsskandal
"Hochdruckreiniger" (Lava Jato), das vielleicht wirkungsvollste
Instrument, um die neoliberale Agenda aufzubauen.

Mithilfe der Operation Hochdruckreiniger können Arbeiter*innenrechte
gekürzt werden. Eine Rentenreform soll Einsparungen in Milliardenhöhe
bringen - auf Kosten von 1,3 Millionen Menschen, die vergeblich auf
ihre Rente warten, während die Schlangen vor dem Sozialamt wieder
länger werden, was es unter unserer Regierung nicht gegeben hat.
Unsere staatlichen Betriebe werden verkauft. Der Flugzeugbauer EMBRAER
ging an Boeing, ein Unternehmen, das sich nach zwei Abstürzen in einer
Krise befindet und auch vorher schon Probleme hatte. Mittlerweile
fällt das Unternehmen am Markt hinter Airbus zurück.

Nichtsdestotrotz geben sie die Souveränität des brasilianischen Staats
aus der Hand, indem sie sich allen Forderungen des Neoliberalismus
bedingungslos unterwerfen, einem System, das sich weltweit bereits in
einer Krise befindet, brutale Ungleichheiten produziert, die
Sozialpolitik zerstört und alle unsere Erfolge bei der Bekämpfung der
Armut zunichte macht.


"Es ist eine Situation der wirtschaftlichen,
gesellschaftlichen, politischen und kulturellen Niederlage"

Das alles passiert nur, weil mit der Operation Hochdruckreiniger das
Narrativ der Korruption konstruiert wurde. Das Ganze ist eine
Strategie zur Zerstörung der Arbeiterpartei (PT) sowie anderer
Parteien der Rechten und der politischen Mitte. So hat es denn auch
der Neofaschist Bolsonaro an die Macht geschafft. Das Erstarken des
Neofaschismus ist eine typische Begleiterscheinung dieser Entwicklung.

Ein anderer Prozess ist die Militärdiktatur. Ich will keine Wertung
abgeben und sagen, was von beiden schlimmer ist. Beide sind furchtbar,
aber im Fall des Neofaschismus gibt es immer noch demokratische
Nischen. Daran muss man festhalten. Was nicht heißt, dass das
brasilianische Volk nicht auch extrem unter einer ultrarechten
Regierung wie der von Bolsonaro leiden kann, die gegen alles ist. Sie
ist gegen alle kulturellen Aspekte des Lebens, kniet vor den USA
nieder und vernichtet das Selbstbewusstsein, das das Land in den
Jahren der PT-Regierung gewonnen hatte.

Es ist also eine Situation der wirtschaftlichen, gesellschaftlichen,
politischen und kulturellen Niederlage. Es gibt keinen Bereich, der
frei von Verletzungen wäre. Nehmen wir die Regierung [Ernesto] Geisel.
Sie hat den Tod der politischen Gegner autorisiert - ohne Worte! Den
Tod der politischen Gefangenen als Form des politischen Kampfs in
Betracht zu ziehen ist Staatsterror. Aber: Sie hat nicht auf den
Ausverkauf des Landes gesetzt sondern auf die Förderung der
einheimischen Industrie. Sie hat nicht die Souveränität Brasiliens in
die Waagschale geworfen und das Land ausgeliefert, das muss man ihr
zugutehalten.

Wir befinden uns in einem Wahljahr. Die kommenden Kommunalwahlen
werden als Vorboten für die Präsidentschaftswahl 2022 gewertet. Sie
haben bei der Wahl 2018, die den Aufstieg des Bolsonarismo
ermöglichte, für den Senat kandidiert. Werden Sie noch einmal als
Kandidatin zur Verfügung stehen?

Nein, auf keinen Fall. Ich plane keine Kandidatur. Politische Pläne
habe ich, aber keine, die mit einer Kandidatur in Verbindung stehen.

Wenn wir noch einmal auf das Wahljahr 2018 zurückblicken, um die
richtigen Schlüsse für 2022 zu ziehen - welche Position sollte Ihrer
Meinung die brasilianische Linke beim nächsten Wahlkampf
vertreten?

Die brasilianische Linke und alle fortschrittlichen Strömungen müssen
sich zu einem breiten Bündnis zusammenschließen. Ich denke, davon
gehen derzeit alle aus. Ich finde es eine superinteressante Idee, die
Mitte anzusprechen. Bloß: Wer sich für diesen Weg ausspricht, eine
Konsenspolitik zu verfolgen, die auf Entradikalisierung abzielt, geht
davon aus, dass es diese politische Mitte noch gibt, und die gab es in
Brasilien tatsächlich auch mal. Wir können sie sogar "demokratische
Mitte" nennen. Diese demokratische Mitte war Teil der
Verfassungsgebenden Versammlung 1988 und wurde unter anderem
repräsentiert von Dr. Ulysses [Guimarães] und Mário Covas,
beides erfahrene Politiker, die sich ihrem Land verpflichtet fühlten.
Was geschah? Die politische Mitte wurde zersplittert, und der PMDB
(MDB) engagierte sich in den Jahren Eduardo Cunhas für den Ausbau
einer Vormachtstellung der Rechten.


"Die politische Mitte blieb auf der Strecke"

Aber nicht nur das. Das Kampfinstrument "Operation Hochdruckreiniger"
wurde ins Leben gerufen, um den PT zu zerstören. Der Skandal traf auch
Parteien, die ursprünglich gar nicht im Fokus standen, wie der PSDB
[Partido de la Socialdemocracia Brasileña]. Obwohl ihnen eine deutlich
andere Behandlung zuteil wurde, waren die Auswirkungen doch erheblich.
Insbesondere auf unseren Putschisten, der ein ausgesprochen schlechter
Verlierer ist. Aber sie einigten sich darauf, eine illegitime
Regierung wie die von Michel Temer ins Leben zu rufen und ihr den
gesamten Plan zu unterbreiten. Temer hat Recht, wenn er sagt,
Bolsonaro sei derjenige, der es zu Ende bringt. So ist es nämlich
auch. Beide sind Neoliberale. Aber damit war die politische Mitte nun
zerstört, oder besser gesagt, sie hat sich selbst zerstört. (...) Der
PSDB demontierte sich selbst. Alckmin war ein wichtiger
Präsidentschaftskandidat, erhielt aber bei den Wahlen, aus denen
Bolsonaro letztendlich als Sieger hervorging, nur vier Prozent.

Die politische Mitte blieb dabei auf der Strecke. (...) und die
neofaschistische Regierung baut auf der Zerstörung des Zentrums auf.
Mit welcher politischen Mitte soll man also Kontakt aufnehmen? (...)
Für den nächsten Wahlkampf wird eine gefestigte demokratische Position
unter der Führung erfahrener progressiver Kräfte der Linken dringend
gebraucht. Es muss deutlich werden, dass der Neofaschismus ohne
Neoliberalismus keine Chance hätte und andersherum. Man kann nicht
ernsthaft daran glauben, dass das eine ohne das andere auskäme. Das
wird die Wahlen 2020 kennzeichnen.

Seit der Film "Am Rand der Demokratie" für den Oscar nominiert
wurde, spricht man kaum noch über etwas anderes. Wie haben Sie davon
erfahren, und was bedeutet diese internationale Würdigung der
filmischen Arbeit von Petra Costa politisch?

Was die Bedeutung der internationalen Aufmerksamkeit für Brasilien
angeht: Ich glaube, es ist sehr wichtig, was Petra Costa in dem Film
zeigt. Anhand von Momentaufnahmen erzählt sie, wie die Dinge aus ihrer
Sicht abgelaufen sind. Und auch für mich war es ein Putsch, da teile
ich ihre Sicht.

Es sollte ein Prozess auf Grundlage der Rechtsgrundsätze der
brasilianischen Verfassung stattfinden, der von einer Amtsklage wegen
Pflichtverletzung ausgeht, jedoch ohne dass eine solche überhaupt
besteht. Mittels eines Putschs sollte der Prozess eine Agenda auf den
Weg bringen, die es in vier aufeinanderfolgenden Wahlgängen nicht
geschafft hatte, die nötigen Stimmen zusammenzubringen.

Ich glaube, dass dieses Narrativ sämtliche Handlungen der Hauptakteure
jener Ereignisse offenlegt. Die Verantwortlichkeit der Presse in der
Entwicklung dieses Putschs liegt auf der Hand, ebenso die
Verantwortlichkeit des PSDB für den Aufstieg der Rechten, die heute
die Szene bevölkern. Und vor allem macht es klar, wie diese Ereignisse
dazu geführt haben, dass Bolsonaro an die Macht kommen konnte.


Übersetzung: Lui Lüdicke


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/memoria-justicia/durch-folter-soll-erreicht-werden-dass-du-deine-wuerde-verlierst/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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SCHACH-SPHINX/07157: Verwandlung der Sitten (SB)

Die gegenseitige Durchdringung zweier Gedankenströme, sich
manifestierend durch die Wahl der Züge auf dem Brett, jeweils
unterstützt mit den Mitteln des Geistes, also Verstand und Phantasie,
so etwa könnte man das Schachspiel beschreiben. Zwei Menschen sitzen
sich gegenüber, beide ausgestattet von der Natur mit ähnlichen
Talenten, die sich lediglich in den Nuancen unterscheiden. Verstand
ist nötig, um in die Verwicklungen eine solide Basis für Berechnungen
hineinzutragen. Der Phantasie allerdings bleibt das Vorrecht
vorbehalten, über die Grenzen des rein mathematisch Erfaßbaren hinaus
Pläne zu entwickeln. So spielen im Grunde immer zwei Charaktere
gegeneinander, und daraus folgt zwangsläufig, da es sich um ein
friedvolles Spiel mit hohem Lerneffekt handelt, daß sich auch die
Sitten von Rohem ins Milde verwandeln. Es ist dies die heilsame Kraft
im Königlichen Spiel, daß es das Edle im Menschen anspricht und das
rein instinktiv Tierhafte, also das Streben nach kurzfristigem Erfolg,
überwinden hilft. Geduld, Beherrschtheit und das feine Abwägen für
erreichbare Ziele werden geschärft. Der Mensch, der Schach spielt,
erzieht sich selbst zur Besonnenheit, was sicherlich ein Grund dafür
war, daß sich dies Spiel über so viele Generationen und Jahrhunderte
zu erhalten wußte. Im heutigen Rätsel der Sphinx hatte Schwarz die
Vorteile seiner Stellung gründlicher zu entfalten verstanden. Er
überraschte nun seinen Kontrahenten mit einer geistreichen
Kombination, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07157: Verwandlung der Sitten (SB)]



Lefik - Dobsa

Fernpartie 1981


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Schwarz machte kurzen Prozeß mit dem unleidigen Eröffnungsexperiment
des Weißen: 1...Se5-d3+! 2.c2xd3 Ta8-e8 3.Tf1-f3 - 3.Dd1-b3 Te8xe2+
4.Ke1-d1 Te2-e1+! -3...Lg4xf3 4.g2xf3 Dh4xh2 5.Dd1-c2 Dh2-g1+ und Weiß
gab auf.



Erstveröffentlichung am 1. Januar 2007
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MELDUNG/260: Operettenpreis "Frosch des Jahres 2019" für Stiftung Palazzetto Bru Zane (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 17. Januar 2020

BR-KLASSIK - Operettenpreis

Frosch des Jahres 2019 für Stiftung Palazzetto Bru Zane

Preisverleihung

Montag, 24. Februar 2020, 20.00 Uhr, Staatstheater Augsburg,
Spielstätte martini-Park, Provinostraße 52, Halle B13



Seit vier Jahren vergibt die Redaktion des "Operetten-Boulevard" auf
BR-KLASSIK jeden Monat einen Preis für außergewöhnliche, originelle,
zeitgemäße Operetten-Produktionen: die "Frosch-Urkunde", benannt nach
dem lustigen Gefängniswärter aus der Operette "Die Fledermaus". Aus
diesen 12 Monatsgewinnern hat die Jury nun erneut den Jahres-Gewinner
gewählt. Der "Frosch-Award 2019" geht an die Stiftung Palazzetto Bru
Zane für die Tournee-Produktionen "Mam'zelle Nitouche" von Hervé und
"Yes!" von Maurice Yvain.

Die Verleihung findet am Rosenmontag, 24. Februar 2020, im
Staatstheater Augsburg im Rahmen der Operettenrevue "Die wilden 20er"
statt.

Die Stiftung Palazzetto Bru Zane mit Sitz in Venedig widmet sich
international der Wiederentdeckung musikalischer Werke der
französischen Romantik. 2019 hat sie anlässlich des
Offenbach-Jubiläumsjahres zahlreiche kleine und große
Operettenproduktionen herausgebracht und die Strahlkraft Offenbachs
und seiner Zeitgenossen bis ins 20. Jahrhundert aufgezeigt. Gemeinsam
mit dem Münchner Rundfunkorchester veröffentlichte die Stiftung
Palazzetto Bru Zane die viel beachtete CD "Offenbach Colorature" und
co-produzierte an der Pariser Opéra Comique die Operette "Madame
Favart", die erstmals seit der Uraufführung wieder auf die Bühne kam.
Die BR-KLASSIK-Operettenredaktion prämiert mit dem "Frosch des Jahres
2019" die Produktionen "Mam'zelle Nitouche" von Hervé und "Yes!" von
Maurice Yvain, die durch Frankreich und Belgien touren und dabei ein
großes Publikum erreichen.

"Temporeichtum und hervorragend singende und sprechende Darsteller
 sind ein unübertroffenes Markenzeichen der Franzosen. In 'Mam'zelle
 Nitouche' aus dem Jahr 1883 vermischen sich Frömmigkeit und
 Frivolität zu einem unterhaltsamen Stück über menschliche
 Schwächen, in 'Yes' von 1928 werden ebenfalls gesellschaftliche
 Normen wie Status, Ehe und die Politik mächtig aufs Korn genommen.
 Die fantasievollen Inszenierungen sowie die musikalische
 Virtuosität und Stilsicherheit der Interpretation lassen keine
 Wünsche offen und bescheren in beiden Werken atemberaubende, höchst
 vergnügliche Stunden." (aus der Begründung der Jury)  



Der Preis "Frosch des Jahres"

Überreicht wird der "Frosch des Jahres 2019" an Vertreter der Stiftung
Palazzetto Bru Zane gemeinsam mit dem Staatstheater Augsburg und den
Augsburger Philharmonikern am Rosenmontag, 24. Februar, im Rahmen der
Operettenrevue "Die wilden 20er" in der Interimsspielstätte
martinipark, Provinostraße 52, Halle B13.

Bei der Gala wird noch ein zweiter Operettenpreis verliehen: Das
Magazin "Orpheus - oper und mehr" vergibt die "ORPHEUS-Nadel für
besondere Verdienste um das Genre Operette" an den Intendanten des
Staatstheaters am Gärtnerplatz, Josef Ernst Köpplinger.

Ausstrahlung

BR-KLASSIK sendet die Aufzeichnung des Operettenabends samt
Preisverleihung tags darauf am Faschingsdienstag, 25. Februar 2020, um
20.05 Uhr in einer Sondersendung des "Operetten-Boulevards".

Am Sonntag, 23. Februar 2020, ist Alexandre Dratwicki,
musikwissenschaftlicher Leiter des Palazzetto Bru Zane, um 21.05 Uhr
zu Gast in der Sendung "Operetten-Boulevard" auf BR-KLASSIK/Hörfunk.


Die Gewinner der 12 Monats-Frösche von 2019


	Staatstheater am Gärtnerplatz München: "Drei Männer im Schnee" von Thomas Pigor

	Staatstheater Nürnberg: "Ball im Savoy" von Paul Abraham

	Theater für Niedersachsen Hildesheim: "Die Prinzessin von Trapezunt" von Jacques Offenbach

	Theater Bremen: "L'Étoile" von Emmanuel Chabrier

	Stiftung Palazzetto Bru Zane: "Mam'zelle Nitouche" von Hervé

	Theater Neubrandenburg/Neustrelitz: "Die Bajadere" von Emmerich Kálmán

	Lehár Festival Bad Ischl: "Cloclo" von Franz Lehár

	Hessisches Staatstheater Wiesbaden: "Gräfin Mariza" von Emmerich Kálmán

	Oper Köln: "Barkouf" von Jacques Offenbach

	Stiftung Pallazzetto Bru Zane: "Yes!" von Maurice Yvain

	Niedersächsisches Staatstheater Hannover: "Märchen im Grandhotel" von Paul Abraham

	Bühne Baden: "Fatinitza" von Franz von Suppé



Tickets:

Karten beim Besucherservice des Staatstheater Augsburg (Telefon 0821
324 49 00, E-Mail: theater@augsburg.de) oder online über
www.staatstheater-augsburg.de

Weitere Infos finden Sie hier: 

https://www.br-klassik.de/themen/oper/operetten-boulevard-104.html

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 17. Januar 2020

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München
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SCHAUSPIEL/1326: Berlin - Alaa El Din Al-alem »Versinken«, deutsch und arabisch, 21.02.20

Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Februar 2020

Fr 21.2., 19:30 Uhr

Reihe o Arabisches Theater im Li-Be

Alaa El Din Al-alem »Versinken«

7 EUR / erm. 4 EUR



Damaskus, in Zeiten des Krieges. Vater und Sohn stehen sich
gegenüber. Der Vater hat die Niederlagen des zwanzigsten Jahrhunderts
erlitten, der Sohn erlebt die aktuelle Niederlage, nachdem er sich
selbst gefunden hatte, ein Freiheitsaktivist, eingeschlossen von
Krieg und Katastrophe. Beide suchen in ihrem Gespräch und ihrem
Konflikt mit dem anderen nach dem Sinn der eigenen Existenz.
Inspiriert wurde das Stück von Kafkas Novelle »Das Urteil«.

Übersetzung: Christopher-Fares Köhler

Regie: Hazem Saleh

In deutscher und arabischer Sprache

Eine Veranstaltung in Kooperation mit Barzakh gGmbH

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Februar 2020

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





WERKSTATT/326: Dieburg - Expanded Theatre am Mediencampus, Event am 30.01.2019

Hochschule Darmstadt - 20.01.2020

Schneewittchen in Dieburg: 

Expanded Theatre am Mediencampus - Event am Donnerstag, 30.01., 16 Uhr



Selbst einmal in die Welt eines Theaterstücks eintauchen, das verspricht
immersives Theater. Am Mediencampus der Hochschule Darmstadt (h_da) in
Dieburg ist dies am Donnerstag, 30.01., von 16 Uhr bis 17.30 Uhr möglich.
Studierende des Fachbereichs Media interpretieren in "Expanded Theatre -
The Fairytale Experience" das Märchen Schneewittchen neu. Mit dabei ist
ein Schauspiel-Team der Schauspielschule Mainz. Das Publikum ist dazu
eingeladen, sich in die Inszenierung einzubringen. Der Eintritt ist frei.

Gezeigt werden sieben immersive Schneewittchen-Adaptionen, die Studierende
ein Semester lang entwickelt haben. Hierbei nutzen sie den Ansatz des
Expanded Theatre: Sie erweitern die klassische Theaterinszenierung hin zum
interaktiven Erlebnis. Das Publikum kann zum Beispiel dazu beitragen, die
böse Königin zu stürzen, einen neuartigen Zauberspiegel testen oder sich
in "Queenstagram" mit Hilfe von digitalen Filtern zu den Schönsten im
ganzen Land verwandeln lassen.

Entstanden sind die Projekte im Master-Studiengang Leadership in the
Creative Industries. Der Studiengang heißt ab dem Wintersemester 2019/20
Expanded Media und beschäftigt sich dann noch stärker mit Möglichkeiten
und Konzepten der Erweiterten Medien. Hierzu gehören auch neue Formen des
Geschichtenerzählens in transmedialen Storywelten: Darin werden
unterschiedliche Medienformate kombiniert, bei Schneewittchen am
Mediencampus sind es Storytelling und Games mit Formen der Interaktion.

Das Publikum kann am 30.01. auch einmal die Virtual Reality-Brille
aufsetzen: Studierende aus dem Bachelor-Studiengang Expanded Realities
entführen die Besucherinnen und Besucher ebenfalls in Schneewittchens
Welt, mit VR-Projekten zum Thema Märchen.

Was?

Expanded Theatre - The Fairytale Experience

Wann?

Donnerstag, 30.01., 16 Uhr bis 17.30 Uhr

Wo?

Hochschule Darmstadt

Gebäude F 16, EG und OG (Schneewittchen-Inszenierung)

Gebäude F 18, VR-Lab (Virtual Reality-Projekte)

Max-Planck-Straße 2

64807 Dieburg

Wer?

Prof. Claudia Söller-Eckert, Leiterin des Studiengangs Leadership in the
Creative Industries, mit Studierenden

Prof. Frank Gabler, Leiter des Studiengangs Expanded Realities, mit
Studierenden

Hannah Bröder, Schauspielschule Mainz, mit Kolleginnen und Kollegen

Prof. Tilmann Kohlhaase, Prof. Sven Poguntke, Prof. Georg Struck, Valerie
Neumaier, Martin Streit, Fachbereich Media

Fortlaufende Neuigkeiten zum Projekt gibt es auf Instagram und Facebook:

Instagram: @queenstagram_lci

Facebook: https://www.facebook.com/ExpandedTheaterSnowWhite

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution886

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Darmstadt, 20.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





MEDIEN/206: Handlungsleitfaden - Außenbeleuchtung effizient gestalten, Lichtverschmutzung reduzieren (BfN)

Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Leibniz-Institut für
Gewässerökologie und Binnenfischerei - 20. Januar 2020

Außnbeleuchtung effizient gestalten - Lichtverschmutzung reduzieren


Neuer Handlungsleitfaden liefert Kommunen konkrete Empfehlungen und
Grenzwerte



Bonn/Berlin, 20. Januar 2020: Die Erhellung der Nachtlandschaften
durch künstliche Beleuchtung nimmt global im Jahr um ungefähr 2 bis 6
Prozent zu - mit Auswirkungen auf Mensch und Natur. Wie es Kommunen
gelingen kann, die Lichtverschmutzung zu minimieren, indem sie ihre
Straßen- und Gebäudebeleuchtung effizienter gestalten, beschreibt ein
neuer Handlungsleitfaden. Den Leitfaden zur Neugestaltung und
Umrüstung der Außenbeleuchtung haben Forschende vom Leibniz-Institut
für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB), vom Bundesamt für
Naturschutz (BfN) und der Universität Münster jetzt gemeinsam
veröffentlicht.

"Etwa 30 Prozent der Wirbeltiere und sogar über 60 Prozent der
Wirbellosen sind nachtaktiv und können durch künstliches Licht in der
Nacht beeinträchtigt werden. Der Schutz der Nacht muss daher stärker
als bisher als eine grundlegende Aufgabe des Natur- und
Landschaftsschutzes begriffen werden", sagt Prof. Dr. Beate Jessel,
Präsidentin des BfN. "Dass es gelingen kann, die ökologischen
Beeinträchtigungen durch künstliche Beleuchtung zu minimieren, zeigt
der jetzt veröffentlichte Handlungsleitfaden. Er enthält zahlreiche
konkrete Handlungsempfehlungen und Praxistipps für die
Außenbeleuchtung."

"Eine gute Beleuchtung ist effizient und senkt den Stromverbrauch,
erhäht gleichzeitig die Sichtbarkeit und Sicherheit. Sie ist
ästhetisch und begrenzt Umweltbelastungen auf ein Mindestmaß. Viele
der im Handlungsleitfaden vorgestellten Maßnahmen sind zudem einfach
und kostengünstig umsetzbar", so fasst der IGB-Forscher und
Studienleiter Dr. Franz Hölker die Anforderungen zusammen. Das Team
von Franz Hölker ist in Deutschland und international federführend in
der Erforschung der sogenannten Lichtverschmutzung. Davon spricht man,
wenn künstliches Licht bei Nacht den Menschen und lichtsensitive
Lebewesen negativ beeinflusst. Der Leitfaden stützt sich zum großen
Teil auf wissenschaftliche Erkenntnisse, die seine Arbeitsgruppe
gemeinsam mit Forschenden des BfN und der Universität Münster in
jahrelanger Arbeit gewonnen haben.

Mangels expliziter Regelungen für Außenbeleuchtungen werden
Industrienormen zur Beleuchtung in der Praxis oft wie
Rechtsvorschriften behandelt. Vielfach werden sogar die
Mindestanforderungen der technischen Normen weit überschritten, um
eventuelle Schadensersatzansprüche - beispielsweise bei
Verkehrsunfällen - auszuschließen und dem Vorwurf vorzubeugen, dass
die Straßenbeleuchtung nicht dem Stand der Technik genügt. Das führt
dazu, dass der Außenraum oft viel stärker beleuchtet wird als nötig,
mit möglichen negativen Auswirkungen für Mensch und Natur. Doch es
kann gelingen, die ökologischen Beeinträchtigungen durch künstliche
Beleuchtung zu minimieren und dabei zugleich gesellschaftlichen
Anforderungen wie Sicherheit und Ästhetik gerecht zu werden.

Die Erstautorin Dr. Sibylle Schroer vom IGB nennt Lösungsbeispiele:
"Kommunen sollten Leuchten verwenden, welche kein Licht nach oben
abstrahlen. Die Beleuchtungsstärke sollte möglichst niedrig sein und
kaltweißes Licht mit einem hohen Blaulichtanteil vermieden werden.
Denn die innere Uhr, das sogenannte zirkadiane System, von höheren
Wirbeltieren und Menschen reagiert auf blaues Licht besonders
empfindlich. Die Verwendung von warmweißem Licht kann die negativen
Auswirkungen auf viele Organismen abmildern und wird von Menschen oft
als angenehmer wahrgenommen."

Die interdisziplinäre Zusammenarbeit mit dem Juristen für Umwelt- und
Planungsrecht, Benedikt Huggins von der Universität Münster, deckte
Lücken des Umweltrechts auf, um Organismen künftig besser vor der
Belastung durch schlecht installiertes, unnötiges oder zu helles
künstliches Licht zu schützen. Die Empfehlungen entstanden auf
Grundlage der beiden Forschungs- und Entwicklungsvorhaben "Analyse der
Auswirkungen künstlichen Lichts auf die Biodiversität, Bestimmung von
Indikatoren für die Beeinträchtigung und Ableitung von
Handlungsempfehlungen zur Vermeidung negativer Effekte im Rahmen von
Eingriffen" und "Licht und Glas: Rechtsfragen der Gefährdung von Arten
durch Licht und Glas", gefördert mit Mitteln des
Bundesumweltministeriums und inhaltlich begleitet durch das BfN.

Die Einschränkung von Lichtverschmutzung bringt weitere Vorteile etwa
hinsichtlich Energieeinsparung und damit des Klimaschutzes sowie für
die menschliche Gesundheit. Der Leitfaden bietet Verantwortlichen in
Kommunen sowie Licht-, Stadt- und Regionalplanenden eine kostenfreie
fachliche Entscheidungshilfe, um den bewussten Umgang mit künstlichem
Licht aktiv zu fördern.

Bezug

Das BfN-Skript ist online abrufbar unter: http://bit.ly/bfn-543

Die gedruckte Publikation kann kostenfrei per E-Mail beim BfN bestellt
werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 20.01.2020

Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Konstantinstr. 110, 53179 Bonn

Tel.: 0228/8491-0, Fax: 0228/8491-9999

E-Mail: info@bfn.de

Internet: www.bfn.de
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MEDIEN/205: Neuer BUND-Handlungsleitfaden - Wie können wir unsere Mobilität nachhaltig gestalten? (BUND BW)

BUND Landesverband Baden-Württemberg - 21. Januar 2020

Neuer BUND-Handlungsleitfaden: Wie können wir unsere Mobilität
nachhaltig gestalten?

Umweltverband veröffentlicht die Broschüre "Mobiles Baden-Württemberg -
Wege zu einer nachhaltigen Mobilität".



"Ohne eine 180 Grad-Wende in der Verkehrspolitik sind die Pariser
Klimaziele und die Nachhaltigkeitsziele des Landes nicht erreichbar.
Wir zeigen in unserem neuen Handlungsleitfaden auf, wo und wie die
Weichen für eine klimafreundliche Mobilität neu gestellt werden
müssen", erklärt Brigitte Dahlbender, Landesvorsitzende des BUND
Baden-Württemberg, anlässlich der Veröffentlichung des Leitfadens
"Mobiles Baden-Württemberg - Wege zu einer nachhaltigen Mobilität".

Die vom BUND initiierte Studie "Mobiles Baden-Württemberg" hat seit
ihrer Veröffentlichung landauf, landab die verkehrspolitische
Diskussion bewegt. Nun liegt ein neuer BUND-Handlungsleifaden zum
Thema vor. "Unsere Publikation fasst die zentralen Ergebnisse der
Wissenschaftler in allgemeinverständlicher Form zusammen: Nur eine
neue Mobilitätskultur mit deutlich weniger Autoverkehr kann die
Mobilität künftig klimaschonend, gesundheitsverträglich,
flächensparend gestalten und soziale Teilhabe für alle ermöglichen.
Darauf aufbauend liefert der Leitfaden konkrete Handlungsempfehlungen,
wie diese neue Mobilitätskultur vor Ort in den Kommunen aber auch in
der Landespolitik mit 'Leben gefüllt' und praktisch umgesetzt werden
kann", so Brigitte Dahlbender. In sieben Handlungsfeldern zeigt der
BUND konkrete Lösungen auf und gibt Hinweise, wo Gemeinderäte und
Landtagsabgeordnete, aber auch Aktive in Initiativen weiterführende
Materialien finden können. Eine Fundgrube für verkehrspolitische
Initiativen und angewandten Klimaschutz vor Ort.

Sieben Handlungsfelder für eine neue Mobilitätskultur

Der BUND-Leitfaden zeigt in sieben zentralen Maßnahmenpaketen, wie die
Weichen neu gestellt werden müssen:


	Verkehr im Nahraum: kurze Wege, Autoverkehr verlagern und vermeiden

	Beweglich und sparsam: mobil mit dem Fahrrad und zu Fuß

	Zielgenaue Planung: klimaschonende Infrastruktur schaffen

	Mehr Kapazitäten: die Bahn flächendeckend als "Zugpferd" einer neuen Mobilitätspolitik

	Gut angebunden: auch im ländlichen Raum mit dem Umweltverbund nachhaltig mobil

	Richtig gelenkt: gerechte Preissignale

	Kleiner, effizient und sauber: zukunftsfähige Autotechnik





Den 36-seitigen BUND-Handlungsleitfaden "Mobiles Baden-Württemberg -
Wege zu einer nachhaltigen Mobilität" können Sie hier herunterladen:

 https://www.bund-
bawue.de/service/publikationen/detail/publication/bund-broschuere-mobiles-baden-wuerttemberg/ 

oder kostenfrei (zuzügl. Versandkosten) bestellen (Mail an
info.bawue@bund.net)

Weitere Informationen:

Webseite des BUND Baden-Württemberg zur Studie: 

https://www.bund-bawue.de/themen/mensch-umwelt/mobilitaet/studie-mobiles-baden-wuerttemberg/

Webseite des BUND Baden-Württemberg zu Mobilität: 

https://www.bund-bawue.de/themen/mensch-umwelt/mobilitaet/

 * 

Quelle:

Presseinformation, 21.01.2020

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)

Landesverband Baden-Württemberg e.V.

Marienstraße 28, 70178 Stuttgart

Tel.: 0711 620306-17, Fax: 0711 620306-77

E-Mail: presse.bawue@bund.net

Internet: www.bund.net/bawue
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RECHT/236: Kohlekraftwerk Lünen - Verwaltungsgericht hebt wasserrechtliche Erlaubnis auf (BUND NRW)

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 16. Januar 2020

Kohlekraftwerk Lünen: Verwaltungsgericht hebt wasserrechtliche
Erlaubnis auf



Düsseldorf | Aufgrund einer Klage des nordrhein-westfälischen
Landesverbandes des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)
hat das Verwaltungsgericht Gelsenkirchen die wasserrechtliche
Erlaubnis für die Einleitung von Kühlturmabwasser des Trianel
Kohlekraftwerks Lünen in die Lippe aufgehoben. Eine Berufung gegen das
Urteil wurde nicht zugelassen. Wie das Gericht in der heute
zugestellten Urteilsbegründung ausführt, hatte die Klage des BUND
schon deshalb grundlegenden Erfolg, weil mit der Bezirksregierung
Arnsberg die falsche Behörde über den Antrag entschieden hat.
Zuständig sei der Kreis Unna.

"Das Trianel Kohlekraftwerk Lünen verfügt damit weiterhin nicht über
die rechtmäßige Erlaubnis zur Abwasserableitung, ohne welche der
Kohlemeiler nicht betrieben werden kann", sagte der stellvertretende
BUND-Landesvorsitzende Thomas Krämerkämper. "Nur weil das Urteil noch
nicht rechtkräftig ist, kann das Kraftwerk einstweilen weiterbetrieben
werden." Der BUND ist aber zuversichtlich, dass das Urteil auch
gegenüber etwaigen Rechtsmitteln der Beklagten und der Beigeladenen
halten wird.

Der Rechtsstreit um die wasserrechtliche Erlaubnis dauert nun schon 11
Jahre. Mit dem jetzigen Gerichtsurteil sind damit bereits zwei
Versionen aufgehoben worden. "Jetzt werden wir mit der dritten Version
konfrontiert", so Krämerkämper. "Auch der Ausgang dieses
Erlaubnisverfahren ist offen." Der BUND erinnerte daran, dass auch
noch gegen den Bau und Betrieb des Kraftwerks eine BUND-Klage anhängig
ist.

Hintergrund: Die wasserrechtliche Erlaubnis betrifft die Einleitung
von jährlich mehr als 60.000 Kubikmeter Kühlturmabflutwasser und
Abwasser aus der Rauchgasentschwefelungsanlage aus dem
Steinkohlekraftwerk. Die Abwässer werden über eine 1 km lange
Abwasserleitung im Bereich eines Fauna-Flora-Habitat-Schutzgebiets in
die Lippe eingeleitet. Mit dem Abwasser werden unter anderem auch
Schwermetalle wie Chrom, Kupfer, Nickel, Zink und Quecksilber in die
Lippe eingeleitet. Letzteres, obwohl die Quecksilberbelastung für die
in der Lippe lebenden Fische schon deutlich über der
Umweltqualitätsnorm liegt. Der BUND sieht darin unzulässige schädliche
Gewässerverunreinigungen sowie einen Verstoß gegen die Vorgaben der
EU-Wasserrahmenrichtlinie und hatte deshalb am 27.12.2013 Klage gegen
die Einleitungserlaubnis eingereicht.

VG Gelsenkirchen, Az.: 9 K 2735114



Mehr Infos zum Kohlekraftwerk Lünen

https://www.bund-nrw.de/themen/klima-energie/hintergruende-und-publikationen/steinkohlenkraftwerke/uniper-kohlekraftwerk-datteln-iv/

 * 

Quelle:

Presseinformation, 16.01.2020

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Tel.: 0211/302005-0, Fax: 0211/302005-26

E-Mail: bund.nrw(at)bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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STANDPUNKT/1160: Weltwirtschaftsforum - Stockende Globalisierung "Gut fürs Klima!" (FUE)

Forum Umwelt & Entwicklung - Pressemitteilung vom 21. Januar 2020

Weltwirtschaftsforum - Stockende Globalisierung: Gut fürs
Klima!



Berlin/Davos, 21. Januar 2020 - Anlässlich des Jahrestreffen des
Weltwirtschaftsforums (WEF) in Davos, Schweiz, werden unter anderem
Kommissionpräsidentin Ursula von der Leyen, aber auch eine Vielzahl an
Regierungschefs und Konzernvertreterinnen und -vertretern erwartet.
Internationaler Klimaschutz und die Nachhaltigkeitsziele der UN sind
dabei die Hauptthemen auf der Agenda. Wie in den vergangenen Jahren
wird das WEF eine Bühne für das Ringen um den Stand des
Multilateralismus, insbesondere der internationalen Handelspolitik,
darstellten. Jürgen Maier, Geschäftsführer, und Nelly Grotefendt,
Referentin für Weltwirtschaft & Handelspolitik im Forum Umwelt und
Entwicklung, blicken dem WEF allerdings kritisch entgegen, denn eine
fortschreitende Globalisierung wird die Klimakrise definitiv nicht
lösen:

"Alle Jahre wieder wird in Davos wortreich beklagt, dass die
Globalisierung ins Stocken geraten ist. Aber das heutige Ausmaß der
Globalisierung ist eine der Hauptursachen für die fünf Umweltkrisen,
die der Global Risk Report des WEF als die größten globalen Gefahren
auflistet. Auch die immer weiterwachsende Ungleichheit hängt
ursächlich mit der globalen Konkurrenz aller gegen alle zusammen, die
nicht zuletzt in Davos propagiert wird. Der blinde Glaube an
Handelsliberalsierungen ohne eine Beachtung von Umwelt und sozialen
Folgen hat uns in diese Sackgasse geführt.

Es geht nicht um die rhetorische Frage Multilateralismus ja oder nein -
im Gegenteil, die dringend notwendige wirtschaftspolitische
Neuorientierung kommt erst voran, wenn der bisherige Multilateralismus
stockt. Die Deutschen werden ihre extreme Abhängigkeit von der
Autoindustrie erst dann abbauen, wenn sie ihre überdimensionierten
Autos nicht mehr unbegrenzt exportieren können. Die Australier werden
ihre Kohleabhängigkeit erst dann überwinden, wenn der Rest der Welt
ihre Kohle boykottiert. Überall in der Welt werden regionale
Wertschöpfungskreisläufe einen massiven Boom erleben, wenn die
Globalisierung stockt und zurückgeht. Das ist gut für unser Klima. Wir
können die Klimakrise nicht lösen, wenn die neoliberale Globalisierung
so weiterläuft."



Als aktuelle Herausforderung benennen beide zudem die kritische
Begleitung der Digitalisierung. Dazu erscheinen folgende
Publikationen:

- Positionspapier "Landwirtschaft 4.0 - politische Leitplanken für
eine sozial gerechte & ökologisch verträgliche digitale
Landwirtschaft"

www.forumue.de/digitalisierung-in-der-landwirtschaft-4-0/

- Einführung in E-Commerce und Handelspolitik "Druckt der 3-D Drucker
bald mein Essen? | E-Commerce und Handelspolitik"

www.forumue.de/druckt-der-3-d-drucker-bald-mein-essen-e-commerce-und-handelspolitik/



Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz für
Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten
deutscher Nichtregierungsorganisationen in internationalen
Politikprozessen zu nachhaltiger Entwicklung. Das Forum Umwelt und
Entwicklung unterhält Kontakte zu Organisationen aus
Entwicklungsländern und stimmt sich mit internationalen Verbänden für
gemeinsame Aktionen ab. Es begleitet auf UN-Ebene die nach Rio
weiterlaufenden internationalen Arbeiten zu Umwelt und
Entwicklung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 21.01.2020

Herausgeber: Forum Umwelt & Entwicklung

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030/678 1775 93, Fax: 030/678 1775 80

E-Mail: info@forumue.de

Internet: www.forumue.de, www.biodiv-network.de
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STELLUNGNAHME/593: NABU-Rechtsgutachten - Maßnahmenbeschleunigungsgesetz nicht rechtskonform (NABU)

Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 17. Januar
2020

NABU-Rechtsgutachten: Maßnahmenbeschleunigungsgesetz nicht
rechtskonform

Miller: Vermeintliche Planungsbeschleunigung ist plumper Angriff auf
den Rechtsstaat



Berlin - Das von der Bundesregierung geplante Gesetzesvorhaben zur
Planungsbeschleunigung großer Infrastrukturprojekte ist laut einem vom
NABU beauftragten Rechtsgutachten nicht EU-rechtskonform. Die
Beschleunigung soll dadurch erreicht werden, dass sie nach einem
vorbereitenden Verfahren vom Parlament beschlossen und dadurch die
Klagemöglichkeit betroffener Bürger und Verbände ausgehebelt wird. Das
Gutachten kommt zu dem Schluss, dass eine Beschleunigung so nicht
erreicht wird. Stattdessen könnten die Rechtsverstöße zu langwierigen
Klageverfahren führen.

"Das geplante Vorgehen stellt außerdem einen plumpen Angriff auf den
Rechtsstaat dar, den wir auf das Schärfste verurteilen", so
NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller, "Es kann nicht sein, dass die
Bundesregierung unter der Überschrift Planungsbeschleunigung bewusst
Rechtsansprüche Dritter aushebelt und versucht, sich unliebsamer
Kritik zu entledigen. Nur eine frühzeitige Einbindung von
Öffentlichkeit und Verbänden kann zu beschleunigten Verfahren führen,
weil so Konflikte frühzeitig gelöst werden können. Wir fordern die
Bundestagsabgeordneten deshalb auf, das Gesetz abzulehnen."

Die Gesetzesvorhaben zur Planungsbeschleunigung betreffen vorerst
zwölf Projekte, die mit erheblichen Eingriffen in Natur und Umwelt
verbunden sind.

Rüdiger Nebelsieck, Rechtsanwalt und NABU-Gutachter: "Das geplante
Gesetz ist nicht zielführend. Die Zulassungsverfahren werden sogar
länger dauern. Gleiches gilt auch für Klagen, weil diese aus
europarechtlichen Gründen gar nicht eingeschränkt werden dürfen und
daher das Gesetz ungewollt auch den Rechtsschutz komplizierter und
länger macht."

Ingo Ludwichowski, NABU-Landesgeschäftsführer Schleswig-Holstein: "Die
zwölf Projekte, für die das Gesetz gelten soll, gelten schon jetzt als
todgeweiht - sie werden durch die Rechtsunsicherheit, die dieses
Gesetz schafft, über lange Jahre blockiert. Der dabei vorgebrachte
Verweis auf Dänemark und die Niederlande greift nicht: Rückfragen
zeigen, dass dort nach wie vor Klagemöglichkeiten weiter bestehen,
derer man sich in der Bundesrepublik EU-rechtswidrig zu entledigen
versucht."




Das Gutachten zum Download:

www.nabu.de/stellungnahme-mgvg/index.html

Weitere,
ausführliche Informationen, Hintergründe und Gutachten-Download:

https://schleswig-holstein.nabu.de/politik-und-umwelt/verbandsbeteiligung/fakten-hintergruende/27438.html

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 3/20, 17.01.2020

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin
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Internet: www.NABU.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis




OEBPS/Images/rf0f0003_49399533847_c5c10a4474_z.jpg





OEBPS/Images/dsc07407.jpg





OEBPS/Images/dsc07486.jpg
. S
=





OEBPS/Images/dsc_4566.jpg





OEBPS/Images/newsimage323370.jpg





OEBPS/Images/dsc07415.jpg
umsteigen — Fahrt Rlchtu ing
Zukunft* #TVN2020






OEBPS/Images/dsc07488.jpg





OEBPS/Images/wett8870_(c)_2020_by_schattenblick.jpg





OEBPS/Images/dsc07421.jpg





OEBPS/Images/dsc_4693.jpg





OEBPS/Images/dsc07423.jpg





OEBPS/Images/newsimage323369.jpg





OEBPS/Images/sb-logo.png





OEBPS/Images/editorial_sb-zeitung.jpg





OEBPS/Images/dsc07491.jpg





OEBPS/Images/sph07157-1.jpg





OEBPS/Images/cover.jpg
Berihic

v K ... Meinungen ... Txtbeiige . Dokumente

Schal

MA-Verlsg

Elektronische Zeitung Schatienblick Mo, 22 Jnar 2020

Kooperationspartner

K - AUSLAND:

Brasnicher Poliker sier

Gocbbels (pooal)

9 POLITI - MENUNGEN
ctmhabuting Preszs)

mmkm\u\u GESELLSCHAFT

13REPRESSION FAKT

i Rt "Durch Ffter

sl e Wore v
e

Dic Linke - cinmischen anfihren

Vebindende ol 1ge el o nd g i
ieh beide

il
Eiiargen on dar dobos;
dem Kiczund von der Chorgrap
s dnmaen Kape e
opl in meinem Her
Mun(»md/' vt it

Rectsionspas von Schaiblck

.

s das.
e s denth auf

N L
et i

v pr@%@nza
:f;,-;w e vo Schatcalck

Eai
me: o e oo

aufderan- 1o der
o e paieot e Ot bl
Hische Feler sind. die sih aus . esclschaft bilden sich
e T ok v ot e v

Bewegung speist i i klletvr Lebensinter.
i Ko Was bt v s e Wo Kobl

k.wum,m  de Ko
58) 21 Januar 2020 Konflike _tigheisbews ver
nd Gonere

i
s o dr Kt um s Tabu
dical- Rheinisehen Brounke)

1o M e Lohemsgrand... gt b Asgirlone, a5f






OEBPS/Images/nains461ewsimage323362.png





